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Kurzzusammenfassung  
Im Rahmen der vorliegenden Dissertation wird, unter Berücksichtigung 
steuerökonomischer, steuertechnischer und finanzierungsseitiger Aspekte, ein 
umfassender konzeptiver Modellvorschlag einer einheitlichen europäischen 
Körperschaftsteuer erarbeitet, deren Aufkommen (teilweise) zur Finanzierung des 
Haushaltes der EU dienen kann. Als Ausgangspunkt für das Modelldesign werden 
zunächst insbesondere die Auswirkungen des Steuerwettbewerbs, die 
Anforderungen an die Körperschaftsbesteuerung im Binnenmarkt, bisherige 
Koordinierungsinitiativen in diesem Bereich sowie die Ansprüche an die Steuer als 
Finanzierungsquelle der EU deskriptiv beziehungsweise qualitativ analysiert. Die 
angestellten finanzwissenschaftlichen Erwägungen führen zum Ergebnis, dass ein 
System mit einem Zuschlag auf eine gemeinsame konsolidierte Körperschaftsteuer-
Bemessungsgrundlage (i.d.F. kurz „EU-KöSt“) den an die Steuer gestellten 
Anforderungen am besten entsprechen würde. Anschließend wird auf dieser 
Grundlage der Modellvorschlag erarbeitet, dessen Wesenskern aus einem solchen 
Zuschlag besteht. Mittels empirischer Analyse von Sekundärdaten der 
Europäischen Kommission ermittelt der Autor eine mögliche Zuschlagshöhe, die 
zum Ersatz des Aufkommens der Mehrwertsteuer-Eigenmittel der EU gereichen 
würde – einer Eigenmittelquelle, die zuletzt, vor allem aufgrund ihrer tendenziell 
regressiven Belastungswirkung, verstärkt Kritik ausgesetzt ist. Die Arbeit gibt 
darüber hinaus Aufschluss über den potenziellen Einfluss der EU-KöSt 
beziehungsweise ihrer Systemmerkmale auf den Steuerwettbewerb sowie auf die 
Steueradministration im Bereich von Unternehmen und Steuerbehörden. 
 
 
Schlüsselwörter 
europäische Körperschaftsteuer, gemeinsame konsolidierte Körperschaftsteuer-
Bemessungsgrundlage, Formelaufteilung, Zuschlagssatz, Eigenmittel, 
Steuerwettbewerb 
 3 
Abstract 
In the framework of the present thesis a comprehensive conceptual model of a 
harmonised European corporate tax is developed, whereby the economics of 
taxation, the technics of taxation as well as revenue aspects are accounted for. (A 
share of) the revenue attained from this tax can be used to finance the budget of the 
EU. To prepare the ground for the design of the model, initially the effects of tax 
competition, the demands on corporate taxation in the internal market, previous 
coordination initiatives in this area, as well as the requirements on the tax as source 
of funds for the EU are analysed descriptively and qualitatively. Considerations 
guided by the principles of public economics lead to the conclusion, that a system 
with a surcharge on a common consolidated corporate tax base (henceforth briefly 
„EU-CIT“) corresponds best with the demands on the tax. Subsequently, on this 
basis the concept model is devised, with such a surcharge as its essence. By 
empirical analysis of secondary data from the European Commission the author 
establishes a possible magnitude of the surcharge, which would suffice to substitute 
the revenue from the EU’s VAT own resource – a source of funds which has been 
criticised recently, first of all for its regressive burden. Furthermore, the thesis 
provides information on the potential impact of the EU-CIT and its systemic 
characteristics on tax competition as well as on tax administration on the side of 
companies and tax authorities alike. 
 
 
Keywords 
European corporate tax, common consolidated corporate tax base, formula 
apportionment, surcharge, own resources, tax competition 
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1. Einleitung 
Die Geschichte des Besteuerungswesens begann mehrere Jahrtausende vor 
Christus.1 Seit damals hat es sich ständig weiterentwickelt. Neue Märkte sind 
entstanden, innovative Marktstrukturen haben sich entwickelt, die Art wirtschaftlicher 
Aktivitäten hat sich ebenso verändert wie die gesellschaftspolitischen Prioritäten. 
Schließlich haben wachsende Anforderungen an die öffentliche Hand neue 
Finanzierungserfordernisse geschaffen. Diese Entwicklungen brachten nicht nur 
Bedarf zur Anpassung bestehender Steuern mit sich, sie haben auch zur 
Entstehung neuer Steuerarten geführt. 
 
So ist etwa die Körperschaftsteuer eine Steuer, die erst in relativ junger 
Vergangenheit kreiert wurde. Sie ist aus der Einkommensteuer hervorgegangen und 
wurde in ihrer heutigen Form vor etwa einem Jahrhundert in den USA erstmals 
eingeführt.2 Die Körperschaftsbesteuerung fußt unter anderem auf dem Argument, 
dass Unternehmen von staatlichen Leistungen beziehungsweise von der 
öffentlichen Infrastruktur profitieren, und dieser Nutzen abzugelten ist. Speziell 
körperschaftlich organisierte Unternehmen profitieren etwa von einer 
Haftungsobergrenze. Das Körperschaftsteueraufkommen beläuft sich in den 
Mitgliedstaaten der EU durchschnittlich auf zirka acht Prozent des 
Gesamtsteueraufkommens.3 Diese Steuerart stellt heutzutage somit eine 
bedeutende Quelle von Staatseinnahmen dar.  
 
Naturgemäß ist auch die Körperschaftsbesteuerung nicht vor der Notwendigkeit zur 
Weiterentwicklung gefeit oder sogar besonders betroffen. Die Globalisierung und die 
damit einhergehende zunehmende Internationalisierung der 
Unternehmensaktivitäten bringt im Besonderen für Steuern auf mobile 
Bemessungsgrundlagen, wie etwa körperschaftliche Gewinne, Anpassungsbedarf 
mit sich. Der Anteil grenzübergreifender Unternehmenstätigkeit wächst ständig.4 Die 
Grundpfeiler nationaler Steuergesetze sind oftmals schon mehrere Jahrzehnte alt 
                                               
1
 vgl. Högemann (2006), S. 21 ff 
2
 siehe Riecker (1997), S. 134 
3
 2009 betrug der Anteil der Körperschaftsteuereinnahmen am Gesamtsteueraufkommen in 
der EU-27 durchschnittlich 7,8%. Siehe Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
(2011c), S. 301 
4
 siehe etwa Eurostat, Economy and Finance Indicators, Entwicklung des Bestandes an 
Auslandsdirektinvestitionen der EU-27-Staaten mit EU-27-Staaten als Partner in % des BIP 
(2004: 32,0; 2005: 35,1; 2006: 37,9; 2007: 42,2; 2008: 44,9; 2009: 50,0; 2010: 51,8) 
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und wurden auf relativ geschlossene Volkswirtschaften zugeschnitten. Man kann 
den Eindruck gewinnen, dass die Steuergesetzgeber der voranschreitenden 
Globalisierung sowie deren möglichen Auswirkungen auf Fiskalpolitik und 
Steuereinnahmen oftmals nur wenig Bedeutung beimessen. Die historisch 
gewachsenen nationalen Körperschaftsteuersysteme werden den Anforderungen 
der globalisierten Wirtschaftswelt in mehrerlei Hinsicht nicht mehr gerecht. Mit der 
Verwirklichung des europäischen Binnenmarktes und der voranschreitenden 
Liberalisierung der internationalen Kapitalmärkte avancieren vormals kleine 
vernachlässigte Spalten in den Steuergesetzen zu großen Schlupflöchern, die es 
Unternehmen teilweise ermöglichen der Steuerzahlung zu entgehen, was zu 
ungleicher Besteuerung und in der Folge zu staatlichen Einnahmeausfällen führt. 
Neben dem traditionellen Steuerwettbewerb um Realinvestitionen leiden Staaten, 
die vergleichsweise hohe (nominelle) Steuersätze zur Anwendung bringen, in 
steigendem Ausmaß unter unternehmensseitigen Bestrebungen zur 
Gewinnverlagerung in Niedrigsteuerländer zum Zwecke der Verringerung der 
Steuerlast. Der internationale Wettbewerb zwingt Unternehmen in zunehmendem 
Maße auf steuerliche „Optimierung“ zu achten. Die nationalen Steuerbehörden 
stehen heute multinationalen Konzernen mit versierten Steuerabteilungen 
gegenüber, die das Ziel verfolgen, die Steuerzahlung zu minimieren. Zu diesem 
Zweck werden, etwa unter Ausnutzung des Transferpreissystems sowie der Regeln 
bezüglich der Gesellschafterfremdfinanzierung („thin capitalisation rules“)5, Gewinne 
in Niedrigsteuerländer verschoben. Die bisher seitens der Mitgliedstaaten zum 
Einsatz gebrachten gesetzlichen Regelungen zur Verhinderung von 
Steuervermeidung werden immer öfter vom Europäischen Gerichtshof für 
unvereinbar mit den Regeln des europäischen Binnenmarktes beziehungsweise mit 
dem Diskriminierungsverbot erklärt.6  
 
                                               
5
 Von Gesellschafterfremdfinanzierung spricht man, wenn ein Gesellschafter seiner  
Kapitalgesellschaft gegenüber gleichzeitig als Eigenkapitalgeber als auch als 
Fremdkapitalgeber auftritt. Die Zinsen für die Überlassung von Fremdkapital sind im 
Regelfall unternehmensseitig von der Körperschaftsteuer abzugsfähig, und verursachen 
beim Empfänger der Zinszahlungen einen zu versteuernden Kapitalertrag. Wenn 
Gesellschafter und Gesellschaft in unterschiedlichen Ländern sitzen, können die 
Zinsausgaben in einem Hochsteuerland abgezogen und in einem Niedrigsteuerland 
versteuert werden. Regeln zur Bekämpfung der oftmals aus dieser Möglichkeit 
resultierenden relativ geringen Eigenkapitalausstattung von Kapitalgesellschaften, werden 
als „thin capitalisation rules“ bezeichnet. 
6
 Für einige Beispiele von diesbezüglichen Entscheidungen des Europäischen Gerichtshofs, 
siehe Persoff (2004). 
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Diese Entwicklungen bewegen die Steuergesetzgeber zusehends dazu, ihre 
Anstrengungen zur Ausrichtung der Steuergesetze an den globalisierten 
Unternehmensaktivitäten zu intensivieren. Die durch den europäischen Binnenmarkt 
und die liberalisierten Kapitalmärkte gesteigerte Mobilität der 
Bemessungsgrundlagen hat zunächst viele Mitgliedstaaten dazu veranlasst ihre 
statutarischen Körperschaftsteuersätze zu senken, um ihre Position im 
Steuerwettbewerb zu verbessern. Dieser oft als Abwärtswettlauf ("race to the 
bottom") charakterisierte Trend hat von vielen Seiten zum Ruf nach verstärkter 
aktiver Koordinierung7 geführt, um den Folgen des Steuerwettbewerbs besser zu 
begegnen und ein zur Finanzierung wesentlicher staatlicher Leistungen 
notwendiges Steueraufkommen sichern zu können. Auf nationale Ebene 
beschränkte Maßnahmen sind nicht mehr ausreichend. Steuergesetzgeber sind in 
wachsendem Ausmaß dazu gezwungen auf die internationale Wettbewerbsfähigkeit 
ihrer Steuersysteme zu achten. Ein höheres Maß an Steuerkoordination ist 
erforderlich, um internationale steuerliche Verzerrungen bestmöglich zu vermeiden, 
Steuerausweichung bestmöglich zu bekämpfen und eine möglichst faire steuerliche 
Wettbewerbsumgebung über die Grenzen hinweg sicherzustellen. 
 
In der Vergangenheit stießen Vorschläge zur stärkeren Koordinierung der direkten 
Besteuerung durch Delegieren diesbezüglicher Kompetenzen an die EU-Ebene 
oftmals auf Widerstand seitens der Mitgliedstaaten. Grund dafür war häufig eben 
diese dafür notwendige Delegation nationaler Souveränitätsrechte selbst, der die 
Mitgliedstaaten vor allem im Bereich der Fiskalpolitik traditionell skeptisch 
gegenüberstehen. Das wachsende Ausmaß von Steuerausweichung und die 
dadurch drohenden Einnahmeausfälle tragen jedoch dazu bei, diese Ablehnung 
stetig schwinden zu lassen. Dies zeigen aktuelle Reformbestrebungen auf EU-
Ebene, die der gemeinsamen Steuergesetzgebung einen prominenten Platz 
einräumen.8 Darüber hinaus steigt das Bewusstsein, dass  grenzüberschreitend 
agierende Unternehmen, durch die Notwendigkeit bis zu 27 verschiedenen 
Steuergesetzen genügen zu müssen, mit hohen Verwaltungskosten konfrontiert 
sind, die im Zuge stärkerer Koordinierung gesenkt werden könnten. Schließlich 
existiert durch die derzeitige Fragmentierung der internationalen 
Steuergesetzgebung nicht nur der Sachverhalt der Doppelbesteuerung, sondern 
                                               
7
 Unter aktiver Koordinierung wird hier „explizite Koordinierung“ sowie „Koordinierung durch 
Delegation“ verstanden. Für genauere Erklärungen, siehe Abschnitt 6. 
8
 siehe etwa die neue „Binnenmarktakte“, Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
(2011a) 
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auch der Doppel-Nicht-Besteuerung, deren Beseitigung im Sinne der Gesetzgeber 
ist, um gleiche Wettbewerbsbedingungen zu schaffen.9 
 
Bereits zu Beginn der 60er Jahre attestierten Experten des Steuer- und 
Finanzausschusses der Kommission der Europäischen Gemeinschaften der 
Körperschaftsbesteuerung Bedarf an stärkerer aktiver Koordinierung.10 Weitere 
Sachverständigenberichte untermauerten und konkretisierten diesen Befund11, 
bevor die Europäische Kommission 2001 vier konkrete Ansätze mit dem 
vorrangigen Ziel der Annäherung der Körperschaftsteuer-Bemessungsgrundlagen 
vorlegte. 12 Konkret handelt es sich bei diesen vier Vorschlägen um die 
Sitzlandbesteuerung, die Besteuerung nach einer gemeinsamen (konsolidierten) 
Bemessungsgrundlage, eine Europäische Körperschaftsteuer sowie die vollständige 
Harmonisierung der Bemessungsgrundlagen, die den Ersatz der diesbezüglichen 
einzelstaatlichen Vorschriften mit sich bringen würde. Nachdem einige 
Mitgliedstaaten im Rat der Europäischen Union für Wirtschaft und Finanzen (kurz 
ECOFIN-Rat) Interesse an der Umsetzung der gemeinsamen konsolidierten 
Bemessungsgrundlage gezeigt hatten13 und sich damit für dieses Modell am 
ehesten Zukunftschancen abzeichneten, wurde dieser Ansatz von der Europäischen 
Kommission weiter vorangetrieben. Erklärte Ziele des Vorhabens sind die 
Vereinfachung der Steueradministration für grenzüberschreitend tätige Konzerne, 
die Erhöhung der Transparenz der Besteuerung, die Einschränkung von 
Steuervermeidung sowie die Verringerung steuerlicher Verzerrungen von 
Investitionsentscheidungen. Gemäß diesem Ansatz, der im März 2011 in Form 
eines Richtlinienvorschlages14 der Europäischen Kommission konkretisiert wurde, 
wäre zwar eine einheitliche Bemessungsgrundlage für die Körperschaftsteuer 
vorgesehen, jedoch keine Vereinheitlichung der Steuersätze. Es handelt sich dabei 
demnach nicht um die Bestrebung die Körperschaftsbesteuerung zu harmonisieren, 
Ziel ist vielmehr die diesbezügliche Koordinierung zu intensivieren. Diese scheinbar 
spitzfindige Unterscheidung in der Diktion erweist sich vor allem auf politischem 
                                               
9
 Kommission der Europäischen Gemeinschaften (2004a) 
10
 Kommission der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft (1962) 
11
 siehe etwa Van den Tempel (1971), Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
(1992a) 
12
 siehe Kommission der Europäischen Gemeinschaften (2001b)  
13
 siehe u.a. Beratungen des ECOFIN-Rates vom September 2004, April, Juni und 
September 2006 sowie Juni 2007 
14
 Kommission der Europäischen Gemeinschaften (2011a) 
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Niveau als äußerst wichtig, vor allem um den Anliegen kategorischer Gegner 
gänzlicher Steuerharmonisierung nachzukommen und eine unvoreingenommene 
Bewertung neuer Koordinierungsvorschläge zu erreichen. Während eine 
Harmonisierung eine völlige Gleichschaltung einschlägiger Regelungen bedeuten, 
und damit nationale Variationen verunmöglichen würde, sind unter intensiverer 
Koordination gemeinsame Rahmenregelungen zu verstehen, bei der nationale 
Spielräume erhalten bleiben sollen beziehungsweise sogar erwünscht sind.  
 
Im Zuge der Diskussionen zur stärkeren Koordinierung der Besteuerung in der EU 
kommt dennoch immer öfter auch die Möglichkeit eines noch weitergehenden 
Schrittes zu Sprache, nämlich jenes der Einführung einer „EU-Steuer“. Eine solche 
Steuer würde EU-weit auf Grundlage gemeinsamer Regeln erhoben werden, und ihr 
Aufkommen könnte einen direkten Beitrag zur Finanzierung des EU-Haushalts 
leisten. Diese Erwägung entspringt nicht zuletzt auch kontroversiellen Diskussionen 
um das derzeitige Eigenmittelsystem der EU.15 Im Besonderen werden die 
sogenannten „Mehrwertsteuer-Eigenmittel“ aufgrund ihrer fiktiven 
Berechnungsgrundlage als ungerecht empfunden.16 Die Idee der direkten 
Steuerfinanzierung in Form einer originären EU-Steuerquelle resultiert trotz der 
Mängel des aktuellen Finanzierungssystems vor allem aus der Tatsache, dass die 
ständige Ausweitung der Aufgaben der EU permanent steigenden Finanzbedarf 
nach sich zieht. Zudem mehren sich die Vorschläge, die auf europäischer Ebene 
erbrachten öffentlichen Leistungen auch auf europäischer Ebene zu finanzieren. Da 
die traditionellen Eigenmittelquellen des EU-Haushalts – im Wesentlichen Zölle und 
Agrarabschöpfungen – nur sehr geringe Einkünfte bringen, wird der Ruf nach einer 
zusätzlichen EU-eigenen Einnahmequelle lauter.  
 
Als mögliche Steuerquelle, die zur Finanzierung des EU-Haushaltes Verwendung 
finden könnte, wird im wissenschaftlichen Diskurs – neben einer Mineralölsteuer, 
einer Kerosinsteuer, Finanztransaktionssteuern oder einer gemeinsamen 
Mehrwertsteuer – auch die Körperschaftsteuer erwähnt.17 Die Argumentation zur 
                                               
15
 Dies zeigten etwa die Verhandlungen der EU-Finanzminister zum europäischen 
Finanzrahmen 2007-2013. 
16
 Diesbezügliches Hauptargument ist die überproportionale Belastung wirtschaftlich weniger 
fortgeschrittener Mitgliedstaaten, in denen dem privaten Konsum eine relativ starke 
Bedeutung als Wirtschaftsfaktor zukommt. Vgl. Integrationsbüro des Eidgenössischen 
Departements für auswärtige Angelegenheiten und des Eidgenössischen 
Volkswirtschaftsdepartements (2003) 
 
17
 siehe etwa Schratzenstaller, Berghuber (2006) 
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Instrumentalisierung der Körperschaftsteuer als EU-Steuer fußt vorrangig auf dem 
Argument, dass Unternehmen in der EU – unter anderem durch den europäischen 
Binnenmarkt und den institutionellen Rahmen der EU – ein Zusatznutzen zukommt, 
dessen steuerliche Abgeltung auf europäischer Ebene gerechtfertigt ist.18 Dies 
entspricht einem prominenten Praxisfall der Föderalismustheorie im Allgemeinen 
und der sogenannten Aufgaben- beziehungsweise Ausgaben- und 
Einnahmenkongruenz im Speziellen, wonach die Einnahmen jener 
gebietskörperschaftlichen Ebene verfügbar gemacht werden sollten, die auch die 
Aufgaben zu besorgen und damit die Ausgaben zu tätigen hat.19  
 
Forschungszweck der gegenständlichen Arbeit ist die finanzwissenschaftliche 
Analyse des Potenzials der Körperschaftsteuer als eigene EU-Steuer. Mögliche 
Ausgestaltungsmerkmale einer solchen Steuer werden untersucht. Bestehende 
Arbeiten behandeln Teilbereiche, wie etwa die Definition einer gemeinsamen 
Bemessungsgrundlage oder eines Systems zur Formelaufteilung, isoliert. 
Detaillierte Vorschläge bezüglich der konkreten Ausgestaltung der 
Körperschaftsteuer als EU-Eigenmittelquelle, unter Berücksichtigung möglicher 
Konsequenzen für die Finanzierung des EU-Haushalts, existieren bis dato nicht. Ziel 
und wesentlicher Neuerungswert dieser Arbeit ist die Erarbeitung und Analyse eines 
umfassenden konzeptiven Modellvorschlags für eine solche europäische 
Körperschaftsteuer. Diese Arbeit beinhaltet keine neuen Wirkungs- 
beziehungsweise Inzidenzanalysen, sondern greift diesbezüglich auf bestehende 
Arbeiten zurück. Die angestellte Untersuchung möglicher Optionen für eine 
Körperschaftsteuer auf EU-Ebene ergibt, dass ein Zuschlag auf eine gemeinsame 
konsolidierte Körperschaftsteuer-Bemessungsgrundlage den an die Steuer 
gestellten Anforderungen am besten entsprechen würde. Ein solcher Zuschlag 
würde auf Grundlage EU-weiter Regeln erhoben, und das Aufkommen daraus zur 
Finanzierung des EU-Haushalts verwendet werden. Die EU erhielte begrenzte 
Gesetzgebungs- und Ertragshoheit. Im weiteren Verlauf dieser Arbeit wird dieses 
konkrete Modell als „EU-KöSt“ bezeichnet.  
 
Die EU-KöSt ist für eine finanzwissenschaftliche Untersuchung aus zweierlei 
Perspektiven besonders interessant. Erstens stellt sich in steuerwissenschaftlicher 
Hinsicht die Frage, ob mittels EU-KöSt steuerökonomische beziehungsweise 
                                               
18
 vgl. Haufler (1999), S. 147 f 
19
 vgl. Blankart (2006), S. 607 f 
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steuertechnische Verbesserungen erreicht werden können. Diese Arbeit soll im 
Besonderen klären, ob die EU-KöSt dazu geeignet ist ineffizientem 
Steuerwettbewerb20 entgegenzuwirken, steuerliche Verzerrungen von 
Investitionsentscheidungen zu vermindern, sowie die im Zuge der Besteuerung 
entstehende Verwaltungsbelastung zu reduzieren. Zweitens ist finanzierungsseitig 
von Relevanz, ob, und wenn ja in welchem Ausmaß, die EU-KöSt die Erfordernisse 
einer Eigenmittelquelle zur Finanzierung des EU-Haushalts erfüllen kann. Die Arbeit 
widmet sich diesbezüglich auch der Frage, unter welchen Bedingungen Einnahmen 
aus einer EU-KöSt als Ersatz für jene aktuell beanspruchten Finanzierungsquellen 
dienen könnten, die in Kritik geraten sind. 
 
Zur Beantwortung der Forschungsfrage werden zunächst deskriptive Methoden 
herangezogen. Darüber hinaus erfolgt eine empirische Analyse von Sekundärdaten 
(insbesondere Daten zum Steueraufkommen beziehungsweise 
Zahlungsinformationen in Verbindung mit den Finanzierungsbeiträgen der 
Mitgliedstaaten an die EU), die insbesondere für die Definition des in dieser Arbeit 
vorgeschlagenen Modells einer EU-KöSt auf Basis eines Zuschlages auf eine 
gemeinsame KöSt-Bemessungsgrundlage von Bedeutung sind.  
 
Kapitel 2 dient zunächst der finanzwissenschaftlichen Rechtfertigung der 
Körperschaftsteuer. Nach einer kurzen entstehungsgeschichtlichen Einführung 
werden verschiedene Argumentationslinien diskutiert, die für beziehungsweise 
gegen die Körperschaftsbesteuerung sprechen. Ein Beleg für die Nützlichkeit der 
Körperschaftsbesteuerung ist im Vorfeld jedweder Erweiterung des Systems 
unabdingbar. 
 
In Kapitel 3 wird die Entwicklung der Körperschaftsbesteuerung in den 
Mitgliedstaaten der EU portraitiert. Der Fokus liegt dabei auf Trends bei der 
Körperschaftsteuerbelastung beziehungsweise beim Aufkommen aus dieser 
Steuerart. Die Entwicklung verschiedener Arten von Steuersätzen gibt nicht nur über 
die tatsächliche Steuerbelastung Aufschluss, sondern darüber hinaus über im 
Steuerwettbewerb wesentliche Kenngrößen, die bei der Entwicklung einer 
Körperschaftsteuer auf EU-Ebene berücksichtigt werden müssen. 
                                               
20
 Ineffizienter Steuerwettbewerb findet gemäß traditioneller Steuerwettbewerbstheorie dann 
statt, wenn es zu einer laufenden Senkung der Steuerbelastung im Wettbewerb der 
Gebietskörperschaften auf ein suboptimales Niveau kommt, und dadurch in weiterer Folge 
zu einem Unterangebot öffentlicher Leistungen. Für mehr Details, siehe Abschnitt 4, 
insbesondere Zodrow, Mieszkowski (1986). 
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Kapitel 4 gibt einen Überblick über verschiedene Facetten herrschender Theorien 
zum Steuerwettbewerb sowie über dessen mögliche Konsequenzen für die 
Standortwahl von Unternehmen und das Steueraufkommen. Die dargestellten 
Wirkungszusammenhänge werden in Relation zu steuerpolitischen 
Handlungsalternativen gesetzt. Das Kapitel dient der Entwicklung einer 
Entscheidungsgrundlage bezüglich des notwendigen Grades an Koordinierung im 
Bereich der Unternehmensbesteuerung und gibt Aufschluss über den möglichen 
Erfolg von Bestrebungen zur Verminderung schädlichen Steuerwettbewerbs.  
 
Das Kapitel 5 dient der Formulierung steuerwissenschaftlicher Anforderungen, die 
an die Unternehmensbesteuerung im Binnenmarkt gestellt werden müssen. 
 
In Kapitel 6 werden bisherige Maßnahmen beziehungsweise Instrumente der 
Koordinierung der Körperschaftsbesteuerung auf Ebene der EU diskutiert. Dem  
Modell einer gemeinsamen konsolidierten Körperschaftsteuer-Bemessungsrundlage 
ist ein besonderer Schwerpunkt des Kapitels gewidmet. Die grundsätzlichen 
Designmerkmale und der potenzielle Mehrwert dieses Modells werden dargelegt. Im 
Lichte der letzten kontroversiellen politischen Diskussionen gilt der Möglichkeit, das 
Modell im Rahmen der sogenannten "verstärkten Zusammenarbeit" unter einigen 
Mitgliedstaaten zu realisieren, besondere Aufmerksamkeit. Neben den 
Steuergesetzgebern kommt auch dem Europäischen Gerichtshof eine Rolle bei der 
Weiterentwicklung der Körperschaftsbesteuerung zu.  
 
Kapitel 7 widmet sich speziell dem finanzierungsseitigen Aspekt der EU-KöSt. Ziel 
des Kapitels ist die Beurteilung der Eignung der Körperschaftsbesteuerung zur 
Finanzierung des EU-Haushalts. Zu diesem Zweck wird zunächst das aktuelle 
Finanzierungssystem der EU dargestellt und dessen Vor- und Nachteile analysiert. 
Nach Diskussion der Anforderungen an ein System zur Finanzierung des EU-
Haushaltes wird die Aufteilung der Steuerkompetenz im föderalen System diskutiert, 
im Besonderen die Möglichkeiten zur Übertragung von Steuerkompetenz an die EU. 
Den Abschluss des Kapitels bildet die Beurteilung der Eignung der EU-KöSt als 
Eigenmittelquelle. 
 
In Kapitel 8 werden die ökonomischen Effekte, die verschiedene 
Harmonisierungsschritte im Bereich der Körperschaftsbesteuerung in der EU mit 
sich bringen könnten, analysiert. 
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Kapitel 9 dient der Analyse möglicher konkreter Ausgestaltungsmerkmale einer EU-
KöSt. Der Ansatz einer gemeinsamen konsolidierten Körperschaftsteuer-
Bemessungsgrundlage dient als Ausgangspunkt für die weitergehende 
Untersuchung, zumal eine gemeinsame Bemessungsgrundlage notwendige 
Vorbedingung für die Einführung einer EU-KöSt ist. Im Speziellen wird dabei unter 
anderem auf den persönlichen Anwendungsbereich, den steuerlichen 
Konsolidierungskreis, die Definition des steuerbaren Einkommens, die Aufteilung 
der Bemessungsgrundlage, internationale Anknüpfungspunkte, die Aufteilung der 
Einnahmenkompetenz sowie auf das potenzielle Aufkommen der EU-KöSt 
eingegangen. Den Abschluss bildet ein konzeptiver Modellvorschlag für die EU-
KöSt, in dem die als geeignet identifizierten Elemente zusammenfließen. 
 
Das Kapitel 10 fasst die Ergebnisse dieser Arbeit zusammen und erwägt die 
Zukunftsaussichten des vorgeschlagenen Modells. 
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2. Geschichte und Rechtfertigung der 
Körperschaftsbesteuerung 
Eine zentrale Frage, die bei Reformen der Körperschaftsbesteuerung gestellt 
werden sollte, ist jene nach der finanzwissenschaftlichen Zweckmäßigkeit einer 
eigenständigen Körperschaftsteuer. Angesichts der rezenten Bemühungen zur 
Vereinfachung der Steuergesetzgebung scheint diese Frage durchaus 
gerechtfertigt. Es gibt jedoch einige gute Gründe, die für eine eigenständige 
Körperschaftsteuer sprechen. An den Beginn der folgenden Betrachtung der 
Rechtfertigungsgründe der Körperschaftsbesteuerung ist eine kurze 
entwicklungsgeschichtliche Betrachtung gestellt.  
 
Die ersten Ansätze der Besteuerung von Körperschaften zielten auf die möglichst 
umfassende Einbeziehung von deren Vermögen in die Bemessungsgrundlagen der 
Grund- beziehungsweise Vermögenssteuern. Die Besteuerung der Unternehmen 
selbst wurde vor allem von jenen Staaten forciert, in deren Verwaltungsgebiet zwar 
Unternehmen angesiedelt waren, die jedoch die Mehrheit der Anteilseigner im 
Ausland wähnten. Erst später wurde das körperschaftliche Einkommen 
beziehungsweise der Gewinn als Bemessungsgrundlage entdeckt und genutzt.21 
Schließlich haben, historisch betrachtet, auch politisch-ökonomische Gründe zur 
Einführung einer Besteuerung von Körperschaften geführt, nachdem man 
beobachtet hat, dass eben diese Unternehmen vergleichsweise profitabel 
beziehungsweise im fiskalischen Sinne leistungsfähig waren.22 Die im Folgenden 
angeführten Rechtfertigungsgründe zeigen jedoch, dass das Kriterium der 
Leistungsfähigkeit keineswegs das alleine ausschlaggebende ist. 
 
Eines der Hauptargumente für die Körperschaftsbesteuerung ist für gewöhnlich, 
dass Kapitalgesellschaften von der staatlichen Infrastruktur, dem Rechtssystem, 
dem Sozialsystem, dem Bildungssystem und vielen anderen staatlichen Leistungen 
mehr profitieren, und die Körperschaftssteuer als Entgelt für diese staatlichen 
Leistungen zu verstehen ist. Die Steuer stellt ein Äquivalent für die Nutzung der 
staatlichen Infrastruktur dar. Ungeachtet der Tatsache, dass die Gewinne letzten 
Endes dem Anteilseigner zufließen, ist es die Körperschaft, die am wirtschaftlichen 
Verkehr teilnimmt und dabei von der Infrastruktur profitiert. Der Anteilseigner 
                                               
21
 vgl. Crane (1999), S. 170 f 
22
 vgl. Blankart (2006), S. 295 ff 
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profitiert erst in zweiter Linie von der Tätigkeit der Körperschaft. Demgemäß ist es 
sachlich gerechtfertigt, wenn im Zuge der Besteuerung der unmittelbare Nutzer der 
Infrastruktur zu dessen Finanzierung herangezogen wird und nicht in erster Linie der 
Anteilseigner.23 Zum Zweck der Entrichtung eines Entgeltes für staatliche 
Leistungen wäre prinzipiell eine Entrichtung im Wege von Gebühren der direkte 
Weg, der das Äquivalenzprinzip am besten verwirklichen würde. Da es – in 
Abhängigkeit von der jeweiligen Leistung – aus praktischen oder politischen 
Gründen regelmäßig nicht möglich ist, staatliche Leistungen einem 
Leistungsempfänger direkt zuzurechnen, bedient man sich im Unternehmensbereich 
der Körperschaftsbesteuerung als zweitbeste Lösung. Gäbe es keine 
Körperschaftsbesteuerung, so könnten Unternehmen von bestimmten staatlichen 
Leistungen, die nicht direkt voll verrechnet werden können (wie etwa das 
Rechtssystem), profitieren, ohne diese Leistungen in vollem Umfang auch bezahlen 
zu müssen. Wenn auch in manchen Fällen eine direkte Bepreisung des Mehrwertes, 
der Unternehmen aus den öffentlich erbrachten Leistungen zuteilwird, theoretisch 
möglich wäre, so würden dabei unverhältnismäßig hohe Kosten entstehen. Für eben 
diese Fälle dient die Körperschaftsbesteuerung als zweitbeste Lösung.24  
 
Weiters kann argumentiert werden, dass körperschaftlich organisierten 
Unternehmen eine Haftungsobergrenze zugutekommt. Die Körperschaftsteuer stellt 
unter anderem eine Abgeltung dieser Haftungsbegrenzung dar, die 
Personengesellschaften nicht zuteilwird.25 
 
Unter anderem im Rahmen von Diskussionen zum Standortwettbewerb wurden 
zuletzt die Effekte der Körperschaftsbesteuerung auf die unternehmerische 
Investitionstätigkeit näher untersucht.26 Die Ergebnisse dieser Untersuchungen 
weisen darauf hin, dass die Körperschaftsteuerbelastung negative Auswirkungen 
auf die Investitionstätigkeit (und damit auch auf Auslandsdirektinvestitionen) haben 
kann. Derartige Einflüsse sind auch in die Diskussionen um die Wirkungen von 
Steuern auf das Wirtschaftswachstum eingegangen. Etwa hat ein Forscherteam der 
OECD Hinweise27 gefunden, die dafür sprechen, dass speziell die 
                                               
23
 vgl. Frotscher (2004), S. 10 
24
 vgl. Devereux, Sørensen (2006), S. 16 
25
 vgl. Crane (1999), S. 171 
26
 siehe etwa Djankov et al. (2010) 
27
 siehe Johansson et al. (2008) 
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Körperschaftsteuer wachstumshemmend wirken kann. Während junge 
Unternehmen – vordergründig aufgrund ihrer oftmals noch geringeren Profite – in 
ihrer Investitionstätigkeit weniger stark auf Veränderungen der 
Körperschaftsteuerbelastung reagieren, schränken vorwiegend ältere und 
regelmäßig profitablere Unternehmen ihre Investitionstätigkeit bei Erhöhungen der 
Steuerbelastung ein.  
 
Als weiteres Argument gegen die Körperschaftsbesteuerung wird gelegentlich 
angeführt, dass die Eigentümer beziehungsweise Anteilseigner eines 
körperschaftlich organisierten Unternehmens ohnedies selbst schon steuerpflichtig 
sind und aus der Körperschaftsbesteuerung eine Mehrfachbelastung erwachsen 
kann.28 Es gibt gute wissenschaftliche Hinweise darauf, dass die Steuerinzidenz in 
Richtung der Arbeitnehmer wirkt und diese die Belastung der Körperschaftsteuer 
letztendlich mittragen. Hauptwirkungsschiene sind hier längerfristig die kollektiven 
Lohnverhandlungen, bei denen Körperschaftsteuererhöhungen teilweise 
weitergegeben werden.29 Die gleichzeitige Besteuerung von Individuen und 
Unternehmen könnte mitunter dann gerechtfertigt erscheinen, wenn die 
Lohnempfänger gleichzeitig auch Kapitaleigner sind, was mittels direkter und vor 
allem indirekter Beteiligungen etwa über Investmentfonds (mitunter in Form von 
Pensionsfonds) immer öfter der Fall ist.30 In diesem Szenario profitieren die 
Anteilseigner jedenfalls von staatlichen Leistungen für Unternehmen.31 
 
Unzweifelhaft ist weiters, dass ohne Körperschaftssteuer thesaurierte Gewinne 
steuerfrei blieben und Kapitalgesellschaften sich daher steuerfrei selbstfinanzieren 
könnten, während sich Personengesellschaften nur aus versteuertem Gewinn 
selbstfinanzieren können. Für Investoren wäre damit der Anreiz gegeben, ihre 
Einkommen durch Anlage in Kapitalgesellschaften von der persönlichen 
Einkommensteuer (vorläufig) abzuschirmen. Eine Körperschaftsbesteuerung ist 
demnach als notwendige Ergänzung („Vorauszahlung“) zur veranlagten 
                                               
28
 vgl. Weichenrieder (2005),  S. 6 f 
29
 vgl. Arulampalam (2009) 
30
 vgl. Nowotny (2008), S.25 f 
31
 vgl. Devereux, Sørensen (2006), S. 17 
 18 
Einkommensbesteuerung oder aber auch von Abgeltungssteuern32 zu 
rechtfertigen.33 
 
Der Anknüpfungspunkt zu Abgeltungssteuern wird bei Betrachtung der 
Kapitalertragssteuer evident. Ebenso wie die Körperschaftsbesteuerung als 
Ergänzung der veranlagten Einkommensteuer dient, ist sie zur Ergänzung der 
Kapitalertragsteuer notwendig. Ohne adäquater Körperschaftsbesteuerung wäre es 
möglich die Kapitalertragsbesteuerung zu umgehen, indem die Kapitalgewinne 
formell von körperschaftlich organisierten Unternehmen lukriert werden. Sparer 
würden Unternehmen den Vorzug vor Sparbüchern o.ä. geben.34  
 
Das Streben nach genereller Vereinfachung der Einkommensbesteuerung hat zum 
Gedanken geführt, die Körperschafts- und die Einkommensbesteuerung 
zusammenzuführen. Ein diesbezüglicher Vorschlag baut auf der Argumentation auf, 
dass Steuern im Endeffekt stets von Personen getragen werden, und demnach 
auch Gewinne von Kapitalgesellschaften (ob ausgeschüttet oder nicht) im Sinne 
eines wirtschaftlich weit gefassten Einkommensbegriffs als Einkommen der 
Anteilseigner zu betrachten und zu besteuern sind. Eine eigenständige 
Körperschaftsteuer wäre somit nicht mehr notwendig. Sofern also die 
Kapitalgesellschaft lediglich einen Kanal darstellt durch den persönliches 
Einkommen fließt, liegt der Schluss nahe, dass eine stärkere Integration zwischen 
Körperschaft- und Einkommensteuer sinnvoll wäre.35 Ein in diesem Zusammenhang 
viel diskutiertes Modell ist die sogenannte Teilhabersteuer. Im Rahmen dieses 
Systems würden sowohl der ausgeschüttete als auch der thesaurierte Gewinn den 
augenblicklichen Anteilseignern – entsprechend der relativen Größe ihrer Anteile – 
zugerechnet und bei diesen als Einkommen besteuert. Die Belastung dieses 
Gewinnes stimmt so mit jener Belastung überein, die auch die Einkommen der 
Aktionäre trifft.36 Die Integration der erzielten Gewinne in die persönliche 
                                               
32
 Unter einer Abgeltungssteuer wird gemeinhin eine Quellensteuer auf Kapitalerträge 
verstanden, mit der die auf Kapitalerträge entfallende Einkommensteuerschuld abgegolten 
ist. Vgl. Homburg (2010), S. 229 
33
 vgl. Nowotny, Zagler (2009), S. 372 
34
 vgl. Weichenrieder (2005), S. 10 ff. Zudem haben Fuest und Weichenrieder geschätzt, 
dass eine einprozentige Senkung des nominellen Körperschaftsteuersatzes, einen Anstieg 
des Anteils körperschaftlichen Sparens am gesamten privaten Sparvolumen um 2,6 
Prozentpunkte zur Folge hat. Siehe Fuest, Weichenrieder (2002), S. 23 
35
 vgl. Nowotny, Zagler (2009), S. 372 f 
36
 vgl. Tempel (1971), S. 35; Schwarzkopf (1993), S. 36 f 
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Bemessungsgrundlage der Einkommensteuer kommt jedoch aus steuertechnischen 
Gründen nicht in Frage, da der dadurch entstehende erhebliche administrative 
Aufwand nicht zu rechtfertigen wäre. Bei großen Publikumsaktiengesellschaften 
etwa, bei denen die Inhaber der Aktien anonym bleiben und häufig wechseln, ist 
eine korrekte Zurechnung der Gewinnanteile auf den Anteilseigner nahezu 
unmöglich.37  
 
Schließlich können politökonomische Gründe Regierungen dazu veranlassen mit 
der Körperschaftsbesteuerung eine Strategie zu verfolgen, die Steuerbelastung 
teilweise zu „exportieren“ und damit von den eigenen Wählern zu Nichtwählern zu 
verlagern. Steuerökonomisch argumentiert ist eine solche Strategie erforderlich, um 
die Besteuerung ausländischer Eigentümer nationaler Körperschaften im Sitzland 
der jeweiligen Unternehmen sicherzustellen. In Ländern, in denen noch das 
Anrechnungsprinzip zur Anwendung kommt38, steht multinationalen Unternehmen 
die Möglichkeit offen, bereits im Ausland bezahlte Steuer bei der Steuerbemessung 
im Inland angerechnet zu bekommen. Insbesondere in diesen Fällen scheuen 
Investoren trotz Steuererhöhungen im Zielort ihrer Investitionen regelmäßig nicht 
davor zurück, dort zu investieren.39 
 
Aus fiskalischer Sicht mag die Erzielung eines nicht unerheblichen Steuerertrages 
zur Rechtfertigung der Sinnhaftigkeit der Körperschaftsbesteuerung ausreichend 
erscheinen. Wie in diesem Abschnitt dargelegt, gibt es jedoch auch fundierte 
finanzwissenschaftliche Gründe, die die Steuergesetzgeber dazu bewegen, an einer 
selbständigen Körperschaftsteuer festzuhalten. Nachstehende Tabelle 2 bietet 
einen abschließenden Kurzüberblick über die Vor- und Nachteile der 
Körperschaftsbesteuerung. 
 
                                               
37
 vgl. Wildasin (2002), S. 180; Nowotny, Zagler (2009), S. 373; Devereux, Sørensen (2006), 
S. 15 f 
38
 siehe International Bureau of Fiscal Documentation (2011) 
39
 vgl. Weichenrieder (2005), S. 8 f 
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Tabelle 2: Kurzüberblick über die Vor- und Nachteile  
der Körperschaftsbesteuerung 
Vorteile Nachteile 
Abgeltung staatlicher Leistungen, wie etwa 
Rechtssystem oder Infrastruktur  
Steuerbelastung wird als Folge von 
Inzidenzwirkungen teilweise von den 
Lohnempfängern getragen  
Ergänzung der veranlagten 
Einkommensbesteuerung („Rückhaltfunktion“) 
Körperschaftsbesteuerung kann 
Investitionstätigkeit von Unternehmen negativ 
beeinflussen (wesentliche Einflussgröße im 
Standortwettbewerb) 
Körperschaftsbesteuerung verhindert die 
Umgehung der Kapitalertragsteuer durch 
Verlagerung der Kapitalgewinne auf 
Unternehmen 
Körperschaftsteuer kann als Instrument zum 
Export von Steuerbelastung missverstanden 
werden 
Erzielung eines substanziellen 
Steueraufkommens von leistungsfähigen 
Steuerdestinataren 
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3. Entwicklung der Körperschaftsteuer in der EU 
In diesem Abschnitt wird die Körperschaftsteuerbelastung in der EU portraitiert. Die 
Entwicklung statutarischer, impliziter und effektiver Steuersätze sowie des 
Steueraufkommens informiert nicht nur über die tatsächliche Steuerbelastung, 
sondern auch über im Steuerwettbewerb wesentliche Kenngrößen, die bei der 
Entwicklung einer Steuer auf EU-Ebene eine wesentliche Rolle spielen. 
 
Die grundlegendste Maßzahl der Körperschaftssteuerbelastung ist der statutarische 
oder nominelle Körperschaftsteuersatz, jener Steuersatz, der auf die 
Körperschaftsteuerbemessungsgrundlage zur Anwendung kommt. In den letzten 
Jahrzehnten ist ein genereller Abwärtstrend dieser statutarischen 
Körperschaftsteuersätze innerhalb der EU zu beobachten (siehe untenstehende 
Grafik).  
 
Grafik 3a: Entwicklung der durchschnittlichen statutarischen KöSt-Sätze 
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In der EU-27 ist der durchschnittliche Körperschaftsteuersatz von 1995 bis 2011 um 
12,2%-Punkte, von 35,3% auf 23,1% gesunken. Besonders stark ist der Trend in 
Richtung niedrigerer Körperschaftsteuersätze in den neuen Mitgliedstaaten (EU-12; 
beigetreten in den Jahren 2004 und 2007) erkennbar. Während der 
durchschnittliche Steuersatz in der "alten" EU-15 von 1995 bis 2011 um 11,1%-
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Punkte, von 38,0% auf 26,9% gesunken ist, sank er in den 12 neuen Mitgliedstaaten 
von 32,0% auf 18,3%. Damit sind die statutarischen Körperschaftsteuersätze in den 
neuen Mitgliedstaaten innerhalb von 16 Jahren durchschnittlich um 13,7%-Punkte 
gesunken. Die größten Senkungen in diesem Zeitraum in der EU-15 wurden in 
Irland (-27,5%-Punkte), Deutschland (-27,0%-Punkte40) und Italien (-20,8%-Punkte) 
vorgenommen. Unter den 12 neuen Mitgliedstaaten waren Bulgarien (-30,0%-
Punkte), Rumänien und Tschechien (jeweils -22,0%-Punkte) die Länder mit den 
größten Senkungen. In Österreich betrug der statutarische Körperschaftsteuersatz 
in der Beobachtungsperiode bis 2004 34%, 2005 wurde der Steuersatz auf 25% 
gesenkt (siehe untenstehende Tabelle).41 
 
Tabelle 3: Statutarische Körperschaftsteuersätze42 
1995 1996 1997 1998 1999 2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011 ∆1995-2011
BE 40,2 40,2 40,2 40,2 40,2 40,2 40,2 40,2 34,0 34,0 34,0 34,0 34,0 34,0 34,0 34,0 34,0 -6,2
BG 40,0 40,0 40,2 37,0 34,3 32,5 28,0 23,5 23,5 19,5 15,0 15,0 10,0 10,0 10,0 10,0 10,0 -30,0
CZ 41,0 39,0 39,0 35,0 35,0 31,0 31,0 31,0 31,0 28,0 26,0 24,0 24,0 21,0 20,0 19,0 19,0 -22,0
DK 34,0 34,0 34,0 34,0 32,0 32,0 30,0 30,0 30,0 30,0 28,0 28,0 25,0 25,0 25,0 25,0 25,0 -9,0
DE 56,8 56,7 56,7 56,0 51,6 51,6 38,3 38,3 39,6 38,3 38,7 38,7 38,7 29,8 29,8 29,8 29,8 -27,0
EE 26,0 26,0 26,0 26,0 26,0 26,0 26,0 26,0 26,0 26,0 24,0 23,0 22,0 21,0 21,0 21,0 21,0 -5,0
IE 40,0 38,0 36,0 32,0 28,0 24,0 20,0 16,0 12,5 12,5 12,5 12,5 12,5 12,5 12,5 12,5 12,5 -27,5
EL 40,0 40,0 40,0 40,0 40,0 40,0 37,5 35,0 35,0 35,0 32,0 29,0 25,0 25,0 25,0 24,0 20,0 -20,0
ES 35,0 35,0 35,0 35,0 35,0 35,0 35,0 35,0 35,0 35,0 35,0 35,0 32,5 30,0 30,0 30,0 30,0 -5,0
FR 36,7 36,7 41,7 41,7 40,0 37,8 36,4 35,4 35,4 35,4 35,0 34,4 34,4 34,4 34,4 34,4 34,4 -2,3
IT 52,2 53,2 53,2 41,3 41,3 41,3 40,3 40,3 38,3 37,3 37,3 37,3 37,3 31,4 31,4 31,4 31,4 -20,8
CY 25,0 25,0 25,0 25,0 25,0 29,0 28,0 28,0 15,0 15,0 10,0 10,0 10,0 10,0 10,0 10,0 10,0 -15,0
LV 25,0 25,0 25,0 25,0 25,0 25,0 25,0 22,0 19,0 15,0 15,0 15,0 15,0 15,0 15,0 15,0 15,0 -10,0
LT 29,0 29,0 29,0 29,0 29,0 24,0 24,0 15,0 15,0 15,0 15,0 19,0 18,0 15,0 20,0 15,0 15,0 -14,0
LU 40,9 40,9 39,3 37,5 37,5 37,5 37,5 30,4 30,4 30,4 30,4 29,6 29,6 29,6 28,6 28,6 28,8 -12,1
HU 19,6 19,6 19,6 19,6 19,6 19,6 19,6 19,6 19,6 17,6 17,5 17,5 21,3 21,3 21,3 20,6 20,6 1,0
MT 35,0 35,0 35,0 35,0 35,0 35,0 35,0 35,0 35,0 35,0 35,0 35,0 35,0 35,0 35,0 35,0 35,0 0,0
NL 35,0 35,0 35,0 35,0 35,0 35,0 35,0 34,5 34,5 34,5 31,5 29,6 25,5 25,5 25,5 25,5 25,0 -10,0
AT 34,0 34,0 34,0 34,0 34,0 34,0 34,0 34,0 34,0 34,0 25,0 25,0 25,0 25,0 25,0 25,0 25,0 -9,0
PL 40,0 40,0 38,0 36,0 34,0 30,0 28,0 28,0 27,0 19,0 19,0 19,0 19,0 19,0 19,0 19,0 19,0 -21,0
PT 39,6 39,6 39,6 37,4 37,4 35,2 35,2 33,0 33,0 27,5 27,5 27,5 26,5 26,5 26,5 29,0 29,0 -10,6
RO 38,0 38,0 38,0 38,0 38,0 25,0 25,0 25,0 25,0 25,0 16,0 16,0 16,0 16,0 16,0 16,0 16,0 -22,0
SI 25,0 25,0 25,0 25,0 25,0 25,0 25,0 25,0 25,0 25,0 25,0 25,0 23,0 22,0 21,0 20,0 20,0 -5,0
SK 40,0 40,0 40,0 40,0 40,0 29,0 29,0 25,0 25,0 19,0 19,0 19,0 19,0 19,0 19,0 19,0 19,0 -21,0
FI 25,0 28,0 28,0 28,0 28,0 29,0 29,0 29,0 29,0 29,0 26,0 26,0 26,0 26,0 26,0 26,0 26,0 1,0
SE 28,0 28,0 28,0 28,0 28,0 28,0 28,0 28,0 28,0 28,0 28,0 28,0 28,0 28,0 26,3 26,3 26,3 -1,7
UK 33,0 33,0 31,0 31,0 30,0 30,0 30,0 30,0 30,0 30,0 30,0 30,0 30,0 30,0 28,0 28,0 27,0 -6,0
EU-27* 35,3 35,3 35,2 34,1 33,5 31,9 30,7 29,3 28,3 27,0 25,5 25,3 24,5 23,6 23,5 23,3 23,1 -12,2
EU-25* 35,0 35,0 34,9 33,9 33,3 32,2 31,1 29,7 28,7 27,4 26,3 26,0 25,5 24,4 24,4 24,1 23,9 -11,1
EU-15* 38,0 38,2 38,1 36,7 35,9 35,4 33,8 32,6 31,9 31,4 30,1 29,6 28,7 27,5 27,2 27,3 26,9 -11,1
EU-12* 32,0 31,8 31,7 30,9 30,5 27,6 27,0 25,3 23,8 21,6 19,7 19,8 19,4 18,7 18,9 18,3 18,3 -13,7
EA-17* 36,8 37,0 37,0 35,8 35,2 34,4 33,0 31,8 30,4 29,6 28,1 27,7 26,8 25,7 25,6 25,6 25,3 -11,5
 
 
* arithmetisches Mittel, EA-17: Mitglieder der Eurozone 
Quelle: Kommission der Europäischen Gemeinschaften (2011c), S. 130  
                                               
40
 1995 kam in Deutschland noch ein „System mit gespaltenem Satz“ zur Anwendung. Der 
Körperschaftsteuersatz auf ausgeschüttete Gewinne (30%) war damals niedriger als für 
thesaurierte Gewinne (45%). Bei der Berechnung des gegenständlichen Rückgangs wurde 
für 1995 vom höheren Steuersatz für die Thesaurierung ausgegangen. Ginge man von 
einem Mittelwert aus, so wäre der Rückgang mit 19,5% um 7,5 Prozentpunkte niedriger 
bemessen. 
41
 vgl. Kommission der Europäischen Gemeinschaften (2009a), S. 104 
42
 Die Tabelle enthält adjustierte Körperschaftsteuersätze, in denen eventuelle Zuschläge 
beziehungsweise Durchschnitte lokaler Zusatzsteuern bereits berücksichtigt sind, um die 
Vergleichbarkeit der Steuersätze zu gewährleisten. Ein prominentes Beispiel ist etwa 
Deutschland, wo im angegebenen Satz bereits der Solidaritätszuschlag sowie die 
durchschnittliche Gewerbesteuer der Länder enthalten ist. Von 1995 bis 2000 berücksichtigt 
die Tabelle im Fall Deutschlands den Steuersatz auf thesaurierte Gewinne; für 
ausgeschüttete Gewinne kam in diesem Zeitraum ein niedrigerer KöSt-Satz zur Anwendung. 
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Der Abwärtstrend der statutarischen Körperschaftsteuersätze ist nur einer der 
Ausflüsse des internationalen Steuerwettbewerbs. Grundsätzlich findet der 
Standortwettbewerb um drei verschiedene „Arten von Kapital“ statt, wobei drei 
verschiedene Steuersätze als wesentliche Entscheidungsfaktoren isoliert werden 
können43: 
1. Neue Unternehmen siedeln sich dort an, wo die Gewinne nach Steuern am 
höchsten sind. Für das Treffen dieser Entscheidung sind die effektiven 
durchschnittlichen Körperschaftsteuern entscheidend.  
2. Bereits bestehende Firmen orientieren sich bei neuen Investitionen an den 
Kapitalkosten dieser Investitionen und somit an den zum Tragen 
kommenden effektiven Grenzsteuersätzen. 
3. Von den statutarischen Körperschaftsteuersätzen gehen schließlich Anreize 
zur Verschiebung der Gewinne vor Steuern aus.  
 
Vor diesem Hintergrund wird den statutarischen Körperschaftsteuersätzen, trotz 
immer ausgereifterer Methoden zur Berechnung aussagekräftiger, effektiver 
Körperschaftsteuersätze, die die tatsächliche ökonomische Belastung von 
Investitionen widerspiegeln, ein hoher Signaleffekt zugeschrieben.44 Wenn 
multinationale Konzerne Möglichkeiten der Gewinnverschiebung ausnützen, um 
Gewinne von einer Region in eine andere zu bewegen, dann orientieren sie sich 
dabei in erster Linie an den statutarischen Körperschaftsteuersätzen45, in zweiter 
Linie an Aspekten der Bemessungsgrundlage beziehungsweise Möglichkeiten der 
Schmälerung letzterer. Zur Beeinflussung der Bemessungsgrundlage sind hier vor 
allem Möglichkeiten zur Gesellschafterfremdfinanzierung sowie hybride 
Finanzierungsinstrumente von Relevanz, deren steuerliche Behandlung in 
verschiedenen Jurisdiktionen unterschiedlich gehandhabt wird.46 In weiterer Folge 
reagieren Regierungen nachweislich auf Veränderungen der statutarischen 
Steuersätze in Nachbarstaaten. Senken Nachbarstaaten eines Landes ihre 
statutarischen Körperschaftsteuersätze, so ist die Wahrscheinlichkeit hoch, dass 
                                               
43
 vgl. Leibrecht, Hochgatterer (2011) 
44
 vgl. Jacobs et al. (2004), S. 64 
45
 vgl. Haufler (1999), S. 142 
46
 siehe Eberhartinger, Six (2007) oder Wiedermann-Ondrej (2008) 
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auch im betreffenden Land eine Anpassung der Körperschaftsteuersätze nach 
unten stattfindet.47 
 
Unternehmen trachten danach, sämtliche verfügbaren Freibeträge und 
Steuerabzüge in den Mitgliedstaaten auszunutzen, um die Bemessungsgrundlage 
möglichst zu schmälern.48 Ist dies geschehen, so kommt auf die verbliebene 
Bemessungsgrundlage jedoch der statutarische Körperschaftsteuersatz zur 
Anwendung. Dieser ist damit auch eine wesentliche Determinante für die 
Entscheidung der Unternehmen, wo sie ihre Gewinne realisieren.49 Der Unterschied 
zwischen dem höchsten und dem niedrigsten nominellen Körperschaftsteuersatz in 
der EU-27 betrug 2011 immerhin 25%-Punkte. Während Bulgarien und Zypern nur 
10% Körperschaftsteuer einheben, sind es in Malta 35%.50  
 
Das Verhalten einiger EU-Mitgliedstaaten, die Körperschaftsteuersätze zu senken, 
um ihre Chancen im Standortwettbewerb zu verbessern, war in der Vergangenheit 
oft Thema intensiver akademischer aber auch politischer Diskussionen. Als etwa die 
Slowakei seine Steuerreform im Jahr 2004 durchführte, wurde die Senkung 
beziehungsweise Vereinfachung der Körperschaftsteuer mit der Steigerung der 
Attraktivität des Steuersystems für In- und Ausländische Investoren begründet.51 
Doch auch alte Mitgliedstaaten bemühen sich offensichtlich um ein besseres 
Abschneiden im Standortwettbewerb. So hat auch Österreich die Senkung der 
Körperschaftsteuer im Jahr 2004 auf 25% mit einer Stärkung der Position im 
Standortwettbewerb begründet.52 Deutschland, das 2008 den 
Körperschaftsteuersatz gesenkt hat, argumentierte entlang der gleichen Linien.53 In 
den alten Mitgliedstaaten besteht vielfach die Auffassung, dass mittels der von den 
neuen Mitgliedstaaten durchgeführten Steuersenkungen "unfairer" 
Steuerwettbewerb betrieben wird. Gelegentlich wird argumentiert, dass diese 
                                               
47
 siehe Jakubiak, Markiewicz (2007), S. 27 
48
 siehe etwa Grotherr (2002) 
49
 Unabhängig davon wo Unternehmen ihre realwirtschaftlichen Aktivitäten abwickeln, 
können sie – sofern sie international tätig sind und innerhalb gewisser Grenzen wie etwa der 
Transferpreisregime – ihre Gewinne zwischen verschiedenen Staaten verschieben, um 
möglichst vorteilhafte steuerliche Regime auszunützen. (Noch nicht realisierte) Gewinne sind 
diesbezüglich mobiler als Realkapital. Vgl. Devereux, Sørensen (2006), S. 3 f 
50
 vgl. Kommission der Europäischen Gemeinschaften (2009a), S. 104 
51
 siehe Mikloš (2004) 
52
 siehe Finanzausschuss des Nationalrates (2004) 
53
 siehe Steinbrück (2006) 
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Steuersenkungen nur leistbar wären, weil die neuen Mitgliedstaaten erhebliche EU-
Transferzahlungen erhalten, die von den alten Mitgliedstaaten der EU finanziert 
werden. Als anstößig wird dieses Vorgehen vor allem deshalb angesehen, weil 
dadurch der Eindruck entsteht, dass die neuen Mitgliedstaaten (EU-12) auf Kosten 
der alten Mitgliedstaaten (EU-15) deren Unternehmen abwerben. Beurteilt man die 
Fairness der Steuersysteme der neuen Mitgliedstaaten jedoch nach den Schemata 
von EU und OECD, die Kodizes entwickelt haben, um schädliche beziehungsweise 
unfaire steuerliche Maßnahmen zu identifizieren, so kann das Vorgehen der neuen 
Mitgliedstaaten nicht als unfair oder schädlich bezeichnet werden.54 An dieser Stelle 
sollte darüber hinaus auch das Gesamtbild der Steuerstruktur berücksichtigt 
werden. Die Besteuerung in den neuen Mitgliedstaaten knüpft grundsätzlich eher an 
der Einkommensverwendung und weniger an der Einkommensentstehung an. Das 
heißt, dass Einkommen eher weniger stark, Konsum beziehungsweise Verbrauch 
aber stärker belastet werden.55 Bei der Ausschüttung von Fördermitteln an die 
neuen Mitgliedstaaten handelt es sich um eine Maßnahme zur Förderung des 
wirtschaftlichen Aufholprozesses. Im Zuge dieses Aufholprozesses von den 
Mitgliedstaaten verfolgte Maßnahmen zur Attrahierung von Investitionen dürfen 
nicht grundsätzlich negativ beurteilt werden, sofern es sich um steuerliche Praktiken 
handelt, die nicht an sich als "schädliche" Steuerpolitik56 eingestuft werden können.57 
 
Zur Beurteilung der Körperschaftsteuerbelastung ist neben dem 
Körperschaftsteuersatz auch ein Blick auf die effektiven beziehungsweise auf die 
impliziten Belastungswirkungen sinnvoll. 
  
Bei Betrachtung von Grafik 3b fällt auf, dass der Anteil der 
Körperschaftsteuereinnahmen am Bruttoinlandsprodukt (i.e. die 
                                               
54
 Für eine genauere Darstellung der Beurteilungsschemata steuerlicher Maßnahmen, siehe 
Abschnitt 5, für die Beurteilung von deren „Schädlichkeit“, siehe Abschnitt 6.1. 
55
 Arithmetischer Durchschnitt des Anteils persönlicher Einkommensteuern am BIP 2009: 
EU-15 = 10,7%, EU-12 = 4,6%; arithmetischer Durchschnitt des Anteils der 
Körperschaftsteuer am BIP 2009: EU-15 = 2,5%, EU-12 = 3,0%; arithmetischer Durchschnitt 
des Anteils der Mehrwertsteuer am BIP 2009: EU-15 = 7,1%, EU-12 = 7,8%; arithmetischer 
Durchschnitt des Anteils der Konsum- und Verbrauchsteuern am BIP 2009: EU-15 = 2,7%, 
EU-12 = 3,8% (siehe Kommission der Europäischen Gemeinschaften (2011c), S. 288, 290, 
298, 300). 
56
 Zu "schädlichen steuerlichen Maßnahmen" siehe Abschnitt 6.1. 
57
 Siehe auch Quitzau (2005), S. 2 
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Körperschaftsteuerquote) im arithmetischen Durchschnitt der EU-2558 2009 auf 
demselben Niveau ist, wie er bereits 1995 war, obwohl der durchschnittliche 
statutarische Körperschaftsteuersatz über den gleichen Zeitraum erheblich 
gesunken ist.  
 
Grafik 3b: Belastungs- / Aufkommensentwicklung der Körperschaftsteuer59 
 
Quelle: Kommission der Europäischen Gemeinschaften (2011c), S. 130, 300 f, 362 
 
Zur Erklärung der Ursachen und Identifikation der Triebkräfte dieser Entwicklung ist 
es nützlich, die Bestimmungsfaktoren der Körperschaftsteuerquote aufzuschlüsseln 
und getrennt zu betrachten. Dazu hilft folgender Term:60 
 
Y
P
P
C
C
R
Y
R
⋅⋅=  
 
R steht für das Körperschaftsteueraufkommen, Y für das Bruttoinlandsprodukt, C ist 
der gesamte von körperschaftlich organisierten Unternehmen erzielte Gewinn vor 
Steuern und P ist der in der gesamten Volkswirtschaft erwirtschaftete Gewinn vor 
                                               
58
 Es wurden Durchschnittsdaten der EU-25 verwendet, da verlässliche implizite Steuersätze 
für Bulgarien und Rumänien nicht verfügbar sind und die Vergleichbarkeit der Kennzahlen 
gewahrt werden soll. 
59
 Für die Durchschnittswerte wurden fehlende Werte für gewisse Jahre bei einigen 
Mitgliedstaaten durch die letztverfügbaren Werte ersetzt. 
60
 siehe Sørensen (2007), S. 177 f 
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Steuern. Die Entwicklung der ersten Komponente (Körperschaftsteueraufkommen 
als Anteil an den Gewinnen der körperschaftlich organisierten Unternehmen – 
impliziter Steuersatz, R/C) spiegelt Änderungen der Bemessungsgrundlage wider. 
Eine Verbreiterung der Steuerbemessungsgrundlage ist eine mögliche und 
durchaus plausible Erklärung für die Persistenz der Körperschaftsteuerquote trotz 
sinkender statutarischer Steuersätze.61 Eine nähere Betrachtung der 
Unternehmenssteuerreformen in der EU innerhalb der letzten beiden Jahrzehnte 
offenbart, dass die Körperschaftsteuerbemessungsgrundlagen – speziell in den 
80er-Jahren – in der Tat verbreitert wurden. Im Speziellen wurden Steuerfreibeträge 
(insbesondere Investitionsfreibeträge) gekürzt und Abschreibungsregeln zu 
Ungunsten der Steuerdestinatare verschärft.62 Begleitend zu den Verbreiterungen 
der Bemessungsgrundlagen wurden, wie bereits dargelegt, die statutarischen 
Steuersätze gesenkt. Für diese Umstrukturierungen in ihren Steuersystemen 
kommen seitens der Mitgliedstaaten mehrere Motive in Frage, die im jeweiligen 
Einzelfall eine mehr oder  weniger bestimmende Rolle gespielt haben. Zum einen 
konnten mittels der Verbreiterung der  Bemessungsgrundlagen die 
Körperschaftsteuereinnahmen stabilisiert werden63, die bei alleiniger Senkung des 
statutarischen Satzes gesunken wären. Zum anderen wurde durch das geschilderte 
Vorgehen auch eine Senkung der Zusatzlast der Besteuerung erreicht.64 In wieweit 
die steuerpolitischen Strategieänderungen von ersterem und/oder zweiterem Motiv 
geleitet waren, ist ex post naturgemäß nicht eindeutig belegbar. 
 
Entwicklungen in der zweiten Komponente obiger Formel (gesamter von 
körperschaftlich organisierten Unternehmen erzielter Gewinn vor Steuern als Anteil 
am in der gesamten Volkswirtschaft erwirtschafteten Gewinn vor Steuern, C/P) 
können von zwei verschiedenen Einflussgrößen abhängen65, die beide zu 
verstärkter Inkorporierung führen beziehungsweise einen Trend zur 
körperschaftlichen Unternehmensorganisationsform auslösen können. Eine 
                                               
61
 Zur Definition der Bemessungsgrundlage gehören neben den allgemeinen 
Rechnungslegungsvorschriften insbesondere Abschreibungsregeln, Rückstellungsregeln, 
die Behandlung von Aufwendungen für die betriebliche Altersversorgung, die Regeln zur 
Vorratsbewertung, die steuerliche Behandlung von Verlusten und Regeln zur Besteuerung 
von Veräusserungsgewinnen. Diesbezüglich existieren teilweise beträchtliche Unterschiede 
der nationalen Steuervorschriften; die Bemessungsgrundlagen sind also unterschiedlich 
„breit“. Vgl. Verband der Schweizer Unternehmen (2004), S. 69 
62
 Griffith, Klemm (2005), S. 6 
63
 vgl. Haufler (1999), S. 142 sowie Weichenrieder (2005) für empirische Evidenz 
64
 vgl. Buchanan (1987) 
65
 vgl. Sørensen (2007), S. 179  
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Steigerung des Anteils der körperschaftlich organisierten Unternehmen gegenüber 
den nicht-körperschaftlich organisierten Unternehmen war im vergangenen 
Jahrzehnt in mehreren Mitgliedstaaten (u.a. in Deutschland und in Österreich) 
tatsächlich zu beobachten.66 Diese zunehmende Inkorporierung hat ceteris paribus 
ein Ansteigen der Körperschaftsteuerquote zur Folge. Als erste Ursache für diese 
Entwicklung kommen sektorale Verschiebungen in der Volkswirtschaft in Frage, die 
einen Trend von nicht-körperschaftlichen zu körperschaftlichen 
Unternehmensorganisationsformen auslösen können. Als zweite Ursache für den 
Trend zur Inkorporierung kann der wachsende Unterschied zwischen den 
Körperschaftsteuer- und den Einkommensteuersätzen ("tax gap") genannt werden 
(siehe Grafik 3c).  
 
Grafik 3c: Differenz zwischen höchstem Grenzsteuersatz der Einkommensteuer 
und statutarischem Körperschaftsteuersatz („tax gap“) 
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Datenquelle: Kommission der Europäischen Gemeinschaften (2011c), S. 99 und 130;  
eigene Berechnung, siehe Annex I, Tabelle A-Ia 
 
 
Die leicht ansteigende Tendenz der Körperschaftsteuerquote ist in der Folge auch 
darauf zurückzuführen, dass durch die Senkung der Körperschaftsteuerbelastung 
eine Verschiebung von der Lohn- beziehungsweise Einkommensteuer zur 
                                               
66
 siehe Weichenrieder (2005), S. 5 f 
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Körperschaftsteuer stattfindet.67 In den letzten Jahren ist nicht nur ein Ansteigen der 
Gewinne körperschaftlich oranisierter Unternehmen, sondern auch ein starker 
Rückgang der aggregierten Einkommen nicht-körperschaftlich organisierter 
Unternehmen zu beobachten.68 Durch den Anstieg der körperschaftlichen Gewinne 
haben sich die Körperschaftsteuereinnahmen in vielen europäischen Staaten 
stabilisiert.69 
 
Entwicklungen bei der dritten Komponente (Anteil der in der gesamten 
Volkswirtschaft erwirtschafteten Gewinne vor Steuern am Bruttoinlandsprodukt, P/Y) 
spiegeln Änderungen der Gewinnquote wider. Während die Gewinnquote in 
Österreich über die letzten Jahre einen ansteigenden Trend zeigt, ist in Europa 
diesbezüglich kein eindeutiger allgemeiner Trend über alle Mitgliedstaaten in die 
eine oder andere Richtung auszumachen.70 
 
Besonderes Augenmerk liegt bei der Analyse der Steuerbelastung auf den 
effektiven Belastungswirkungen, die sich aus der theoretischen Steuerbelastung 
eines hypothetischen Investitionsprojektes ergeben. Diese Art effektiver Steuersätze 
werden der englischen Diktion folgend oft auch als „vorausschauende“ („forward 
looking“) Steuersätze bezeichnet und können in Form von marginalen und von 
durchschnittlichen Sätzen berechnet werden. Es werden dabei neben den 
statutarischen Steuersätzen auch Regelungen berücksichtigt, die die 
Steuerbemessungsgrundlage beeinflussen. Während marginale Steuersätze 
ausschließlich mittels effektiver Belastungswirkungen berechnet werden können, ist 
es im Fall von Durchschnittssteuersätzen möglich, diese („rückblickend“) mittels 
makroökonomischer Methodik aus historischen Aufkommens- beziehungsweise 
VGR-Daten zu berechnen. Man spricht bei solcherart berechneten 
durchschnittlichen Steuersätzen dann von impliziten Steuersätzen.71 Sowohl 
implizite Steuersätze als auch (vorausschauende) effektive Steuersätze sind für die 
Standortwahl von Unternehmen sehr relevant und daher im Standortwettbewerb um 
neue Unternehmen von besonderer Bedeutung. Während implizite Steuersätze 
einen Blick auf das (historische) allgemeine Steuerniveau erlauben, bieten effektive 
                                               
67
 vgl. De Mooij, Nicodème (2007), S. 3 f und S. 22 
68
 vgl. Piotrowska, Vanborren (2008), S. 24 
69
 siehe Piotrowska, Vanborren (2008), S. 16 ff oder Sørensen (2002), S. 34 
70
 siehe Piotrowska, Vanborren (2008), S. 20 ff 
71
 vgl. Devereux, Griffith (2002), S. 89 ff 
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Steuersätze darüber hinaus auch konkrete Informationen zur Steuerbelastung 
künftiger Investitionsprojekte. Daher wird diesen beiden Kenngrößen in den 
folgenden Ausführungen besonderes Augenmerk zuteil. 
 
Daten zur Steuerbelastung im letzten Jahrzehnt zeigen insgesamt einen 
Abwärtstrend der impliziten Körperschaftsteuerbelastung. Der durchschnittliche 
implizite Körperschaftsteuersatz72 in der EU-2573 sank bis 2004 stetig, stieg 
zwischen 2004 und 2007 vorübergehend etwas an, setzt jedoch seit 2008 seinen 
Abwärtstrend weiter fort (siehe Grafik 3d). Unter Berücksichtigung der Definition 
impliziter Steuersätze (Anteil des KöSt-Aufkommens an den 
Unternehmensgewinnen von Körperschaften74) ist hier allerdings zu bedenken, dass 
ein Sinken des hier verwendeten impliziten Steuersatzes auf Basis von Makrodaten 
nicht notwendigerweise eine schwächere Belastung eines jeweiligen Unternehmens 
beziehungsweise Investitionsprojektes bedeutet, aber jedenfalls eine Verschiebung 
des Verhältnisses zwischen dem aggregierten KöSt-Aufkommen und der 
Unternehmensgewinne (Sinken des aggregierten KöSt-Aufkommens und/oder 
Steigen der aggregierten Unternehmensgewinne).  
 
Beim Vergleich der statutarischen mit den impliziten Körperschaftsteuersätzen wird 
deutlich, dass der Abstand der impliziten Körperschaftsteuersätze der 
Mitgliedstaaten zueinander weitaus geringer ist, als der Abstand der nominellen 
Körperschaftsteuersätze zueinander (siehe Grafik 3d sowie die Tabellen 3 und A-
Ib). Beispielsweise betrug der statutarische Körperschaftsteuersatz in Österreich im 
Jahr 2004 34%, während der statutarische Körperschaftsteuersatz in der Slowakei 
im gleichen Jahr 19% ausmachte. Der Unterschied zwischen den statutarischen 
Sätzen betrug demnach 15%-Punkte. Im selben Jahr lagen die impliziten 
Körperschaftsteuersätze in Österreich und der Slowakei jedoch mit 26,2% 
beziehungsweise 22,6% deutlich näher beisammen (Unterschied: 3,6%-Punkte), 
und damit auch die tatsächliche ökonomische Belastung. Im Jahr 2005, nach der 
                                               
72
 Die hier verwendeten impliziten Steuersätze wurden mittels (rückblickender) 
makroökonomischer Methodik, basierend auf ESA95-Daten ermittelt. Das dabei verwendete 
Verhältnis von Körperschaftsteueraufkommen zu den gesamten Vorsteuergewinnen von 
Körperschaften kann als grobe Schätzung der durchschnittlichen effektiven 
Körperschaftsteuersätze herangezogen werden. Vgl. Sørensen (2007), S. 179 
73
 Es wurden Durchschnittsdaten der EU-25 verwendet, da verlässliche implizite Steuersätze 
für Bulgarien und Rumänien nicht verfügbar sind. 
74
 Für die körperschaftlichen Unternehmensgewinne wird hier ein Indikator der maximal 
möglichen Körperschaftsteuerbemessungsgrundlage verwendet. Für nähere Informationen 
zur Berechnung, siehe Kommission der Europäischen Gemeinschaften (2011c), S. 402 
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Senkung des statutarischen Körperschaftsteuersatzes in Österreich von 34% auf 
25%, lagen die impliziten Körperschaftsteuersätze von Österreich und der Slowakei 
mit 23,7% und 23,3% sogar nur 0,4%-Punkte auseinander (für mehr Detaildaten, 
siehe Annex I, Tabelle A-Ib). Dem positiven Ausreißer des impliziten 
Körperschaftsteuersatzes Österreichs im Jahr 2001 liegt die Einführung der 
Anspruchsverzinsung75 auf Steuerschulden zugrunde, die zur gehäuften 
Nachzahlung geschuldeter Beträge aus Vorjahren führte. Das dadurch in diesem 
Jahr höhere Steueraufkommen tritt als einmalig erhöhter impliziter Steuersatz zu 
Tage. 
 
Grafik 3d: Entwicklung der impliziten Steuersätze 
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* arithmetisches Mittel 
Quelle: Kommission der Europäischen Gemeinschaften (2011c), S. 359 und 362 
 
Die sinkende Tendenz der impliziten Körperschaftsteuerbelastung in der EU-25 wird 
zum einen dem Standortwettbewerb zwischen den Mitgliedstaaten zugeschrieben 
beziehungsweise deren Bestreben Realkapital anzuziehen, zum anderen jedoch 
auch dem Wettbewerb um Wählerstimmen oder grundsätzlichen polit-ökonomischen 
Überlegungen, wie etwa der „Anpassung“ der Steuerlast an vorhandene 
Standortfaktoren, wie die Ausstattung mit öffentlicher Infrastruktur.76 
                                               
75
 siehe § 205 der österreichischen Bundesabgabenordnung 
76
 Nicodème (2006), S. 19 f 
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Ein Blick auf die implizite Steuerbelastung von Arbeit im Vergleich mit jener von 
körperschaftlichem Einkommen (siehe Grafik 3d) offenbart, dass es hier in den 
vergangenen Jahren zu einer relativen Verschiebung gekommen ist. Die Belastung 
von körperschaftlichem Einkommen ist relativ markant gesunken, während jene des 
Faktors Arbeit nur marginal zurückging. Diese Verschiebung ist Auswuchs des 
Steuerwettbewerbs, der zu einer stärkeren Besteuerung von immobilen im Vergleich 
zu mobilen Bemessungsgrundlagen geführt hat.77 Der implizite Steuersatz auf 
körperschaftliches Einkommen betrug 1995 im Durchschnitt der EU-2578 noch 
26,2% und sank bis 2009 vergleichsweise stark auf 18,6%. Die implizite 
Steuerbelastung des Faktors Arbeit hingegen betrug 1995 35,5% und 2009 immer 
noch 33,5% der Bemessungsgrundlage, was eine viel geringere Senkung bedeutet 
(für mehr Detaildaten, siehe Annex I, Tabelle A-If).79 
 
Um die effektive steuerliche Belastung von Investitionsprojekten zu evaluieren, kann 
die konkrete Belastung von Investitionsprojekten errechnet werden. Eine für diesen 
Zweck anerkannte Methode ist jene von Devereux und Griffith80, mit der für 
unterstellte zusätzliche Investitionsprojekte von Unternehmen effektive 
durchschnittliche Steuersätze errechnet werden können. Nach dieser Methodik für 
die Mitgliedstaaten der EU berechnete Zahlen zeigen (siehe Grafik 3e), dass die 
durchschnittliche effektive Steuerbelastung von 1998 bis 2009 im Durchschnitt der 
EU-27 ständig gesunken ist – von 29,3 auf 21,5%. Bei getrennter Betrachtung der 
effektiven Belastungsverläufe der alten und der neuen Mitgliedstaaten wird deutlich, 
dass die neuen Mitgliedstaaten (EU-12) auch bezüglich der effektiven 
Belastungswirkungen stärkere Senkungen vollzogen haben als die alten 
Mitgliedstaaten (EU-15). Es ist jedoch zu bemerken, dass der Trend zur effektiven 
Entlastung in den EU-12 seit 2005 de facto zum Stillstand gekommen ist, während 
die EU-15-Staaten auch nach 2005 weiterhin effektiv entlasteten. Schließlich ist 
festzustellen, dass der absolute Unterschied der durchschnittlichen effektiven 
Körperschaftsteuersätze zwischen den EU-15 und den EU-12 von 3,3 
Prozentpunkten im Jahr 1998 auf 10,2 Prozentpunkte im Jahr 2005 zugenommen 
                                               
77
 siehe Carone et al. (2007), S. 19; Weiner (2005) 
78
 EU-25, da verlässliche implizite Steuersätze für Bulgarien und Rumänien nicht verfügbar; 
für die Durchschnittswerte wurden fehlende Werte für gewisse Jahre bei einigen 
Mitgliedstaaten durch die letztverfügbaren Werte ersetzt. 
79
 siehe Kommission der Europäischen Gemeinschaften (2011c), S. 359 und 362 
80
 siehe Devereux, Griffith (1999 und 2003) 
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hat, seither jedoch rückläufig ist. 2009 betrug dieser Unterschied 8,1 Prozentpunkte 
(für mehr Detaildaten, siehe Annex I, Tabelle A-Ic).  
 
Grafik 3e: Effektive durchschnittliche Körperschaftsteuersätze  
nach Methodik von Devereux und Griffith 
 
* arithmetisches Mittel 
Quelle: Devereux, Elschner, Endres, Spengel (2009), S. 76 ff 
 
 
Die in diesem Abschnitt angesprochenen einzelstaatlichen Unterschiede bei der 
Definition der Steuersätze, der Bemessungsgrundlagen sowie der Steuerpflicht, 
führen nicht nur zu Unterschieden bei den impliziten beziehungsweise effektiven 
Belastungswirkung zwischen den Mitgliedstaaten, sondern auch zu Unterschieden 
in der Höhe des Steueraufkommens. Während der Anteil der Körperschaftsteuern 
am Gesamtsteueraufkommen in Deutschland im Jahr 2009 lediglich 1,7% betrug, 
machte er etwa in Malta 19,6% aus. In Österreich waren es im selben Jahr 4,4% (für 
mehr Detaildaten, siehe Annex I, Tabelle A-Id). Der Anteil der 
Körperschaftsteuereinnahmen am Bruttoinlandsprodukt betrug in Österreich, nach 
einem Zwischenhoch im Jahr 2001 mit 3,3%, im Jahr 2009 1,9%. Er liegt damit 
deutlich unter dem EU-Durchschnitt. Deutschland (0,7%) und Malta (6,7%) bilden 
auch hier im Jahr 2009 die Extrempunkte (für mehr Detaildaten, siehe Annex I, 
Tabelle A-Ie). 
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4. Steuerpolitik und Steuerwettbewerb 
Jedes Steuersystem ist den Kräften des Steuerwettbewerbs ausgesetzt. Gerade 
gemeinsame internationale Regelungen im Steuerbereich müssen den Anspruch 
erheben diesen Kräften nicht ausgeliefert zu sein, sondern ihnen beikommen zu 
können, beziehungsweise sie zur Steigerung der gesamtwirtschaftlichen Effizienz zu 
instrumentalisieren. In Bezug auf eine EU-Steuer bedeutet dies unter anderem 
auch, dass eine ausreichende Besteuerung der „EU-Standortrente“, die etwa durch 
den Zutritt zum europäischen Binnenmarkt und andere Charakteristika der 
europäischen öffentlichen Infrastruktur entsteht, sichergestellt werden sollte und 
damit auch die längerfristige Finanzierung der zugrundeliegenden Infrastruktur. Da 
die Triebkräfte und Auswirkungen internationalen Steuerwettbewerbs beim Design 
neuer Steuergesetze eine wesentliche Rolle spielen, werden sie in dieser Arbeit 
erörtert. 
 
Frühe Studien bieten eine Basis zur Analyse des Steuerwettbewerbs – prominent 
etwa jene von Tiebout.81 Dort wird davon ausgegangen, dass Individuen mittels 
Migration aus einem Angebot an Verwaltungsregionen auswählen, die jeweils 
unterschiedliche Ausstattungen an öffentlichen Gütern bieten. Die unterschiedlichen 
Regionen befinden sich demgemäß im Wettbewerb um mobile Individuen 
beziehungsweise Unternehmen, die das ihren Präferenzen am besten 
entsprechende Angebot an öffentlichen Gütern auswählen. Finanziert werden die 
angebotenen öffentlichen Güter durch eine Kopfsteuer, die einer Äquivalenzsteuer 
entspricht und somit die Kosten der öffentlichen Gegenleistung abdeckt. Gemäß 
diesem Modell ist – zumindest konzeptionell – eine Idealsituation erreichbar, in der 
jedem Individuum ein, den jeweiligen Präferenzen entsprechendes, Angebot an 
öffentlichen Gütern zur Verfügung steht. Die Kosten für die angebotenen 
öffentlichen Güter beziehungsweise in der Folge die Äquivalenzsteuer bleiben 
aufgrund der Tatsache, dass die unterschiedlichen Regionen miteinander im 
Wettbewerb stehen, auf einem effizienten Niveau. Koordination zwischen den 
verschiedenen Regionen ist dafür nicht erforderlich. Diese „Marktordnung“ erfolgt im 
Modell von Tiebout unter folgenden Annahmen: Die Individuen sind völlig mobil und 
migrieren in jenes Verwaltungsgebiet, in dem ihren Präferenzen nach öffentlichen 
Gütern bestmöglich entsprochen wird. Weiters wissen die Individuen über die 
Ausgaben- und Einnahmensituation jeder Verwaltung bescheid. Es gibt eine sehr 
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 Tiebout (1956) 
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große Zahl an Verwaltungsgebieten aus denen gewählt werden kann. Restriktionen, 
wie etwa die Verfügbarkeit von Arbeitsplätzen, werden ebenso wenig berücksichtigt 
wie externe Effekte angebotener öffentlicher Leistungen auf andere 
Verwaltungsgebiete. Darüber hinaus wird angenommen, dass zumindest ein fixer 
Produktionsfaktor vorliegt. Daraus folgt, dass ein Minimum der Durchschnittskosten 
für das Angebot öffentlicher Güter existiert. Daraus wiederum ergibt sich die 
Existenz einer optimalen Größe eines Verwaltungsgebietes. Schließlich führt bereits 
Tiebout als Erweiterung seines Modells den Gedanken ein, dass Migration Kosten 
verursacht, die berücksichtigt werden müssen.82 Trotzdem einige dieser Annahmen 
vermuten lassen, dass das Migrationsergebnis im Modell nicht perfekt in die Realität 
übertragbar ist, dient der Gedanke der Auswahl öffentlich angebotener Güterbündel 
durch Sitzverlagerung auch für heutige Analysen des Steuerwettbewerbs als 
Ausgangspunkt.  
 
Heute ist belegt, dass – neben anderen Faktoren wie der Infrastruktur, der 
Forschungsförderung, dem Aus- und Weiterbildungssystem, dem Rechts- und 
Sozialsystem, etc. – die Unternehmenssteuerbelastung die Standortentscheidungen 
multinationaler Unternehmen wesentlich beeinflusst.83 Zahlreiche Studien lieferten 
deutliche Hinweise zur Existenz eines Zusammenhangs zwischen der 
Unternehmensbesteuerung und der Investitionstätigkeit multinationaler 
Unternehmen.84 Eben jener Zusammenhang ist das Spielfeld des internationalen 
Standortwettbewerbs, dessen Wirkungskräfte etwa auch von Zodrow und 
Mieszkowski (1986) eingehend analysiert wurden.  
 
Gemäß der traditionellen Theorie des Steuerwettbewerbs im Sinne von Zodrow und 
Mieszkowski, führt ungeregelter und unbeschränkter Steuerwettbewerb nicht zu 
wohlfahrtsoptimalen Ergebnissen – er ist ineffizient.85 Zodrow und Mieszkowski 
stützen ihre Argumentation auf die marginale Investitionstätigkeit. Bei freiem 
Kapitalverkehr fließen Portfolioinvestitionen in jenes Land, das die höchsten 
Renditen nach Steuern aufweist. Im Unterschied zum Modell von Tiebout gehen 
Zodrow und Mieszkowski davon aus, dass effiziente Äquivalenzsteuern zur 
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 Tiebout (1956), S. 419 f 
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 siehe Kommission der Europäischen Gemeinschaften (2001b), S. 8, S. 248 
84
 siehe u.a. Kommission der Europäischen Gemeinschaften (1992a) für einen Überblick, 
sowie Mutti, Grubert (2004), Mooij, Ederveen (2003) 
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 Zodrow, Mieszkowski (1986). Für eine weitergehende Literaturübersicht zur Theorie des 
Steuerwettbewerbs, siehe Wilson (1999). 
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Finanzierung öffentlicher Güter nicht möglich sind. Sie begründen diese Annahme 
unter anderem auch mit der Tatsache, dass (anders als bei Tiebout angenommen) 
von öffentlichen Leistungen externe Effekte auf benachbarte Regionen ausgehen. 
Nach traditioneller Theorie kommt es bei an der Leistungsfähigkeit bemessener 
Besteuerung von Kapitaleinkommen beziehungsweise dem Fehlen von 
Äquivalenzsteuern zu einer Senkung der Steuerbelastung im Wettbewerb der 
Gebietskörperschaften auf ein suboptimales Niveau und in weiterer Folge zu einem 
Unterangebot öffentlicher Leistungen.86 Sinn87 argumentiert zwar dahingehend, dass 
Äquivalenzsteuern von den Jurisdiktionen trotz Steuerwettbewerbsdruck leichter 
beibehalten werden könnten als Steuern nach dem Leistungsfähigkeitsprinzip, 
dennoch erkennt auch Sinn die Probleme von Äquivalenzsteuern. Abweichend zu 
Zodrow und Mieszkowski88 zeigt er jedoch, dass eine Unterversorgung mit 
öffentlichen Gütern bei Finanzierung mit Steuern auf mobile 
Bemessungsgrundlagen speziell im Fall von öffentlichen Konsumgütern auftritt, 
nicht aber im Fall von öffentlicher Infrastruktur. Er erzielt dieses Ergebnis durch 
Einführung der Annahme von Rivalität beim Konsum von Infrastruktur, wodurch ein 
Effizienzmotiv für kompensatorische Besteuerung entsteht. Im Fall von öffentlichen 
Konsumgütern kann jedoch in der Tat nicht davon ausgegangen werden, dass die 
Einnahmen aus einer Steuer die als „Nutzungsgebühr“ konzipiert ist (was, wie in 
Abschnitt 2 erläutert, teilweise auch dem Charakter der KöSt entspricht) zur 
Finanzierung ausreichen. Plakativ formuliert kann als weitere Erklärung dienen, 
dass Kapital von öffentlichen Konsumgütern eher nicht unmittelbar profitieren kann, 
von öffentlicher Infrastruktur jedoch tendenziell schon. Wird nicht genügend 
Steueraufkommen zur Finanzierung öffentlicher Güter erzielt, wird die Besteuerung 
in der Praxis oft weiter in Richtung immobiler Faktoren (u.a. Arbeit) verlagert.89 
Darüber hinaus ist empirisch belegt, dass Regierungen bei der Festlegung ihrer 
nationalen Körperschaftsteuersätze die Körperschaftsteuersätze anderer Länder 
berücksichtigen beziehungsweise sich daran orientieren, was das Argument des 
Wettbewerbsdrucks zur Senkung der Steuersätze untermauert.90 Anders 
ausgedrückt ergibt sich in einem Wirtschaftsraum mit freiem Kapitalverkehr ein 
Gefangenendilemma, bei dem fiskalische Externalitäten ineffizient niedrige 
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 vgl. Zodrow, Mieszkowski (1986) und Zodrow (2003)  
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 vgl. Sinn (2003), S. 31 ff 
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 Zodrow, Mieszkowski (1986) 
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 vgl. Sinn (2003), S. 31 ff sowie 61 ff 
90
 siehe Devereux et al. (2008) oder Jakubiak, Markiewicz (2007), S. 27 
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Angebotsniveaus öffentlicher Güter auslösen. Koordination zwischen den Staaten 
ist erforderlich, um ein optimales Besteuerungsniveau zu erreichen.91  
 
Dieses traditionelle Steuerwettbewerbsmodell ist jedoch nicht auf den Fall 
unterschiedlich stark entwickelter Länder anwendbar. Auf diesen Fall sind die 
sogenannten „Agglomerationsmodelle“92 zugeschnitten. Reichere, wirtschaftlich 
besser entwickelte Länder verfügen über den Vorteil, dass sie mehr öffentliche 
Güter in besserer Form, i.e. bessere Standortfaktoren, bieten können (Infrastruktur, 
Forschungsförderung, Aus- und Weiterbildungssystem, Rechts- und Sozialsystem, 
etc.). Sie beherbergen damit regelmäßig auch größere Absatzmärkte. Nachdem 
nicht nur die Steuerbelastung und das Angebot öffentlicher Güter und Leistungen 
Erwägungsgründe bei der Standortentscheidung beziehungsweise bei der 
Investitionsentscheidung darstellen sondern vorwiegend die Größe des 
Absatzmarktes und damit die zu erwartende Nachfrage für die angebotenen Güter 
und Leistungen, siedeln sich multinationale Unternehmen bevorzugt in 
Ballungsräumen reicherer Länder an. Firmen wählen einen Produktionsstandort 
nahe eines möglichst großen Absatzmarktes, um bestmöglich von Skaleneffekten 
zu profitieren und um Transportkosten zu sparen. Die zusätzlichen Renditen, die 
Unternehmen bei Investitionen in Ländern mit höherem Integrationsniveau erzielen 
stellen ein "Mobilitätshindernis" dar und können deshalb (höher) besteuert werden. 
Folgt man den Annahmen von Agglomerationsmodellen kommt es insbesondere in 
den Kerngebieten nicht zu einem generellen Abwärtstrend der Besteuerung.93 
Umgelegt auf die Situation der EU hieße dies jedoch, dass, speziell im Fall der 
neuen Mitgliedstaaten, eine weitere Senkung der Steuersätze, die 
Ausgabensenkungen nötig macht, den wirtschaftlichen Aufholprozess verlangsamen 
könnte.94  
 
Die Lehre der Neuen Ökonomischen Geographie, die sich mit 
Agglomerationsmodellen beschäftigt, bringt Argumente gegen eine zu starke 
Koordinierung der Besteuerung beziehungsweise gegen eine Harmonisierung der 
Unternehmensbesteuerung vor. Von einer solchen Harmonisierung der Besteuerung 
wäre im Besonderen unter ungleich entwickelten Ländern – etwa den alten und den 
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 siehe de Mooij (2004), S. 180 
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 siehe u.a. Baldwin, Krugman (2004) oder Andersson, Forslid (1999) 
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 siehe u.a. Andersson, Forslid (1999), S. 8 f und 18 
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 vgl. Schratzenstaller (2007b), S. 100 
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neuen Mitgliedstaaten der EU – abzuraten. Die Einführung einer einheitlichen 
Körperschaftsteuer-Bemessungsgrundlage gemeinsam mit einem einheitlichen 
Steuersatz hätte eine „Versteinerung“ des Kern-Peripherie-Musters zur Folge. Die 
ärmeren Länder mit üblicherweise niedrigerer Unternehmenssteuerbelastung 
würden ihren Wettbewerbsvorteil (der durch eine vergleichsweise niedrigere 
Steuerbelastung entsteht) verlieren, die reicheren Kernländer hingegen wären 
gezwungen ihre Steuersätze auf ein Niveau zu senken, das eine ineffizient geringe 
Bereitstellung an öffentlichen Gütern bedeuten würde.95 Die Einführung lediglich 
eines Mindeststeuersatzes, der gleichermaßen für Kern- und Peripheriezonen 
gelten würde, brächte allerdings eine Pareto-Verbesserung mit sich. Der 
Mindestsatz würde den Jurisdiktionen den Wettbewerbsdruck zur Senkung ihrer 
Körperschaftsteuern nehmen. Für Niedrigsteuerländer wäre ein Grundniveau an 
Steuereinnahmen gesichert, und die Kernzonen könnten ein gleichbleibendes 
Angebot an öffentlichen Leistungen sichern, was einen steuerlichen Aufschlag 
rechtfertigt.96 Diesem Argumentarium folgend erschiene eine festgelegte 
Untergrenze für Steuersätze wohlfahrtssteigernd, um einem Abwärts-Wettlauf der 
Steuersätze ("race to the bottom") auch in Regionen ohne Agglomerationsvorteilen 
Einhalt zu gebieten. 
 
Die zunehmende wirtschaftliche Integration im europäischen Binnenmarkt und 
letztlich die Schaffung der Wirtschafts- und Währungsunion haben die oben 
angeführten Vorteile der reicheren Kernländer schwinden lassen. Als konkrete 
Auslöser dieses Trends können die sinkenden Kosten des grenzüberschreitenden 
Handels genannt werden97, aber auch die sukzessive Beseitigung von Hindernissen 
des internationalen Kapitalverkehrs.98 Durch die dadurch intensivierte wirtschaftliche 
Zusammenarbeit unter den Mitgliedstaaten sind die Einkommen in den 
Peripherieländern ebenso wie die Kaufkraft gestiegen, aber auch die Bereitschaft 
der Konsumenten, für ein verbessertes Angebot an öffentlichen Gütern höhere 
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 vgl. Baldwin, Krugman (2004) 
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 vgl. de Mooij (2004), S. 180, Baldwin, Krugman (2004), S. 21, sowie Eggert, Sorensen 
(2007) 
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 Ein wesentlicher Agglomerationsvorteil ist die Nähe zu Zulieferern sowie zum 
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Handelskosten [siehe Jacks, Meissner, Novy (2008)] verliert dieser relative Vorteil von 
Kernzonen an Bedeutung. 
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 vgl. Baldwin, Krugman (2002), S. 17 ff 
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Steuern zu zahlen, ist gewachsen.99 Besonders Unternehmen evaluieren bewusst 
das Verhältnis zwischen Preis und Leistung, konkreter zwischen den zu 
entrichtenden Steuern und der dafür zur Verfügung stehenden öffentlichen 
Gegenleistung.100 Je nach den Bedürfnissen unterschiedlicher Unternehmen nach 
öffentlichen Leistungen ist demnach die Bereitschaft zum Tragen bestimmter 
Steuerlasten unterschiedlich geartet. Diese Tatsache lässt jedoch 
unternehmensseitige Bestrebungen unberührt, ihre Gewinne nach Möglichkeit in 
Niedrigsteuerländer zu verschieben.  
 
Ein anderer in der Literatur prominent vertretener Ansatz bietet eine weitere 
Sichtweise des Steuerwettbewerbs – das sogenannte "Leviathan"-Modell. Gemäß 
diesem Modell wird postuliert, dass Regierungen eigennützig ihr Steuermonopol 
ausnützen, um ihre Einnahmen zu maximieren. Steuerwettbewerb wird in 
Zusammenhang mit dem Leviathan-Modell als Möglichkeit der Steuersubjekte 
gesehen, sich der Macht des Leviathan-Staates zu entziehen beziehungsweise das 
Kräfteverhältnis zwischen Steuerhoheit und Steuerdestinatar zu entschärfen.101 Es 
ist ein zentrales Argument der Public Choice Theorie, dass Steuerwettbewerb ein 
wichtiger Hebel zur Sanktionierung von Regierungen ist, die sonst zu viel ausgeben 
und die Steuersätze zu hoch setzen würden.102 Speziell durch die Schaffung des 
europäischen Binnenmarktes inklusive Währungsunion wurde es Unternehmen 
erleichtert ihre Aktivitäten innerhalb der EU in Regionen mit vergleichsweise 
niedrigerer Steuerbelastung zu verlagern.103 Empirische Analysen haben bestätigt, 
dass europäische Unternehmen diese Möglichkeiten tatsächlich ausnützen, um 
fiskalische Vorteile zu generieren. So erklären etwa multinationale Unternehmen 
systematisch in Niedrigsteuerländern höhere Gewinne als in Hochsteuerländern.104 
Eine in diesem Zusammenhang von multinationalen Konzernen oft genutzte 
Möglichkeit ist es, Patenteigentum eher in Niedrigsteuerländern zu deklarieren, als 
in jenen Ländern, in denen auch die zugrundeliegende Forschungsaktivität 
stattgefunden hat.105 
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 vgl. Breuss, Schratzenstaller (2004), S. 646 
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 vgl. Bodenmann (2006), S. 40 für Ergebnisse von Unternehmensbefragungen aus der 
Schweiz 
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 vgl. Nowotny, Zagler (2009), S. 449 
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 siehe de Mooij (2004), S. 180 
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 vgl. Devereux (2008a), S. 628 
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 siehe Maffini, Mokkas (2009) 
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 siehe Kankinsky, Riedel (2009) 
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Tabelle 4: Überblick über grundlegende Theorien zum Steuerwettbewerb 
Modelle Wesentliche Bestimmungsfaktoren 
Tiebout Individuen suchen sich mittels Migration aus unterschiedlichen 
Verwaltungsgebieten mit unterschiedlichen öffentlichen Angeboten bzw. 
Steuerbelastungen das für sie optimale aus; als Konsequenz wird ein 
optimales Niveau an öffentlichen Leistungen zu effizienten Preisen 
(Äquivalenzsteuern) angeboten; Koordination ist nicht erforderlich. 
Zodrow/Mieszkowski Steuerwettbewerb führt unter der Annahme, dass optimale 
Äquivalenzsteuern nicht zur Verfügung stehen, zu einem sub-optimalen 
Besteuerungsniveau; Koordination ist zur Erlangung eines optimalen 
Besteuerungsniveaus erforderlich. 
Agglomerationsmodelle 
(„Neue Ökonomische 
Geographie“) 
Agglomerationsvorteile von Kerngebieten mit höheren Integrationsniveaus 
rechtfertigen höhere Besteuerung als in Peripheriegebieten; es kommt 
nicht zu einem generellen Abwärtstrend der Besteuerung; Koordination ist 
nur eingeschränkt sinnvoll, sofern auch in strukturschwachen Regionen ein 
bestimmtes Besteuerungsniveau sichergestellt werden soll. 
Leviathan-Modell Regierungen nützen ihr Steuermonopol um Einnahmen zu maximieren; der 
Steuerwettbewerb setzt dieser Einnahmenmaximierung Grenzen; 
Koordinierung ist nicht erforderlich. 
 
Bei Betrachtung der unterschiedlichen modelltheoretischen Ansätze (siehe Tabelle 
4) wird deutlich, dass die Gesamtheit der Ansätze keine eindeutige 
Schlussfolgerung über die Folgen des Steuerwettbewerbs zulässt. Daraus folgt, 
dass sich aus dem Ensemble der Modelle auch keine eindeutigen steuerpolitischen 
Empfehlungen ableiten lassen. Die EU steht nun vor dem Dilemma entweder 
uneingeschränkten Steuerwettbewerb zuzulassen, oder die Besteuerung zu 
koordinieren beziehungsweise sogar eine Steuerbelastungsuntergrenze 
festzusetzen. Erwägt man den Einsatz einer EU-Steuer, so sind die im 
Steuerwettbewerb wirkenden Kräfte bei deren Design von Bedeutung. Einerseits ist 
eine ausreichende Besteuerung zur Erzielung notwendiger Steuereinnahmen 
sicherzustellen, um notwendige staatliche Leistungen finanzieren zu können. 
Andererseits sind unterschiedliche Präferenzen in den Mitgliedstaaten  zu 
berücksichtigen. Darüber hinaus spielen auch noch administrative Effekte – wie 
etwa die Effizienz der Besteuerung an sich – eine Rolle, die in den analysierten 
Steuerwettbewerbsmodellen nur teilweise Berücksichtigung finden. 
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5. Steuerwissenschaftliche Anforderungen an die 
Unternehmensbesteuerung im Binnenmarkt 
Die Funktionsweise der europäischen Unternehmenssteuersysteme ist heute nach 
geänderten finanzwissenschaftlichen Gesichtspunkten zu bewerten als noch vor 
wenigen Jahrzehnten. Heutzutage steht etwa die Erhebungs- und 
Entrichtungsbilligkeit stärker im Vordergrund als noch zu Zeiten geringerer 
internationaler Konkurrenz unter den Steuerverwaltungen. Außerdem ist es, bedingt 
durch den internationalen Standortwettbewerb, wichtiger denn je, dass die 
Steuersysteme keine investitionshemmende Wirkung entfalten.106 Mit der 
„Einheitlichen Europäischen Akte“, die das Ziel hatte bis 1993 den europäischen 
Binnenmarkt zu verwirklichen, wurden erste wesentliche institutionelle Schritte in 
diese Richtung gesetzt. Aber auch bei uneingeschränkter de jure Kapitalmobilität im 
europäischen Binnenmarkt wirken sich landesspezifische Unterschiede bei der 
Unternehmensbesteuerung verstärkt auf die internationale Investitionstätigkeit aus. 
Steuerliche Hindernisse für die grenzüberschreitende Unternehmenstätigkeit im 
Binnenmarkt gewinnen für international tätige Unternehmen und damit auch für die 
Steuerbehörden in deren Bemühen um Attrahierung international mobilen Kapitals 
an Bedeutung. Dieses Kapitel erörtert zunächst die daraus resultierenden 
Anforderungen, denen Unternehmenssteuersysteme heute genügen sollten. 
Darüber hinaus wird auf aktuell bestehende Defizite beziehungsweise 
Entwicklungsfelder bei der Besteuerung im Binnenmarkt hingewiesen. 
 
Die Europäische Kommission identifiziert in ihrer Mitteilung aus 2001 folgende 
Anforderungen, denen die Unternehmensbesteuerung im Binnenmarkt vom 
wirtschaftlichen Standpunkt aus genügen muss, um "dem Wohlstand in der EU 
förderlich zu sein"107:  
• Die Unternehmensbesteuerung muss im Einklang mit den vom 
Europäischen Rat in Lissabon festgelegten Zielen einen Beitrag zur 
internationalen Wettbewerbsfähigkeit der EU Unternehmen leisten.  
• Die Unternehmensbesteuerung muss gewährleisten, dass steuerliche 
Aspekte die wirtschaftlichen Entscheidungen von Unternehmen so wenig 
wie möglich beeinflussen. 
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 vgl. Zimmermann, Henke, Broer (2009), S. 141 ff 
107
 siehe Kommission der Europäischen Gemeinschaften (2001b), S. 5 f 
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• Die Erfüllung der steuerlichen Vorschriften darf nicht mit übermäßigen 
Kosten verbunden sein. 
• Die grenzüberschreitende Wirtschaftstätigkeit darf nicht durch steuerliche 
Hindernisse erschwert werden. 
• Wirtschaftsschädigende Formen des Steuerwettbewerbs müssen beseitigt 
werden. 
 
Bei der Konzeption multilateraler, europäischer oder auch supranationaler 
Steuerregeln sind aus finanzwissenschaftlichen Gesichtspunkten unter den oben 
erwähnten Anforderungen einige konkrete Faktoren zu subsumieren:  
 
Aus einer internationalen Perspektive besonders interessant ist die (horizontale und 
vertikale) Steuergerechtigkeit. Interessant insofern, als gerade über die Inzidenz der 
Körperschaftsbesteuerung nur bruchstückhafte Informationen108 vorliegen und 
juristische Personen keine „Nutzenfunktionen“ vergleichbar mit jenen von 
natürlichen Personen haben, anhand derer man Steuergerechtigkeit evaluieren 
könnte. Um dem Grundsatz der Steuergerechtigkeit Rechnung zu tragen, sollten 
steuerpflichtige Unternehmen, die mehr Nutzen aus öffentlichen Leistungen erzielen 
auch mehr Steuerlast tragen und umgekehrt (vertikale Steuergerechtigkeit). 
Steuerpflichtigen die in gleichem Ausmaß von öffentlichen Leistungen profitieren, 
sollte die gleiche Steuerlast auferlegt werden (horizontale Steuergerechtigkeit). 
Öffentliche Leistungen können diesbezüglich als Vorleistungen für Unternehmen 
gesehen werden. In enger Verbindung mit diesen Gerechtigkeitsüberlegungen steht 
das Äquivalenzprinzip.109 Speziell auf die Körperschaftsbesteuerung bezogen würde 
die Durchsetzung dieses Prinzips bedeuten, dass die Steuerbelastung der 
Nutznießer öffentlicher Leistungen den der Inanspruchnahme dieser öffentlichen 
Leistungen zurechenbaren Kosten entsprechen soll. Bezogen auf die 
Unternehmensbesteuerung im Binnenmarkt und damit auf viele unterschiedliche 
Staaten hieße das, dass den Staaten ein gewisser Spielraum zur Variation der 
Steuerbelastungen eingeräumt werden müsste. Die Staaten hätten so die 
Möglichkeit ein unterschiedliches Maß an Gegenleistungen zu berücksichtigen.110 
Erst auf Ebene der Anteilseigner kann auf das Leistungsfähigkeitsprinzip Bezug 
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 vgl. Harberger (2006) 
109
 vgl. Blankart (2006), S. 199 ff 
110
 vgl. Fuest, Huber (2003), S. 384 
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genommen werden, zumal auf Ebene natürlicher Personen individuelle 
Nutzenfunktionen ableitbar sind.111 Bereits auf nationaler Ebene birgt jedoch sowohl 
die Verwirklichung des Prinzips der Steuergerechtigkeit als auch des damit 
verbundenen Leistungsfähigkeitsprinzips Schwierigkeiten, ihre Verwirklichung auf 
internationaler Ebene ist, bedingt durch historisch gewachsene Steuersysteme 
sowie die Erfordernis politischer Abstimmung, zusätzlich erschwert. Umgelegt auf 
die internationale Besteuerung würde dies bedeuten, dass, um Steuergerechtigkeit 
prinzipiell zu ermöglichen, nicht nur die Ermittlung der Bemessungsgrundlagen nach 
gleichen Regeln erfolgen müsste, sondern darüber hinaus auch die jeweiligen 
Steuertarife anzugleichen wären. Um sowohl die Unternehmensebene als auch die 
Ebene der Anteilseigner zu berücksichtigen, wäre diesbezüglich auch die 
Kompatibilität der Integrationsformen zwischen Einkommens- und 
Körperschaftsteuer herzustellen. Die Tatsache, dass eine solche Einigung 
beziehungsweise Harmonisierung aufgrund unterschiedlicher steuerpolitischer 
Prioritäten in den einzelnen Staaten schwierig wäre, liegt auf der Hand.112 Des 
Weiteren müssten theoretisch zusätzlich auch noch die Möglichkeiten zur 
Bedürfnisbefriedigung der Anteilseigner berücksichtigt werden, die von Land zu 
Land verschieden sein können. Da die Körperschaftsteuer in erster Linie als 
Abgeltung für öffentliche Leistungen gesehen wird113, erscheint es angemessen bei 
Gerechtigkeitsüberlegungen diese "Gegenleistungen", die in verschiedenen Staaten 
unterschiedlich ausfallen, zu berücksichtigen. 
 
Weiters dürfen internationale Steuerregeln wirtschaftliche 
Unternehmensentscheidungen nicht verzerren, sie sollten „entscheidungsneutral“ 
sein.114 Gemäß dem Produktionseffizienztheorem, das von Diamond und Mirrlees115 
beschrieben wurde, sollte speziell danach getrachtet werden 
Produktionsentscheidungen prinzipiell unverzerrt zu lassen, während 
Konsumentscheidungen durchaus verzerrt sein können. Drei Konzepte sind in der 
Literatur etabliert, die zur möglichst optimalen Erreichung von 
Entscheidungsneutralität, und damit auch der finanzwissenschaftlichen 
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 siehe Homburg (2010), S. 238 ff 
115
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Produktionseffizienz, beitragen sollen. Es sind dies die Investitions-, die 
Finanzierungs- sowie die Rechtsformneutralität. Investitionsneutralität ist dann 
verwirklicht, wenn das Steuersystem die Entscheidungen zwischen verschiedenen 
Investitionsprojekten nicht beeinflusst sowie die marginalen Kosten von 
Investitionen nicht verändert. Zur Verwirklichung von Finanzierungsneutralität darf 
weder die Wahl zwischen Fremd- und Eigenkapitalfinanzierung noch die 
Entscheidung zwischen Gewinnausschüttung- und Thesaurierung steuerlich verzerrt 
werden. Die Rechtsformneutralität verlangt, dass die Steuerbelastung eines 
Unternehmens und seiner Anteilseigner von der Rechtsform unabhängig ist.116 Mit 
der Verwirklichung der Neutralität eines Steuersystems soll "Allokationsineffizienz" 
vermieden werden, das heißt die Entscheidung für Investitionsmöglichkeiten, bei 
denen das Kapital nicht am produktivsten eingesetzt wird. Anders gesagt, es soll die 
internationale Besteuerung keinen Einfluss auf das Ziel von Investitionen 
beziehungsweise auf die Allokation von Ressourcen haben.117 Bezogen auf den 
europäischen Binnenmarkt entspringt diese Zielvorstellung der 
Unternehmensbesteuerung auch den Bestrebungen Wettbewerbsverzerrungen zu 
vermeiden.118 Steuerneutralität sollte idealerweise auch im internationalen Umfeld 
gesichert sein. Doch die drei oben beschriebenen Konzepte zur Verwirklichung von 
Entscheidungsneutralität der Besteuerung reichen in einer offenen Volkswirtschaft 
nicht aus. 
 
Zur Beurteilung der Neutralität der Besteuerung gegenüber Investitions- 
beziehungsweise Veranlagungsentscheidungen im internationalen Kontext dienen 
etwa die Konzepte der Kapitalexportneutralität, der Kapitalimportneutralität, der 
Kapitaleignerneutralität sowie der Marktneutralität. Kapitalexportneutralität liegt vor, 
wenn Investitionen im In- und im Ausland steuerlich gleichgestellt sind. Die 
Investitionen eines Anlegers werden demnach gleich belastet, gleichgültig in 
welchem Land dieser sein Kapital anlegt. Damit findet eine Angleichung der 
weltweiten Bruttorenditen statt, was wiederum zu optimaler weltweiter Allokation der 
Investitionen führt. Kapitalimportneutralität ist gegeben, wenn Einkünfte aus 
Kapitalanlagen von In- und Ausländern im Inland steuerlich gleich belastet werden. 
Anders gesagt, wenn alle in einem Land tätigen Unternehmen steuerliche 
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 Kommission der Europäischen Gemeinschaften (2004b), S. 4; Schneider (2002), S. 97 ff 
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Gleichbehandlung erfahren, gleichgültig wo sie ihren Unternehmenssitz haben. 
Damit führt Kapitalimportneutralität zur weltweiten Angleichung der Nettorenditen, 
und somit zu einer effizienten weltweiten Verteilung des Sparvolumens.119 Sofern 
unterschiedliche Kapitaleigner von Steuern unterschiedlich belastet werden, können 
Steuern auch die „Kapitaleignerschaft“ beeinflussen beziehungsweise verzerren. 
Geht man davon aus, dass Kapital am Markt zu jenen Eignern alloziert wird, von 
denen es am produktivsten eingesetzt werden kann, so sollte diese „natürliche“ 
Zuordnung durch die Besteuerung möglichst nicht beeinflusst werden. Das dadurch 
beschriebene Prinzip wird Kapitaleignerneutralität120 genannt. Es würde verwirklicht, 
wenn alle Staaten ausländische Einkommen von der Besteuerung ausnehmen oder 
die im Ausland entrichtete Steuer in vollem Umfang auf die inländische 
Steuerschuld anrechnen (letzteres verstößt jedoch, wie im Folgenden dargestellt 
wird, aufgrund von Wettbewerbsverzerrungen gegen das Konzept der 
Marktneutralität).121 Demnach ist die gleichzeitige Verwirklichung von 
Kapitalexportneutralität und Kapitaleignerneutralität möglich. Ein noch etwas 
weitergehendes Konzept, das über die Kapitaleignerneutralität hinausgeht, ist jenes 
der Marktneutralität. Es besagt, dass miteinander (potenziell) im Wettbewerb 
stehende Unternehmen den gleichen effektiven Steuerbelastungen unterliegen 
müssen.122 Erst wenn Kapitalexportneutralität und Marktneutralität gleichzeitig 
verwirklicht sind, kann Produktionseffizienz gewährleistet werden.123  
 
Kapitalexportneutralität kann durch Besteuerung nach dem Wohnsitzlandprinzip 
("residence principle") erreicht werden. Hierbei findet eine unbeschränkte 
Besteuerung für Gebietsansässige statt, das heißt, dass sich die Steuerpflicht nach 
der regionalen Zugehörigkeit des Wirtschaftssubjektes richtet und sich auf sein 
gesamtes in- und ausländisches Einkommen bezieht. Kapitalimportneutralität wird 
durch Besteuerung nach dem Quellenlandprinzip ("source principle") realisiert, 
wonach jede Gebietskörperschaft die in ihrem Gebiet erzielten Einkünfte besteuert, 
unabhängig vom Wohnsitz des Wirtschaftssubjektes. In der Praxis haben die 
Staaten naturgemäß den Anreiz, Wohnsitz- und Quellenlandprinzip gleichzeitig zu 
realisieren, was zu Doppelbesteuerung führt und damit sowohl die Kapitalexport- als 
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 siehe dazu auch Devereux, Sørensen (2006), S. 19 f 
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auch die Kapitalimportneutralität ad absurdum führt. Die Doppelbesteuerung wird 
jedoch für gewöhnlich mittels Doppelbesteuerungsabkommen gemildert oder 
beseitigt.124 Das OECD-Musterabkommen zur Vermeidung der Doppelbesteuerung 
sieht zu deren Vermeidung die Freistellungs- oder die Anrechnungsmethode vor. 
Bei der Anrechnungsmethode behandelt das Wohnsitzland die vom Ausland 
erhobene Steuer praktisch wie eine Vorauszahlung auf seine Steuerforderung. Die 
Anrechnungsmethode ist bei Besteuerung nach dem Wohnsitzlandprinzip 
Voraussetzung zur Verwirklichung der Kapitalexportneutralität. Bei der 
Freistellungsmethode besteuert lediglich ein Staat den Steuergegenstand, der 
andere Vertragsstaat nimmt die entsprechenden Einkünfte von der Besteuerung 
aus. Die Freistellungsmethode ist bei Besteuerung nach dem Quellenlandprinzip 
Voraussetzung zur Verwirklichung der Kapitalimportneutralität.125  
 
Eine Schlüsselfrage in der finanzwissenschaftlichen Literatur ist jene nach den 
Belastungswirkungen beziehungsweise Verzerrungseffekten, die mit den 
Neutralitätskonzepten einhergehen. Wird durch Anwendung des 
Quellenlandprinzips Kapitalimportneutralität hergestellt, so werden die 
gesamtwirtschaftlichen Investitionen (Kapitalnachfrage) verzerrt. Die Anwendung 
des Wohnsitzlandprinzips bringt Kapitalexportneutralität mit sich und führt zu einer 
Verzerrung der Kapitalaufbringung, das heißt des Sparens (Kapitalangebot), die 
Investitionen werden jedoch nicht verzerrt.126 Die gleichzeitige Verwirklichung von 
Kapitalimport- und Kapitalexportneutralität könnte lediglich unter der Voraussetzung 
einer in allen Ländern gleichen effektiven Steuerbelastung erreicht werden.127 
Dadurch wäre auch das Konzept der Marktneutralität verwirklicht.128 Dies ist zwar 
nur eine theoretische Überlegung, die wohl auch in der EU weit entfernt von den 
Tatsachen liegt, die Umsetzung einer gemeinsamen Steuer-Bemessungsgrundlage 
bei gleichzeitiger Annäherung der gemeinsamen Steuersätze würde die Möglichkeit 
gleicher Steuerbelastungen jedoch für körperschaftsteuerlich organisierte 
Unternehmen ein gutes Stück näher rücken.129 Gleiche effektive Steuerbelastungen 
wären jedoch nicht nur politisch sehr schwer umsetzbar, sondern außerdem 
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 siehe Nowotny, Zagler (2009), S. 448 ff 
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 vgl. Sinn (1985), S. 171 f, 314 ff 
127
 vgl. Devereux (2008b), S. 8 ff 
128
 vgl. Devereux, Loretz (2010), S. 5 
129
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aufgrund national unterschiedlicher Wirtschaftsstrukturen und auch 
Präferenzenordnungen nicht wünschenswert. Unterschiede bei den effektiven 
Steuerbelastungen werden damit weiterhin bestehen bleiben, womit auch die 
Entscheidung zwischen Kapitalimport- und Kapitalexportneutralität weiterhin 
relevant bleiben wird.130  
 
Um Aussagen darüber treffen zu können, wie die angeführten 
Besteuerungsprinzipien aus Effizienzgesichtspunkten zu beurteilen sind, ist es 
zunächst angezeigt die Elastizitäten von Kapitalangebot und -nachfrage zu 
begutachten. Unter dem Begriff Effizienz wird hier die Erzielung des benötigten 
beziehungsweise gewünschten Steuerertrages bei möglichst geringen 
Wohlfahrtsverlusten der Steuerdestinatare verstanden. Je kleiner die Elastizität 
eines Steuergegenstandes ist, desto geringer ist der durch die Besteuerung 
hervorgerufene Substitutionsprozess und damit auch der durch die Besteuerung 
induzierte Wohlfahrtsverlust. Empirische Untersuchungen belegen, dass Sparen 
beziehungsweise das Kapitalangebot weniger elastisch ist als Investitionen 
beziehungsweise die Kapitalnachfrage. „Kapitalnutzer“ (also etwa körperschaftlich 
organisierte Unternehmen) reagieren sensibler auf Änderungen der Renditen als 
Kapitaleigner (i.e. Sparer). Demgemäß wäre die Realisierung der 
Kapitalexportneutralität und damit in Verbindung das Wohnsitzlandprinzip von 
Vorteil, da damit – aufgrund der geringeren Elastizität des Sparens – auch geringere 
Verzerrungen einhergehen.131 Das gewichtigere Argument für die 
Kapitalexportneutralität ist jedoch, dass es eine der Voraussetzungen zur 
Verwirklichung von Produktionseffizienz darstellt.132 Wie bereits erwähnt kann 
Kapitalexportneutralität steuertechnisch durch Umsetzung des Wohnsitzlandprinzips 
in Verbindung mit der Anrechnungsmethode (zur Vermeidung der 
Doppelbesteuerung) erreicht werden. Dies würde theoretisch zu einer Angleichung 
des Bruttokapitalertrages und damit zu einer optimalen Allokation der Investitionen 
über die Gebietskörperschaften (beziehungsweise Steuerverwaltungen) hinweg 
führen.133 Idealtypischerweise würde die Anrechnungsmethode sogar zur 
Rückerstattung im Ausland bezahlter Steuern durch die Steuerverwaltung des 
Sitzlandes führen. Diese Reinform der Anrechnungsmethode ist jedoch in der Praxis 
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kaum verwirklicht, und die Anrechnung ist üblicherweise mit einem 
Anrechnungshöchstbetrag (regelmäßig maximal mit jenem Betrag der der 
Steuerschuld im Sitzland entspricht) begrenzt, was wiederum die Gleichstellung der 
grenzüberschreitenden Investitionen mit den inländischen Investitionen unterbindet. 
Wenn der ausländische Steuerbetrag den inländischen Steuerbetrag überschreitet 
mutiert diese Art der Besteuerung, und es wird nicht Kapitalexportneutralität 
sondern Kapitalimportneutralität verwirklicht.134 Umgekehrt ist daher zur 
Charakterisierung der Kapitalimportneutralität erforderlich, dass der ausländische 
Steuersatz größer ist als der inländische, womit die Besteuerung entsprechend der 
Steuerbelastung am Investitionsstandort unabhängig vom Sitz des Investors 
erfolgt.135 Die voranstehenden Überlegungen, in Verbindung mit der Tatsache, dass 
sowohl Kapital als auch Kapitaleigner heute zunehmend mobiler werden, lassen die 
Unterscheidungsmerkmale zwischen Kapitalimport- und Kapitalexportneutralität 
zunehmend verschwimmen136, was auch die Entscheidung zwischen dem 
Anrechnungs- und dem Freistellungsverfahren zunehmend erschwert. 
Doppelbesteuerung kann sich daher nur bedingt an den Konzepten der 
Kapitalimport- und Kapitalexportneutralität orientieren. Ein anderer Punkt der 
zunehmend ins Treffen geführt wird ist mit pragmatischen Effizienzüberlegungen 
verbunden und zielt auf die Verringerung des Verwaltungsaufwands, wobei das 
Freistellungsverfahren im Vorteil wäre.137 Bei modelltheoretischer Betrachtung der 
Neutralität der Besteuerung gegenüber Investitionsentscheidungen im 
internationalen Kontext  zeichnet sich jedoch die herrschende Meinung ab, wonach 
der kapitalexportneutralen Besteuerung (Wohnsitzlandprinzip) der Vorzug gegeben 
werden sollte.138 Diese Ansicht liegt nicht zuletzt in der Tatsache begründet, dass 
kapitalexportneutrale Besteuerung mit Hilfe des Anrechnungssystems verwirklicht 
werden kann, womit die globale Investitionstätigkeit geringstmöglich beeinflusst 
wird.139 Würde das Freistellungsverfahren zur Verwirklichung von 
Kapitalimportneutralität eingesetzt, so wäre Produktionsineffizienz die Folge, da die 
Freistellungsmethode tendenziell den inländischen Kapitalbestand reduziert.140  
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Im Zuge der Analyse internationaler Besteuerungsgrundsätze müssen auch die 
öffentlichen Budgets im internationalen Kontext betrachtet werden. Bei der 
bisherigen Erörterung der internationalen Besteuerungsgrundsätze zur Erlangung 
von Produktionseffizienz wurde implizit unterstellt, dass alle Regierungen die 
gleichen Budgetbeschränkungen haben. Insbesondere bei der Erarbeitung eines 
gemeinsamen Steuerkonzepts für eine Gebietskörperschaft wie die EU – innerhalb 
derer Staaten mit unterschiedlichen Wirtschaftsstrukturen, unterschiedlich 
wahrgenommenen öffentlichen Aufgaben sowie unterschiedlichen 
Finanzierungsstrukturen existieren – sollte diese Annahme hinterfragt werden. Bei 
unterschiedlichen Budgetbeschränkungen sind Konstellationen zu erwarten, bei 
denen direkte oder eben auch indirekte (steuerliche) intergouvernementale 
Transfers im Rahmen internationaler Politikkoordination, die der 
Produktionseffizienz entgegenwirken, eine pareto-effiziente Verbesserung 
herbeiführen können.141 Eingriffe in die internationale Produktionseffizienz wirken 
sind demnach nicht per se negativ aus und können zu pareto-effizienten 
Verbesserungen führen. 
 
Um Unternehmen den Umgang mit internationalen Steuerregeln so einfach wie 
möglich zu gestalten und nicht unnötig Ressourcen zu blockieren, ist auf 
Einfachheit, Transparenz und Bestimmtheit der Besteuerung zu achten. 
Diesbezüglich ist insbesondere der Vermeidung übermäßiger Befolgungskosten 
Bedeutung beizumessen, die etwa bei der Ermittlung der Bemessungsgrundlage 
oder bei der Erfüllung steuerlicher Meldepflichten entstehen. Darüber hinaus 
müssen steuerliche Regelungen transparent und klar bestimmt sein, um 
Planungssicherheit für die Unternehmen aber auch für die Steuerbehörden zu 
gewährleisten. Aus der Forderung nach Rechtssicherheit ergibt sich wiederum, dass 
für die Einfachheit der Steuergesetze gewisse Grenzen bestehen, unter anderem da 
bestimmte Informations- und Meldepflichten angezeigt sind, um die 
ordnungsgemäße Steuerzahlung überprüfen zu können. Schließlich ist es von 
Bedeutung, dass internationale körperschaftsteuerliche Regelungen flexibel auf 
Änderungen der Märkte beziehungsweise Geschäftspraktiken reagieren können und 
somit Anpassungen möglich sind. Derartige Anpassungen können etwa die 
Einbeziehung neuer Rechtsformen sein oder die Erweiterung der 
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Bemessungsgrundlage im Fall neuer besteuerungsrelevanter Geschäftsfelder von 
körperschaftlich organisierten Unternehmen.142  
 
Mit obigen Ausführungen zu einigen Steuergrundsätzen wird kein Anspruch auf 
Vollständigkeit erhoben. Es wurden lediglich jene Grundsätze hervorgehoben, die 
für die reibungslose Funktion des Binnenmarktes bei Anwendung multilateraler 
Steuerregeln von besonderer Bedeutung sind. Beim Verfassen von EU-Richtlinien 
im Steuerbereich spielen dieser Art Grundsätze eine wesentliche Rolle, da es nicht 
möglich ist jedes notwendige Detail in einem solchen Rechtsakt zu erfassen.143 
 
Eingangs wurde bereits auf die Belastung grenzüberschreitend tätiger Unternehmen 
durch die Existenz von 27 verschiedenen steuerlichen Regelwerken in der EU 
hingewiesen. Unterschiedliche Steuergesetze führen nicht selten zu zusätzlichen 
Belastungen mit erheblichen wirtschaftlichen Auswirkungen, wozu etwa 
administrative Belastungen oder Doppelbesteuerung zu zählen sind. Konkret 
werden unter dieser Belastung regelmäßig folgende Probleme verstanden144: 
• Die Gewinne einzelner Unternehmen eines europäischen Konzerns müssen 
aus steuerlichen Gründen genau zugerechnet werden können. In der Praxis 
ergibt sich daraus etwa das Problem konzerninterner Verrechnungspreise. 
Deren Festsetzung resultiert in Problemen für die Unternehmen und die 
Steuerbehörden gleichermaßen. Oftmals nutzen Konzerne die interne 
Leistungsverrechnung zur Gewinnverschiebung in Niedrigsteuerländer. 
Steuerbehörden wiederum werden vor das Problem gestellt, die Richtigkeit 
der Verrechnungspreise zu beurteilen beziehungsweise zu überprüfen, was 
sich vielfach schwierig gestaltet. Trotz Verrechnungspreisdokumentationen, 
in denen Konzerne die für intern erbrachte Leistungen verrechneten Preise 
dokumentieren müssen, um die Angemessenheit von Verrechnungspreisen 
für die Finanzverwaltung nachvollziehbar zu machen, werden 
unsachgemäße Leistungsverrechnungen145 nicht immer aufgedeckt.146 
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• Grenzüberschreitende Einkommensströme zwischen verbundenen 
Unternehmen werden oft mehrfach besteuert. Es existieren zwar bereits 
Richtlinien zur steuerlichen Behandlung von konzerninternen Zahlungen von 
Dividenden, Zinsen und Lizenzgebühren147, deren Anwendungsbereich ist 
jedoch – unter anderem aufgrund von Beiteiligungsschwellen ab denen sie 
zur Anwendung kommen148 – begrenzt, beziehungsweise werden die 
Richtlinien in den Mitgliedstaaten unterschiedlich ausgelegt 
beziehungsweise angewandt.149 
• Der grenzüberschreitende Verlustausgleich unterliegt erheblichen 
Beschränkungen, was zu Doppelbesteuerung führen kann. Die Mehrheit der 
Mitgliedstaaten der EU untersagt grenzüberschreitenden Verlustausgleich 
immer noch gänzlich, der Rest bringt oft hohe Beteiligungsschwellen zur 
Anwendung, ab deren Überschreitung erst Verluste grenzüberschreitend 
ausgeglichen werden dürfen.150 Dies obwohl der Europäische Gerichtshof 
bereits 2005 im Fall der britischen Einzelhandelskette Marks & Spencer151 
entschieden hat, dass Konzernen der grenzüberschreitende 
Verlustausgleich nicht gänzlich untersagt werden darf. Gemäß dem Urteil 
muss den Unternehmen zumindest dann erlaubt werden Verluste 
grenzüberschreitend auszugleichen, wenn die Verluste nicht im Sitzland der 
Tochtergesellschaft selbst in Form eines Verlustvortrags beziehungsweise 
Verlustrücktrags geltend gemacht werden können (dies könnte etwa bei 
Auflösung einer Tochtergesellschaft der Fall sein).  
• Grenzübergreifende Umstrukturierungen von Unternehmen sind heute mit 
teils erheblichen Belastungen verbunden. Die sogenannte 
"Fusionsrichtlinie"152, die seit 1990 für derartige Umstrukturierungen einen 
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 Mutter-/Tochter-Richtlinie (90/435/EWG, zuletzt geändert durch Richtlinie 2003/123/EG), 
Richtlinie zur Besteuerung von Zinsen und Lizenzgebühren zwischen verbundenen 
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Spaltungen, die Einbringung von Unternehmensanteilen und den Austausch von Anteilen, 
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2005/19/EG des Rates vom 17. Februar 2005. 
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Körperschaftsteueraufschub vorsieht, kann trotz einer Ausdehnung ihres 
Geltungsbereichs im Jahr 2005 die Belastungen nur begrenzt mildern. Die 
Richtlinie untersagt es den Mitgliedstaaten bei grenzüberschreitenden 
Fusionen entstehende Veräußerungsgewinne zu besteuern, sofern dies 
nicht auch bei vergleichbaren rein nationalen Transaktionen der Fall wäre. 
Die Wirksamkeit dieser Regelung ist jedoch begrenzt, da zum einen bei der 
Fusionsrichtlinie eine Mindestbeteiligungsschwelle153 zur Anwendung 
kommt, zum anderen haben die Mitgliedstaaten auch im Fall der 
Fusionsrichtlinie einigen Auslegungsspielraum. Dieser besteht etwa bei der 
Besteuerung von nach der Fusion realisierten Erträgen aus Wertpapieren 
oder anderen Vermögensgegenständen. Hier kommen den Mitgliedstaaten 
weitgehende Freiheiten bei der Vermeidung der Doppelbesteuerung zu.154 
• Aufgrund verschiedenster kollidierender Besteuerungsbefugnisse gibt es ein 
erhebliches Potential zur Doppelbesteuerung, das von den Staaten 
üblicherweise mit bilateralen Doppelbesteuerungsabkommen zu beseitigen 
versucht wird. 
 
Die oben angeführten Beeinträchtigungen beziehungsweise Verzerrungen des 
Wettbewerbs im Binnenmarkt zeigen, dass die Unternehmensbesteuerung im 
europäischen Binnenmarkt derzeit nicht den gewünschten Anforderungen entspricht 
und untermauern die Notwendigkeit koordinierten Vorgehens. Der sich 
abzeichnende Grundtenor der in diesem Abschnitt behandelten Anforderungen an 
die Unternehmensbesteuerung im Binnenmarkt ist deren Berücksichtigung des 
(Steuer-)Wettbewerbs beziehungsweise der Wettbewerbsfähigkeit europäischer 
Unternehmen. Ein neues Modell zur Körperschaftsbesteuerung in der EU sollte 
demnach nach Möglichkeit die Wettbewerbsfähigkeit europäischer Unternehmen 
allgemein verbessern sowie den Wettbewerb der Unternehmen untereinander 
möglichst nicht beeinflussen. Ergänzt wird diese bedeutende Anforderung im 
weiteren Verlauf dieser Arbeit im Zuge der Entwicklung einer EU-Steuer durch eine 
weitere, namentlich um die Anforderung Einnahmen zu generieren. Diese ist im Fall 
einer EU-Steuer, die zur Stärkung der finanziellen Unabhängigkeit der EU beitragen 
soll, essentiell. 
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6. Koordinierungsinitiativen auf EU-Ebene 
Nach Analyse der steuerwissenschaftlichen Anforderungen an die 
Unternehmensbesteuerung im Binnenmarkt (insbesondere Produktionseffizienz, 
Entscheidungsneutralität, Steuergerechtigkeit und Steuereffizienz), werden in 
diesem Abschnitt jene Koordinierungsinitiativen auf EU-Ebene erörtert, die dazu 
entwickelt wurden diesen Anforderungen nachzukommen. Dem Einstieg in die 
Analyse konkreter Koordinierungsmaßnahmen soll ein Blick auf verschiedene 
Konzepte der Koordinierung vorangehen.  
 
Koordinierung kann auf unterschiedliche Art und Weise stattfinden. Etwa können 
einzelne Staaten unabhängig voneinander und ohne formelle Vereinbarungen 
Regelungen in bestimmten Bereichen aneinander annähern. Als Beispiel könnte 
hier etwa der Trend zur Senkung der statutarischen Körperschaftsteuersätze 
genannt werden. Wildasin bezeichnet den Umstand, dass bestimmte Länder ohne 
formelle Übereinkünfte die gleichen Entscheidungen treffen wie andere Länder als 
"implizite Koordinierung". Er weist aber darauf hin, dass eine solche implizite 
Koordinierung durchaus auch die Bezeichnung "Wettbewerb" tragen könnte, da die 
Parallelentwicklung beziehungsweise Konvergenz der Steuersysteme durch 
Marktkräfte beziehungsweise durch die Kräfte des Wettbewerbs induziert ist.155 
 
Neben der „impliziten Koordinierung“ kontrastiert Wildasin die sogenannte 
„Koordinierung durch Delegation“ und die „explizite Koordinierung". Erstere erfolgt 
durch die Schaffung verantwortlicher übergeordneter Regierungsebenen, zweitere 
durch formelle bilaterale oder multilaterale Vereinbarungen der einzelnen Länder.156 
Die im folgenden Abschnitt erörterten Ansätze zur Vertiefung der steuerlichen 
Koordinierung sind durchwegs Beispiele für Koordinierung durch Delegation.  
 
6.1 Ansätze der EU zu stärkerer Koordinierung der 
Unternehmensbesteuerung 
Die Koordinierung der Unternehmensbesteuerung in der EU ist keine neue 
Thematik. Seit Gründung der Europäischen Gemeinschaften wurde der 
Unternehmensbesteuerung im Zuge der Schaffung des gemeinsamen 
                                               
155
 vgl. Wildasin (2002), S. 174 ff 
156
 vgl. Wildasin (2002), S. 174 ff 
 54 
Binnenmarktes157 große Bedeutung beigemessen. Bereits in den 60er Jahren wurde 
nicht nur auf akademischer Ebene an den Auswirkungen einer stärkeren 
Koordinierung der Körperschaftsbesteuerung geforscht, auch auf politischer Ebene 
wurden Vorteile einer solchen stärkeren Vereinheitlichung der Besteuerung geortet. 
Der sogenannte „Neumark-Bericht“158 des Steuer- und Finanzausschusses der 
Kommission der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft verdeutlichte bereits 1962 
die Notwendigkeit von Harmonisierungsmaßnahmen auf europäischer Ebene und 
empfahl die Einführung eines einheitlichen Körperschaftsteuersystems. Dieses 
Vorhaben scheiterte jedoch am Widerstand der Mitgliedsstaaten, die nicht bereit 
waren, das für die Vereinheitlichung der Körperschaftsteuersysteme notwendige 
Maß an Souveränität aufzugeben. 1975 legte die Europäische Kommission sogar 
einen Richtlinienvorschlag vor, der Körperschaftsteuersätze zwischen 45 und 55% 
in Verbindung mit einem Teilanrechnungssystem vorschlug, allerdings keine 
Vorgaben darüber enthielt, wie mit den Unterschieden zwischen den 
Bemessungsgrundlagen der nationalen Steuersysteme umgegangen werden sollte. 
Auch dieses Ansinnen ist nicht über das Vorschlagsstadium hinausgekommen.159  
 
Im Jahr 1992 stellte der sogenannte „Ruding-Bericht“160 fest, dass in den 
Steuersystemen aller Mitgliedsstaaten Diskriminierung zwischen Inlands- und 
Auslandsinvestitionen stattfindet, und dass Bedarf an koordinierten Maßnahmen auf 
europäischer Ebene besteht, um diesen Verzerrungen wirksam zu begegnen. 
Neben der Einführung von Mindestkörperschaftsteuersätzen (damals in der Höhe 
von mindestens 30%, maximal 40%) schlug der Ausschuss die Schaffung 
einheitlicher Regeln für eine minimale Bemessungsgrundlage vor, und urgierte 
möglichst große Transparenz bei nationalen Steueranreizen beziehungsweise 
Steuererleichterungen.161 Trotz relevanter Ergebnisse gab es bezüglich dieser 
Vorschläge kaum Resonanz. Von der Europäischen Kommission im Gefolge des 
Ruding-Berichts vorgelegte Richtlinienvorschläge (u.a. zur Regelung des 
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grenzübergreifenden Verlustausgleichs) wurden vom Rat erst gar nicht ernsthaft 
diskutiert. 
 
Im Rahmen verschiedener Initiativen konnte aber eine begrenzte Koordinierung der 
Unternehmensbesteuerung in Teilbereichen erreicht werden. In diesem 
Zusammenhang kann etwa die “Mutter-Tochter Richtlinie”162, die 1990 in Kraft 
getreten ist, erwähnt werden, die den Zweck hat steuerliche Hindernisse bei 
Gewinnausschüttungen innerhalb von Unternehmensgruppen zu beseitigen. Die 
Richtlinie untersagt Quellensteuern auf Gewinnausschüttungen zwischen 
verbundenen Unternehmen und soll damit Doppelbesteuerung verhindern.  
1990 wurde auch das sogenannte "Schiedsübereinkommen"163 verabschiedet, das 
ein Streitbeilegungsverfahren vorschreibt, sofern es bei Unternehmen verschiedener 
Mitgliedstaaten infolge einer Gewinnberichtigung in einem Mitgliedstaat zu 
Doppelbesteuerung kommt, und sich die beteiligten Behörden der Mitgliedstaaten 
nicht innerhalb von zwei Jahren über ein Vorgehen zur Beseitigung der 
Doppelbesteuerung im konkreten Anlassfall einigen können. Das Abkommen ist 
1995 in Kraft getreten, seine Wirksamkeit bleibt jedoch hinter den Erwartungen 
zurück, da es bei der praktischen Anwendung zu erheblichen Schwierigkeiten 
kommt.164 Ebenso 1990 wurde die bereits beschriebene Fusionsrichtlinie 
verabschiedet, um übermäßige steuerliche Belastungen bei grenzüberschreitenden 
Fusionen zu vermeiden. Des Weiteren hat die Europäische Kommission 1997 im 
Rahmen einer Mitteilung das sogenannte "Steuerpaket"165 vorgeschlagen, ein  
Maßnahmenpaket zur Bekämpfung von „schädlichem Steuerwettbewerb“166. Das 
Paket enthält einen Verhaltenskodex zur Unternehmensbesteuerung 
(Selbstverpflichtung der Mitgliedstaaten keine neuen im Sinne des Kodex 
wettbewerbsschädigenden steuerlichen Maßnahmen zu setzen, beziehungsweise 
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 Richtlinie 90/435/EWG des Rates über das gemeinsame Steuersystem der Mutter- und 
Tochtergesellschaften verschiedener Mitgliedstaaten, geändert durch Richtlinie 
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vorhandene abzuschaffen), die Richtlinie zur Besteuerung privater Zinserträge167 
(vereinbart Informationsaustausch über Zinszahlungen unter den Mitgliedstaaten), 
sowie die Richtlinie zur Besteuerung von Zinsen und Lizenzgebühren zwischen 
verbundenen Unternehmen168 (beseitigt Quellensteuern auf Zahlungen von Zinsen 
und Lizenzgebühren zwischen verbundenen Unternehmen verschiedener 
Mitgliedstaaten). Während die beiden letzterwähnten Richtlinien erst 2003 
verabschiedet wurden, wurde der Verhaltenskodex bereits 1997 vom ECOFIN-Rat 
angenommen.169 Der Verhaltenskodex ist kein rechtsverbindliches Instrument, stellt 
jedoch eine politische Verpflichtung dar. Um den Begriff "schädliche steuerliche 
Praktiken" näher zu fassen beziehungsweise diesen Praktiken wirksam begegnen 
zu können wurde im Verhaltenskodex festgehalten, dass bei der Beurteilung der 
"Schädlichkeit" steuerlicher Praktiken zu berücksichtigen ist, ob, gemessen am 
üblicherweise in dem betreffenden Mitgliedstaat geltenden Besteuerungsniveau, 
eine deutlich niedrigere Effektivbesteuerung stattfindet. Dabei ist zusätzlich  
insbesondere zu erwägen, ob 
• steuerliche Vorteile ausschließlich Gebietsfremden gewährt werden (wie 
beispielsweise beschleunigte Abschreibung als Investitionsanreiz),  
• steuerliche Anreize für Aktivitäten gewährt werden, die nicht mit der 
einheimischen Wirtschaft zusammenhängen und daher auch keine 
Auswirkungen auf die Steuergrundlage des betreffenden Landes haben, 
• steuerliche Vorteile gewährt werden, auch ohne dass ihnen eine 
tatsächliche Wirtschaftstätigkeit und substantielle wirtschaftliche Präsenz in 
dem diese steuerlichen Vorteile bietenden Mitgliedstaat zugrunde liegt (dies 
ist etwa der Fall, wenn keine wirtschaftliche Tätigkeit eines Unternehmens 
im jeweiligen Land vorliegt, der Fiskus jedoch den Anreiz bietet, 
Gewinnanteile in den betreffenden Mitgliedstaat zu verlagern, um 
zusätzliche Steuereinnahmen zu generieren), 
• die Regeln für die Gewinnermittlung bei Aktivitäten innerhalb einer 
multinationalen Unternehmensgruppe von international anerkannten 
Grundsätzen abweichen, oder 
• es den steuerlichen Regelungen an Transparenz mangelt. 
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Das unter den ersten zwei oben angeführten Punkten beschriebene Vorgehen wird 
in der Literatur regelmäßig als "ring-fencing" bezeichnet, der dritte Punkt beschreibt 
eine typische "Steueroase". Der Verhaltenskodex ist stark an ein Verzeichnis 
schädlicher Steuerpraktiken der OECD170 angelehnt, das aus den Arbeiten des 
"Forum on Harmful Tax Practices" der OECD hervorgegangen ist. Zur Überwachung 
der Umsetzung beziehungsweise Einhaltung des Verhaldenskodex wurde beim 
ECOFIN-Rat am 9. März 1998 die Gruppe "Verhaltenskodex 
(Unternehmensbesteuerung)" eingesetzt, um zu prüfen, welche steuerlichen 
Regelungen unter den Kodex fallen. Die Gruppe prüft potentiell steuerschädliche 
Maßnahmen und überwacht deren Beseitigung. Der Erfolg in der Praxis zeigt, dass 
das Instrument Verhaltenskodex über den Weg des Gruppendrucks unter den 
Mitgliedstaaten funktioniert.171 
 
Beim ECOFIN-Rat im Dezember 1998 unter österreichischem Ratsvorsitz wurde die 
Europäische Kommission ersucht, eine umfassende Studie über die 
Unternehmensbesteuerung in der EU anzufertigen. Darin sollte sie im Besonderen 
die Unterschiede der effektiven Körperschaftsteuerniveaus in den verschiedenen 
Mitgliedstaaten beleuchten sowie steuerliche Regelungen identifizieren, die die 
grenzübergreifende Wirtschaftstätigkeit im Binnenmarkt eventuell behindern 
könnten. Auf dieser Grundlage sollte sie eine Bestandsaufnahme und Bewertung 
der Regelungen zur Unternehmensbesteuerung in der EU durchführen.172  
 
Die Studie kommt zum Ergebnis, dass die Koexistenz der verschiedenen nationalen 
Steuersysteme zu zusätzlichen Kosten für die europäischen Unternehmen führt 
("compliance costs"). Die grenzüberschreitende Wirtschaftstätigkeit im Binnenmarkt 
wird dadurch ebenso behindert wie die Wettbewerbsfähigkeit der europäischen 
Unternehmen. Des Weiteren bestehen teils erhebliche Unterschiede zwischen den 
effektiven Körperschaftsteuersätzen, wodurch Investitionsentscheidungen 
beeinflusst werden.173 So können etwa Investitionsentscheidungen, die 
Unternehmer für gewöhnlich auf Grundlage von Überlegungen wie Kostenvorteilen, 
technologischen Vorteilen, Wettbewerbsgesichtspunkten oder ähnlichen 
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wirtschaftlichen Überlegungen treffen, steuerlich beeinflusst werden, was 
(abgesehen vom Fall der Lenkungsbesteuerung) unerwünscht ist.  
 
In ihrer Studie schlägt die Europäische Kommission eine zweistufige 
Lösungsstrategie vor. Kurz- beziehungsweise mittelfristig werden gezielte 
Korrekturen bestehender Defizite vorgeschlagen, womit die wesentlichsten 
Hindernisse für die grenzüberschreitende Wirtschaftstätigkeit beseitigt werden 
sollen. Als mögliche Ansatzpunkte identifiziert die Kommission in diesem Bereich 
vor allem die Beseitigung von Doppelbesteuerung von Unternehmenseinkommen – 
etwa bei grenzüberschreitenden Dividendenausschüttungen oder 
Umstrukturierungen von Unternehmen – sowie die Eindämmung der 
Transferpreisproblematik.174 Längerfristig wird ein umfassenderer Lösungsansatz 
vorgeschlagen, der die meisten steuerlichen Hindernisse für die 
grenzüberschreitende Wirtschaftstätigkeit beseitigen soll. Einen solchen 
umfassenden Lösungsansatz stellt laut Kommission die Schaffung einer 
einheitlichen konsolidierten Steuerbemessungsgrundlage für die EU-interne 
Tätigkeit europäischer Unternehmen dar.175  
 
Vor diesem Hintergrund hat die Europäische Kommission 2001 eine Mitteilung (den 
sogenannten "Bolkestein-Bericht") vorgelegt176, die als längerfristiges Ziel die 
Verwirklichung einer einheitlichen konsolidierten Körperschaftsteuer-
Bemessungsgrundlage propagiert. In der Mitteilung werden folgende Modelle177 zur 
Verwirklichung einer einheitlichen Bemessungsgrundlage angedacht:  
                                               
174
 Die Europäische Kommission empfiehlt in diesem Zusammenhang 2001 in einer 
Richtlinie [Kommission der Europäischen Gemeinschaften (2001b)] unter anderem 
Orientierungshilfen zu wichtigen EUGH-Urteilen, Ausweitungen der Fusions- und Mutter-
/Tochter-Richtlinie, Orientierungshilfen für die Verrechnungspreisgestaltung, sowie 
Anpassungen von Doppelbesteuerungsabkommen an die Erfordernisse des AEUV (vormals 
EG-V). Diesen Empfehlungen wurde teilweise bereits entsprochen. So wurde etwa der 
Anwendungsbereich der Mutter-/Tochter-Richtlinie 2003 erweitert, jener der Fusionsrichtlinie 
2005. 2002 wurde von der Europäischen Kommission das sogenannte 
Verrechnungspreisforum eingerichtet; eine Sachverständigengruppe, die bei 
Auslegungsschwierigkeiten im Rahmen von Verrechnungspreisen sowie bei der legistischen 
Weiterentwicklung helfen soll. 
175
 siehe Kommission der Europäischen Gemeinschaften (2001a), S. 2, 9, 13, 19 sowie 
Devereux (2004), S. 72 ff  
176
 Kommission der Europäischen Gemeinschaften (2001b) 
177
 vgl. Kommission der Europäischen Gemeinschaften (2001b), S. 19, sowie für mehr 
Details Kommission der Europäischen Gemeinschaften (2001a), S. 401 ff; vgl. auch Fuest, 
Huber (2003), S. 383 ff 
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• Sitzlandbesteuerung: 
Auf Antrag wird der steuerliche Gewinn aller in einem EU-Staat ansässigen 
Konzerngesellschaften eines EU-Konzerns ausschließlich nach den 
steuerlichen Regeln des Sitzlandes der Konzernspitze ermittelt. Jeder 
teilnehmende Konzern müsste nur mehr dem Regelwerk der 
Finanzverwaltung seines Sitzlandes genügen, zumal das Modell der 
Sitzlandbesteuerung auf der gegenseitigen Anerkennung nationaler 
Steuervorschriften beruht. Die Bemessungsgrundlage wäre nach einem 
bestimmten Schlüssel auf die beteiligten Mitgliedstaaten zu verteilen 
("Formelzerlegung"). Jeder beteiligte Mitgliedstaat legt den Steuersatz, der 
auf den ihm zugewiesenen Steuerertrag zur Anwendung kommt, selbst fest.  
• Besteuerung nach einer gemeinsamen (konsolidierten) 
Bemessungsgrundlage: 
Im Zentrum dieses Modells steht die Schaffung einer gemeinsamen 
Bemessungsgrundlage innerhalb der EU und damit eines einheitlichen 
Rahmens für die Ermittlung des für die Körperschaftsbesteuerung 
herangezogenen Gewinns bei allen in der EU ansässigen Gesellschaften 
eines EU-Konzerns. Auf Antrag hätten Kapitalgesellschaften mit Sitz in 
einem Mitgliedstaat der EU die Möglichkeit, diese gemeinsame 
Bemessungsgrundlage auf ihre Geschäftstätigkeit sowie, im Fall eines 
Konzerns, auf jene ihrer Tochterunternehmen in den Mitgliedstaaten 
anzuwenden. Wie auch beim Modell der Sitzlandbesteuerung hätte jeder 
Konzern nur mit der Finanzverwaltung jenes Mitgliedstaates zu kooperieren, 
in dem sich die Konzernzentrale befindet. Die Ermittlung des steuerbaren 
Anteils der Bemessungsgrundlage der auf die einzelnen Unternehmen 
entfällt, würde im Wesentlichen in drei Schritten erfolgen. Zuerst berechnen 
die einzelnen Unternehmen der Gruppe ihr Einkommen auf Grundlage der 
Finanzbuchhaltung (adjustiert durch spezielle gemeinsame Bestimmungen). 
Dann erfolgt die Konsolidierung der Einzelergebnisse auf dem Niveau der 
Unternehmensgruppe. Im letzten Schritt würde diese konsolidierte 
Bemessungsgrundlage, ebenso wie bei der Sitzlandbesteuerung, nach 
einem vordefinierten Schlüssel auf die einzelnen Unternehmen aufgeteilt. 
Der jeweilige Mitgliedstaat in dem sich ein oder mehrere 
Tochterunternehmen befinden, würde seinen nach wie vor national 
bestimmten Körperschaftsteuersatz auf jene Anteile der 
Bemessungsgrundlage anwenden, die ihm durch den Aufteilungsschlüssel 
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zugeordnet werden. Die Europäische Kommission sieht eine für die 
Unternehmen fakultative Anwendung des Modells vor.  
• Europäische Körperschaftsteuer:   
Einheitliche körperschaftsteuerliche Gewinnermittlungsregeln werden für alle 
in der EU ansässigen Gesellschaften eingeführt. In der Reinform dieses 
Modells würde die Steuer von einer zentralen europäischen Behörde 
administriert werden und ein einheitlicher Steuersatz zur Anwendung 
kommen. Ein Teil oder die Gesamtheit der Einnahmen könnte dem Haushalt 
der EU zufließen. Etwaige Überschüsse würden nach einem bestimmten 
Schlüssel auf die Mitgliedstaaten aufgeteilt werden. Auch dieses Modell 
könnte als Option angeboten werden. Das heißt, die Unternehmen könnten 
wählen, ob sie nach den nationalen Regeln oder nach den europäischen 
Steuerregeln besteuert werden wollen. Entscheiden sie sich für die 
europäische Variante, so werden ihre Gewinne nach einheitlichen Regeln 
ermittelt und dem einheitlichen europäischen Körperschaftsteuersatz 
unterworfen, was aus Unternehmenssicht den wesentlichen Unterschied 
zum letzterwähnten Modell darstellt. 
• Harmonisierung der Bemessungsgrundlagen – Ersatz der diesbezüglichen 
einzelstaatlichen Vorschriften:  
Eine neue Bemessungsgrundlage kommt für alle in der EU ansässigen 
Gesellschaften (nicht nur für körperschaftlich organisierte) obligatorisch zur 
Anwendung. Auch bei diesem Modell ist eine Konsolidierung angedacht, die 
ebenso einen Aufteilungsschlüssel der konsolidierten Bemessungsgrundlage 
auf die beteiligten Mitgliedstaaten erfordert. Die Steueradministration würde 
in diesem Fall durch die Steuerbehörden der Mitgliedstaaten erfolgen. Die 
Steuersätze könnten national festgelegt werden. 
 
Die grenzüberschreitende Gewinnkonsolidierung (steuerlicher Konzernabschluss) 
und die formelhafte Aufteilung des Gesamtgewinns eines EU-Konzerns auf die 
beteiligten Mitgliedstaaten (Formelaufteilung) ist Bestandteil aller oben angeführter 
Modelle.178   
 
                                               
178
 Kommission der Europäischen Gemeinschaften (2001b), S. 18 
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Die vorrangigen Ziele, die mit einer einheitlichen Bemessungsgrundlage erreicht 
werden können, sind folgende: Durch einheitliche Regeln zur Ermittlung der 
Bemessungsgrundlage können die Kosten der Befolgung steuerlicher Vorschriften 
für Unternehmen ("compliance costs") reduziert werden. Darüber hinaus würde, im 
Fall der Konsolidierung und anschließenden Aufteilung der Bemessungsgrundlage 
unter den Mitgliedstaaten, der grenzüberschreitende Gewinn- und Verlustausgleich 
de facto automatisiert und die Möglichkeiten zur Gewinnverschiebung mit dem Ziel 
der Minimierung der Steuerzahlung eingeschränkt. In erster Linie sind Strategien 
der Transferpreismanipulation durch die Konsolidierung erfolglos.179 
 
In der folgenden Diskussion einigten sich die Finanzminister bei ihrem informellen 
Treffen im September 2004 in Scheveningen darauf, dass das Modell einer 
(fakultativen) gemeinsamen konsolidierten Körperschaftsteuer-
Bemessungsgrundlage (gemeinsame konsolidierte Körperschaftsteuer-
Bemessungsgrundlage wird im Folgenden mit CCCTB180 abgekürzt), einer 
eingehenderen Prüfung unterzogen werden sollte. Zu diesem Zweck wurde eine 
technische Arbeitsgruppe der Europäischen Kommission eingerichtet und mit der 
Klärung der zahlreichen Einzelfragen beauftragt. Im März 2011 hat die Europäische 
Kommission einen Richtlinienvorschlag181 zu einer gemeinsamen konsolidierten 
Körperschaftsteuer-Bemessungsgrundlage vorgelegt, der in Abschnitt 6.2 näher 
analysiert wird. Die grundsätzlichen Eckpunkte dieses Vorschlags entsprechen 
jenen, die von der Kommission bereits in ihrer Mitteilung von 2001 zu diesem Modell 
propagiert wurden. Die Positionen der Mitgliedstaaten zum Projekt der CCCTB 
waren vor der Vorlage des Richtlinienvorschlages durch die Europäische 
Kommission gemischt. Während eine Reihe von Mitgliedstaaten dem Projekt 
grundsätzlich optimistisch gegenübersteht, zeigten sich andere Mitgliedstaaten auch 
bereits vor Diskussion der technischen Fragen skeptisch.182 Seit Vorlage des 
Richtlinienvorschlages wurde der ECOFIN-Rat noch nicht neuerlich befasst.183 Die 
Weiterbehandlung des Dossiers auf Ratsebene ist unter anderem auch von den 
politischen Prioritäten der kommenden EU-Vorsitzstaaten abhängig. Ein positives 
Zeichen, das auf die baldige Behandlung des Dossiers im Rat hindeuten könnte, ist 
                                               
179
 Kommission der Europäischen Gemeinschaften (2001b), S. 18 
180
 CCCTB, der englischen Diktion folgend für "Common Consolidated Corporate Tax Base" 
181
 Kommission der Europäischen Gemeinschaften (2011b) 
182
 siehe u.a. Diskussionen bzw. Pressemitteilungen im Rahmen der ECOFIN-Räte im April, 
Juni und September 2006 (Homepage des Rates: http://www.consilium.europa.eu/) 
183
 Stand Jänner 2012 
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die Idee zur Körperschaftsbesteuerung auf Europäischer Ebene, die in der 
Zwischenüberprüfung der Finanzplanung der EU (dem sogenannten „EU Budget 
Review”) Erwähnung findet.184 Eine gemeinsame Steuerbemessungsgrundlage wäre 
schließlich eine notwendige Vorbedingung für eine Körperschaftsteuer auf 
europäischer Ebene. 
 
Die anderen 2001 von der Europäischen Kommission vorgeschlagenen Modelle 
traten seitdem sie vorgeschlagen wurden eher in den Hintergrund. Das Modell der 
Sitzlandbesteuerung ist der Kritik ausgesetzt, dass auf verschiedene Unternehmen 
innerhalb einzelner Mitgliedstaaten verschiedene Steuersysteme angewendet 
würden, und dadurch neue Möglichkeiten der Steuerarbitrage185 durch Verlagerung 
der Bemessungsgrundlage entstehen. Steuerpflichtige Unternehmen könnten diese 
Begebenheit zur Steuerausweichung durch Verlagerung von Investitionen, 
Verlegung des Unternehmenssitzes, oder (soweit möglich) der Gewinne nutzen, 
was bei einer einheitlichen Steuerrechtsordnung nicht der Fall wäre. 
Unternehmensseitige Manipulationen der Faktoren der Formel zur Aufteilung des 
Gewinnes auf die Mitgliedstaaten sind möglich, was jedoch auch bei den von der 
Europäischen Kommission vorgeschlagenen Modellen zur Einführung einer 
gemeinsamen Steuerbemessungsgrundlage der Fall ist. Durch Anwendung 
unterschiedlicher Rechtsordnungen auf verschiedene Unternehmen verzerrt die 
Sitzlandbesteuerung den Wettbewerb zwischen Unternehmen, die im selben Markt 
operieren.186 Darüber hinaus würden bei der Sitzlandbesteuerung die 
Anforderungen an die Steuerverwaltungen steigen, da diese, um die Bescheide aus 
anderen Mitgliedstaaten überprüfen zu können, detaillierte Kenntnisse des 
Körperschaftsteuerrechts der anderen beteiligten Mitgliedstaaten haben müssten. 
Ein weiterer Nachteil des Modells ist das Erfordernis eines hohen Maßes an 
ständiger Kooperation zwischen den nationalen Steuerbehörden. Ein seitens der 
Europäischen Kommission 2004 vorgeschlagenes Pilotprojekt zum Praxistest der 
Sitzlandbesteuerung für Klein- und Mittelunternehmen wurde bis dato nicht 
realisiert.187  
 
                                               
184
 siehe Kommission der Europäischen Gemeinschaften (2010a), S. 28 
185
 Steuerarbitrage entsteht, wenn ein Geschäftsfall beziehungsweise eine Transaktion in 
verschiedenen Steuerrechtsordnungen unterschiedlich besteuert wird. 
186
 Damit verstößt das Sitzlandmodell gegen die bereits beschriebene Marktneutralität. Siehe 
Abschnitt 5. 
187
 vgl. Fuest, Huber (2003), S. 384 f 
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Das Modell der Europäischen Körperschaftsteuer, das 2001 von der Europäischen 
Kommission angedacht wurde188, würde den Mitgliedstaaten die Aufgabe eines 
relativ großen Maßes an Steuerhoheit abverlangen. Im Besonderen durch den 
vorgesehenen einheitlichen Steuersatz erscheint eine Einigung auf ein solches 
Modell, das nur im Rahmen eines Trenn- oder Verbundsystems189 eingeführt 
werden könnte, unwahrscheinlich. Dies ist einer der Gründe, warum in dieser Arbeit 
für die EU-KöSt ein Zuschlagssystem (Zuschlag auf eine gemeinsame 
Bemessungsgrundlage) erwogen wird.190 Bei einem solchen System können neben 
dem einheitlichen EU-Zuschlagssatz die unterschiedlichen nationalen 
Körperschaftsteuersätze bestehen bleiben und auch weiterhin unilateral variiert 
werden, um den nationalen Finanzierungspräferenzen zu entsprechen. Jedoch ist 
naturgemäß auch im Fall der EU-KöSt in Form eines Zuschlages auf die 
Bemessungsgrundlage die Einigung auf eine gemeinsame harmonisierte 
Bemessungsgrundlage notwendig, die daher nachfolgend näher erörtert wird.  
 
6.2 Gemeinsame konsolidierte Körperschaftsteuer-
Bemessungsgrundlage 
Dieses Kapitel bietet einen grundlegenden Überblick über das spezifische von der 
Europäischen Kommission vorgeschlagene Modell einer CCCTB.191 Dessen 
Merkmale werden im Folgenden einer kritischen Betrachtung unterzogen. Eine 
tiefergehende Analyse des Konzeptes einer konsolidierten Körperschaftsteuer-
Bemessungsgrundlage unter Einbeziehung finanzwissenschaftlicher, ökonomischer 
sowie steuertechnischer Überlegungen folgt in Abschnitt 9, in dem mögliche 
Ausgestaltungsvarianten der Parameter der gemeinsamen konsolidierten 
Körperschaftsteuer-Bemessungsgrundlage diskutiert werden, und das Modell zu 
einem Modell für eine EU-KöSt weiterentwickelt wird.  
 
Die CCCTB wird in dieser Arbeit deshalb als Ausgangspunkt näherer Betrachtungen 
dienen, da sie ein Modell darstellen könnte, das, über die Setzung gezielter 
Maßnahmen zur kurz- und mittelfristigen Lösung der dringendsten Probleme hinaus, 
den aktuellen Problemen bei der Unternehmensbesteuerung im Binnenmarkt in 
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 vgl. Kommission der Europäischen Gemeinschaften (2001b) 
189
 Für eine Diskussion der Aufteilung der Steuerhoheiten auf die verschiedenen 
gebietskörperschaftlichen Ebenen, siehe Abschnitt 7.4. 
190
 siehe Abschnitt 7.4 
191
 Kommission der Europäischen Gemeinschaften (2011b) 
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wesentlichen Bereichen beikommen könnte. Diese Überlegung soll jedoch nicht 
über mögliche neuartige Problemfelder hinwegtäuschen, die sich etwa in der Folge 
der Formelaufteilung ergeben könnten und jedenfalls genau zu beachten sind. Eine 
eventuelle Durchsetzung beziehungsweise Inkraftsetzung einer CCCTB wird in 
dieser Arbeit nicht als endgültige Lösung sondern vielmehr als Zwischenschritt 
verstanden. Die Ausführungen dieser Arbeit in späteren Kapiteln beschränken sich 
bewusst nicht auf das derzeit auf europäischer Ebene diskutierte Konzept der 
CCCTB, dessen Entwicklung aufgrund unterschiedlich gearteter 
Reformbestrebungen der Mitgliedstaaten auch von politischen Interessen 
beeinflusst wird. Die CCCTB wird hier vielmehr als Ausgangspunkt einer 
umfassenderen Reform verstanden. 
 
6.2.1 Kritische Betrachtung der wesentlichen Eckpfeiler des CCCTB-Modells 
der Europäischen Kommission 
Im gegenständlichen Abschnitt werden die Eckpfeiler des von der Europäischen 
Kommission im März 2011 vorgeschlagenen Modells der CCCTB192 beschrieben, 
ebenso wie die wesentlichsten in der bisherigen Diskussion vorgebrachten 
Kritikpunkte. Die umseitige Grafik 6.2.1 visualisiert die wesentlichsten Punkte des 
Modells der Kommission vorweg zur besseren Übersicht.  
 
Wie bereits klar aus der Grafik herauszulesen ist, räumt die Europäische 
Kommission den Unternehmen beziehungsweise Konzernen ein Wahlrecht ein. An 
erster Stelle steht die Entscheidung für oder gegen die Teilnahme an der CCCTB. 
Alternativ können sich die Unternehmen auch dafür entscheiden, weiterhin den 
nationalen Körperschaftsteuersystemen zu genügen.193 Für Unternehmen, die 
ausschließlich innerhalb der Grenzen der EU tätig sind, bringt eine Entscheidung für 
die CCCTB insofern eine Vereinfachung mit sich, als sich diese Unternehmen dann 
nur mehr mit einem einzigen Körperschaftsteuersystem auseinandersetzen müssen, 
egal in wievielen Mitgliedstaaten sie tätig sind. Sobald ein Unternehmen in einem 
oder mehreren Drittstaat(en) tätig ist, muss es derzeit auch mit den verschieden 
gearteten Körperschaftsteuersystemen dieser Drittstaaten umgehen. Ein 
Schwachpunkt der Optionalität ist jedoch die naheliegende Vermutung, dass 
Unternehmen ihre Entscheidung für oder wider die CCCTB von der zu erwartenden 
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 Siehe Kommission der Europäischen Gemeinschaften (2011b). Für einen Überblick zu 
den Grundpfeilern der CCCTB, siehe Abschnitt 6.1. 
193
 siehe Kommission der Europäischen Gemeinschaften (2011b), S. 22 f (Artikel 6) 
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Steuerzahlung abhängig machen würden. Somit brächte der fakultative Charakter 
der Regelung ein „Rosinenpicken“ mit sich.194 
 
 
Grafik 6.2.1: Grundschema der CCCTB  
gemäß Vorschlag der Europäischen Kommission vom März 2011 
 
  
 
 
Die Finanzminister der EU kamen bereits beim informellen ECOFIN-Rat im 
September 2004 in Scheveningen überein, dass die CCCTB deshalb optional sein 
sollte, weil dabei die Verbesserung der Funktion des Binnenmarktes und nicht die 
der Volkswirtschaften der einzelnen Mitgliedstaaten im Vordergrund stünde. Die 
Optionalität der CCCTB ist jedoch in erster Linie als Zugeständnis an eine leichtere 
politische Kompromissfindung unter den Mitgliedstaaten zu werten. 
Finanzwissenschaftlich ist eine solche Ausgestaltung nur schwer zu rechtfertigen, 
da die parallele Existenz zweier Bemessungsgrundlagen (der jeweiligen nationalen 
Bemessungsgrundlage und der CCCTB) erheblichen administrativen Mehraufwand 
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 vgl. Oestreicher, Koch (2011), S. 66 ff 
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für die Steuerbehörden bedeutete und die Erhebungsbilligkeit stark beeinträchtigen 
würde.195 
 
Bezüglich der Vereinheitlichung der Gewinnermittlungsstandards, die Vorbedingung 
für die Ermittlung einer einheitlichen Bemessungsgrundlage ist, steht die 
Kommission auf dem Standpunkt, dass es keine direkte förmliche Verknüpfung mit 
sich ständig ändernden Standards wie etwa den Internationalen 
Rechnungslegungsstandards (IFRS196) geben soll. Ständige Veränderungen der 
Bemessungsgrundlage würden die Rechtssicherheit der Unternehmen 
unterminieren.197 Kritiker befürchten zunehmende Inflexibilität, zumal nicht nur 
zumindest gemeinsame Grundsätze für die Gewinnermittlungsstandards gefunden 
werden müssten, sondern auch die Definition der gemeinsamen 
Bemessungsgrundlage festzulegen ist. Per Definition bedarf eine Anpassung dieser 
Parameter, die etwa durch Änderungen im Marktumfeld oder im Unternehmensrecht 
möglich werden könnte, der (erneuten) Einigung unter allen beteiligten 
Mitgliedstaaten, die nicht notwendigerweise leicht zu erzielen sein würde.198 
 
Die Konsolidierung der Konzernergebnisse auf EU-Ebene stellt ein weiteres 
wesentliches Element der CCCTB dar. Derzeit gestatten nicht einmal alle 
Mitgliedstaaten eine Konsolidierung auf Inlandsebene, und nur eine Minderheit der 
Mitgliedstaaten ermöglicht sie – unter relativ stark eingeschränkten Bedingungen – 
auf internationaler Ebene (etwa Österreich, Dänemark, Frankreich und die 
Niederlande).199 Durch die Konsolidierung wäre die Verrechnungspreisproblematik 
innerhalb der EU beseitigt, da konzerninterne Unternehmensleistungen nicht mehr 
direkt zugerechnet werden müssten. Darüber hinaus fände durch die Konsolidierung 
der Bemessungsgrundlagen eine automatische Gegenrechnung von Gewinnen und 
Verlusten verbundener Unternehmen statt, das heißt de facto ein automatischer 
grenzüberschreitender Verlustausgleich.200 Weiters wären grenzübergreifende 
Umstrukturierungen innerhalb der EU einfacher, zahlreiche 
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 vgl. Ceriani (2005), S. 9 sowie Kommission der Europäischen Gemeinschaften (2006a), 
S. 8 f  
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 Die Abkürzung IFRS entspricht der englischen Diktion „International Financial Reporting 
Standards“. 
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 vgl. Kommission der Europäischen Gemeinschaften (2006a), S. 8 
198
 vgl. Wissenschaftlicher Beirat beim Bundesministerium der Finanzen (2007), S. 39 ff 
199
 vgl. Nicodeme (2006), S. 26 f 
200
 vgl. Kommission der Europäischen Gemeinschaften (2001b), S. 18 
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Doppelbesteuerungssachverhalte würden vermieden, viele Diskriminierungen und 
Einschränkungen beseitigt. Die CCCTB würde somit zur Steigerung der Effizienz, 
Einfachheit und Transparenz der Unternehmensbesteuerung in der EU beitragen. 
Darüber hinaus könnten Besteuerungslücken, die zwischen den einzelnen 
Körperschaftsteuersystemen der Mitgliedstaaten bestehen und Steuervermeidung 
beziehungsweise –umgehung Vorschub leisten, geschlossen werden.201 
 
Die Konsolidierung macht eine Aufteilung der (konsolidierten) 
Bemessungsgrundlage auf die jeweils betroffenen Mitgliedstaaten notwendig. Dies 
könnte laut Europäischer Kommission mit Hilfe einer Formel geschehen, die 
Kriterien der Wirtschaftsleistung der Unternehmen im jeweiligen Land erfasst. 
Hierfür können die in den USA und Kanada verwendeten Systeme der 
Formelaufteilung beispielgebend sein, bei denen die Bemessungsgrundlage nach 
einem Schlüssel aus Faktoren wie Lohnsumme, Vermögen und Umsatz aufgeteilt 
wird.202 Das System der Formelaufteilung wird, bedingt dadurch, dass es in einigen 
Ländern bereits seit längerer Zeit Anwendung findet, nicht erst seit den 
Diskussionen zur CCCTB kritisch betrachtet. Grund dafür ist, dass eine 
Körperschaftsteuer mit Formelaufteilung zu einer direkten Steuer auf die 
Formelfaktoren mutiert, die in die Formel inkludiert sind. Als Folge davon sind auch 
die Inzidenzwirkungen anders geartet, und die Investitionsentscheidungen bezüglich 
der einzelnen Formelfaktoren unterliegen spezifischen Verzerrungswirkungen.203 
Zweifel am System konzentrieren sich in erster Linie auf die Tatsache, dass, mittels 
Manipulation der Aufteilungsfaktoren in der Formel durch die Unternehmen, 
Verschiebungen der Bemessungsgrundlage erreicht werden könnten. Derartige 
Manipulationen können etwa durch Verlagerung mobiler Teile der Formelfaktoren 
(wie etwa von mobilen Kapitalteilen) in Niedrigsteuerländer erreicht werden. Ebenso 
können (mitunter die gewinnbringendsten) Teile der Produktion eines 
Unternehmens in Niedrigsteuerländer verlagert werden, um die Steuerzahlung zu 
minimieren.204 Das vorgeschlagene System der Formelaufteilung verzerrt damit zum 
einen die Entscheidung, in welchem Land investiert werden soll, zum zweiten die 
Entscheidung, ob geschäftliche Transaktionen mit verbundenen oder mit nicht-
verbundenen Unternehmen getätigt werden sollen, und darüber hinaus wird der 
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 vgl. Kommission der Europäischen Gemeinschaften (2001b), S. 18 
202
 vgl. Kommission der Europäischen Gemeinschaften (2001a), S. 17 sowie Weiner (2002) 
203
 vgl. Ceriani (2005), S. 10 sowie Kommission der Europäischen Gemeinschaften (2005a), 
S. 16 
204
 vgl. Altshuler, Grubert (2010), S. 1150 f 
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Wettbewerb gegenüber alleinstehenden Unternehmen verzerrt, die die 
beschriebenen Möglichkeiten zur Minimierung der Steuerzahlung nicht haben.205 
Wird die Formel komplexer gewählt, um solchen Verschiebungen 
entgegenzuwirken, steigt der Aufwand für die Unternehmen bei der Berechnung der 
Faktoren.206  
 
In Bezug auf den Steuerwettbewerb monieren Kritiker außerdem, dass sich dieser 
bei Verwirklichung der CCCTB nicht nur verstärkt auf die Steuersätze konzentrieren, 
sondern auch auf andere Bereiche – wie etwa andere Steuern, staatliche 
Leistungen oder Beihilfen – verlagern könnte, sobald die 
Steuerbemessungsgrundlage nicht mehr als nationales Steuerungsinstrument zur 
Verfügung steht. Eine solche Verlagerung kann jedoch a priori nur schwer 
prognostiziert werden und darf nicht vor einer Analyse der kumulierten Effekte per 
se als negativ eingestuft werden.207 
 
Die Administration der neuen europäischen Steuerregeln würde gemäß 
Kommissionsvorschlag in jenem Mitgliedstaat erfolgen, in dem sich der Hauptsitz 
des jeweiligen Unternehmens befindet. Jeder Mitgliedstaat wäre also (in Verbindung 
mit der CCCTB) nur für jene Unternehmen verantwortlich, die ihren Hauptsitz in dem 
jeweiligen Staat haben208, dann allerdings für die gesamte Geschäftstätigkeit des 
Konzerns.209 Diese Aufteilung der administrativen Zuständigkeiten erscheint 
aufgrund der Konsolidierung der Bemessungsgrundlage als sinnvoll, birgt jedoch 
gewisse Tücken, vor allem in Bezug auf die Prüfzuständigkeiten der 
Steuerbehörden, die viel enger als bisher mit den Steuerbehörden anderer 
Mitgliedstaaten kooperieren müssten.210  
 
Durch die Implementierung der CCCTB könnten die Befolgungskosten für 
grenzüberschreitend tätige Unternehmen in der EU, die sich derzeit aus dem 
                                               
205
 vgl. Altshuler, Grubert (2010), S. 1147 f 
206
 vgl. etwa Pethig, Wagener (2007) oder Wellisch (2004) 
207
 vgl. Ceriani (2005), S. 14 
208
 Da die nationalen Ansässigkeitskonzepte variieren können, muss mit der Einführung der 
CCCTB die Festlegung eines eindeutigen Ansässigkeitskonzeptes einhergehen. Vgl. 
Márquez, Herrera (2008), S. 1054 f 
209
 vgl. Kommission der Europäischen Gemeinschaften (2001a), S. 403 
210
 vgl. Ceriani (2005), S. 9; siehe auch Abschnitt 9.1.10 
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Umgang mit 27 verschiedenen steuerlichen Regelwerken ergeben211, erheblich 
reduziert, und die Wettbewerbsfähigkeit europäischer Unternehmen gegenüber 
Drittstaaten gestärkt werden. Durch die CCCTB müssten auch multinationale 
Unternehmen innerhalb der EU zur Befriedigung der Körperschaftsteuerschuld nur 
noch ein steuerliches Regelwerk befolgen. Das Ausmaß der längerfristigen 
Entlastung für Unternehmen aber auch für die Steuerbehörden ist jedoch nur 
schwer abschätzbar, hängt es doch von der genauen Systemausgestaltung ab.212 
Kritik am Umstellungsaufwand für Unternehmen sowie am Aufwand zur Berechnung 
der Aufteilungsfaktoren sollte jedoch, verglichen mit den potenziellen 
unternehmensseitigen Einsparungen, in den Hintergrund treten. Dies vor allem, da 
die für die Formelaufteilung aktuell diskutierten Faktoren unternehmensseitig aus 
betriebswirtschaftlichen Gründen für gewöhnlich verfügbar sind213, und erste 
Schätzungen der Reduktion des Verwaltungsaufwands von Unternehmen durch die 
CCCTB zwar größenordnungsmäßig stark auseinanderliegen aber regelmäßig auf 
deutliches Einsparungspotential hinweisen.214 
 
Durch die Harmonisierung der Bemessungsgrundlage in Verbindung mit der 
grenzüberschreitenden Konsolidierung der Bemessungsgrundlagen von 
verbundenen Unternehmen rückt die Körperschaftsbesteuerung einen Schritt weiter 
in Richtung der Verwirklichung von Steuerneutralität. Mit dem Modell der CCCTB 
kann der Erfüllung der Grundsätze der Kapitalimportneutralität sowie der 
Kapitalexportneutralität215 gleichermaßen (innerhalb der Mitgliedstaaten der EU 
beziehungsweise bezogen auf die binnenmarktinterne Investitionstätigkeit) etwas 
näher gerückt werden. Beide Konzepte gleichzeitig in Bezug auf den selben 
Besteuerungsgegenstand zu realisieren schien bis dato aus 
unternehmenssteuerlicher Sicht nicht möglich, da die Kapitalexportneutralität ein 
wohnsitz- beziehungsweise ansässigkeitsorientiertes Konzept zur Vermeidung der 
Doppelbesteuerung verlangt, die Kapitalimportneutralität jedoch ein 
                                               
211
 Für eine Quantifizierung dieser Befolgungskosten, siehe Abschnitt 8. 
212
 Mehr zur administrativen Belastung und deren Reduktion, siehe Abschnitt 8. 
213
 vgl. Kommission der Europäischen Gemeinschaften (2007c), S. 18 ff 
214
 Siehe etwa Bettendorf et al. (2009b), S.44, wo die Reduktion des Verwaltungsaufwandes 
durch Einführung der CCCTB mit durchschnittlich 1,3% der Körperschaftsteuerzahlung 
geschätzt wird, oder Deloitte (2009), S. 13, wo eine Reduktion der zusätzlichen 
Verwaltungsbelastung, die durch ein zusätzliches grenzüberschreitendes Investitionsprojekt 
entsteht, in der Höhe von über 62% (je nach Unternehmensgröße) prognostiziert wird. 
215
 Für eine ausführlichere Betrachtung dieser Grundsätze sowie der damit verbundenen 
Implikationen, siehe Abschnitt 5. 
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quellenorientiertes beziehungsweise territoriales Konzept. 216 Als Beispiel für ein 
ansässigkeitsorientiertes Konzept wurde bereits zuvor das Anrechnungsverfahren, 
als Beispiel für ein territoriales Konzept das Freistellungsverfahren erwähnt. Derzeit 
sind innerhalb der EU Kapitalimport- beziehungsweise Kapitalexportneutralität, je 
nach Ausgestaltung der nationalen Steuersysteme und der bilateralen 
Doppelbesteuerungsabkommen, stellenweise verwirklicht oder eben auch nicht. 
Mittels der CCCTB ist, bezogen auf die binnenmarktinterne Investitionstätigkeit, 
grundsätzlich die Verwirklichung beider Neutralitätskonzepte möglich.217 Dazu wäre 
allerdings auch eine Harmonisierung der Steuersätze notwendig, womit – in 
Verbindung mit einer einheitlichen Bemessungsgrundlage – auch die effektive 
Steuerbelastung gleich hoch wäre. In dieser „extremen“ Ausgestaltung wäre damit 
auch die Verwirklichung des Konzeptes der Marktneutralität (wiederum nur bezogen 
auf die binnenmarktinterne Investitionstätigkeit) möglich.218 Die dazu notwendige 
Angleichung der Steuersätze wurde jedoch bis dato aus der politischen Diskussion 
ausgeklammert und ist nicht Teil des von der Europäischen Kommission zur 
Diskussion gestellten Konzepts der CCCTB. Die große Mehrheit der Mitgliedstaaten 
sähe in einer Angleichung der nationalen Steuersätze eine zu große Einschränkung 
der Steuerautonomie.219  
 
6.2.2 Verstärkte Zusammenarbeit als Zwischenlösung? 
Angesichts des Einstimmigkeitserfordernisses bei Ratsentscheidungen in 
Steuerfragen scheinen Überlegungen angebracht, ob die CCCTB auch umsetzbar 
wäre, sollten sich nicht alle Mitgliedstaaten beteiligen. Für Fälle solcher Art wurde 
durch den Vertrag von Amsterdam die Möglichkeit einer "Verstärkten 
Zusammenarbeit" in den EU-Vertrag integriert, und deren Anwendung durch den 
Vertrag von Nizza erleichtert. Gemäß der letzten Vertragsanpassung durch den 
Vertrag von Lissabon können im Zuge dieser Verstärkten Zusammenarbeit 
mindestens neun Mitgliedstaaten, die das europäische Aufbauwerk hinsichtlich 
gemeinsamer Ziele vertiefen und dabei den einheitlichen institutionellen Rahmen 
der EU wahren möchten, zusammenarbeiten.220 Wenn auch die Mitwirkung 
                                               
216
 vgl. Kommission der Europäischen Gemeinschaften (2004b), S. 5 
217
 vgl. Kommission der Europäischen Gemeinschaften (2004b), S. 5 
218
 Für eine Erörterung dieser Grundsätze, siehe Abschnitt 5. 
219
 vgl. Kommission der Europäischen Gemeinschaften (2006a), S. 5 
220
 siehe Vertrag über die Europäische Union in der Fassung von Lissabon (Titel IV) sowie 
Vertrag über die Arbeitsweise der Europäische Union in der Fassung von Lissabon (Titel III) 
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sämtlicher Staaten an der CCCTB deren Vorzüge für den Binnenmarkt am besten 
nutzbar machen würde, so müsste man eine Teillösung in Form der Verstärkten 
Zusammenarbeit vorderhand als Fortschritt werten, da die Möglichkeit zur 
sukzessiven Erweiterung dieses Modells der Zusammenarbeit besteht.221  
 
Bei Umsetzung der CCCTB im Zuge der Verstärkten Zusammenarbeit verbleibt das 
Problem des erschwerten Umgangs mit Konzernen, die sich über Mitgliedstaaten 
erstrecken, die an der CCCTB teilnehmen, und gleichzeitig über solche 
Mitgliedstaaten, die nicht daran teilnehmen. Die dadurch entstehende Problematik 
unterschiedlicher Regeln zur Ermittlung der Bemessungsgrundlagen, die innerhalb 
eines Konzerns zur Anwendung kommen (was eine gesamtheitliche Konsolidierung 
der Konzernergebnisse verhindert), tritt jedoch ebenso im Fall von Konzernen auf, 
deren Unternehmen sich teilweise in EU-Mitgliedstaaten und teilweise in Drittstaaten 
befinden, sie ist demnach kein Spezifikum der Verstärkten Zusammenarbeit in 
diesem Bereich.222  
 
Darüber hinaus ist eine permanente Fragmentierung und Verfestigung der Gruppen 
der Teilnehmer und Nicht-Teilnehmer an der Verstärkten Zusammenarbeit denkbar, 
die in diesem Fall der grundlegenden Idee der stärkeren Integration 
beziehungsweise Angleichung der Körperschaftsteuersysteme zuwiderlaufen würde. 
Die Idee der Verstärkten Zusammenarbeit ist demgemäß nicht die einfachste oder 
naheliegendste Möglichkeit zur Intensivierung der europäischen Integration, sie 
kann jedoch unter gewissen Voraussetzungen eine Chance zu deren Fortsetzung 
sein. Zu diesen Voraussetzungen zählt die grundsätzliche Kompatibilität der 
Zielsetzungen aller Mitgliedstaaten. Darüber hinaus dürfen die Teilziele der 
verschiedenen Gruppen von Mitgliedstaaten einander nicht ausschließen. 
Schließlich ist es notwendig aktiv Brücken zwischen den beteiligten Gruppen zu 
bauen um – wie mit dem Design der Verstärkten Zusammenarbeit intendiert – eine 
Aufnahme aller Mitgliedstaaten in den Kreis jener zu erreichen, die mittels 
Verstärkter Zusammenarbeit vorangegangen sind. Sind diese Voraussetzungen 
erfüllt, so kann das Vehikel der Verstärkten Zusammenarbeit erfolgreich zur 
Intensivierung der europäischen Integration beitragen.223 Es ist jedoch zu 
berücksichtigen, dass diese "mehrstufige" Integration im Falle der CCCTB, durch 
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 vgl. Cerioni (2006), S. 187 ff 
222
 vgl. Kommission der Europäischen Gemeinschaften (2006a), S. 18 f 
223
 vgl. Gomes de Andrade (2005), S. 214 ff 
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den zeitversetzten Beitritt von Mitgliedstaaten zur Verstärkten Zusammenarbeit, 
jedenfalls administrativen Zusatzaufwand mit sich brächte, der die Bilanz von 
Kosten und Nutzen der CCCTB beeinträchtigen würde. 
 
6.3 Der EuGH als treibende Kraft von Steuerharmonisierung 
Auch die Tätigkeit des Europäischen Gerichtshofes trägt indirekt zur 
Steuerharmonisierung bei. Dies passiert insbesondere durch die Anwendung 
allgemeiner Rechtsgrundsätze auf einzelstaatliche steuergesetzliche Regelungen.  
 
Die Mitgliedstaaten der EU müssen ihre nationalen Steuergesetze unter Wahrung 
des Gemeinschaftsrechts gestalten. Um die Konformität mit den Anforderungen des 
Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV) sicherzustellen, 
sind sie bei der Gestaltung ihrer eigenen Steuersysteme dazu angehalten, die 
Effekte der nationalen Regelungen auf die Steuersysteme anderer Mitgliedstaaten 
zu berücksichtigen.224 Das heißt unter anderem, dass Diskriminierungen aufgrund 
der Staatsangehörigkeit zu unterlassen sind. Dies betrifft im Bereich der 
Körperschaftsbesteuerung insbesondere Einschränkungen der 
Niederlassungsfreiheit sowie der Kapitalverkehrsfreiheit. Grenzüberschreitende 
Geschäftsfälle (Gewinnausschüttungen, Transaktionen, etc.) sind steuerlich gleich 
zu behandeln wie rein nationale Geschäftsfälle. Die nationale Steuerautonomie ist 
also durch die gemeinschaftsrechtlichen Grundfreiheiten beziehungsweise 
Diskriminierungsverbote begrenzt. Insbesondere Art. 115 AEUV begründet die 
Kompetenz der Organe der EU im Bereich der direkten Steuern und gleichermaßen 
auch die Kompetenz des Europäischen Gerichtshofes (EuGH) zur Rechtsprechung 
in diesem Bereich. Eine diesbezüglich für die Körperschaftsbesteuerung besonders 
relevante Bestimmung ist der Art. 63 AEUV, der Beschränkungen des 
grenzüberschreitenden Kapitalverkehrs verbietet.225 Der EuGH wird immer öfter 
wegen Bestehens diskriminierender steuerlicher Regelungen angerufen und 
entscheidet oftmals im Sinne der Anklage. In den Jahren 2003 und 2004 sind von 
25 Entscheidungen des EuGH im Bereich der direkten Steuern 18 gegen die 
Mitgliedstaaten entschieden worden.226 Vor allem die Auslegung der Grundsätze der 
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 vgl. Hinnekens (2006), S. 284 ff 
225
 vgl. Hamaekers (2003), S. 44 f 
226
 siehe Seer et al. (2005). Ein Fallbeispiel, das diesbezüglich großes Aufsehen erregt hat, 
ist etwa das bereits erwähnte Verfahren zum Fall "Marks&Spencer". 
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Kapitalverkehrsfreiheit sowie des Diskriminierungsverbotes ziehen eine Erosion der 
Kompetenzen der Mitgliedstaaten im Bereich der direkten Steuern nach sich.227  
 
Die Rechtsprechung des EuGH in den letzten Jahren hat gezeigt, dass er eine 
treibende Kraft bei der Harmonisierung der direkten Steuern geworden ist. 
Harmonisierung bedeutet hier die sukzessive Abschaffung diskriminierender 
steuerlicher Beschränkungen der Mitgliedstaaten und damit einhergehend oftmals 
eine Verschlankung der nationalen Bemessungsgrundlagen, was zu 
Einnahmeausfällen führt, denen nur durch aktive Steuerkoordinierung begegnet 
werden kann. Erhebliche budgetäre Wirkungen können etwa durch die Aufhebung 
nationaler Begrenzungen beim Gewinn- beziehungsweise Verlustausgleich, im 
Bereich der Abschreibungsregeln oder auch bei der Integration von Körperschaft- 
und Einkommensteuer entstehen. Ein Beispiel für letzteres wäre etwa die (vom 
EUGH „verordnete“) Aufhebung einer steuerlichen Schlechterstellung von 
ausländischen gegenüber inländischen Dividendenausschüttungen.228 Während 
Richtlinienvorschläge der Europäischen Kommission im Steuerbereich regelmäßig 
am Einstimmigkeitsprinzip scheitern und die Möglichkeit der "Verstärkten 
Zusammenarbeit"229 zwischen einigen Mitgliedstaaten bis dato – aufgrund 
befürchteter Verzerrungswirkungen230 – nicht genutzt wurde, sind die Urteile des 
EuGH jedenfalls umzusetzen. Die Mitgliedstaaten werden dadurch in gewissem 
Sinne dazu gedrängt sich auf gemeinsame Gegenmaßnahmen zu einigen, sofern 
sie der stattfindenden "Angleichung nach unten" entgegenwirken möchten. Der 
Antrieb dazu scheint, vor allem im Steuerbereich, durch teilweise erhebliche 
budgetäre Wirkungen der Entscheidungen des EuGH gegeben, was durch die 
oftmals rückwirkende Geltung der Urteile besonders zu tragen kommt.231 
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 vgl. Hinnekens (2006), S. 284 
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 Der EuGH hat 2004 in einem Vorabentscheidungsverfahren entschieden, dass es gegen 
die Grundfreiheiten des AEUV – namentlich gegen die Kapitalverkehrsfreiheit – verstößt, 
wenn Dividenden inländischer und ausländischer Unternehmen steuerlich ungleich 
behandelt werden  ("Manninen-Entscheidung", Rs. C-319/02). 
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 Für eine Darstellung der Möglichkeit der sogenannten "verstärkten Zusammenarbeit" 
siehe Abschnitt 6.2.2. 
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 Unerwünschte Effekte entstünden insbesondere durch die Beschränkung der Gültigkeit 
bestimmter EU-rechtlicher Regelungen auf die Jurisdiktionen ausgewählter Mitgliedstaaten, 
was gerade bei steuerrechtlichen Regelungen zu Verzerrungen zwischen teilnehmenden 
und nicht-teilnehmenden Mitgliedstaaten führen kann. 
231
 vgl. Hamaekers (2003), S. 45 
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In Abschnitt 6 wurde erörtert, inwieweit insbesondere das Modell der CCCTB den in 
Abschnitt 5 erläuterten steuerwissenschaftlichen Anforderungen entsprechen 
könnte. Die CCCTB ist grundsätzlich geeignet Verbesserungen der 
Produktionseffizienz, der Entscheidungsneutralität, der Steuergerechtigkeit und der 
Steuereffizienz im Bereich der Körperschaftsbesteuerung herbeizuführen. Je nach 
konkreter Ausgestaltung des Modells (hierbei wesentliche Kenngrößen sind unter 
anderem die Verbindlichkeit der Regelung, die Ausgestaltung des Systems der 
Formelaufteilung oder eine etwaige Annäherung der Steuerbelastungen) wären 
Verbesserungen in größerem oder kleinerem Ausmaß zu erwarten. 
 75 
7. Steuerfinanzierung des EU-Haushalts 
Der Schwerpunkt der vorangehenden Kapitel (insbesondere der Kapitel 3 bis 6) lag 
auf steuerwissenschaftlichen Aspekten. Kapitel 7 ist speziell dem 
finanzierungsseitigen Aspekt der EU-KöSt gewidmet. Es wird die Eignung der 
Körperschaftsteuer als Finanzierungsquelle für die EU untersucht. In der Diskussion 
zur Reform der Finanzierung des EU-Haushalts, und damit der Einnahmequellen 
der EU, wird bereits seit einiger Zeit die Einrichtung einer EU-eigenen Steuerquelle 
erwogen. Als mögliche Steuerart, die zu diesem Zweck herangezogen werden 
könnte, wird – neben umweltbezogenen Steuern, wie etwa der Mineralöl- oder 
Kerosinsteuer, Finanztransaktionssteuern oder einer gemeinsamen Mehrwertsteuer 
– regelmäßig die Körperschaftsteuer genannt.232 
 
Im Folgenden wird zunächst das aktuelle Finanzierungssystem des EU-Haushalts 
analysiert, sowie die Anforderungen an ein modernes Finanzierungssystem 
erwogen. Weiters wird auf verschiedene Möglichkeiten der Aufteilung der 
Steuerkompetenz zwischen der EU und ihren Mitgliedstaaten eingegangen. 
Schließlich wird untersucht, ob eine europäische Körperschaftsteuer die 
Anforderungen an eine EU-Steuer erfüllen und zur Finanzierung des europäischen 
Haushalts Verwendung finden könnte. 
 
7.1 Das aktuelle Finanzierungssystem des EU-Haushalts 
Bis 1970 wurden die Ausgaben der EU durch einzelstaatliche Finanzierungsbeiträge 
finanziert. Die Grundzüge des heutigen Eigenmittelsystems wurden durch den 
ersten sogenannten „Eigenmittelbeschluss“ im Jahr 1970233 festgelegt, indem der 
EU eigene Einnahmequellen übertragen wurden. Auf diesen Beschluss geht die 
Bezeichnung „Eigenmittelsystem“ zurück, mit dem heute für gewöhnlich das 
gesamte Finanzierungssystem der EU bezeichnet wird. 
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 vgl. Schratzenstaller, Berghuber (2006) 
233
 Ratsbeschluss 70/243/EGKS, EWG, Euratom vom 21. April 1970 
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Der derzeit gültige Eigenmittelbeschluss aus dem Jahr 2007234 sieht folgende 
Finanzierungsquellen235 vor: 
 
• Die sogenannten „traditionellen Eigenmittel“ umfassen Zölle aus der Einfuhr 
von Erzeugnissen aus Drittstaaten sowie Agrarabschöpfungen, die der 
Anhebung der Preise bestimmter importierter Agrarprodukte auf das Niveau 
der Gemeinschaftspreise dienen. Sie waren bis 1980 die einzige 
Finanzierungsquelle der EU. Eingehoben werden die traditionellen 
Eigenmittel von den Mitgliedsländern, die sie direkt an den EU-Haushalt 
überweisen. Als Abgeltung des Erhebungsaufwands behalten die 
Mitgliedstaaten 25% dieser Einnahmen ein. 
 
Das Volumen der traditionellen Eigenmittel betrug gemäß Finanzbericht 
2009236 etwa 14,5 Mrd. Euro, das entspricht 12,4% der Gesamteinnahmen 
der EU. Über die Höhe der traditionellen Eigenmittel entscheidet die EU im 
Rahmen ihrer Außenhandelskompetenz autonom. Die Charakteristik dieser 
Einnahmequelle kommt jener einer EU-Steuer daher sehr nahe. 
 
• Eine weitere Eigenmittelquelle sind seit 1979 die „Mehrwertsteuer-
Eigenmittel“. Sie bestehen aus Finanzierungsbeiträgen der Mitgliedstaaten, 
die auf Basis einer fiktiven harmonisierten Mehrwertsteuer-
Bemessungsgrundlage berechnet werden.237 Der Name Mehrwertsteuer-
Eigenmittel ist etwas irreführend, da die Finanzierung dieses Teils der 
Eigenmittel nicht unbedingt aus Mehrwertsteuereinnahmen, sondern 
üblicherweise aus den allgemeinen Budgets der Mitgliedstaaten erfolgt. 
Obgleich die Bemessung dieser Finanzierungsquelle an einer 
Steuerbemessungsgrundlage stattfindet, darf der daraus resultierende 
Beitrag daher nicht als EU-Steuer im Sinne der in dieser Arbeit verwendeten 
Terminologie verstanden werden. Das Ausmaß der harmonisierten 
Mehrwertsteuer-Bemessungsgrundlage ist mit 50% des 
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 siehe Ratsbeschluss 2007/436/EG, Euratom 
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 Synomym für den Ausdruck Finanzierungsquellen wird im Sprachgebrauch auch von 
Eigenmittelquellen gesprochen. Der Name „Eigenmittel“ suggeriert jedoch Ertragshoheit, die 
der EU nur teilweise zukommt. Nähere Erläuterungen zu diesem Thema sind Abschnitt 7.1.1 
zu entnehmen. 
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 Kommission der Europäischen Gemeinschaften (2010b), S. 74  
237
 Für Details, siehe Verordnung 1553/89 EWG, Euratom des Rates über die endgültige 
einheitliche Regelung für die Erhebung der Mehrwertsteuereigenmittel. 
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Bruttonationaleinkommens (BNE) begrenzt, der allgemeine Abrufungssatz ist 
seit 2007 mit 0,3% festgelegt.238 Bis einschließlich 2006 betrug dieser Satz 
noch 0,5%.239 
 
Die Mehrwertsteuer-Eigenmittel machten gemäß Finanzbericht 2009 der EU 
mit etwa 12,8 Mrd. Euro 10,9% der Einnahmen aus.240 
 
 
• Um dem steigenden Finanzbedarf der EU gerecht zu werden, wurden 1988 
die „BNE-Eigenmittel“ geschaffen. Diese Art der Eigenmittel ergeben sich 
durch Anwendung eines einheitlichen Abrufungssatzes auf das jeweilige 
Bruttonationaleinkommen (BNE) der Mitgliedstaaten. Dieser Satz, der 2009 
gerundet 0,71% betragen hat241, wird so gewählt, dass – nach 
Berücksichtigung der traditionellen Eigenmittel sowie der Mehrwertsteuer-
Eigenmittel – der restliche Finanzbedarf zur Deckung der Ausgaben der EU 
aufgebracht wird. Als obere Schranke fungiert dabei die im 
Eigenmittelbeschluss festgelegte Eigenmittelgesamtobergrenze für die 
Zahlungsermächtigungen.242 Gemäß Eigenmittelbeschluss 2007 beträgt die 
Obergrenze für Zahlungsermächtigungen 1,24% der Summe der BNE der 
Mitgliedstaaten.243 Das Volumen der Zahlungen ist somit abhängig von der 
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 Für Österreich, Deutschland, die Niederlande und Schweden kommen aufgrund deren 
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im laufenden Haushaltsjahr ermächtigen. Die Finanzierung mehrjähriger Projekte wäre 
anders nicht planbar. Im Unterschied zu den tatsächlichen Ausgaben führt eine 
Verpflichtungsermächtigung erst in jenem Jahr zu einem Zahlungsvorgang, für das sie in 
Anspruch genommen wird. Die Summe der Zahlungsermächtigungen ist, aufgrund von 
ungewissen Ausgaben wie etwa Eventualverbindlichkeiten, in der Praxis regelmäßig kleiner 
als jene der Verpflichtungsermächtigungen. Siehe Art. 7 der Verordnung 1605/2002 des 
Rates über die Haushaltsordnung für den Gesamthaushaltsplan der Europäischen 
Gemeinschaften. 
243
 Die Obergrenze für Verpflichtungsermächtigungen ist mit 1,31% des BNE festgelegt. 
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Wirtschaftsleistung der Mitgliedstaaten.244 
 
Der Anteil der BNE-Eigenmittel an den Gesamteinnahmen der EU betrug 
2009 etwa 82 Mrd. Euro, das entspricht knapp 70% der 
Gesamteinnahmen.245  
 
Um die Entwicklung der Komposition der Einnahmequellen im Zeitablauf besser 
nachvollziehen zu können dient Grafik 7.1. Der Anteil der traditionellen Eigenmittel, 
der 1979 noch mehr als die Hälfte der Eigenmittel ausmachte, verringerte sich im 
Zeitablauf und beträgt heute etwa 12%. Die Mehrwertsteuer-Eigenmittel waren im 
Jahr ihrer erstmaligen Einhebung 1979 mit einem Anteil von etwa 48% ebenso eine 
gewichtige Einnahmequelle. Nicht zuletzt aufgrund der Kritik an der Gerechtigkeit 
dieser Einnahmequelle246 wurde ihr Anteil jedoch erheblich reduziert. Er beträgt 
heute nur mehr rund 11%. Die Bedeutung der BNE-Eigenmittel ist seit der 
Schaffung dieser Eigenmittelquelle 1988 stark gestiegen. Während ihr Anteil an den 
Gesamteinnahmen damals lediglich etwa 10 Prozent ausmachte, werden über diese 
Quelle heute fast 70% der Einnahmen lukriert. 
 
Das Vereinigte Königreich konnte 1985 durchsetzen, dass seine Nettoposition 
mittels eines Korrekturmechanismus wesentlich verringert wurde. Der Mitgliedstaat 
hat sich darauf berufen, lediglich in sehr geringem Ausmaß an Rückflüssen aus 
Landwirtschaftshilfen zu partizipieren. Die ursprüngliche Nettoposition des 
Vereinigten Königreichs wird durch den Korrekturmechanismus um etwa zwei Drittel 
verringert. Der Rabatt wird durch die übrigen Mitgliedstaaten, im Verhältnis ihrer 
Wirtschaftsleistung, finanziert. Die Nettozahler Österreich, Deutschland, Schweden 
und die Niederlande sind nur beschränkt (zu 25%) an der Finanzierung des 
Korrekturmechanismus beteiligt, da sie in den Verhandlungen zum 
                                               
244
 Die Brutto-BNE-Beiträge der Niederlande und von Schweden werden, aufgrund 
politischer Vereinbarungen die im Zuge der Verhandlungen zum aktuell gültigen 
Finanzrahmen getroffen wurden, im Zeitraum 2007-2013 jährlich um 605 bzw. 150 Mio. Euro 
gekürzt. 
245
 Kommission der Europäischen Gemeinschaften (2010b), S. 74. Die dargestellten Anteile 
aller EU-Eigenmittel ergänzen sich nicht auf 100%. Das Residuum entfällt auf „sonstige 
Einnahmen“ wie Zinsen, Rückzahlungen von nicht in Anspruch genommenen Finanzhilfen, 
Beiträge von Drittländern zu Gemeinschaftsprogrammen oder nicht ausgeschöpften Mitteln 
aus dem vorangegangenen Finanzjahr (siehe Grafik 7.1). 
246
 siehe dazu Abschnitt 7.1.1 
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Eigenmittelbeschluss auf ebenso vergleichsweise geringe Rückflüsse aus 
Landwirtschaftshilfen hinwiesen.247 
 
 
Grafik 7.1: Entwicklung der Struktur der EU-Eigenmittel 
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* Rest: Haushaltsüberschuss des Vorjahres & sonstige Einnahmen      
Datenquelle: Kommission der Europäischen Gemeinschaften (2007c), S. 44-47 und 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften (2010b), S. 74  
Datengrundlage siehe Annex I, Tabelle A-Ig 
 
 
7.1.1 Vor- und Nachteile des aktuellen Eigenmittelsystems der EU 
Das Eigenmittelsystem der EU hat bisher dazu gereicht die 
Finanzierungserfordernisse zu erfüllen. Um dem steigenden Finanzbedarf gerecht 
werden zu können, musste es mehrmals reformiert beziehungsweise um neue 
Finanzierungsquellen erweitert werden. Das aktuelle Eigenmittelsystem funktioniert 
gut, was die Ergiebigkeit und die Einnahmenstabilität betrifft. Nicht zuletzt durch die 
"Residual-Finanzierungsquelle" der BNE-Eigenmittel sind beide Eigenschaften 
erfüllt. Darüber hinaus bringt diese Eigenmittelquelle, durch die quasi direkte 
Anbindung des EU-Budgets an die nationalen Budgets der Mitgliedstaaten, den 
Anreiz mit sich das EU-Budget größenmäßig zu begrenzen. Dies ist zumindest bei 
                                               
247
 vgl. Becker (2005), S. 15 ff 
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jenen Mitgliedstaaten der Fall, deren Beitragszahlungen zum EU-Haushalt die 
Rückflüsse übersteigen (Nettozahler).248 
 
Das derzeitige System weist jedoch einige Schwächen auf. Diese beziehen sich vor 
allem auf die mangelnde Transparenz des Systems, das im Zeitablauf an 
Komplexität gewonnen hat, und auf Zweifel an dessen Gerechtigkeit. Die 
diesbezüglichen Argumente werden im Folgenden näher erörtert. 
 
Die ursprünglich einzigen Eigenmittelquellen, Zölle und Agrarabschöpfungen, haben 
auch heute noch ihren fixen Platz, zumal wesentliche politische Ziele im Rahmen 
der gemeinsame Agrarpolitik mit ihnen verbunden sind.  Wie bereits mit Zahlen 
untermauert wurde, ist der Beitrag, den diese Eigenmittelquelle zu den 
Gesamteinnahmen der EU beisteuert, heute jedoch gering.249 Darüber hinaus ist im 
Fall dieser Eigenmittelquelle die Rechtsetzungskompetenz der EU teilweise 
eingeschränkt. Zölle und Agrarabgaben können nicht zum Zweck der 
Einnahmenbeschaffung beliebig variiert werden, sie sind vielmehr von 
Determinanten wie internationalen Verträgen (etwa dem GATT) oder der 
Entwicklung der Weltmarktpreise abhängig.250 
 
Das Eigenmittelsystem wurde im Zeitablauf komplizierter und durch weitere 
Einnahmequellen ergänzt. Während die Zusammensetzung der traditionellen 
Eigenmittel noch leicht nachzuvollziehen ist, gestaltet sich etwa die Berechnung der 
Mehrwertsteuer-Eigenmittel bereits komplexer. Die zur Beitragsbemessung 
herangezogene fiktive Mehrwertsteuer-Bemessungsgrundlage wird vom 
tatsächlichen Mehrwertsteueraufkommen abgeleitet, ist mit diesem jedoch nicht 
ident.251 Hauptsächlich aufgrund der in den Mitgliedstaaten unterschiedlich großen 
informellen Sektoren beziehungsweise der Schattenwirtschaft sowie nationalen 
                                               
248
 vgl. Heinemann et al. (2008), S. 11 ff 
249
 siehe Kommission der Europäischen Gemeinschaften (2011c), S. 74 
250
 vgl. Biehl et al. (1990), S. 70 
251
 Die Bemessungsgrundlage der Mehrwertsteuer-Eigenmittel wird ermittelt, indem die 
nationalen MwSt-Nettoeinnahmen durch den sogenannten „gewogenen mittleren Satz“ 
geteilt werden. Dieser mittlere Satz wird berechnet, indem die Einnahmen aus den 
verschiedenen Konsumkategorien mit den jeweilig zur Anwendung kommenden 
Steuersätzen gewichtet werden. Dabei müssen Korrekturen stattfinden, um nationale 
Ausnahmen von der Mehrwertsteuerpflicht sowie national spezifische Steuerermäßigungen 
(ermäßigte Sätze) auszugleichen. Beim Eigenverbrauch pauschalierter Landwirte sowie 
deren Direktverkäufen an Endverbraucher wird nur die Mehrwertsteuerbelastung der 
Vorleistungen berücksichtigt. Für mehr Details zur Berechnungsmethodik der 
Mehrwertsteuer-Eigenmittel, siehe Verordnung (EWG, Euratom) Nr. 1553/89 des Rates. 
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Unterschieden in der Effizienz der Steuerbehörden bei der Bekämpfung von 
Steuerhinterziehung, ist die Vergleichbarkeit der Mehrwertsteuer-
Bemessungsgrundlagen beeinträchtigt. Je größer Schattenwirtschaft und 
Steuerhinterziehung im jeweiligen Mitgliedstaat sind, desto weniger 
Mehrwertsteueraufkommen wird (relativ zu anderen Mitgliedstaaten) lukriert, und 
desto weniger Mehrwertsteuer-Eigenmittel müssen abgeführt werden. Relativ mehr 
Mehrwertsteuer-Eigenmittel müssen Staaten mit großen Tourismussektoren, die 
wiederum in höheren Konsumquoten (Anteil der Konsumausgaben am BIP) 
resultieren, abführen.252 Ein weiterer Nachteil der Mehrwertsteuer-Eigenmittel ist das 
Faktum, dass ärmere Mitgliedstaaten tendenziell höhere Mehrwertsteuerquoten 
aufweisen und daher durch diese Eigenmittelquelle stärker belastet sind als reichere 
Mitgliedstaaten. Die Mehrwertsteuer-Eigenmittel weisen also – auf Ebene der 
Mitgliedstaaten betrachtet – eine regressive Belastungswirkung auf.253 Um diesen 
Bedenken Rechnung zu tragen wurde nicht nur die bereits erörterte höhenmäßigen 
Begrenzungen der Bemessungsgrundlage für die Mehrwertsteuer-Eigenmittel 
vorgesehen, sondern außerdem der maximale Mehrwertsteuer-Abrufungssatz seit 
Mitte der 90er Jahre mehrmals reduziert.254  
 
Aufgrund der beschriebenen Problematiken wird immer wieder der Ruf laut, die 
Mehrwertsteuer-Eigenmittel zugunsten anderer (alternativer) Eigenmittelquellen zu 
reduzieren oder gar zu ersetzen. Als ein solcher Ersatz könnte die EU-KöSt dienen. 
Nicht zuletzt deshalb, weil im Fall der Körperschaftsteuer, insbesondere aufgrund 
ihrer mobilen Bemessungsgrundlage, eine Anlagerung auf höherer 
gebietskörperschaftlicher Ebene Sinn macht.255 Eine Verlagerung von Steuerhoheit 
im Bereich der Körperschaftsteuer auf höhere föderale Ebene ist geeignet, die 
Ressourcenallokation zu optimieren, und die Voraussetzungen zum Erreichen von 
Produktionseffizienz zu verbessern.256 
 
Zuweilen wird auch der Ersatz der Mehrwertsteuer-Eigenmittel durch Ausweitung 
der BNE-Eigenmittel vorgeschlagen, da im BNE durch statistische 
Zusatzerhebungen beziehungsweise Kontrollrechnungen ein Großteil des 
                                               
252
 Tabelle A-Ih in Annex I zeigt, dass vordringlich die traditionellen Tourismusländer, wie 
etwa Griechenland, Portugal oder Zypern, höhere Konsumquoten aufweisen. 
253
 vgl. Raddatz, Schick (2003), S. 4 f 
254
 siehe Ratsbeschluss 2007/436/EG, Euratom 
255
 siehe hierzu auch Abschnitt 7.3 
256
 siehe hierzu insbesondere Abschnitt 5 
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informellen Sektors – und damit indirekt der Steuerhinterziehung – zusätzlich erfasst 
wird.257 Dennoch existieren auch bezüglich der BNE-Beitragszahlungen Bedenken, 
die auf statistischen Problemen bei der Berechnung des Bruttonationaleinkommens 
(BNE) der Mitgliedstaaten beruhen. Obgleich rege Anstrengungen zur 
Harmonisierung der Berechnung des BNE unternommen wurden, die zu 
weitreichenden Neuerungen des „Europäischen Systems Volkswirtschaftlicher 
Gesamtrechnung“ (ESA) und damit zu seiner heute gebräuchlichen Version „ESA 
1995“
258
 geführt haben, besteht immer noch Interpretationsspielraum. Dies tritt etwa 
durch Revisionen der volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen der Mitgliedstaaten 
zu Tage, wie sie regelmäßig vom Statistischen Amt der Europäischen Union 
(Eurostat) urgiert werden.259 
 
Ertragshoheit kommt der EU weder bezüglich der Mehrwertsteuer-Eigenmittel, noch 
bezüglich der BNE-Eigenmittel zu. Während sich die Höhe der traditionellen 
Eigenmittel durch systemische Regeln innerhalb der gemeinsamen Agrar- sowie 
Zollpolitik ergibt und nicht selbst Gegenstand der laufenden Budgetverhandlungen 
ist, ist die Höhe der Beiträge der Mitgliedstaaten, die aus den beiden anderen 
Eigenmittelquellen resultiert, von den alle sieben Jahre wiederkehrenden 
Verhandlungen zum Finanzrahmen der EU abhängig. Der Beitragscharakter der 
Mehrwertsteuer-Eigenmittel sticht besonders hervor, zumal die damit verbundenen 
Zahlungen von vielen Mitgliedstaaten von einer jährlichen Bewilligung in deren 
nationalen Haushaltsplänen abhängig gemacht werden.260 Sowohl die 
Mehrwertsteuer-Eigenmittel als auch die BNE-Eigenmittel können daher im 
materiellen Sinn nicht als Eigenmittel bezeichnet werden, sie weisen eher 
Beitragscharakter auf.261 Die mangelnde Eigenmittelqualität dieser beiden 
Finanzierungsquellen der EU wurde von der Europäischen Kommission bereits 
1998 kritisiert.262 
 
Die Finanzierung der EU durch Zahlungen in Form von Beiträgen, anders gesagt im 
Rahmen eines Zuweisungssystems, begründet ein Abhängigkeitsverhältnis der EU 
                                               
257
 vgl. Raddatz, Schick (2003), S. 6 
258
 siehe Verordnung des Rates 2223/96 
259
 siehe etwa Statistisches Amt der Europäischen Gemeinschaften (2007) 
260
 vgl. Meermagen (2002), S. 225 f 
261
 vgl. Henke, Perschau (1999), S. 22 
262
 siehe Kommission der Europäischen Gemeinschaften (1998), S. 14 ff 
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von ihren Geldgebern, den Mitgliedstaaten. Die Finanzierung durch Eigenmittel hat 
das Ziel, der EU finanzielle Unabhängigkeit zukommen zu lassen. Der Hauptteil der 
derzeit lukrierten Einnahmen der EU kann daher lediglich im formellen Sinn als 
Eigenmittel bezeichnet werden.263  
 
Die schwierigen Verhandlungen zum Finanzrahmen 2007-2013 haben gezeigt, dass 
vor allem der Widerstand der Nettozahler zum EU-Haushalt dazu führt, dass eine 
Anpassung (Ausweitung) der europäischen Einnahmen an den steigenden 
Finanzierungsbedarf de facto unmöglich ist. In Zeiten der multilateralen 
beziehungsweise gegenseitigen Überwachung der Budgetpolitiken der 
Mitgliedstaaten, sowie klarer (Konsolidierungs-)Regeln im Rahmen des Stabilitäts- 
und Wachstumspakts, ist auch weiterhin mit eher geringer Bereitschaft der 
Mitgliedstaaten zur Zahlung höherer Beiträge zum EU-Haushalt zu rechnen. Auch 
die traditionellen Eigenmittel können künftig immer weniger zur Finanzierung des 
EU-Haushalts beitragen. Eine steigende Anzahl von Freihandelsabkommen haben 
vor allem die Zolleinnahmen schwinden lassen.264 Dies stellt die künftige 
Finanzierung der Ausgaben der EU in Frage, sofern die Tendenz zur Ausweitung 
der Aufgaben, die auf europäischer Ebene erledigt werden, anhält.  
 
Ein häufig kritisiertes Element des Eigenmittelsystems der EU ist der Rabatt für das 
Vereinigte Königreich. Während dieser Beitragsnachlass in den 1980er Jahren mit 
den niedrigen Rückflüssen von der gemeinsamen Agrarpolitik bei gleichzeitig hohen 
Nettobeiträgen gerechtfertigt werden konnte, scheint der Rabatt heute fehl am Platz. 
Einerseits ist der Anteil der EU-Agrarausgaben an den Gesamtausgaben im 
Zeitablauf geringer geworden, andererseits ist der Rabatt auch durch den 
zunehmenden Wohlstand des Vereinigten Königreichs heute schwerer zu 
rechtfertigen. Die horizontale Beitragsgerechtigkeit ist somit verletzt. Dazu kommt, 
dass der Rabatt die Komplexität des Eigenmittelsystems der EU erhöht. Die 
angeführten Argumente lassen den Beitragsrabatt des Vereinigten Königreichs 
heute nicht mehr angemessen erscheinen.265 
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 vgl. Meermagen (2002), S. 231 
264
 vgl. Heinemann et al. (2008), S. 50 
265
 vgl. Heinemann et al. (2008), S. 51 
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Aus finanzwissenschaftlicher Sicht sollte in föderalistischen Systemen das 
Korrespondenzprinzip verwirklicht sein. Namensgeber dieses Prinzips war Oates266, 
der feststellte, dass jene Gebietskörperschaft, die über das Ausmaß der 
Bereitstellung eines bestimmten Gutes befindet, auch dessen Nutznießer 
beherbergen sollte. Führt man dieses Argument fort bedeutet dies auch, dass die 
Abgabenerhebungs- beziehungsweise Besteuerungskompetenz (in bestimmten 
Bereichen) jener föderalen Ebene zukommen sollte, von der auch die Aufgaben (in 
den jeweiligen Bereichen) erledigt werden beziehungsweise seitens der die 
Verausgabung vorgenommen wird. Auf Ebene der EU ist das beschriebene 
Korrespondenzprinzip verletzt. Der Europäischen Union kommt heute eine Vielzahl 
von Aufgaben zu, mit denen auch nicht unbeachtliche Ausgaben einhergehen. Eine 
dafür adäquate Kompetenz zur Abgabenerhebung beziehungsweise zur 
Besteuerung fehlt der EU jedoch bis dato. Dieser Sachverhalt hat zur Forderung 
nach stärkerer finanzieller Verantwortung der EU geführt.267  
 
7.2 Anforderungen an ein modernes Finanzierungssystem der EU 
Aus den vorangehenden Ausführungen wird deutlich, dass die Hauptanforderungen 
an ein modernes Finanzierungssystem der EU jene nach stetigen gesicherten 
Einnahmen und gleichzeitig Beitragsgerechtigkeit sind. Im Rahmen einschlägiger 
Studien268 aus dem Bereich Fiskalföderalismus wurden Kriterien zur Bewertung 
eines Finanzierungssystems identifiziert, die den genannten Hauptanforderungen 
zugeordnet werden können. Die wesentlichsten dieser Kriterien sind folgende: 
• Einfachheit beziehungsweise Transparenz, 
• Finanzautonomie, 
• Beitrag zu einer effizienten Allokation der wirtschaftlichen Ressourcen 
beziehungsweise Vermeidung von Verzerrungen ökonomischer 
Entscheidungen der Wirtschaftssubjekte, 
• Ergiebigkeit, 
• Einnahmenstabilität, 
• Kosteneffizienz, 
• gerechte Belastung der Zahler. 
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 siehe Oates (1972) 
267
 vgl. Biehl et al. (1990), S. 73 
268
 Für diesbezügliche Untersuchungen, siehe Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften (1998); Kommission der Europäischen Gemeinschaften (2004c); Cattoir 
(2004) 
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Das erstgenannte Kriterium der Transparenz ist in erster Linie von 
demokratiepolitischer Bedeutung. Bürger sollten Wahlentscheidungen aufgrund 
fundierter und allgemein erfassbarer Informationen treffen können, was im Fall 
höherer Transparenz besser möglich ist. Es ist insoferne auch wichtig, dass 
Kenntnis darüber besteht, dass ein konkreter Anteil von Steuermitteln oder die 
Einnahmen aus bestimmten Steuerquellen zur Verausgabung auf europäischer 
Ebene vorgesehen sind.269 
 
Das aktuelle Eigenmittelsystem der EU verwirklicht das Transparenzkriterium in 
einem nur unbefriedigenden Ausmaß. Wesentliche Gründe dafür sind die bereits 
erläuterte Komplexität der Berechnung der Mehrwertsteuer-Eigenmittel sowie der 
Korrekturmechanismus.270 
 
Wird das Ziel verfolgt, eine übergeordnete Organisation wie die EU gegenüber ihren 
Mitgliedern mit Finanzautonomie auszustatten, so muss dieser Organisation ein 
Zugang zu eigenen Mitteln offenstehen, über deren Höhe sie (innerhalb gewisser 
Grenzen) selbst entscheiden kann. Sie muss über eine aufgabenadäquate 
Finanzausstattung verfügen und darf nicht von Finanzzuweisungen abhängig sein. 
Nur unter diesen Umständen ist gewährleistet, dass die Organisation die ihr 
zugewiesenen Aufgaben selbständig ausführen kann. Im Sinne der Wahrung der 
Unabhängigkeit der Organisation von ihren Mitgliedern sollte sie freien Zugriff auf 
Einnahmequellen haben. Es bedarf einer eigenen Ertragshoheit. Besteht eine 
Abhängigkeit der Organisation von Finanzzuweisungen ihrer Mitglieder, so besteht 
die Gefahr der Steuerung der Aufgabenerfüllung durch die Zahlenden. Soll die 
Organisation auch auf Veränderungen des Aufgabenbereiches beziehungsweise auf 
Veränderungen des Aufgabenvolumens reagieren können, muss sie auch selbst 
über die Höhe ihrer Einnahmen bestimmen können. Sie benötigt bezüglich der 
Abgabeneinhebung eigene Gesetzgebungshoheit.271 Gegen eine solche 
Gesetzgebungshoheit auf Ebene der EU sprechen mitunter Ansätze der Public 
Choice Theorie, sofern durch die Kompetenzübertragung einem Steuerkartell 
Vorschlub geleistet beziehungsweise der (Steuer-)Wettbewerb der Mitgliedstaaten 
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 vgl. Cattoir (2004), S. 9 
270
 siehe Abschnitt 7.1.1 
271
 vgl. Meermagen (2002), S. 99 f 
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untereinander eingeschränkt wird.272 Da Standortwettbewerb heutzutage jedoch von 
globaler Natur ist – und soferne die Übertragung von Steuerkompetenz nicht 
pauschal, sondern beschränkt auf Teilbereiche erfolgt – tritt diese Befürchtung in 
den Hintergrund. 
 
Derzeit tragen lediglich die traditionellen Eigenmittel, Zölle und Agrarabschöpfungen 
zur Verwirklichung des Kriteriums der Finanzautonomie bei. Nur diese 
Finanzierungsquellen sind von den nationalen Haushalten unabhängig. Die 
Tatsache, dass der Anteil der traditionellen Eigenmittel langfristig sinkt273, ist ein 
weiteres Argument für den Befund, dass das Kriterium der Finanzautonomie durch 
das aktuelle Eigenmittelsystem, das stark von Finanzzuweisungen abhängt, 
unzureichend berücksichtigt ist. 
 
Das Allokationsziel verlangt zur Verwirklichung eines möglichst hohen 
Wohlfahrtsniveaus die optimale Zuteilung knapper Güter beziehungsweise 
Produktionsfaktoren zu alternativen Einsatzmöglichkeiten.274 Im Fall des 
Finanzierungssystems der EU geht es um die Generierung von Finanzmitteln, die 
für die Finanzierung öffentlicher Leistungen notwendig sind, die optimalerweise von 
der EU erbracht werden. Ist die Entscheidung getroffen, welche Leistungen 
idealerweise auf europäischer Ebene erbracht werden275, so geht es letztlich darum 
bei der Finanzierung Beeinträchtigungen des Wettbewerbs zu vermeiden.276 
Besonders wenn Steuern als Finanzierungsvehikel benützt werden, ist auf die 
Vermeidung von Verzerrungen der wirtschaftlichen Entscheidungen der 
Wirtschaftssubjekte Bedacht zu nehmen. Gleichzeitig ist jedoch zu bedenken, dass 
Steuern, sofern die Besteuerungshoheit auf höherer föderaler Ebene angesiedelt ist, 
zu einer Internalisierung externer Effekte, einer Angleichung der 
Belastungswirkungen und damit auch zu einer wohlfahrtsoptimaleren 
Ressourcenallokation führen können.277 
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 vgl. Nowotny (1994), S. 225 ff 
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 siehe Abschnitt 7.1 
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 vgl. Brümmerhoff (2001), S. 7 
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 Diese Entscheidung ist nicht Gegenstand dieser Untersuchung. 
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 vgl. Brümmerhoff (2001), S. 65 
277
 vgl. Cattoir (2004), S. 10 
 87 
Keine der aktuellen Eigenmittelquellen beeinflusst zielgerichtet die 
Ressourcenallokation. Im Fall der Mehrwertsteuer-Eigenmittel sowie der BNE-
Eigenmittel treten generell keine Lenkungseffekte in Bezug auf Wirtschaftssubjekte 
auf, da es sich in beiden Fällen de facto um Beiträge der Mitgliedstaaten handelt. 
Bei einer Modifikation des Eigenmittelsystems der EU ist jedenfalls eine eventuelle 
Beeinflussung der Ressourcenallokation zu berücksichtigen.278 
 
Setzt sich die Ausdehnung des Tätigkeitsfeldes der EU fort, so ist es sinnvoll nach 
einem Finanzierungssystem Ausschau zu halten, das geeignet ist, der Ausdehnung 
des Finanzierungsbedarfs zu entsprechen, der mit der Aufgabenerweiterung 
einhergeht. Eine (zusätzliche) Geldquelle für die EU muss ausreichend Ergiebigkeit 
aufweisen, um diese Anforderung erfüllen zu können. Diesem Kriterium kommt 
insbesondere dann Bedeutung zu, wenn bestehende Eigenmittelquellen durch neue 
in voller Höhe ersetzt werden sollen.279 
 
Mittels des derzeitigen Eigenmittelsystems können ausreichend Finanzmittel zur 
Finanzierung der EU-Ausgaben generiert werden, zumal die BNE-Eigenmittel zur 
Deckung des „Restbedarfs“ nach Berücksichtigung der traditionellen und der MwSt-
Eigenmittel konzipiert ist. Das heisst, dass der verbleibende Bedarf mittels 
Anpassung der Höhe der BNE-Eigenmittel bis zur maximalen Obergrenze gedeckt 
wird.280 
 
Das Kriterium der Einnahmenstabilität spielt verständlicherweise deshalb eine Rolle, 
weil etwa öffentliche Leistungen unabhängig von der Konjunktursituation in ständig 
gleichem Umfang erbracht werden müssen beziehungsweise sollten. Diese 
Erwägung nährt die Argumente der Befürworter der Beitragsfinanzierung des EU-
Haushalts, da die Höhe dieser Beiträge (Konjunktur-)situationsbezogen angepasst 
werden kann. Momentan ist dies bei den BNE-Eigenmitteln der Fall. Dennoch ist 
das Erreichen gewisser Einnahmenstabilität auch unter Einbeziehung volatilerer 
Einnahmequellen wie etwa Steuern möglich, sofern auf ausreichende Diversifikation 
der Einnahmequellen geachtet wird.281 
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280
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281
 vgl. Cattoir (2004), S. 8 f 
 88 
Die Einnahmenstabilität des derzeitigen Finanzierungssystems ist, vor allem bedingt 
durch den großen Anteil der BNE-Eigenmittel an der Finanzierung des EU-
Haushalts, als hoch einzustufen. Die Erfüllung dieses Kriteriums ist vor allem 
aufgrund der Tatsache, dass der EU die Kreditfinanzierung verwehrt bleibt, von 
besonderer Bedeutung. Einnahmenschwankungen können nicht durch 
Schuldaufnahme ausgeglichen werden. An dieser Stelle wird deutlich, dass die 
Budgetpolitik der EU – und hier in erster Linie die Einnahmenpolitik – die 
Stabilisierung des Konjunkturzyklus nicht als ihre Aufgabe ansieht. Automatische 
Stabilisation, wie sie etwa durch konjunkturreagible Steuern auf nationaler Ebene 
stattfindet, oder gar antizyklische Budgetpolitik, ist nicht vorgesehen.282 Im 
Besonderen im Fall starker gesamteuropäischer oder globaler 
Konjunkturschwankungen wäre die Ansiedlung solcherart antizyklischer Instrumente 
auf Ebene der EU zweckdienlich. Bis dato wurde die Aufgabe der 
Konjunkturstabilisierung fast vollständig den Mitgliedstaaten zugetragen, und auf 
Ebene der EU fand lediglich die Koordination statt.283 
 
Um die Existenz eines bestimmten Finanzierungssystems rechtfertigen zu können, 
ist naturgemäß auch auf die Kosteneffizienz zu achten. Hierzu ist der 
Verwaltungsaufwand zu minimieren beziehungsweise sind die Kosten der 
Gestionierung der vereinnahmten Mittel möglichst gering zu halten. Dazu gehört 
auch die Erhebungs- und Entrichtungsbilligkeit der Einnahmen.284  
 
Das aktuelle Eigenmittelsystem zeigt bezüglich Kosteneffizienz ein gespaltenes Bild. 
Die traditionellen Eigenmittel, allenvoran der Zoll, sind teure Einnahmen. Allerdings 
würde Zoll in einer Zollunion jedenfalls eingehoben werden, auch wenn es kein 
gemeinsames Budget gäbe. So gesehen sind die dabei entstehenden Kosten 
unvermeidlich. Die Mehrwertsteuer-Eigenmittel verursachen lediglich durch die 
komplexe Berechnung der fiktiven Mehrwertsteuer-Bemessungsgrundlage Kosten. 
Die daraus berechnete Beitragsschuld wird von den nationalen Finanzministerien 
direkt überwiesen. Durch die BNE-Eigenmittel wird das Kriterium der Kosteneffizienz 
am besten verwirklicht. Hier wird lediglich die Beitragshöhe gemäß dem 
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Finanzbedarf festgelegt, bevor der Beitrag dann von den nationalen 
Finanzministerien überwiesen wird.285 
 
Die gerechte Belastung der Zahler ist ein Erwägungsgrund, dem in der Literatur aus 
verschiedensten Blickwinkeln Aufmerksamkeit gewidmet wird. Die grundlegenden 
Prinzipien der Beitrags- aber auch der Steuergerechtigkeit, das Äquivalenz- und das 
Leistungsfähigkeitsprinzip, wurden bereits erörtert.286 Im Auge zu behalten ist dabei 
der natürliche Zielkonflikt zwischen Gerechtigkeit für die Zahler und Einfachheit des 
Systems. Je einfacher das System, desto weniger kann auf die einzelnen 
Belastungseffekte Rücksicht genommen werden.287  
 
Die heute bedeutendste Eigenmittelquelle der EU, die BNE-Eigenmittel, verwirklicht 
des Leistungsfähigkeitsprinzip auf Ebene der Mitgliedstaaten. Jene Mitgliedstaaten 
deren BNE größer ist, zahlen mehr BNE-Eigenmittel, jene die weniger 
Wirtschaftsleistung erbringen, zahlen weniger. Im Rahmen der Mehrwertsteuer-
Eigenmittel ist das Leistungsfähigkeitsprinzip aufgrund der regressiven Wirkung 
dieser Finanzierungsquelle de facto nicht verwirklicht.288 Auf Ebene der einzelnen 
EU-Bürger bleibt die Leistungsfähigkeit jedoch bei beiden Eigenmittelquellen 
unberücksichtigt. Ausgedrückt als Pro-Kopf-Beitrag zahlen finanziell gleichgestellte 
EU-Bürger in verschiedenen Mitgliedstaaten unterschiedlich hohe Beiträge.289  
 
Das aktuelle Eigenmittelsystem der EU weist einige Defizite auf. Es existieren 
mannigfaltige Möglichkeiten, das Finanzierungssystem gerechter zu gestalten und 
allen voran die EU mit mehr Finanzautonomie auszustatten. In den Verhandlungen 
im Vorfeld der zur Finanziellen Vorausschau 2014-2020 beziehungsweise zum 
Eigenmittelbeschluss 2014 sind neue und alternative Finanzierungsquellen konkrete 
Themen290, wobei besonderes Augenmerk darauf zu liegen scheint, konkret die 
Mehrwertsteuer-Eigenmittel einfacher und transparenter zu gestalten. Darüber 
hinaus werden auch gänzlich neue Finanzierungsquellen, wie eigene Steuern, 
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diskutiert. Die EU-KöSt könnte als eine solche neue Steuerfinanzierungsquelle in 
Fragen kommen. 
 
7.3 Körperschaftsbesteuerung auf der geeigneten föderalen Ebene  
Die Zuordnung der Aufgaben, Einnahmen und Ausgaben im Aufbau eines föderalen 
Systems gehört zu den wesentlichsten finanzwissenschaftlichen Fragestellungen. 
Zumal körperschaftlich organisierte Unternehmen von unterschiedlichen staatlichen 
Aufgaben beziehungsweise Leistungen profitieren, die auf verschiedenen föderalen 
Ebenen erbracht werden, ist die Anlagerung der Körperschaftsbesteuerung nicht 
mehr trivial. Dies ergibt sich nicht zuletzt auch dadurch, dass Steuerhoheiten 
(Gesetzgebungshoheit, Ertragshoheit, Verwaltungshoheit) nicht notwendigerweise 
auf ein und derselben Ebene angelagert werden müssen. Diese Arbeit widmet sich 
der Analyse der Zweckmäßigkeit der (teilweisen) Übertragung von 
Steuerkompetenzen an die EU als supranationale Ebene. Diese Übertragung kann 
in erster Linie aus dem Motiv stärkerer Koordinierung hervorgehen, um 
Steuerwettbewerb wirkungsvoll zu begegnen, fiskalische Externalitäten zu 
berücksichtigen und bestmöglich zu internalisieren.291 Die Übertragung von 
Steuerkompetenz an die EU kann mit der Absicht der Steigerung der ökonomischen 
beziehungsweise finanzwirtschaftlichen Effizienz erfolgen. In diesem Abschnitt folgt 
eine Analyse der Erwägungsgründe zur Zuteilung der Steuerhoheiten der 
Körperschaftsbesteuerung auf die geeignete föderale Ebene. 
 
Um der finanzwissenschaftlichen Lehre gerecht zu sein, muss hier vorausgeschickt 
werden, dass der Aufteilung der Einnahmenkompetenz die Verteilung der Aufgaben 
und der Zuordnung der dafür notwendigen Ausgaben vorangehen muss. Dabei ist 
auf die Umsetzung des Korrespondenzprinzips292 zu achten, denn die jeweiligen 
Nutznießer öffentlicher Leistungen sollten auch die mit der Bereitstellung 
verbundenen Kosten tragen. Betreffend die Verteilung von Aufgaben innerhalb der 
EU hat sich im Laufe der Jahre eine gewisse Zentralisierung ergeben. Immer mehr 
Aufgaben wurden der europäischen Ebene übertragen.293 Speziell bezüglich 
rechtlicher Regelungen mit Relevanz für den europäischen Binnenmarkt, aber auch 
der Rechtsprechung, ist diese Zentralisierung erkennbar. Für die Besteuerung sind 
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die europäischen Regelungen in weiterer Folge von großer Relevanz. Darunter etwa 
die vier Freiheiten im europäischen Binnenmarkt (Personen-, Waren-, 
Dienstleistungs- und Kapitalverkehrsfreiheit), die europäische Rechtsform „Societas 
Europaea“294 oder die Rechtsprechnung des EuGH, um nur einige, für Unternehmen 
besonders relevante, Beispiele zu nennen. 
 
Die Deckung der Ausgaben der EU erfolgt aus dem EU-Haushalt, der jährlich zum 
größten Teil aus den Budgets der Mitgliedstaaten „befüllt“ wird. Diese Finanzierung 
hängt von regelmäßig alle sieben Jahre stattfindenden Verhandlungen zum 
sogenannten Finanzrahmen der EU ab.295 Um dem Korrespondenzprinzip besser zu 
entsprechen, sollte der europäischen Ebene adäquate Verfügungsgewalt über 
eigene Einnahmen zukommen, die den ihr übertragenen Aufgaben sowie den zu 
deren Bestreitung notwendigen Ausgaben entsprechen.   
 
Die Theorie des Fiskalföderalismus lehrt, dass die vertikale Zuordnung von 
Steuerkompetenzen auf bestimmte Verwaltungsebenen beziehungsweise 
Gebietskörperschaften auch von den Merkmalen bestimmter Steuern abhängig 
gemacht werden sollte. Während die Gesetzgebungshoheit etwa im Fall von 
Steuern, deren Bemessungsgrundlagen niedrige Mobilität aufweisen, bei 
Gebietskörperschaften niedrigerer Ebene angesiedelt sein sollte, ist die 
Besteuerung mobiler Bemessungsgrundlagen auf höherer gebietskörperschaftlicher 
Ebene angeraten, um eine großräumig harmonischere Besteuerung sicherstellen zu 
können und darüber hinaus räumliche Steuerausweichung zu verhindern. Das 
letztgenannte Argument berücksichtigt im Kern also den Steuerwettbewerb.296 
Steuern, die als Benützungsgebühren beziehungsweise als Entgelt für öffentliche 
Leistungen gelten können, sind auf allen gebietskörperschaftlichen Ebenen 
legitim.297 Wichtig ist in letzterem Fall jedoch, dass sich der Nutzerkreis von 
öffentlichen Leistungen mit dem Zahlerkreis so gut wie möglich deckt, weshalb 
Ertrags- und Gesetzgebungshoheit möglichst deckungsgleich zugewiesen werden 
sollten.298 
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Eine Übertragung von Steuerkompetenzen auf supranationale Ebenen kann unter 
Umständen Änderungen der Marktmachtverhältnisse sowie Änderungen 
steuerlicher Zusatzlasten nach sich ziehen. Lang und Zagler299 wiesen nach, dass 
Steuern in einem Umfeld, in dem eine stärkere Konzentration von Marktmacht und 
damit unvollkommener Wettewerb vorherrscht, die (zusätzlichen) Verzerrungen 
beziehungsweise Zusatzlasten von Steuern geringer sind. Da etwa dominierende 
Unternehmen auf Ebene eines Mitgliedstaates wahrscheinlicher sind als auf EU-
Ebene, könnte eine Verlagerung der Besteuerung die Zusatzlasten beeinflussen. 
Durch die Internationalität der Besteuerung spielt diesbezüglich auch die Offenheit 
eine Rolle. Einzelne Mitgliedstaaten können offener sein als die EU im 
Gesamtverbund. Für den Erhalt beziehungsweise die Reduktion von Marktmacht ist 
im Fall offener Märkte im Besonderen entscheidend, ob die Besteuerung nach dem 
Ursprungsland- oder dem Bestimmungslandprinzip erfolgt, da, je nach Bezugspunkt 
der Besteuerung, von dieser unterschiedlich geartete Wirkungen auf Angebots- und 
Nachfragerelationen ausgehen.300 Wie Abschnitt 9.1.5 zeigt, würde, speziell im Fall 
der EU-KöSt, durch die faktorspezifische Aufteilung der Steuerbelastung im 
Rahmen der Formelaufteilung teilweise das Ursprungslandprinzip und teilweise das 
Bestimmungslandprinzip zum Tragen kommen. Markante Verschiebungen der 
Zusatzlasten oder der Marktmacht müssen somit einerseits nicht zwingend auftreten 
beziehungsweise ist die Richtung möglicher Änderungen ex ante nicht trivial 
bestimmbar.301  
 
Im Fall der Körperschaftsbesteuerung ist die Abwägung, in welchem Ausmaß die 
Steuerkompetenzen zentralisiert werden sollen, von mehreren Faktoren beeinflusst, 
wovon einige für andere aber gegen stärkere Zentralisierung von 
Steuerkompetenzen sprechen. Der Gebührencharakter der 
Körperschaftsbesteuerung, nach dem die Destinatare der Körperschaftsteuer mit 
der Steuerzahlung öffentliche Leistungen abgelten, spricht teilweise für eine 
Besteuerung auf hoher gebietskörperschaftlicher Ebene. Dies ist etwa dann der Fall, 
wenn es sich um reine öffentliche Güter beziehungsweise Leistungen handelt, die 
zur allgemeinen Verfügbarkeit stehen sollen und die von der übergeordneten 
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föderalen Ebene in Ausübung ihrer Allokationsfunktion erbracht werden.302 Heute 
werden bereits einige öffentliche Güter und Leistungen auf europäischer Ebene zur 
Verfügung gestellt. Hierbei ist etwa an das europäische Rechtssystem, an aus den 
Mitteln des EU-Haushalts geförderte Infrastruktur, oder an die europäische 
Wettbewerbspolitik zu denken.303 Die Ausstattung der EU mit (begrenzter) 
Steuerkompetenz würde demnach zum einen eine fiskalische Anerkennung von 
bereits wahrgenommenen Aufgaben darstellen, und zum anderen der Realität 
gerecht werden, dass die Körperschaftsbesteuerung den Wettbewerb verzerren 
kann. Auch aus letztgenanntem Grund wäre eine Anlagerung 
körperschaftsteuerlicher Kompetenzen, insbesondere auch begrenzter Ertrags- und 
Gesetzgebungshoheit, auf supranationaler Ebene gerechtfertigt. 
 
Speziell im Fall mobiler Bemessungsgrundlagen ist es für ein einzelnes Land 
schwierig, Praktiken von Unternehmen zu unterbinden, mit denen diese die 
Steuerbelastung minimieren wollen beziehungsweise danach trachten, 
Anknüpfungspunkte der Besteuerung möglichst gänzlich zu vermeiden. Versucht ein 
Land im Alleingang gegen derartiges Verhalten von Unternehmen vorzugehen, so 
hat dies oft eine Verschlechterung der Wettbewerbssituation des Landes zur Folge, 
da die Unternehmen schlicht an einen anderen Ort ausweichen können, um die 
Aktivität, die unterbunden werden soll, dort auszuüben wo diese nicht bekämpft 
wird. Körperschaftsteuer-Bemessungsgrundlagen sind durch ein hohes Maß an 
Mobilität gekennzeichnet. Individuelles Vorgehen einzelner Länder kann hier das 
Problem schädlicher Steuerpraktiken nicht lösen, ein multilateraler Ansatz ist 
sinnvoll.304   
 
Im Zuge des Steuerwettbewerbs kommt es aufgrund der oben skizzierten 
Ausweichmöglichkeit mobiler Bemessungsgrundlagen zu einer relativen 
Verlagerung der Besteuerungslast, zu immobilen Faktoren.305 Speziell im Fall von 
Gebietskörperschaften niedrigerer Ebene ist dies eine nachvollziehbare Strategie 
und stellt eine weitere Entwicklung dar, der lediglich durch koordiniertes Vorgehen 
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beizukommen ist. Die Besteuerung immobiler Bemessungsgrundlagen ist nicht nur 
deshalb ein nachvollziehbarer Schritt, weil dadurch der Wettbewerb um mobile 
Bemessungsgrundlagen minimiert werden kann,306 sondern auch aus 
Effizienzgründen.307 Dies resultiert daraus, dass der Kapitalertrag durch die 
Besteuerung sinkt und Investoren in der Folge danach trachten, international 
mobiles Kapital anderswohin zu verschieben, um so der Besteuerung zu entgehen. 
Anders als bei der Besteuerung immobiler Bemessungsgrundlagen, verzerrt die 
Besteuerung mobilen Kapitals so die Entscheidung über den Investitionsort und 
somit auch den Mix an produzierten Gütern.308 Die Besteuerung von 
Kapitaleinkommen bei seinem Ursprung ist aus diesem Gesichtspunkt 
problematisch.  
 
Eine Verlagerung der Besteuerung zu immobilen Bemessungsgrundlagen kann 
jedoch aus Gerechtigkeitserwägungen problematisch sein, sofern eine solche 
Verlagerung in Richtung des Faktors Arbeit geht. Trachtet man nach einer 
ausgewogenen Besteuerung mobiler und immobiler Bemessungsgrundlagen sowie 
nach einer Unterbindung schädlichen Steuerwettbewerbs, so ist eine geographisch 
weitergreifende Koordination steuerlicher Regeln auf höherer 
gebietskörperschaftlicher Ebene angeraten.309  
 
Auch das Bestreben nach Beseitigung von Verzerrungen im europäischen 
Binnenmarkt könnte durch eine supranational organisierte 
Körperschaftsbesteuerung unterstützt werden. Während in anderen Politikbereichen 
in den letzten Jahren bedeutende Fortschritte bei der reibungsloseren Gestaltung 
des Binnenmarktes zu verzeichnen sind (zB. Kapitalverkehrsbestimmungen, 
Personenverkehr, Zollwesen, u.a.), wurden bei der Unternehmensbesteuerung bis 
dato fast keine Fortschritte erzielt. In vielen Mitgliedsataaten gelten daher im 
Wesentlichen dieselben Steuerregelungen wie vor der Schaffung des 
Binnenmarktes. Dieser Rückstand gegenüber anderen Bereichen könnte durch 
stärkere Koordinierung wettgemacht werden. Letztere könnte durch die 
Zentralisierung ausgewählter Steuerkompetenzen forciert werden.310 
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Schließlich kann als Rechtfertigung für eine Delegation von Besteuerungsaufgaben 
an die EU die gemeinsame Geldpolitik angeführt werden. Seit Schaffung der 
Währungsunion ist asymmetrische Geldpolitik beziehungsweise sind national 
unterschiedliche Geldpolitiken nicht mehr möglich. Anderen Politikbereichen, wie 
etwa der Struktur- aber auch der Fiskalpolitik, kommt nun größere Bedeutung 
insbesondere bei der Begegnung regionaler Disparitäten zu. Durch ihren Einfluss 
auf Wirtschaftsleistung und -stabilität ist die Steuerpolitik auch ein wesentliches 
Instrument der Wachstums- und Konjunkturpolitik geworden. Daher ist es von 
besonderer Bedeutung, dass verstärkte Koordinierung im Steuerbereich in erster 
Linie ein mehr an Transparenz und eine bessere Abstimmung einer gemeinsamen 
Vorgehensweise bedeutet, nicht aber die völlige Harmonisierung der 
Steuerbelastungen. Eine multilaterale Koordinierung der Steuerpolitik ist schließlich 
auch deshalb sinnvoll, um die Effekte von Maßnahmen der Geld- und der 
Fiskalpolitik besser miteinander abstimmen zu können.311 
 
Es gibt jedoch auch Gründe, die für die Belassung der Steuerkompetenzen im 
nationalen Bereich sprechen. Präferenzen für Umverteilungspolitiken etwa variieren 
je nach Land stark, ebenso wie die Präferenzen in Hinblick auf die Beeinflussung 
der Standortfaktoren. Als weiterer Grund könnte angeführt werden, dass 
asymmetrischen Schocks312 besser und gezielter durch nationale 
Ausgleichsmaßnahmen begegnet werden kann.313 Der Körperschaftsteuertarif selbst 
wird zwar üblicherweise nicht als konjunkturpolitisches Instrument genutzt, anders 
verhält es sich jedoch mit (zeitlich befristeten) Steuerfrei- beziehungsweise 
Absetzbeträgen (zB Investitionsprämien) oder der Variation von 
Abschreibungsmöglichkeiten, die von Staaten regelmäßig zum Ausgleich 
wirtschaftlicher Ungleichgewichte instrumentalisiert werden.314 Der automatische 
Stabilisierungseffekt der Körperschaftsteuer ist aufgrund der linearen 
Belastungswirkung als gering einzustufen.315 Progressive 
Unternehmensbesteuerung wäre zum einen aus praktischen Überlegungen 
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schwierig umsetzbar, da die Unternehmen durch deren Aufteilung Steuer sparen 
könnten. Zum anderen schlägt die Unternehmenssteuerbelastung im Rahmen der 
Steuerinzidenz auf natürliche Personen durch, die für gewöhnlich unterschiedlich 
hohe Einkommen haben. So tragen etwa Arbeitnehmer oder Konsumenten, aber 
auch Gesellschafter und/oder Anteilseigner die Unternehmenssteuerbelastung. 
Aufgrund dieser Tatsache ist eine progressive Körperschaftsbesteuerung auch aus 
Verteilungsgesichtspunkten abzulehnen.316 Devereux und Fuest bestätigen im 
Rahmen einer empirischen Analyse von Daten aus dem Vereinigten Königreich die 
geringe Stabilisierungswirkung der Körperschaftsteuer.317 
 
Um die nationalen Präferenzen der einzelnen Mitgliedstaaten ausreichend zu 
berücksichtigen beziehungsweise die körperschaftsteuerliche Belastung an das 
Angebot öffentlicher Güter anzupassen, könnte auf supranationaler Ebene eine 
Rahmenkompetenz angesiedelt, den Mitgliedstaaten jedoch gleichzeitig eine 
Feinadjustierung der Belastungswirkungen ermöglicht werden.318 Hierzu wären zum 
Beispiel national frei gestaltbare Steuersätze (unter Umständen begrenzt auf einen 
bestimmten Rahmen) oder etwa Freibeträge denkbar, wobei jedenfalls zu beachten 
ist, dass ein solches Vorgehen erneut national unterschiedliche Steuerumgebungen 
schaffen kann, die wiederum europaweit agierende Unternehmen dazu zwingen, 
sich mit verschiedenen Steuersystemen zu arrangieren und somit den potentiellen 
Vorteil etwa auch von einer einheitlichen und transparenten europäischen 
Körperschaftsbesteuerung zunichtemachen würde. Beim Design der 
Körperschaftsbesteuerung zeichnet sich demnach ein Trade-off zwischen 
Einfachheit des Systems und Rücksichtnahme auf nationale Disparitäten ab. Die 
hier diskutierte EU-KöSt böte die Möglichkeit dem Korrespondenzprinzip, sowohl in 
nationaler als auch in internationaler Hinsicht, besser zu entsprechen. 
 
7.4 Steuerkompetenz für die EU 
In Abschnitt 7.3 wurde bereits auf die Argumentation für die Ansiedlung 
körperschaftsteuerlicher Ertrags- beziehungsweise Gesetzgebungshoheit auf 
bestimmten föderalen Ebenen eingegangen. Dabei wurde unter Beachtung der 
Theorie des Fiskalföderalismus untersucht, welcher Gebietskörperschaftsebene die 
Steuerkompetenzen aus finanzwissenschaftlicher Perspektive idealerweise 
                                               
316
 vgl. Auerbach (2005) 
317
 siehe Devereux, Fuest (2009a) 
318
 vgl. Fuest, Huber (2003), S. 384 
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zukommen sollten. Es wurde unter anderem dargelegt, aus welchen Gründen die 
Übertragung grundsätzlicher Steuerkompetenz an höhere gebietskörperschaftliche 
Ebenen (beziehungsweise die flächendeckende Koordinierung der 
Körperschaftsbesteuerung) sinnvoll ist. In diesem Abschnitt werden verschiedene 
Möglichkeiten der konkreten Aufteilung der Ertrags- und Gesetzgebungshoheit 
zwischen nationaler und europäischer Ebene im Fall einer EU-Steuer untersucht.319 
Schließlich wird unter Berücksichtigung realer steuerpolitischer Gegebenheiten 
erwogen, welche Art der Aufteilung der Steuerkompetenzen im Fall einer EU-Steuer 
sinnvoll wäre.  
 
Während die Übertragung von Gesetzgebungshoheit an die EU für die Bekämpfung 
von ineffizientem Steuerwettbewerb nicht nur zweckdienlich, sondern 
möglicherweise auch ausreichend sein würde, ist für den Anspruch der gesteigerten 
Finanzautonomie des EU-Haushalts auch Ertragshoheit notwendig.320 Für die 
Umsetzung einer EU-Steuer im Sinne dieser Arbeit wäre es daher notwendig, dass 
der EU sowohl Ertrags- als auch Gesetzgebungshoheit zugesprochen wird. In 
welcher Weise und welchem Ausmaß dies zum Ausdruck kommen soll, kann durch 
die Ausgestaltung des Steuersystems bestimmt werden. In finanzwissenschaftlicher 
Basisliteratur finden sich mehrere Arten der Zuordnung von Einnahmekompetenzen 
auf föderale Ebenen:321 
• Im Fall von Trennsystemen fällt der gesamte Steuerertrag einer 
Gebietskörperschaft zu, die im Extremfall sowohl die Art der Steuer als auch 
ihre Höhe autonom festsetzen kann. Oftmals sind Trennsysteme in 
abgeschwächter Form zu finden („gebundene Trennsysteme“), bei denen 
etwa der Oberverband (die übergeordnete föderale Ebene) die Steuerart 
vorgibt und die mit der Ertragshoheit ausgestattete Ebene lediglich den 
Steuersatz bestimmt. Trennsysteme sind insbesondere in Staaten zu finden, 
die sich dem Wettbewerbsföderalismus verschrieben haben. Dies trifft unter 
anderem auf die USA und die Schweiz zu. 
                                               
319
 Für eine Erörterung der Aufteilung der Verwaltungshoheit, also der administrativen 
Verwaltung der EU-Steuer, zwischen den Mitgliedstaaten und der europäischen Ebene, 
siehe Abschnitt 9.1.10. 
320
 Darüber hinaus spricht dafür, dass jene Gebietskörperschaft, die für die Erfüllung einer 
Aufgabe verantwortlich ist, auch die daraus resultierenden finanziellen Folgen tragen sollte 
(„Konnexitätsgrundsatz“). Vgl. Heitsch (2001), S. 331 ff 
321
 vgl. Zimmermann, Henke, Broer (2009), S. 205 ff 
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• Bei Verbundsystemen teilen sich mehrere gebietskörperschaftliche Ebenen 
das Aufkommen einer Steuer. Die Gesetzgebungshoheit ist bei einer der 
Gebietskörperschaften (üblicherweise bei der übergeordneten) angelagert. 
Um möglichst hohe Erhebungsbilligkeit zu erzielen, erhebt üblicherweise nur 
eine Gebietskörperschaftsebene die Steuer und überweist einen bestimmten 
festgelegten Anteil an die andere. Zur Festlegung der Anteile am 
Steueraufkommen sind in der Praxis Verhandlungen erforderlich. Nachteil 
des Verbundsystems gegenüber dem Trennsystem ist die geringere 
Autonomie über die Einnahmen, die keine Anpassung der Einnahmen an 
den Finanzbedarf erlaubt. 
• Besitzt eine Gebietskörperschaftsebene die Gesetzgebungshoheit und eine 
andere Gebietskörperschaftsebene kann autonom einen Zuschlag erheben, 
so spricht man von einem Zuschlagssystem. Der Zuschlag kann alternativ 
entweder auf die selbe Bemessungsgrundlage oder auf die Steuerschuld 
erhoben werden.  
 
Nun gilt es festzustellen, welches System zur Aufteilung der Einnahmekompetenzen 
für eine EU-Steuer zweckmäßig sein könnte.  
 
Ein reines Trennsystem würde im Fall der EU bedeuten, dass die EU die 
Kompetenz zur Erhebung einer eigenen Steuer bekäme. Sowohl eine eigene 
Bemessungsgrundlage als auch ein eigener Steuertarif wären auf EU-Ebene 
festzulegen. Eine solche weitreichendere Kompetenzübertragung ist jedoch nicht im 
Sinne der Mitgliedstaaten.322 Das Trennsystem ist darüber hinaus eher für die 
Besteuerung bis dato (auch auf Mitgliedstaatenebene) unbesteuerter 
Bemessungsgrundlagen geeignet. Dies in erster Linie deshalb, da die zusätzliche 
Besteuerung bereits besteuerter Bemessungsgrundlagen ohne zusätzliche 
Regelung zu einem Wettbewerb zwischen der EU und ihren Mitgliedstaaten und 
damit zu unerwünschten Zusatzlasten führen könnte oder aber enge Koordinierung 
erforderlich wäre, was wiederum den Charakter eines Trennsystems ad absurdum 
führen würde.323 Bezüglich Steuervarianten auf neue Bemessungsgrundlagen, die 
im Rahmen eines Trennsystems umgesetzt werden könnten, wurde in der 
                                               
322
 Dies zeigen u.a. vergangene Diskussionen im Rahmen des ECOFIN-Rates zum Thema. 
Siehe auch Radaelli (2002), S. 34 
323
 vgl. Heinemann et al. (2008), S. 87 
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akademischen Diskussion etwa die Besteuerung von Kerosin, Finanztransaktionen, 
Kommunikation, CO2-Emissionen, etc. ins Spiel gebracht.
324
 
 
Im Fall eines Verbundsystems würden sich die Mitgliedstaaten und die EU das 
Aufkommen aus einer konkreten Steuer teilen. Um horizontale und vertikale 
Steuergerechtigkeit bezogen auf die Ebene der Mitgliedstaaten sicherzustellen, 
würde ein solches Verbundsystem eine einheitliche Bemessungsgrundlage und 
einen einheitlichen Steuersatz voraussetzen. Zunächst wäre also eine politische 
Einigung über diese Parameter nötig. Im Fall einer bereits von den Mitgliedstaaten 
besteuerten Bemessungsgrundlage ist eine solche Einigung, etwa angesichts des 
Ausschlusses der Festlegung eines einheitlichen Körperschaftsteuersatzes im 
Rahmen der Diskussion zur gemeinsamen konsolidierten Körperschaftsteuer-
Bemessungsgrundlage durch die Finanzminister der EU325 oder der sehr 
schwierigen Verhandlungen zur Koordinierung der Mehrwertsteuer-Belastung unter 
den Mitgliedstaaten326, als sehr schwierig beziehungsweise unwahrscheinlich zu 
beurteilen. Darüber hinaus würde ein EU-weit einheitlicher Steuersatz die 
Mitgliedstaaten der Möglichkeit berauben, die  Körperschaftsteuerbelastung an das 
jeweilige nationale Angebot öffentlicher Leistungen anzupassen. Der Einsatz eines 
Verbundsystems erscheint demgemäß ebenso ungeeignet für die 
Körperschaftsbesteuerung auf Ebene der EU. 
 
Möchte man das Zuschlagsystem für eine EU-Steuer instrumentalisieren, so bedarf 
es einer einheitlichen Festlegung einer gemeinsamen Bemessungsgrundlage, die 
dann von der EU sowie von den Mitgliedstaaten besteuert wird. Die 
Besteuerungskompetenzen der Mitgliedstaaten blieben bestehen und die EU würde 
Ertragskompetenz, bezogen auf den Zuschlag zur nationalen Steuer, erhalten. Soll 
der EU auch die Kompetenz zukommen, den Zuschlagssatz autonom festlegen zu 
können, wäre zudem die Übertragung der dazu notwendigen 
Gesetzgebungskompetenz vorzunehmen. Die Möglichkeit der Erhebung eines 
Zuschlages auf die Steuerschuld ist für den Fall einer EU-KöSt insofern 
auszuschließen, als das Aufkommen aus letzterer bei dieser Form des 
                                               
324
 siehe u.a. Lamassoure (2007), Schratzenstaller, Berghuber (2006), Cattoir (2004), 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften (1998) 
325
 siehe International Herald Tribune (2007a) 
326
 Siehe z.B. International Herald Tribune (2007b). Die Schwierigkeiten bei der 
Koordinierung im Bereich der Mehrwertbesteuerung spiegeln sich unter anderem in 
ausgedehnten Ausnahmeregelungen der „6. Mehrwertsteuerrichtlinie“ (2006/112/EG) wider.  
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Zuschlagssystems von den nationalen Körperschaftsteuersätzen abhängig wäre. 
Dadurch entstünde indirekt die Möglichkeit den Beitrag zum EU-Haushalt mittels 
Senkung der nationalen Körperschaftsteuersätze zu verringern, was einen 
unerwünschten Anreizeffekt darstellen würde.327  
 
Aus den angeführten Erwägungen geht hervor, dass sich für eine EU-KöSt die 
Erhebung eines Zuschlages von einer (harmonisierten) gemeinsamen 
Körperschaftsteuer-Bemessungsgrundlage anbietet. Man könnte in diesem 
Zusammenhang von einer „Huckepack-Steuer“ sprechen. Im Auge zu behalten ist  
allerdings, dass, wenn zwei gebietskörperschaftliche Ebenen dieselbe fixe 
Bemessungsgrundlage besteuern, vertikaler Steuerwettbewerb entstehen kann. 
Dies ist vor allem dann der Fall, wenn die steuerpolitischen Entscheidungen der 
einen Ebene das Steueraufkommen der jeweils anderen Ebene beeinflussen 
können. Würden etwa die Steuersätze auf einer Ebene angehoben, käme es zu 
negativen externen Effekten in Form von Aufkommensverlusten für die andere 
Ebene. Versucht letztere diese Effekte zu kompensieren, kann es zu exzessiver 
Besteuerung kommen.328 Dieser Bedrohung kann durch Koordinierung auf 
europäischer Ebene begegnet werden.329 
 
7.5 Beurteilung der Eignung einer Körperschaftsteuer als EU-Steuer zur 
Finanzierung des EU-Haushalts 
In diesem Abschnitt wird die Eignung der Körperschaftsteuer als EU-Steuer anhand 
der in Abschnitt 7.2 beschriebenen Anforderungen an Finanzierungsquellen für den 
EU-Haushalt untersucht. Eine ähnliche Evaluierung hat Cattoir (2004) für eine 
Vielzahl möglicher Steuerarten zur EU-Finanzierung durchgeführt. Im Fall der 
Körperschaftsteuer unterscheidet sich seine Analyse im Vergleich zur Untersuchung 
im Rahmen dieser Arbeit jedoch grundsätzlich. Cattoir untersucht die Option einer 
Körperschaftsteuer für die EU, die die nationalen Körperschaftsteuern ersetzen 
würde, und deren Aufkommen vollständig zur Finanzierung des EU-Haushalts 
verwendet werden würde. Da in der gegenständlichen Arbeit konkret ein 
Zuschlagssatz auf eine gemeinsame Körperschaftsteuerbemessungsgrundlage 
untersucht wird, weichen sowohl der konkrete Untersuchungsgegenstand als auch 
                                               
327
 vgl. Zimmermann, Henke, Broer (2009), S. 209; Zimmermann (2009), S. 136 f 
328
 vgl. Hindriks, Myles (2006), S. 578 ff sowie Wilson (2005), S. 1 ff 
329
 Für mehr Details zum spezifischen Zuschlagssystem für die EU-KöSt, siehe Abschnitt 
9.1.7. 
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die Ergebnisse voneinander ab. Abweichende Wirkungen ergeben sich dadurch 
unter anderem in Bezug auf die Finanzautonomie der EU sowie auf die Ergiebigkeit 
der EU-KöSt. 
 
Die hier verwendeten Beurteilungskriterien, anhand derer die Steuer evaluiert wird, 
folgen jedoch finanzwissenschaftlichen Grundanforderungen und sind daher mit 
jenen die auch Cattoir verwendet weitgehend ident. Im Folgenden werden sie an die 
Parameter der hier untersuchten EU-KöSt angelegt:  
 
Wird eine europäische Körperschaftsteuer von einer gemeinsamen (einheitlichen) 
Bemessungsgrundlage erhoben, so ist die Transparenz insoferne gegeben, als in 
allen Mitgliedstaaten der Steuergegenstand in gleicher Weise besteuert wird. Die 
Sichtbarkeit der Steuer beschränkt sich jedoch im Wesentlichen auf 
körperschaftsteuerpflichtige Unternehmer. Für Verbraucher wäre die Steuer, wie 
auch bereits jetzt, nur sehr begrenzt sichtbar. Wenn, dann insofern, als die 
körperschaftsteuerliche Belastung traditionell erhebliche Aufmerksamkeit in der 
politischen Diskussion nach sich zieht.330 
 
Die Steigerung der Finanzautonomie der EU liegt im Wesen einer EU-Steuer, 
sobald der EU Einnahmekompetenzen übertragen werden. Das genaue Ausmaß 
der Finanzautonomie, die der EU durch eine EU-Körperschaftsteuer zukommt, ist 
durch die konkrete Systemausgestaltung beeinflussbar. Durch die Übertragung der 
Kompetenz zur Erhebung eines Zuschlags auf die Besteuerung einer gemeinsamen 
Bemessungsgrundlage, wie bereits im vorhergehenden Abschnitt angedacht, könnte 
die Finanzautonomie der EU gegenüber dem derzeit angewendeten 
Eigenmittelsystem ausgedehnt werden.  
 
Ein wichtiger Parameter ist jedoch die Autonomie über den Zuschlagssatz, jenen 
Steuersatz, der von der EU auf die Bemessungsgrundlage angewendet werden 
kann. Kann dieser frei von der EU festgelegt werden, ist die Autonomie 
verhältnismäßig größer, ist dieser – etwa durch einen maximalen Zuschlagssatz – 
begrenzt, ist die Autonomie verhältnismäßig kleiner. Ein wesentliches Kriterium im 
Fall der Festlegung des Zuschlagssatzes auf EU-Ebene ist die Art der 
Entscheidungsfindung.331 Nach derzeit geltendem Recht gilt im Rat der 
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 vgl. Cattoir (2004), S. 18 
331
 vgl. Zimmermann (2009), S. 137 
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Europäischen Union bei der Abstimmung über steuerrechtliche Sachverhalte das 
Einstimmigkeitsprinzip.332 Das heisst, dass um eine Festlegung beziehungsweise 
Änderung des Zuschlagsatzes durchsetzen zu können, die Minister aller 
Mitgliedstaaten ihre Zustimmung geben müssten oder anders ausgedrückt, jeder 
einzelne Mitgliedstaat Veto gegen eine Entscheidung einlegen kann. Ist dies auch in 
Zukunft der Fall, so erführe die Finanzautonomie der EU durch das Zuschlagsystem 
auf die gemeinsame Körperschaftsteuer-Bemessungsgrundlage keine wesentliche 
Steigerung. Schon das derzeit effektive Eigenmittelsystem ist in Verbindung mit dem 
EU-Haushalt so organisiert, dass einzelne Mitgliedstaaten Änderungen des 
Beitrages der Mitgliedstaaten zum EU-Haushalt mit ihrem Veto blockieren 
können.333 Dies zeigt, dass beim Bestreben zur Steigerung der Finanzautonomie 
durch ein Zuschlagssystem auch der Modus der Entscheidungsfindung auf EU-
Ebene berücksichtigt werden muss.  
 
Die Beeinflussung der Ressourcenallokation ist ebenso eine Größe, die stark von 
der konkreten Ausgestaltung einer europäischen Körperschaftsteuer abhängt. Eine 
EU-KöSt würde bereits im Wege der gemeinsamen (einheitlichen) 
Bemessungsgrundlage helfen, als dadurch steuerliche Hindernisse für die 
grenzüberschreitende Unternehmenstätigkeit beseitigt und Befolgungskosten 
steuerlicher Regelungen verringert würden.334 Da Investitionen dort unternommen 
werden, wo die Rendite nach Steuern am größten ist335, beeinflussen sämtliche 
Faktoren die im Rahmen der Besteuerung Kosten verursachen, die 
Investitionsentscheidung. Eine europäische Körperschaftsteuer mit einheitlicher 
Bemessungsgrundlage würde diese Art der Entscheidungsfindung nicht 
grundlegend verändern. Sie würde allerdings dazu beitragen, den steuerlich 
verursachten Teil der Transaktionskosten bei grenzüberschreitenden Fusionen und 
Übernahmen zu senken und somit zur Erleichterung der Ressourcenreallokation 
beitragen.336 
 
                                               
332
 siehe Art. 112 und 115 des Vertrages über die Arbeitsweise der Europäischen Union in 
der Fassung von Lissabon (ex-Artikel 93 und 94, Vertrag zur Gründung der Europäischen 
Gemeinschaft in der Fassung von Nizza) 
333
 vgl. Blankart (2006), S. 653 sowie Art. 311 des Vertrages zur Arbeitsweise der 
Europäischen Union (ex-Artikel 269, Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft 
in der Fassung von Nizza) 
334
 vgl. Kommission der Europäischen Gemeinschaften (2001b), S. 18 
335
 vgl. Hartman (1981) 
336
 vgl. Cattoir (2004), S. 19 
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Die Ergiebigkeit einer europäischen Körperschaftsteuer ist, hinsichtlich einer 
möglichen Verwendung als Eigenmittelquelle, als ausreichend einzuschätzen. Das 
Körperschaftsteueraufkommen der Mitgliedstaaten der EU macht einen nicht 
unwesentlichen Teil ihrer Staatseinnahmen aus. 2009 betrug das 
Körperschaftsteueraufkommen der EU-27 228 Mrd. Euro, das sind 2,7% des BIP 
der EU-27.337 Dieses Volumen würde derzeit theoretisch bei weitem ausreichen, die 
Finanzierungserfordernisse der EU gänzlich zu decken. 2011 liegen die 
Zahlungsermächtigungen des Haushaltsplans der EU bei etwa 126,5 Mrd. Euro.338 
Die Deckung des gesamten Finanzbedarfs mittels einer Körperschaftsteuer 
erscheint jedoch aufgrund der Charakteristika dieser Einnahmequelle, wie etwa ihrer 
Konjunkturreagibilität, mitunter nicht sinnvoll.339 Darüber hinaus ist es geboten den 
Mitgliedstaaten ebenso einen angemessen großen Anteil des Aufkommens aus der 
Besteuerung der gemeinsamen Körperschaftsteuer-Bemessungsgrundlage 
zukommen zu lassen, um den Anreiz der Steuerbehörden zu forcieren, auch 
weiterhin in die Bekämpfung von Steuerbetrug beziehungsweise Steuervermeidung 
zu investieren. Käme beispielsweise das gesamte Aufkommen aus der Besteuerung 
einer Bemessungsgrundlage dem EU-Haushalt zugute, so wäre dieser Anreiz 
geringer, da sich daraus kein nationaler Mehrwert ergibt. Bei Anwendung eines 
europäischen Zuschlagssatzes auf die Bemessungsgrundlage340 käme sowohl der 
EU als auch den Mitgliedstaaten Aufkommen aus der Besteuerung dieser 
Bemessungsgrundlage zu. 
 
Das Aufkommen aus einer EU-KöSt unterläge stärkeren konjunkturellen 
Schwankungen als die aktuell beanspruchten Eigenmittelquellen, die 
Einnahmenstabilität wäre demnach geringer. Schätzungen zeigen, dass die 
Konjunkturreagibilität von Körperschaftsteuern, auch im Vergleich zu anderen 
Steuern, vergleichsweise hoch ist.341 Um unerwünschte Aufkommensschwankungen 
einzudämmen liegt es nahe, das relative Gewicht der neuen Einnahmequelle nicht 
zu groß zu wählen und unter den Einnahmequellen weiterhin zu diversifizieren. 
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 siehe Kommission der Europäischen Gemeinschaften (2011c), S. 300 
338
 siehe Europäische Union (2011), S. I/10  
339
 siehe hierzu u.a. die weiteren Ausführungen in diesem Abschnitt. 
340
 Vgl. Abschnitt 9.1.7 sowie Abschnitt 9.1.8 für eine Analyse der möglichen Höhe des 
Zuschlagssatzes. 
341
 Siehe etwa Van den Noord (2000), S. 19, wo für 20 ausgewählte OECD-Staaten eine 
Elastizität der Körperschaftsteuereinnahmen in Bezug auf die Entwicklung des BIP von 1,3 
errechnet wird. 
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Die Kosteneffizienz einer EU-KöSt ist von deren konkreten Ausgestaltung abhängig. 
Erste Untersuchungen lassen jedoch, allen voran durch eine prognostizierte 
Reduktion der steuerlichen Befolgungskosten für Unternehmen, eine Steigerung der 
Kosteneffizienz erwarten.342 Würde die Einhebung der Steuer sowie die Prüftätigkeit 
aufgrund funktionierender bestehender Strukturen auf nationaler Ebene stattfinden 
und der europäische Steueranteil dann an die Europäische Kommission überwiesen 
werden, so wären die laufenden administrativen Kosten auf Ebene der 
Steuerbehörden mit den aktuell durch die nationalen Systeme anfallenden Kosten 
vergleichbar. Selbstverständlich entstünden bei der Systemmutation einmalige 
Umstellungskosten.343 
 
Die gerechte Belastung der Zahler einer EU-Körperschaftsteuer ist unter 
verschiedenen Gesichtspunkten zu beurteilen. Im Rahmen der Erörterung der 
Inzidenz der Körperschaftsteuer344 wurde bereits darauf hingewiesen, dass die 
Körperschaftsteuerlast nicht nur von den Kapitaleignern getragen wird, sondern 
etwa auch auf Arbeitnehmer überwälzt wird. Zieht man in Betracht, dass  
heutzutage ein großer und steigender Anteil von Unternehmensanteilen in Form von 
Aktien von Pensionsfonds gehalten werden, die auch die Pensionen für 
Arbeitnehmer beziehungsweise auch für Angehörige unterer Einkommensschichten 
bereitstellen, so relativiert sich diese Ansicht. Abhängend vom Kontext kann die 
Körperschaftsteuerlast Kapitaleigner, Arbeitnehmer oder Konsumenten treffen.345 
Die Inzidenzwirkungen der Körperschaftsteuer verkomplizieren demgemäß die 
wirtschaftspolitische Entgegnung von Verteilungsproblemen. 
 
Die umseitige Tabelle 7.5 enthält eine zusammenfassende Beurteilung der Eignung 
der Körperschaftsteuer als EU-Steuer. 
 
In diesem Kapitel wurde die Möglichkeit der Steuerfinanzierung des EU-Haushalts 
erwogen. Ein solcher Schritt könnte unter anderem auch Nachteile des aktuellen 
Eigenmittelsystems kompensieren. Die Eignung der Körperschaftsteuer als EU-
Steuer wurde unter finanzwissenschaftlichen Gesichtspunkten analysiert, woraus 
hervorgeht, dass die Körperschaftsteuer durchaus als neue EU-Finanzierungsquelle 
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 vgl. Abschnitt 8 
343
 vgl. Cattoir (2004), S. 19 
344
 siehe Abschnitt 2 
345
 vgl. Cattoir (2004), S. 19 
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dienen könnte. Wesentliche immanente Merkmale der Körperschaftsteuer, wie etwa 
deren relativ hohe Konjunkturreagibilität, wären allerdings bei der Implementierung 
zu berücksichtigen. Das folgende Kapitel dient der Analyse der ökonomischen 
Wirkungen, die mit der Intensivierung der Koordinierung im Bereich der 
Körperschaftsbesteuerung einhergehen könnten. 
 
 
Tabelle 7.5: Die Körperschaftsteuer als EU-Steuer – Grundsätzliche Vor- und 
Nachteile aus finanzwissenschaftlicher Sicht 
Vorteil(e) Nachteil(e) 
höhere Finanzautonomie für die EU 
durch Übertragung von Ertrags- 
beziehungsweise Gesetzgebungshoheit 
geringere Einnahmenstabilität im 
Vergleich zu anderen Eigenmittelquellen 
hohe Ergiebigkeit Inzidenzwirkungen bergen 
verteilungspolitische Problematik 
höhere Transparenz im Fall einheitlicher 
Bemessungsgrundlage 
 
Verringerung der Verwaltungskosten bei 
umfassender obligatorischer 
Anwendung 
 
Erleichterung der 
Ressourcenreallokation 
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8. Ökonomische Aspekte der Steuerkoordinierung 
Jeder Reform des Körperschaftsteuersystems sollte eine Analyse der 
ökonomischen Folgeeffekte vorangehen, zumal auch von der Steuerkoordinierung 
selbst Wohlfahrtseffekte zu erwarten sind, geht sie doch regelmäßig mit Eingriffen in 
Investitionsentscheidungen einher. Im verbleibenden Teil dieses Abschnitts werden 
daher vor allem die ökonomischen Effekte von Harmonisierungsschritten im Bereich 
der Körperschaftsteuer untersucht. Ausgangspunkt dabei ist die CCCTB. Ein kurzer 
Blick erfolgt auch in Richtung vollkommener Systemharmonisierung 
(Harmonisierung von Steuersatz- und Bemessungsgrundlage; in der Folge kurz 
„Totalharmonisierung“). Es wurde bereits wiederholt versucht, den ökonomischen 
Nutzen verschiedener Szenarien der Steuerkoordination beziehungsweise 
Steuerharmonisierung zu bewerten.346 Die Ergebnisse von zwei der umfassendsten 
Studien sollen hier erörtert werden. Es sind dies die Studien von Brøchner et al.347 
und Bettendorf et al.348. In den beiden Studien wird versucht, die potenziellen 
Wachstums- beziehungsweise Wohlfahrtseffekte zu bewerten, die mit einer (für alle 
körperschaftsteuerlich organisierten Unternehmen obligatorischen) Harmonisierung 
der Körperschaftsteuer-Bemessungsgrundlagen beziehungsweise mit 
Totalharmonisierung einhergehen würden. Brøchner et al. bedienen sich dazu des 
CETAX-Modells349, das auf dem OECDTAX-Modell350 aufbaut. Es handelt sich dabei 
um ein allgemeines Gleichgewichtsmodell, das speziell für die Analyse 
internationaler Steuerkoordinierung entwickelt wurde. Das CETAX-Modell stellt vor 
allem eine geografische Erweiterung des OECDTAX-Modells dar und umfasst die 
EU-25 Mitgliedstaaten sowie 9 weitere OECD-Länder351 und eine (simulierte) 
Steueroase. Primäre Datenquelle sind die VGR sowie OECD-Daten zum 
Steueraufkommen. Das Modell beschreibt die internationalen Spillover-Effekte 
nationaler Steuerpolitiken unter Einbeziehung der Charakteristika der nationalen 
Steuersysteme, betrieblicher Finanzierungsbedingungen, privater 
Portfolioinvestitionen, des Immobilienmarkts, Finanzsektors, 
                                               
346
 siehe u.a. Sørensen (2004), Parry (2003), Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften (2001b) oder Copenhagen Economics (2003) 
347
 Brøchner et al. (2007) 
348
 Bettendorf et al. (2009b); für eine Zusammenfassung der Studienergebnisse, siehe auch 
Bettendorf et al. (2011). 
349
 vgl. Brøchner et al. (2007), S. 563 
350
 siehe Sørensen (2001) 
351
 Die zusätzlichen inkludierten OECD-Länder sind Australien, Kanada, Island, Japan, 
Neuseeland, Norwegen, die Schweiz, die Türkei und die USA. 
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Auslandsdirektinvestitionen sowie Auslandsportfolioinvestitionen. Die Schätzungen 
von Brøchner et al. erfolgen auf Grundlage des nach BIP gewichteten 
durchschnittlichen statutarischen Körperschaftsteuersatzes (d.h. dieser Satz wird 
dann als harmonisierter Steuersatz betrachtet) sowie der ebenso gewichteten 
durchschnittlichen Bemessungsgrundlage. Dieser Parameter wird in der Studie 
durch den empirisch beobachteten Anteil des Körperschaftsteueraufkommens am 
BIP approximiert. Zumal diese Körperschaftsteuerquote im Zeitablauf stark variiert, 
sind die Ergebnisse für einzelne Länder vorsichtig zu interpretieren.352 Um die 
Budgetneutralität der Reform sicherzustellen (das heißt, um im Zuge der Reform 
entstehende Aufkommensüberschüsse beziehungsweise –rückgänge seitens des 
Fiskus auszugleichen), werden die öffentlichen Haushalte im Modell durch die 
Anpassung von Transfers ausgeglichen.353  
 
Die Basis des von Bettendorf et al. verwendeten CORTAX-Modells354, das auch ein 
allgemeines Gleichgewichtsmodell darstellt, ist ähnlich, zumal das Modell ebenso 
auf dem OECDTAX-Modell aufbaut. Das CORTAX-Modell bindet jedoch bereits alle 
27 Mitgliedstaaten der EU mit ein. Ein weiterer wesentlicher Unterschied zum 
CETAX-Modell ist, dass beim CORTAX-Modell mikroökonomische 
Unternehmensdaten aus der ORBIS-Datenbank355 als zusätzliche empirische 
Fundierung eingebunden werden. Um diese Daten nutzen zu können sind allerdings 
zusätzliche Annahmen nötig. Es wird unter anderem eine artifizielle Schranke beim 
Unternehmensvermögen unterstellt, ab der angenommen wird, dass Unternehmen 
in körperschaftlicher Form organisiert sind.356 Eine genaue Abgrenzung ist mittels 
ORBIS-Daten nicht möglich. Der Umfang der Bemessungsgrundlage wird bei 
Bettendorf et al. aus unternehmensspezifischen ORBIS-Daten gewonnen. Die 
Harmonisierung wird, ebenso wie im Modell von Brøchner et al., auf Grundlage der 
gewichteten durchschnittlichen Bemessungsgrundlage modelliert357, bei 
Totalharmonisierung bringen Bettendorf et al. jedoch den ungewichteten 
durchschnittlichen Regelsteuersatz (von 2007) zur Anwendung.358 Die Reformen 
                                               
352
 vgl. Brøchner et al. (2007), S. 567 
353
 siehe Brøchner et al. (2007), S. 571 
354
 siehe Bettendorf et al. (2009b), S. 6 ff 
355
 Die ORBIS-Datenbank enthält Daten aus Unternehmensberichten, zumeist 
Jahresberichten.  
356
 siehe Bettendorf et al. (2009b), S. 12 f 
357
 siehe Bettendorf et al. (2009b), S. 33 f 
358
 siehe Bettendorf et al. (2009b), S. 57 
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werden auch in diesem Fall mit Budgetneutralität (ohne Berücksichtigung von 
Unternehmensreaktionen auf die Reform) modelliert, die Bettendorf et al. aber nicht 
in Form von Transfers implementieren, sondern bei Harmonisierung der 
Bemessungsgrundlage mit einer (mit der Reform einhergehender) Anpassung der 
Körperschaftsteuersätze359 beziehungsweise im Fall der Totalharmonisierung durch 
Anpassung der Konsumsteuern.360 Der Regierungseinfluss wird in beiden Studien 
als exogener Faktor modelliert und manifestiert sich hauptsächlich durch den 
beschriebenen budgetneutralen Ausgleich von Aufkommensänderungen.361 Als 
Datenbasis verwenden Brøchner et al. das Jahr 2004, Bettendorf et al. das Jahr 
2005.  
 
Es folgt nun eine Analyse der verschiedenen Bestimmungsfaktoren ökonomischer 
Folgeeffekte der Harmonisierungsoptionen unter Einbeziehung der 
Prognoseergebnisse der angeführten Studien. 
 
Die ökonomischen Wirkungen einer CCCTB resultieren zunächst aus der 
Bemessungsgrundlage selbst. Ist die CCCTB im Vergleich zur momentanen 
nationalen Bemessungsgrundlage breiter, hieße das im Modell, dass die Reform 
eine Verbreiterung der Bemessungsgrundlage bei gleichzeitiger Senkung des 
Körperschaftsteuersatzes beziehungsweise Erhöhung von Transfers mit sich 
bringen würde. Wohlfahrtsverluste entstünden dann durch steigende Kapitalkosten 
für Unternehmen, die wiederum daraus resultieren, dass sich die Verbreiterung der 
Bemessungsgrundlage via verringerter Abschreibungsmöglichkeiten von 
Investitionskosten stärker auf die Kapitalkosten von Unternehmen auswirkt als die 
Senkung des statutarischen Steuersatzes beziehungsweise die Erhöhung der 
Einkommenstransfers. Bei einer geschmälerten Bemessungsgrundlage ergäbe sich 
ein umgekehrtes Bild.362 Würde man die Bemessungsgrundlage in der EU auf den 
gewichteten europäischen Durchschnitt angleichen, so würde dies per Definition 
jedoch kaum Auswirkungen auf die durchschnittliche Wirtschaftsleistung der EU 
haben.363 
 
                                               
359
 Bettendorf et al. (2009b), S. 32 
360
 siehe Bettendorf et al. (2009b), S. 57 
361
 Bettendorf et al. (2009b), S. 9 sowie Brøchner et al. (2007), S. 566 
362
 vgl. Bettendorf et al. (2009b), S. 35 
363
 siehe Bettendorf et al. (2009b), S. 34 
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Auf die Verwaltungskosten für international tätige Unternehmen würde sich eine 
CCCTB positiv auswirken, zumal diese (innerhalb der EU) nur mehr den 
Anforderungen eines Körperschaftsteuersystems genügen müssen. Naturgemäß 
senken sich die Verwaltungskosten nur für Konzerne mit Töchtern, nicht jedoch für 
„alleinstehende“ Unternehmen. Bettendorf et al. beziffern die Senkung der 
Verwaltungskosten bei obligatorischer Einführung in der gesamten EU mit 0,04% 
des BIP.364 Ein großer Teil dieser Kostenreduktion resultiert unter anderem aus dem 
Entfall der Transferpreisproblematik. Mitgliedstaaten mit einem großen Anteil 
multinationaler Unternehmen würden von dieser Umstellung am meisten profitieren, 
speziell solche, die vergleichsweise hohe Körperschaftsteuersätze zur Anwendung 
bringen und aktuell Opfer unternehmensseitiger Bemühungen sind, Gewinne in 
Niedrigsteuerländer zu verschieben (beispielsweise Deutschland). Die absolute 
Höhe der aktuellen Befolgungskosten wurde für den Fall der 
Körperschaftsbesteuerung von Lanno und Levin generell auf etwa 2 bis 4% des 
Körperschaftsteueraufkommens geschätzt.365 Im Zuge einer Untersuchung der 
Europäischen Kommission wurde der Verwaltungsaufwand europäischer 
Unternehmen durch Berichtspflichten im Rahmen der Körperschaftsbesteuerung für 
unterschiedliche Unternehmensgrößen ermittelt. Die steuerliche 
Verwaltungsbelastung beträgt im Fall großer Unternehmen (mehr als 250 
Mitarbeiter) durchschnittlich 1,9% der Steuerzahlung (0,02% des Umsatzes), Klein- 
und Mittelbetriebe sind sogar mit knapp 31% der bezahlten Steuern (2,6% des 
Umsatzes) belastet.366  
 
Die Konsolidierung der Bemessungsgrundlage führt zu automatischem 
Verlustausgleich, der die Höhe des Steueraufkommens stärker reduziert als dies im 
Rahmen des – derzeit in Europa üblichen – Verlustvortrages passiert.367 Bettendorf 
et al. schätzen, dass die daraus resultierende Reduktion des Steueraufkommens bei 
Umstellung auf die CCCTB knapp 5% betragen könnte (das entspräche etwa 0,2% 
des BIP). Die Auswirkungen der Konsolidierung auf die Wirtschaftsleistung sind 
nicht notwendigerweise positiv. Durch die sofortige Konsolidierung ist die 
                                               
364
 Bettendorf et al. (2009b), S. 44; im Modell von Brøchner et al. (2007) bleiben die 
Befolgungskosten unberücksichtigt. 
365
 Für einen Überblick über diesbezügliche Schätzungen, siehe Lanno, Levin (2002), S. 23 
f. 
366
 siehe Kommission der Europäischen Gemeinschaften (2004a), S. 4 f 
367
 Für Österreich wäre die Auswirkung der Umstellung auf Konsolidierung aufgrund der 
Gruppenbesteuerung, die einen konzernweiten Verlustausgleich innerhalb gewisser 
Grenzen gestattet, verhältnismäßig gering. 
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Gegenrechnung früherer Verluste mit späteren Gewinnen geschmälert, und die 
Kapitalkosten für Unternehmen müssen nicht notwendigerweise fallen.368 
 
Die Formelaufteilung der konsolidierten Bemessungsgrundlage bringt schließlich 
weitere Effekte mit sich. Während, wie erwähnt, die Konsolidierung der 
Bemessungsgrundlage Verzerrungen durch die Verrechnungsproblematik beseitigt, 
bringt die Formelaufteilung eine neue Art von Verzerrungen mit sich. Erstens bringt 
die Formel an sich a priori (das heisst vor unternehmensseitigen 
Verhaltensänderungen) eine Änderung der Allokation der Bemessungsgrundlage 
mit sich, da letztere mittels bestimmter wirtschaftlicher Faktoren auf die 
Mitgliedstaaten aufgeteilt wird. Zweitens eröffnet die Formelaufteilung neue 
Möglichkeiten zur Gewinnverschiebung durch Manipulation der Formelfaktoren, 
wodurch in erster Linie die Kapitalallokation verzerrt wird. Multinationale 
Unternehmen haben die Möglichkeit Inputfaktoren, die in der Aufteilungsformel 
Verwendung finden, von Hoch- in Niedrigsteuerländer zu verschieben, wodurch die 
Steuerbelastung reduziert würde. In welchem Ausmaß derartige Verschiebungen 
möglich sind, ist unter anderem auch vom Geschäftsfeld des Unternehmens 
beziehungsweise von der Nutzung bestimmter Produktionsfaktoren abhängig.369 Der 
Nettoeffekt der Formelaufteilung, der aus der Reduktion der Verzerrungen infolge 
der Beseitigung der Transferpreisproblematik und der neu geschaffenen 
Verzerrungen resultieren würde, ist im Voraus nicht abschätzbar.370 Klar ist jedoch, 
dass das System der Formelaufteilung potenziell dazu geeignet ist neue 
Verzerrungen des Verhaltens von Unternehmen zu generieren, vor allem solange 
die Mitgliedstaaten unterschiedliche statutarische Körperschaftsteuersätze zur 
Anwendung bringen.371 
 
Aggregiert würden die beschriebenen Faktoren, die ökonomische Folgeeffekte 
auszulösen können, laut beider Studien positive Wachstumseffekte für die EU nach 
sich ziehen. Bei Harmonisierung der Bemessungsgrundlagen rechnen Bettendorf et 
al. mit einem Anstieg des BIP in der Höhe von 0,1%, der seinen Ursprung 
hauptsächlich in der Reduktion der Verwaltungskosten hätte.372 Bei 
                                               
368
 siehe Bettendorf et al. (2009b), S. 47 f 
369
 Für mehr Details zum System der Formelaufteilung, siehe Abschnitt 9.1.5. 
370
 vgl. Bettendorf et al. (2009b), S. 46 f 
371
 vgl. Bettendorf et al. (2009a), S. 19 ff 
372
 siehe Bettendorf et al. (2009a), S. 59 
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Totalharmonisierung würde die Wirtschaftsleistung um 0,8% ansteigen. Dieser 
relativ hohe Anstieg resultiert zu großen Teilen aus der Senkung des 
Regelsteuersatzes der Körperschaftsteuer zu Gunsten einer Anhebung der 
Konsumsteuern, die im CORTAX-Modell weniger Verzerrungen mit sich bringt.373 
Das Ergebnis bei Totalharmonisierung ist somit nicht genau mit jenem bei Brøchner 
et al. (siehe unten) vergleichbar, wo die Harmonisierung der Steuersätze beim 
gewichteten durchschnittlichen Körperschaftsteuersatz erfolgt und Budgetneutralität 
durch Transfers modelliert wird. 
 
Das Modell von Brøchner et al. berücksichtigt ebenso die oben erläuterten Faktoren, 
allerdings mit Ausnahme der Verwaltungskosten. Die Schätzergebnisse von 
Brøchner et al. sind größenordnungsmäßig ähnlich und bescheinigen für die EU-25 
bei Totalharmonisierung einen aggregierten Zuwachs des BIP von 0,4%, wobei der 
positive Effekt bei Begrenzung der Harmonisierung auf die 
Steuerbemessungsgrundlagen mit 0,3% nur knapp darunter liegt.374 Dieser Zuwachs 
der Wirtschaftsleistung wird jedoch im Modell von Brøchner et al. hauptsächlich auf 
die nach der jeweiligen Reform effizientere Kapitalallokation zurückgeführt.375 Bei 
der Beurteilung dieses Ergebnisses muss jedenfalls erwogen werden, dass 
Verwaltungskosten bei der Schätzung nicht berücksichtigt wurden. 
 
Die ökonomischen Effekte, ausgelöst durch eine Harmonisierung der 
Steuerbemessungsgrundlage, sind grundlegend von jenen verschieden die mit einer 
vollständigen Harmonisierung (Steuersatz- und Bemessungsgrundlage) 
einhergehen würden. Wenn nur die Bemessungsgrundlagen harmonisiert werden, 
können Unterschiede in der effektiven Steuerbelastung bestehen bleiben. Geht man 
davon aus, dass Länder mit relativ breiten Steuerbemessungsgrundlagen 
tendenziell niedrigere Steuersätze zur Anwendung bringen und umgekehrt, kann 
eine Harmonisierung nur der Bemessungsgrundlagen unmittelbar sogar zu einer 
Vergrößerung der effektiven durchschnittlichen Belastungsunterschiede führen, 
sofern die Mitgliedstaaten nicht mittels Anpassungen ihrer statutarischen 
Steuersätze entgegenwirken.376 Für die einzelnen Länder ergäben sich daher 
unterschiedlich geartete Auswirkungen der modellierten Reformen (siehe Tabelle 8). 
                                               
373
 siehe Bettendorf et al. (2009a), S. 57 f 
374
 siehe Brøchner et al. (2007), S. 583 
375
 siehe Brøchner et al. (2007), S. 573 
376
 vgl. Brøchner et al. (2007), S. 580 
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Diese sind auf die Unterschiede zwischen den aktuellen nationalen 
Körperschaftsteuersystemen und den Annahmen zum harmonisierten Modell der 
Körperschaftsbesteuerung zurückzuführen.  
 
Tabelle 8: Auswirkungen von Harmonisierungsmaßnahmen im Bereich der 
Körperschaftsbesteuerung auf BIP und Steuereinnahmen 
            CETAX-Modell / Brøcher et al. (2007)        CORTAX-Modell / Bettendorf et al. (2009b)
Harmonisierung d. BG Vollst. Harmonisierung* Harmonisierung d. BG Vollst. Harmonisierung**
BIP StA BIP StA BIP StA BIP StA
AT 0,2 0,0 0,4 -0,1 0,3 -0,3 0,8 -0,8
BE 2,0 -0,1 2,4 -0,1 -0,8 0,1 -2,4 1,3
DK 1,7 -0,1 1,3 -0,1 -0,3 -0,1 -0,4 0,0
FI 1,7 -0,2 1,2 -0,1 0,0 -0,2 0,4 -0,7
FR 1,6 -0,3 2,0 -0,3 -0,1 0,0 0,8 -1,1
DE -3,0 0,6 -2,1 0,4 0,4 -0,2 1,9 -1,8
GR 0,0 0,0 0,6 0,0 -0,1 -0,1 0,1 -0,3
IE 0,1 0,0 -1,3 0,8 -1,4 0,2 -1,9 0,7
IT 1,0 -0,2 1,1 -0,3 0,1 -0,1 1,4 -1,5
LU 3,6 -1,0 3,4 -0,7 3,6 -4,7 0,6 -6,0
NL 2,0 -0,3 2,3 -0,4 -0,6 -0,3 -0,1 -1,2
PT 1,4 -0,4 0,8 -0,2 -0,1 0,0 0,0 -0,1
ES -0,3 0,1 0,0 0,0 0,7 -0,4 2,4 -2,1
SE 1,2 -0,2 0,7 -0,1 -0,1 -0,1 0,4 -0,5
UK 2,2 -0,7 1,9 -0,6 0,1 -0,1 0,6 -0,6
CY -0,1 0,1 -1,4 1,3 -0,4 -0,1 -1,2 1,2
CZ 2,4 -0,8 2,0 -0,5 0,5 -0,3 1,0 -0,7
EE -0,9 -0,3 -2,6 1,5 -1,4 0,2 -2,7 1,8
HU 1,4 -0,4 0,3 0,1 0,1 -0,2 -0,3 0,5
LV 0,9 -0,4 -0,2 0,7 -0,4 0,1 -1,5 1,4
LT 1,4 -0,5 0,1 0,5 -0,6 0,1 -1,7 1,4
MT -1,7 0,5 -1,4 0,3 1,1 -0,5 2,3 -2,2
PL -0,4 0,1 -1,3 0,7 0,6 -0,2 0,4 0,0
SK 0,1 0,0 -0,9 0,8 -0,1 -0,1 -0,8 0,7
SI -1,3 0,4 -1,9 0,7 0,2 -0,1 0,3 -0,1
BG - - - - -0,5 0,0 -1,5 1,9
RO - - - - -0,4 0,1 -0,6 0,9
EU-25/27 0,3 -0,1 0,4 0,0 0,1 -0,2 0,8 -1,0
 
BG = Bemessungsgrundlage, BIP = Änderung des BIP in %, StA = Änderung des Steueraufkommens in % des BIP 
* Zur Anwendung gebrachter gewichteter durchschnittlicher Körperschaftsteuersatz: 32,6% 
**  Zur Anwendung gebrachter durchschnittlicher Körperschaftsteuersatz: 24,2% 
Quellen: Brøchner et al. (2007), S. 589 u. 591 sowie Bettendorf et al. (2009b), S. 107 u. 145 
 
Trotz größenordnungsmäßig ähnlicher Schätzergebnisse der Effekte einer 
Harmonisierung der Bemessungsgrundlage beziehungsweise einer 
Totalharmonisierung für die EU im Aggregat, weisen die länderspezifischen 
Ergebnisse der beiden Modelle teilweise erhebliche Unterschiede auf. Vor allem auf 
Länderebene manifestieren sich so die Abweichungen in der Modellkonfiguration. 
Sie sollen am Beispiel Deutschlands, bei dem die Ergebnisse der beiden Modelle 
besonders stark voneinander abweichen, erörtert werden. Im Fall Deutschlands 
prognostiziert das CETAX-Modell negative Wachstums- und positive 
Aufkommenseffekte, das CORTAX-Modell jedoch positive Wachstums- und 
negative Aufkommenseffekte. Der Grund für diese Abweichung liegt unter anderem 
darin, dass in Deutschland der Anteil körperschaftlich organisierter Unternehmen im 
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europäischen Vergleich sehr gering ist377, das CORTAX-Modell jedoch ab einem 
bestimmten Unternehmenswert die körperschaftliche Organisationsform 
unterstellt.378 Darüber hinaus wird im CORTAX-Modell die 
Verwaltungskosteneinsparung (deren Wachstumseffekte durchwegs positiv 
bewertet werden) in die Schätzung eingebunden und – in Verbindung mit dem 
hohen unterstellten Durchschnittswert des Anteils der körperschaftlich organisierten 
Unternehmen – relativ hoch bewertet. Die Totalharmonisierung wird im CORTAX-
Modell mit dem ungewichteten durchschnittlichen Körperschaftsteuersatz modelliert, 
was im Fall Deutschlands eine stärkere Senkung des Steuersatzes und damit auch 
des Steueraufkommens bedeutet als beim CETAX-Modell, das die 
Totalharmonisierung mit dem – im Endeffekt höheren – nach BIP gewichteten 
durchschnittlichen Satz modelliert. Weitere Modellunterschiede, die in Einzelfällen 
für die Ergebnisdifferenzen besonders relevant sein können, sind die 
unterschiedlichen Datengrundlagen sowie die verschiedene Art der Herstellung der 
Budgetneutralität der Reformen.379 
 
Trotz der verschiedenen Modellkonfigurationen und der daraus resultierenden 
Abweichungen der Ergebnisse, kommt dennoch durch die Simulationen zum 
Ausdruck, dass eine Harmonisierung der Körperschaftsteuer-
Bemessungsgrundlagen oder auch eine Totalharmonisierung der 
Körperschaftsteuersysteme länderspezifisch stark unterschiedliche Effekte auslösen 
würde. Diese Schlussfolgerung ist für die Beurteilung der politischen 
Durchsetzbarkeit solcherart Maßnahmen von Bedeutung. 
 
Darüber hinaus auffallend und bei den Ergebnissen beider Studien 
übereinstimmend ist, dass sowohl für die Harmonisierung der 
Bemessungsgrundlagen alleine sowie für den Fall der Totalharmonisierung, jene 
Länder, für die die Reform fallende Steuereinnahmen380 mit sich brächte, 
regelmäßig einen Anstieg der Wirtschaftsleistung aufweisen würden. Umgekehrt 
würden sich steigende Steuereinnahmen in niedrigerer Wirtschaftsleistung 
niederschlagen.  
                                               
377
 siehe EUROSTAT-Datenbank „Industrie, Handel und Dienstleistungen“, Indikatoren der 
Unternehmensdemografie, dargestellt nach Rechtsform  
378
 siehe Bettendorf et al. (2009b), S. 12 f 
379
 siehe Beschreibung der beiden Modelle weiter oben 
380
 Für eine spezielle Analyse der Entwicklung des Körperschaftsteueraufkommens durch 
Harmonisierungsschritte im Bereich der Körperschaftsbesteuerung, siehe Abschnitt 9.1.8. 
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Die in diesem Abschnitt zitierten Schätzungen zu ökonomischen Effekten von 
Steuerkoordinierung sind zu qualifizieren. Da sowohl das CETAX- als auch das 
CORTAX-Modell statische Modelle sind, können sie weder Änderungen des 
Kapitalbestandes abbilden, noch inkludieren sie Anpassungskosten. Weiters bleiben 
Reaktionen der Regierungen beziehungsweise Steuerbehörden auf die modellierte 
Steuerharmonisierung unberücksichtigt. Darüber hinaus kann ein durch 
Koordinierungsschritte reduzierter Steuerwettbewerb unter den Mitgliedstaaten 
zusätzliche Wohlfahrtseffekte mit sich bringen, die die Modelle ebenso nicht 
berücksichtigen.  
 
Die hier erörterten ersten Untersuchungsergebnisse möglicher ökonomischer 
Folgeeffekte von Harmonisierungsschritten im Bereich der Körperschaftsteuer 
deuten auf positive Wachstumseffekte für die EU hin. Im Rahmen der Erwägung 
einer EU-KöSt ist dies ein sehr relevantes Ergebnis, zumal ein 
wachstumsschädlicher Mechanismus für eine neue Eigenmittelquelle nicht zu 
rechtfertigen wäre. Die Tatsache, dass die länderspezifischen Wirkungen möglicher 
Harmonisierungsschritte ein stark differenziertes Bild zeigen, weist auf anderweitige 
Schwierigkeiten vor allem im politischen Einigungsprozess hin. 
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9. Die EU-KöSt als eigene EU-Steuer  
In dieser Arbeit wird unter einer EU-KöSt eine Steuer verstanden, die in Form eines 
Zuschlages auf eine harmonisierte gemeinsame Körperschaftsteuer-
Bemessungsgrundlage eingehoben wird. Über diesen Zuschlag kommt der EU 
begrenzte Steuerhoheit zu.381 Das Aufkommen daraus fließt in den EU-Haushalt. In 
den anschließenden Ausführungen werden mögliche Parameter einer solchen EU-
KöSt untersucht. Grundsätzlich wird dabei auf das Modell einer gemeinsamen 
konsolidierten Körperschaftsteuer-Bemessungsgrundlage aufgebaut und dieses 
erweitert. Die Harmonisierung der Bemessungsgrundlage ist eine systembedingte 
Voraussetzung für eine EU-KöSt, ebenso wie deren obligatorische Anwendung von 
allen körperschaftsteuerpflichtigen Unternehmen. 
 
9.1 Ausgestaltungsmerkmale einer EU-KöSt 
Der gegenständliche Abschnitt behandelt sowohl für eine CCCTB notwendige 
beziehungsweise zweckdienliche Parameter, als auch Parameter, die erst für eine 
EU-KöSt zu definieren sind. Zu Ersteren zählen etwa die Definition des persönlichen 
Anwendungsbereiches, des steuerlichen Konsolidierungskreises und des 
steuerbaren Einkommens sowie die Festlegung eines Schlüssels zur Aufteilung der 
Bemessungsgrundlage. Andere der im Folgenden diskutierten 
Ausgestaltungsmerkmale haben im Fall einer EU-KöSt besondere Bedeutung 
beziehungsweise sind sie erst durch das Entstehen einer Steuerkompetenz für die 
EU notwendig. Zu letzteren Merkmalen zählen insbesondere der Umfang der 
Verbindlichkeit des neuen Steuermodells (für Unternehmen beziehungsweise für 
Mitgliedstaaten), die Administration der EU-Steuer und dabei im Speziellen die 
Vergabe der Prüfkompetenzen, Überlegungen zum Aufkommen sowie zu dessen 
eventueller Aufteilung zwischen der Ebene der Mitgliedstaaten und der EU, und 
damit in Verbindung auch zum Steuersatz.  
 
9.1.1 Persönlicher Anwendungsbereich 
Die Definition des persönlichen Anwendungsbereiches dient der Beantwortung der 
Frage, welche Unternehmen in den Anwendungsbereich der CCCTB aufgenommen 
werden sollen und welche nicht. Zum einen sollte dabei versucht werden, einen 
                                               
381
 Die Form eines Zuschlags auf eine gemeinsame Bemessungsgrundlage, statt eines 
Trenn- oder Verbundsystems, wurde vorwiegend aus steuerökonomischen Gründen 
gewählt, die in Abschnitt 7.4 näher erläutert sind. 
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möglichst umfassenden Ansatz zu verfolgen, um dem Bestreben der möglichst 
weitreichenden Vereinfachung der Erfüllung der Steuerpflicht von 
grenzüberschreitend tätigen Unternehmen zu entsprechen, zum anderen sollte 
letztlich die EU-KöSt die Interaktion der Körperschaftsbesteuerung mit der 
persönliche Einkommensbesteuerung möglichst wenig beeinflussen. Dies allen 
voran aus politischen Gründen, zumal Eingriffe in die nationale 
Einkommensbesteuerung von vielen Staaten als zu weitgehend empfunden 
werden.382  
 
Derzeit wenden die Mitgliedstaaten unterschiedliche steuerliche Definitionen von 
Körperschaften an383, was eine national unterschiedliche Anknüpfung der 
Körperschaftsteuer an unterschiedliche Unternehmenskategorien zur Folge hat. 
Würde eine CCCTB ohne klare unternehmenstypologische Anknüpfungspunkte 
verwirklicht werden, wäre ihr Mehrwert wesentlich eingeschränkt, zumal letztendlich 
die Wahl der Rechtsform über die Teilnahme am System der CCCTB und damit im 
Weiteren auch über die Steuerpflicht zur EU-KöSt entscheiden würde. Zur 
rechtlichen Festlegung eines einheitlichen persönlichen Anwendungsbereiches sind 
zwei Ansätze vorstellbar. Zum einen könnte eine allgemeine Definition der 
steuerpflichtigen Unternehmenskategorie(n) auf Grundlage gemeinsamer Kriterien 
erstellt werden, zum anderen könnte eine Liste zum Einsatz gelangen in der die zur 
Teilnahme vorgesehenen nationalen Unternehmensrechtsformen explizit aufgeführt 
sind. Im Fall allgemeiner Kriterien besteht die Gefahr von Grenzfällen und späteren 
Auslegungsschwierigkeiten. Eine Liste teilnehmender Unternehmensrechtsformen 
wiederum lässt die Möglichkeit offen, bestimmte Unternehmen von der CCCTB 
auszunehmen. Letzteres muss, etwa im Fall gemeinnütziger Unternehmen, nicht 
von vornherein unerwünscht sein und kann für wirtschafts- beziehungsweise 
sozialpolitische Zwecke genutzt werden. Zur eindeutigen Festlegung des 
Anwendungsbereiches, aber auch zur Dokumentation des Willens des 
Gesetzgebers zur späteren Auslegung, erscheint eine Kombination beider Ansätze 
geboten, wie sie in geltenden europäischen Richtlinien zum 
Unternehmenssteuerrecht Verwendung findet. Die Fusions- und auch die Mutter-
Tochter-Richtlinie etwa, beinhalten einerseits Listen in denen jene 
Unternehmensrechtsformen, die in den persönlichen Anwendungsbereich der 
Richtlinien fallen, explizit aufgelistet sind, andererseits sind auch generelle 
                                               
382
 vgl. Wissenschaftlicher Beirat beim Bundesministerium der Finanzen (2007), S. 57 
383
 International Bureau of Fiscal Documentation (2011) 
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Merkmale der betroffenen Unternehmen in die Richtlinie inkludiert. Letztere sollen 
vor allem dazu dienen, eine Ausweichung aus dem Anwendungsbereich der 
Richtlinie zu erschweren sowie bei Entstehen neuer Rechtsformen keine sofortige 
Richtlinienänderung zu benötigen. Beispiele für derartige generelle Merkmale aus 
den beiden genannten Richtlinien sind etwa Pflichten zur Zahlung bestimmter 
(anderer) Steuern.384 Jedenfalls sollte bei der Festlegung des persönlichen 
Anwendungsbereiches darauf geachtet werden, dass eine weitgehende 
Gleichbehandlung vergleichbarer Unternehmen mit ähnlicher Geschäftstätigkeit im 
Konsens aller Mitgliedstaaten erreicht wird.385 Dies ist erforderlich, da eine Ableitung 
der Körperschaftsteuerpflicht aus dem europäischen Recht (derzeit) nicht möglich 
ist.386 
 
Neben körperschaftlich organisierten Unternehmen sollten jedenfalls auch 
permanente Betriebsstätten, die von solchen Unternehmen unterhalten werden, in 
die CCCTB einbezogen werden, zumal solche ständige wirtschaftliche Aktivität und 
damit einen Ansatzpunkt für die Körperschaftsteuer bedeuten. Obenstehenden 
Überlegungen folgend, wären Personengesellschaften hingegen nicht zu 
integrieren. Deren Einbeziehung würde eine Beeinflussung der persönlichen 
Einkommensbesteuerung mit sich bringen. Sowohl das Aufkommen als auch die 
Belastungseffekte der Einkommensbesteuerung würden sich in diesem Fall durch 
die Konsolidierung sowie die nachfolgende Formelaufteilung verändern, was 
aufgrund unterschiedlicher Zielvorstellungen von Körperschafts- und persönlicher 
Einkommensbesteuerung nicht gewünscht ist.387 Wichtig ist jedoch auch in diesem 
Zusammenhang die Wahrung der Rechtsformneutralität der Besteuerung, die, durch 
Abstimmung der Besteuerung von Kapitalgesellschaften auf der einen und 
Personengesellschaften auf der anderen Seite, gewahrt werden sollte.388 
 
                                               
384
 siehe Art. 2 der Mutter-/Tochter-Richtlinie (90/435/EWG, zuletzt geändert durch Richtlinie 
2003/123/EG) sowie Art. 3 der Fusionsrichtlinie (90/434/EWG, zuletzt geändert durch 
Richtlinie 2005/19/EG) 
385
 Würde der aktuell von den Mitgliedstaaten angewandte persönliche Anwendungsbereich 
übernommen werden, so würde etwa Deutschland vergleichsweise wenig EU-KöSt zahlen, 
da der Anteil körperschaftsteuerpflichtiger Unternehmen in Deutschland relativ gering ist 
(siehe EUROSTAT-Datenbank „Industrie, Handel und Dienstleistungen“, Indikatoren der 
Unternehmensdemografie, dargestellt nach Rechtsform). 
386
 vgl. Kommission der Europäischen Gemeinschaften (2006c), S. 3 f 
387
 vgl. Spengel, Wendt (2007a), S. 23 f 
388
 siehe dazu Abschnitt 5 
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Da die CCCTB naturgemäß speziell für grenzüberschreitend tätige Unternehmen 
Vorteile (zB reduzierte Verwaltungskosten, erleichterte grenzüberschreitende 
Umstrukturierungen) bietet, drängt sich die Frage auf, ob auch Unternehmen die 
ausschließlich in einem Mitgliedstaat tätig sind in die gemeinsame 
Bemessungsgrundlage einbezogen werden sollen. Eine Abgrenzung 
grenzüberschreitend tätiger Unternehmen von rein national tätigen Unternehmen 
brächte zusätzlichen Aufwand mit sich und wäre außerdem in der Praxis von den 
Steuerbehörden zu überprüfen. Mangels anderer angezeigter Notwendigkeiten für 
eine solche Unterscheidung liegt der Schluss nahe, dass es nicht sinnvoll wäre, die 
Ausübung grenzüberschreitender Tätigkeiten zu einer förmlichen Voraussetzung zur 
Teilnahme an der CCCTB zu machen.389 Auch aus der Perspektive der 
Rechtfertigung der EU-KöSt gegenüber Unternehmen, deren Tätigkeit mehr oder 
weniger internationalen Charakter aufweist, scheint eine Einbindung rein national 
tätiger Unternehmen in die CCCTB sinnvoll. Eine EU-KöSt ist auch als Abgeltung 
der „EU-Standortrente“ zu sehen. Darunter werden gemeinhin die aus dem 
europäischen Binnenmarkt hervorgehenden Vorteile verstanden.390 Tatsache ist 
jedoch, dass auch national tätige Unternehmen von europäischen Standortvorteilen 
profitieren – etwa bei der Beschaffung von Rohstoffen und Vorprodukten, der 
Rekrutierung vom europäischen Arbeitsmarkt oder durch die Inanspruchnahme von 
Förderleistungen der EU.391 
 
9.1.2 Steuerlicher Konsolidierungskreis 
Nach der Bestimmung eines prinzipiellen persönlichen Anwendungsbereichs ist die 
Gruppe jener Konzerngesellschaften zu definieren, deren Gewinn zur steuerlichen 
Konsolidierung herangezogen wird (Konsolidierungskreis).392 Bei der Definition des 
Konsolidierungskreises muss entschieden werden, nach welchen Kriterien diese 
Unternehmensgruppe abzugrenzen ist, wobei grundsätzlich wirtschaftliche und 
rechtliche Kriterien in Frage kommen. Wirtschaftliche Kriterien können etwa 
gemeinsame Ausgaben oder gemeinsame Organisationsstrukturen sein, als 
                                               
389
 vgl. Kommission der Europäischen Gemeinschaften (2006c), S. 4 f 
390
 siehe auch Abschnitt 9.1.8 
391
 vgl. Haufler (1999), S. 147 f 
392
 Im Zuge der Expertendiskussionen zur Gestaltung des von der Europäischen 
Kommission angekündigten Richtlinienvorschlages zur CCCTB wurde erwogen, die Kriterien 
zur Gruppenzugehörigkeit unterschiedlich von den Kriterien zur Definition des 
Konsolidierungskreises zu gestalten. Da zum einen kein Mehrwert eines solchen Vorgehens 
festgemacht werden kann und zum anderen praktische Überlegungen dagegen sprechen, 
wird diese Möglichkeit hier nicht weiter erörtert. Vgl. Staringer (2008), S. 129 ff  
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rechtliche Kriterien werden regelmäßig Beteiligungsquoten herangezogen. Um die 
tatsächliche wirtschaftliche Kooperation beziehungsweise Integration zweier 
Unternehmen beurteilen zu können, sind wirtschaftliche Kriterien zweckdienlich. Die 
oft schwierige Objektivierbarkeit wirtschaftlicher Kriterien führte jedoch dazu, dass 
die meisten jener Mitgliedstaaten, die besondere steuerliche Regelungen für die 
Besteuerung von Konzernen zur Anwendung bringen, Konzerne heute durchwegs 
nach formalrechtlichen Kriterien (wie etwa der Beteiligungsquote) abgrenzen. Um 
die Planungssicherheit zu erhöhen sowie um die Regelungen objektivierbar und 
leicht administrierbar zu gestalten, werden steuerliche Planungsspielräume für 
Unternehmen, die durch die relativ leichte Gestaltbarkeit der rechtlichen Kriterien 
gegeben sind, in Kauf genommen. Für eine umfassendere Beurteilung der 
wirtschaftlichen Verbundenheit von Unternehmen wären zusätzliche wirtschaftliche 
Kriterien erforderlich, wie beispielsweise die bereits erwähnte organisatorische 
Verbundenheit. Für den Fall der CCCTB ist zu beachten, dass jede wie auch immer 
geartete Regel zur Definition des Konsolidierungskreises die eindeutige 
Beantwortung von Auslegungsfragen der Finanzverwaltungen sämtlicher 
teilnehmender Mitgliedstaaten ermöglichen sollte. Je eher unterschiedliche 
Auslegungen möglich sind, desto eher droht unterschiedliche Rechtsanwendung. 
Vor diesem Hintergrund erscheint wohl auch für den Fall der CCCTB die 
Verwendung rechtlicher Kriterien zur Abgrenzung des Konsolidierungskreises 
angeraten.393 
 
Als (auf nationaler Ebene erprobte) rechtliche Anknüpfungspunkte kommen vor 
allem Beteiligungsquoten in Frage. Bei der Mehrzahl der derzeit in den 
Mitgliedstaaten verwendeten Systeme zur Konzernbesteuerung sind 
Mindestbeteiligungsschwellen festgelegt, ab welchen Unternehmen steuerlich zum 
Konzern hinzugezählt werden. Üblich sind Schwellen von 50% (de facto marginal 
darüber) und höher.394 Im Fall der Bemessungsgrundlage für eine EU-KöSt liegt es 
nahe, eine Mindestbeteiligungsschwelle von (knapp über) 50% vorzusehen. Eine 
Schwelle in dieser Höhe ist sinnvoll, um auszuschließen, dass eine 
Tochtergesellschaft gleichzeitig verschiedenen Unternehmensgruppen zugeordnet 
wird. Je höher die Schwelle allerdings gewählt wird, desto kleiner wäre der Fokus 
der Konsolidierung. Da es jedoch zu den wesentlichen Zielen der CCCTB gehört, 
die Transferpreisproblematik zu minimieren, ist ein möglichst umfassender 
                                               
393
 vgl. Wissenschaftlicher Beirat beim Bundesministerium der Finanzen (2007), S. 47 ff 
394
 vgl. Kommission der Europäischen Gemeinschaften (2006b), S. 5 f 
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Konsolidierungskreis die naheliegende Konsequenz.395 Unternehmen, an denen 
kein anderes Unternehmen mindestens in Höhe dieser Schwelle beteiligt ist, würden 
von der Konsolidierung ausgenommen. Durch die obligatorische Anwendung der 
Bemessungsgrundlage auf alle körperschaftlich organisierten Unternehmen396, 
würde ein Unternehmen, auch wenn es zu keiner Gruppe gehört, der EU-KöSt nicht 
entgehen können. Um Umgehungen der Konsolidierungsverpflichtungen – die etwa 
mit dem Ziel der Verrechnungspreismanipulation versucht werden könnten – 
möglichst einzuschränken, sollten allerdings nicht nur unmittelbare sondern auch 
mittelbare Beteiligungen397 Berücksichtigung finden.398 Büttner, Riedel und Runkel399 
untersuchten unternehmensseitige Bestrebungen mit dem Ziel der Einbindung in 
den Konsolidierungskreis, und damit in weiterer Folge auch der Formelaufteilung, zu 
entgehen. Mittels empirischer Analyse von Unternehmensdaten kamen sie zum 
Ergebnis, dass Unternehmen durch Manipulation der Konsolidierungskriterien (wie 
etwa der Beteiligungsverhältnisse) strategisch bestimmte verbundene Unternehmen 
aus dem Konsolidierungskreis ausgrenzen. Dadurch entgehen die Gewinnanteile 
dieser Unternehmen der Konsolidierung beziehungsweise der Formelaufteilung, 
wodurch der Fremdvergleichsgrundsatz400 Anwendung findet und 
Transferpreismanipulation möglich ist. Insbesondere die Ausgrenzung von 
Unternehmen in Niedrigsteuerländern birgt das Potential zur Verminderung der 
Gesamtsteuerlast des Konzerns.401 Diese Ergebnisse zeigen, dass die 
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 vgl. Staringer (2008), S. 129 f 
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 siehe Abschnitt 9.1.3 
397
 Als unmittelbare Beteiligungen wird direkter Besitz beziehungsweise die direkte 
Ausübung von Stimmrechten verstanden. Bei mittelbaren Beteiligungen wird die Kontrolle 
indirekt über andere Unternehmen, an denen wiederum Beteiligungen gehalten werden, 
ausgeübt.  
398
 Um die Komplexität der Administration der Regelung zu begrenzen, könnten bei 
mittelbaren Beteiligungen Schranken vorgesehen werden, so dass etwa nur Beteiligungen 
über eine zwischengeschaltete Gesellschaft zählen, nicht jedoch über mehrere 
Gesellschaften. Die Europäische Kommission hat in ihrem aktuellen Vorschlag zur CCCTB  
eine solche Schranke vorgesehen, und stellt – neben unmittelbaren Tochtergesellschaften – 
nur auf „Enkelgesellschaften“ ab [siehe Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
(2011b), Artikel 54]. 
399
 Büttner, Riedel, Runkel (2011) 
400
 Der Fremdvergleichsgrundsatz besagt, dass Verrechnungspreise zwischen verbundenen 
Unternehmen so festgesetzt werden müssen, wie dies auch zwischen voneinander 
unabhängigen Unternehmen geschehen würde. Durch Brechen dieses Grundsatzes und 
Manipulation von Verrechnungspreisen können Gewinne verschoben werden. Ein solches 
Vorgehen kann zur Minimierung der Steuerlast durch Gewinnverschiebung in 
Niedrigsteuerländer genutzt werden. Der Fremdvergleichsgrundsatz ist im OECD-
Musterabkommen zur Vermeidung von Doppelbesteuerung enthalten. Siehe OECD (2010), 
Art. 9 
401
 siehe insb. Büttner, Riedel, Runkel (2011), S. 248 ff 
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Gruppenzugehörigkeit möglichst umfassend und genau definiert werden sollte, um 
strategischen Missbrauch tunlichst einzugrenzen. Als notwendige Ergänzung der 
Beteiligungsgrenzen ist festzulegen, über welchen Zeitraum die erforderliche 
Beteiligung aus steuerlichen Gesichtspunkten beibehalten werden muss.402 
 
9.1.3 Obligatorisch oder fakultativ? 
In den Diskussionen zur CCCTB auf europäischer Ebene hat die Europäische 
Kommission bislang einen optionalen Charakter propagiert. Damit ist zunächst 
gemeint, dass sich einzelne Konzerne aussuchen könnten ob sie an der CCCTB 
teilnehmen oder im alten (nationalen) Körperschaftsteuersystem verbleiben 
wollen.403 Diese Optionalität würde ein paralleles Bestehen zweier grundsätzlich 
verschiedener Arten von Körperschaftsteuersystemen mit sich bringen, zumal bei 
den nationalen Systemen der Fremdvergleichsgrundsatz zur Anwendung kommt 
und jedes (Tochter-) Unternehmen von vornherein einzeln besteuert wird, im Fall 
der CCCTB jedoch die Einzelergebnisse aller Konzernunternehmen zum Zwecke 
der Besteuerung konsolidiert werden. Da die nationalen Körperschaftsteuersysteme, 
neben der erwähnten Anwendung des Fremdvergleichsgrundsatzes, auch noch 
weitere mannigfaltige Unterschiede (etwa bei der Definition der 
Bemessungsgrundlage an sich, bei den Abschreibungsregeln oder der 
Steueradministration) aufweisen, müssten zumindest die Steuerbehörden der 
Mitgliedstaaten (und jene Unternehmen, die sich gegen die CCCTB entscheiden) 
weiterhin mit bis zu 27 verschiedenen nationalen und einem zusätzlichen 
europäischen Körperschaftsteuermodell zurechtkommen.  
 
Durch die Parallelität dieser verschiedenen Systeme würde die CCCTB nicht zur 
Verringerung des Verwaltungsaufwandes sondern zu seiner Vermehrung gereichen, 
da die Steueradministrationen mit einem zusätzlichen Steuersystem umgehen 
müssten. Darüber hinaus bietet die Wahlmöglichkeit zwischen verschiedenen 
Körperschaftsteuersystemen erweiterten Spielraum zur Steuergestaltung seitens 
der Unternehmen, der durch die CCCTB – im Speziellen durch die Konsolidierung 
                                               
402
 vgl. Kommission der Europäischen Gemeinschaften (2006b), S. 5 f 
403
 vgl. Kommission der Europäischen Gemeinschaften (2001b), S. 50. Die grundsätzlichere 
Wahlmöglichkeit seitens der Mitgliedstaaten, am Projekt der CCCTB teilzunehmen oder 
nicht, findet ebenso ihren Platz in den Diskussionen zur Optionalität der CCCTB. In dieser 
Arbeit wird diese grundsätzlichere Wahlmöglichkeit der Mitgliedstaaten an anderer Stelle 
behandelt (siehe Abschnitt 6.2.2), da sie wesentlich für das Zustandekommen der CCCTB 
überhaupt ist, und darüber hinaus wesentliche Implikationen im Zusammenhang mit der 
Erwägung die CCCTB als Grundlage für eine EU-Steuer zu verwenden hat. 
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der Einzelergebnisse im Konzern – eigentlich zu verringern versucht wird.404 Es ist 
davon auszugehen, dass seitens der Unternehmen Vergleichsrechnungen 
angestellt würden, welches System die geringere Steuerzahlung nach sich zöge. 
Derartige Vergleichsrechnungen an sich würden ihrerseits wiederum zusätzlichen 
Verwaltungsaufwand bedeuten.405 
 
Nachdem die CCCTB hier aber als Grundlage der EU-KöSt erwogen wird, ist eine 
optionale Anwendung de facto auszuschließen. Dies ist deshalb der Fall, da von 
einer Option zur Anwendung der CCCTB auch die EU-KöSt betroffen wäre. Im Falle 
optionaler Anwendbarkeit wären daher politische Spannungen abzusehen, da sich 
dadurch nicht nur Möglichkeiten zur Verschiebung der unmittelbaren 
Steuerbelastungen für die Unternehmen ergeben, sondern auch die Beeinflussung 
jenes Anteils des Steueraufkommens, das dem EU-Haushalt zukommt, möglich 
wird.406  
 
Sieht man die verpflichtende Anwendung der CCCTB und damit auch der EU-KöSt 
vor, so ist ihre politische Durchsetzung mitunter dadurch erschwert, dass Konzerne, 
die der EU-KöSt ablehnend gegenüberstehen, keine Möglichkeit mehr hätten, sich 
unilateral dagegen zu entscheiden und sich dadurch ihr Interesse an einem 
Scheitern des Projekts EU-KöSt steigert. Dennoch sprechen die oben angeführten 
Gründe für den obligatorischen Charakter der CCCTB beziehungsweise der EU-
KöSt. Wäre die CCCTB für alle Unternehmen obligatorisch anzuwenden, blieben 
außerdem Bestrebungen der Unternehmen zur Verringerung der Steuerzahlung 
mittels Manipulation der Transferpreise erfolglos. Bestünde für einzelne 
Unternehmen die Möglichkeit, nicht in den Konsolidierungskreis einbezogen zu 
werden, dann blieben sämtliche Steuervermeidungsstrategien durch 
Transferpreismanipulation weiterhin möglich.407 
 
Schließlich ergibt sich aus dem Charakter einer gemeinsamen Finanzierungsquelle 
für den EU-Haushalt, dass die Beitragsgerechtigkeit nur bei Teilnahme aller 
Mitgliedstaaten am Projekt einer EU-Steuer gewährleistet wäre. Aus diesen 
                                               
404
 vgl. Wissenschaftlicher Beirat beim Bundesministerium der Finanzen (2007), S. 48 
405
 vgl. Lang, Zagler (2010), S. 155 f 
406
 vgl. Patterson (2002), S. 71 
407
 vgl. Gérard (2006), S. 22 
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Überlegungen ist ausschließlich eine flächendeckende Implementierung der EU-
KöSt in der gesamten EU möglich.  
 
9.1.4 Steuerbares Einkommen 
Als steuerbares Einkommen wird gemeinhin der nach Abzug der Aufwendungen 
und anderer abzugsfähiger Posten verbleibende Nettobetrag verstanden (für 
gewöhnlich im Bereich der Unternehmensbesteuerung kurz als Gewinn oder Verlust 
bezeichnet). Der Tätigkeitsbereich beziehungsweise die Einkunftsarten der 
Unternehmen, die für steuerliche Zwecke berücksichtigt werden, müssen definiert 
beziehungsweise abgegrenzt werden. Dies erfolgt derzeit in den Mitgliedstaaten auf 
unterschiedliche Weise. Prinzipiell wäre es am einfachsten, würde man sich darauf 
einigen, alle Tätigkeiten und Einkunftsarten körperschaftsteuerpflichtiger 
Unternehmen zu berücksichtigen. So wäre eine detaillierte Abgrenzung der 
steuerlich relevanten Unternehmenstätigkeiten nicht erforderlich. Es scheint sinnvoll, 
die Gelegenheit einer gemeinsamen Systemumstellung für den Wechsel hin zur 
umfassenden steuerlichen Berücksichtigung aller Tätigkeiten und Einkunftsarten 
von Unternehmen zu nutzen.408 Dies wäre im Sinne der Einfachheit der Regelung 
und würde darüber hinaus helfen Auslegungsfragen zu reduzieren. Auch aus 
Effizienzgründen sollte die CCCTB möglichst breit definiert werden. Andernfalls 
könnten steuerliche Schlupflöcher zu Steuervermeidung und zu Verzerrungen 
ökonomischer Unternehmensentscheidungen führen. Es ist jedoch im Zuge des 
politischen Einigungsprozess damit zu rechnen, dass Mitgliedstaaten, die derzeit 
mannigfaltige Steuervergünstigungen vorsehen (und damit eine vergleichsweise 
enge Bemessungsgrundlage haben), versuchen werden, auch bei der 
gemeinsamen europäischen Regelung eine relativ enge Bemessungsgrundlage 
durchzusetzen. 
 
Aufgrund der speziellen Eigenschaften bestimmter Einkunftsarten, wie etwa von 
Kapitalerträgen, die nicht notwendigerweise mit der operativen 
Unternehmenstätigkeit in direkter Verbindung stehen, scheint es jedoch geboten 
eine besondere Behandlung vorzusehen. Dies bestätigt empirische Evidenz zur 
Bedeutung von „passivem Einkommen“ sowie der Erfolg spezieller Regelungen zu 
dessen Besteuerung, die – im Besonderen im Fall von passiven Einkünften aus dem 
                                               
408
 Zu diesem Ergebnis kamen auch die Experten in der Arbeitsgruppe der Kommission zur 
CCCTB. Siehe Kommission der Europäischen Gemeinschaften (2005c), S. 5  
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Ausland – helfen Steuerausweichung wirksam zu vermindern.409 Die Sinnhaftigkeit 
spezieller Regelungen bedeutet aber nicht notwendigerweise eine Unterscheidung 
bei der steuerlichen Belastung, jedoch naheliegenderweise eine Unterscheidung bei 
der Steuererhebung. Im Fall von Kapitalerträgen bietet es sich an, statt der 
Veranlagung eine Quellenbesteuerung vorzusehen, weil damit auch Steuerbetrug 
wirksam eingedämmt werden kann. In diesem Bereich existieren bereits 
weitgehende internationale Übereinkünfte, so wie etwa die Regeln der OECD zur 
Behandlung von Zinserträgen, Lizenzgebühren oder Dividenden, die im 
Musterabkommen über die Doppelbesteuerung und dem zugehörigen Kommentar 
enthalten sind.410 Um die EU-KöSt möglichst kompatibel mit bestehenden 
Regelungen in der Beziehung mit Drittstaaten zu gestalten, erscheint es sinnvoll, 
diese im Rahmen der OECD getroffenen Übereinkünfte bei der Definition des 
steuerbaren Einkommens im Fall der CCCTB zur Anwendung zu bringen. Bei der 
Abgrenzung beziehungsweise Sonderbehandlung bestimmter Einkunftsarten muss 
auch der Tätigkeitsbereich berücksichtigt werden, in dem ein Unternehmen aktiv ist. 
So erscheint es etwa naheliegend, bestimmte Kapitaleinkünfte von Unternehmen 
aus der Finanzbranche (etwa Zinseinkünfte von Unternehmen zu deren ordentlicher 
Geschäftstätigkeit die Kreditvergabe gehört) auch steuerlich als Erträge aus der 
gewöhnlichen Geschäftstätigkeit zu behandeln.411 
 
Kosten, die bei der Erzielung des Unternehmensertrages entstehen, werden bei der 
Ermittlung des steuerbaren Einkommens berücksichtigt. Im Allgemeinen können 
diese Kosten von der Steuerbemessungsgrundlage abgezogen werden. Auch im 
Fall dieses steuerlich abzugsfähigen Aufwands muss für die CCCTB eine 
gemeinsame Regelung gefunden werden. Da derzeit von den Mitgliedstaaten 27 
unterschiedliche Abgrenzungen von abzugsfähigen Aufwendungen vorliegen412, ist 
auch hier wieder eine Einigung auf eine einheitliche Vorgehensweise erforderlich. 
Vergangene Einigungen auf gemeinsame Regelungen im Steuerbereich zeigen413, 
dass einstimmige Einigungen414 wahrscheinlicher werden, wenn breite Abzüge 
beziehungsweise Ausnahmen zugelassen werden. Aus finanzwissenschaftlicher 
                                               
409
 siehe Ruf, Weichenrieder (2009) 
410
 siehe OECD (2010) 
411
 vgl. Kommission der Europäischen Gemeinschaften (2005c), S. 5 f 
412
 siehe International Bureau of Fiscal Documentation (2011) 
413
 siehe etwa die Verhandlungen im ECOFIN-Rat zur „6. Mehrwertsteuerrichtlinie“ 
(2006/112/EG) 
414
 Im Rat der Europäischen Union besteht bei Steuerfragen Einstimmigkeitserfordernis. 
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Perspektive müssen die zugelassenen Abzüge jedoch jedenfalls Aufwendungen in 
Verbindung mit der Erzielung der besteuerten Einkünfte darstellen, um deren 
Nichtberücksichtigung bei der Ermittlung der Steuerschuld rechtfertigen zu können. 
Zur Definition der steuerlich abzugsfähigen Aufwendungen bietet sich eine 
allgemeine Definition an, ergänzt durch eine taxative Liste nicht abzugsfähiger 
Aufwendungen. Die theoretische Möglichkeit einer Positivliste mittels derer 
sämtliche abzugsfähige Aufwendungen erfasst werden, wäre in der Praxis kaum zu 
bewerkstelligen, da die Anzahl möglicher Abzüge wohl extrem groß ist.415 
 
Ein zentrales Element in Bezug auf die Abzüge von der Bemessungsgrundlage ist 
der Verlustausgleich, der in der Vergangenheit immer wieder für intensive 
steuerpolitische Diskurse gesorgt hat.416 Die Steuergesetzgebungen der 
Mitgliedstaaten sehen in der Regel die Möglichkeit vor, dass Unternehmen 
entstandene Verluste in späteren (mitunter auch früheren) Jahren zu einem 
gewissen Grad von der Steuerbemessungsgrundlage abziehen dürfen, um den 
speziellen Belastungen der Verlustperioden Rechnung zu tragen.417 Auch hier 
besteht in Bezug auf die CCCTB Einigungsbedarf.418 
 
Im Rahmen der internationalen Unternehmensbesteuerung hat das Thema 
Verlustausgleich eine besondere Bedeutung. Dies ist aufgrund der Tatsache der 
Fall, dass verbundene Unternehmen, die in mehreren Mitgliedstaaten tätig sind, 
Verluste heute vielfach nicht nur intertemporal sondern auch grenzüberschreitend 
ausgleichen wollen beziehungsweise innerhalb der EU unter bestimmten 
Bedingungen auch dürfen. Für das Thema EU-KöSt ist dies im Besonderen deshalb 
von Relevanz, da die automatische Konsolidierung der Unternehmensgewinne 
innerhalb des Konzerns auch eine Automatisierung des grenzüberschreitenden 
Verlustausgleichs mit sich bringen würde.419 
 
                                               
415
 vgl. Kommission der Europäischen Gemeinschaften (2005c), S. 7 
416
 Die zentrale Argumentation für einen Verlustausgleich entspringt dem sogenannten 
„Domar-Musgrave-Effekt“. Die beiden Ökonomen haben gezeigt, dass eine proportionale 
Einkommensteuer mit umfassendem Verlustausgleich die relative soziale Risikobereitschaft 
erhöht. Die Steuer reduziert zwar im Erfolgsfall den Ertrag, im Fall eines Misserfolgs mindert 
sie jedoch durch den Verlustausgleich auch den Verlust im selben Verhältnis. Vgl. 
Keuschnigg (2005), S. 238 f 
417
 Für landesspezifische Informationen zu den relevanten Regelungen, siehe International 
Bureau of Fiscal Documentation (2011). 
418
 vgl. Kommission der Europäischen Gemeinschaften (2005c), S. 9 
419
 vgl. Kommission der Europäischen Gemeinschaften (2001b), S. 18 
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Eine besondere Herausforderung bei der Abgrenzung des steuerbaren Einkommens 
stellt die Möglichkeit der Nutzung steuerlicher Anreize zur Beeinflussung des 
Verhaltens von Unternehmen dar. In den Mitgliedstaaten existieren die 
unterschiedlichsten steuerlichen Regelungen, die bestimmte Steuergutschriften 
beziehungsweise Steuererleichterungen vorsehen, mit denen ein bestimmtes 
Verhalten der Steuerpflichtigen stimuliert werden soll.420 Als diesbezügliche 
Beispiele aus dem Unternehmensbereich können etwa der belgische Abzug fiktiven 
Zinsaufwandes für Eigenkapital (der eine Stärkung der Eigenkapitalbasis von 
Unternehmen bewirken soll), die französische Steuerbefreiung für Unternehmen die 
Ausrüstung zum Energiesparen finanzieren oder vermieten (die zur Aufnahme 
derartiger Geschäftstätigkeiten anregen soll),  oder auch die österreichische 
Forschungsprämie genannt werden. Bei Einigung auf eine strikt einheitliche CCCTB 
wären naturgemäß keine unilateralen steuerlichen Begünstigungen über die 
Bemessungsgrundlage mehr möglich. Eine Einigung auf einheitliche Anreize ist 
nicht nur politisch unwahrscheinlich, sondern kann darüber hinaus auch den Zielen 
solcher Maßnahmen zur Steuerung des Verhaltens der Steuerpflichtigen 
zuwiderlaufen. Dies ist der Fall, da diese oftmals zur Begegnung bestimmter 
Eigenheiten beziehungsweise besonderer Erfordernisse in bestimmten Regionen 
(Mitgliedstaaten) dienen, beispielsweise der Förderung von Investitionen in 
Forschung und Entwicklung in wettbewerbsschwachen Regionen.421 In diesem 
Bereich erscheint es demnach sinnvoll, den Mitgliedstaaten gewissen Spielraum 
einzuräumen, gezielte Steuergutschriften zu gestatten.422 Steuergutschriften 
deswegen, da diese die gemeinsame Bemessungsgrundlage – von der in weiterer 
Folge die EU-Steuer eingehoben wird – nicht verändern beziehungsweise 
verzerren. Die Höhe der Zahlung an EU-KöSt kann so nicht beeinflusst werden, wie 
dies durch Einräumen unilateraler Steuerfrei- oder Absetzbeträge seitens der 
Mitgliedstaaten möglich wäre. Auch vom finanzwissenschaftlichen Standpunkt aus 
ist eine möglichst breite Bemessungsgrundlage am effizientesten, da sie die 
geringsten Verzerrungen von Unternehmensentscheidungen mit sich bringt.423 Im 
Falle einer schmalen Bemessungsgrundlage ist es Unternehmen vergleichsweise 
leichter möglich, durch Veränderungen der Unternehmensaktivitäten der 
Besteuerung zu entgehen. Aus den genannten Gründen sollte die gemeinsame 
                                               
420
 siehe International Bureau of Fiscal Documentation (2011) 
421
 vgl. beispielsweise Leyden, Link (1992), S. 154 ff  
422
 vgl. Oestreicher, Spengel (2007), S. 34 
423
 vgl. Stiglitz (2000), Kapitel 19 
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Bemessungsgrundlage möglichst ohne Ausnahmen harmonisiert sein. Um sich 
diesem Idealzustand möglichst anzunähern, sind auch gemeinsame Regeln zur 
Gewinnermittlung erforderlich. Diesbezügliche internationale Standards existieren 
bereits und werden derzeit vorrangig im Bereich börsennotierter Unternehmen 
eingesetzt. Ein bekanntes Beispiel sind die IFRS. Es stellt sich die Frage, ob die 
Verwendung beziehungsweise Adaption dieser Standards für die Zwecke der EU-
KöSt zweckdienlich wäre. 
 
Exkurs: Die IFRS als möglicher Ausgangspunkt zur Definition des steuerbaren 
Einkommens: 
Obwohl die Mitgliedstaaten das steuerbare Einkommen auf unterschiedliche Weise 
definieren beziehungsweise ermitteln, gibt es dennoch die Gemeinsamkeit, dass 
dabei mehrheitlich die Finanzbuchhaltung beziehungsweise die IFRS als 
Ausgangspunkt dienen. Die Steuerbemessungsgrundlage wird entweder durch 
Vergleichen der Eröffnungs- mit der Schlussbilanz, oder im Wege der Gewinn- und 
Verlustrechnung ermittelt. Obgleich die Anwendung beider Methoden theoretisch 
zum selben Ergebnis führen müsste, ergeben sich durch Detailunterschiede in der 
Buchungspraxis, der Definition der abzugsfähigen Posten sowie bei der Anpassung 
der Ergebnisse der Finanzbuchhaltung zum Zwecke der steuerlichen 
Gewinnermittlung Differenzen.424 Des Weiteren ist in diesem Zusammenhang zu 
beachten, dass nicht alle steuerpflichtigen Unternehmen im selben Umfang zur 
Buchführung verpflichtet sind. Börsennotierte Konzerne sind seit 2005 verpflichtet 
die IFRS anzuwenden.425 Im Fall von Einzelabschlüssen gibt es jedoch keine solche 
Verpflichtung – hier, wie auch bei nicht-börsennotierten Gesellschaften, genügt die 
Anwendung der jeweiligen nationalen Bilanzierungsvorschriften (in Österreich etwa 
der des österreichischen Handelsgesetzbuches). Die parallele Verwendung 
unterschiedlicher Methoden zur Ermittlung des steuerlichen Einkommens in den 
verschiedenen Mitgliedstaaten könnte Schwierigkeiten für die EU-KöSt mit sich 
                                               
424
 Solcherart Anpassungen werden vorgenommen um den unterschiedlichen Zielsetzungen 
gerecht zu werden. Notwendige Korrekturen beziehen sich etwa auf Aufwendungen die aus 
lenkungspolitischen Gründen vom Steuerabzug ausgenommen werden sollen (zB. 
Strafzahlungen), auf das Timing von Abschreibungen und Rückstellungen oder auf 
Bewertungsfragen. Vgl. Schön (2004), S. 426 ff 
425
 Diese Verpflichtung resultiert aus der EU-Verordnung Nr. 1606/2002 des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 19. Juli 2002 betreffend die Anwendung internationaler 
Rechnungslegungsstandards. 
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bringen, da es den Mitgliedstaaten möglich ist, über die Methode der 
Gewinnermittlung Einfluss auf die Steuerbemessungsgrundlage zu nehmen.426  
 
Diese Herausforderungen haben zu Überlegungen geführt, die Anwendung der 
IFRS als Grundlage beziehungsweise Ausgangspunkt für die CCCTB zu verwenden 
und alle Kapitalgesellschaften zu deren Anwendung zu verpflichten. Der spezielle 
Nutzen der IFRS bei der Kreation der gemeinsamen Bemessungsgrundlage 
resultiert daraus, dass sie einen für die handelsrechtliche Rechnungslegung 
international anerkannten Vorrat an Normen beziehungsweise 
Gewinnermittlungsregeln enthalten. Es sei jedoch von vornherein klargestellt, dass 
die IFRS sicherlich nicht in vollem Umfang für steuerliche Zwecke adäquat sind, da 
die Finanzbuchhaltung Ziele hat, die von der Ermittlung einer 
Steuerbemessungsgrundlage verschieden sind.427 Während die steuerliche 
Gewinnermittlung eine objektivierte und nach Äquivalenz- und 
Leistungsfähigkeitsprinzip nachvollziehbare Besteuerung ermöglichen soll und 
darüber hinaus Rechtssicherheit der Besteuerung gewährleistet werden muss, zielt 
die Finanzbuchhaltung darauf ab, aktuelle sowie potentielle Investoren möglichst gut 
zu informieren, um ihnen fundierte Investitionsentscheidungen zu ermöglichen. Dies 
zieht etwa Unterschiede bei der Periodenabgrenzung, bei der Bewertung sowie den 
zulässigen Abschreibungsregeln nach sich. Etwa sollten unrealisierte 
Bewertungsgewinne (etwa Aufwertungen von Grundvermögen) nicht unmittelbar 
besteuert werden, um steuerbezahlungsbedingte Liquiditätsengpässe zu 
vermeiden.428  
 
Grundsätzliche Bedenken bezüglich der IFRS seitens der europäischen 
Gesetzgeber beziehen sich auf die Tatsache, dass sie von einer privaten Institution, 
dem "International Accounting Standards Board" (IASB), kreiert werden.429 Würden 
die IFRS in das europäische Recht übernommen, das heißt als Bezugspunkt des 
europäischen Rechts anerkannt, so könnte die Besteuerung unmittelbar daran 
anknüpfen. Änderungen des IFRS würden so implizit auch die Steuergesetze 
beeinflussen. Dadurch wäre der steuerrechtliche Spielraum der nationalen 
Parlamente wesentlich eingeschränkt, weshalb in diesem Fall eine zusätzliche 
                                               
426
 vgl. Kommission der Europäischen Gemeinschaften (2005c), S. 2 ff 
427
 vgl. Freedman, Macdonald (2008), S. 224 
428
 vgl. Diemer (2004), S. 116 f and Freedman, Macdonald (2008), S. 237 
429
 siehe https://www.iasb.org 
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Richtlinie betreffend die steuerliche Gewinnermittlung notwendig wäre, die von den 
Mitgliedstaaten in nationales Recht umgesetzt werden müsste.430 Ebenso stellt sich 
die Frage, ob eine CCCTB auf Basis der IFRS ausreichend Flexibilität ermöglicht, 
um auf Änderungen der Marktorganisation, der Geschäftspraktiken oder des 
wirtschaftlichen Umfeldes reagieren zu können. Die gemeinsamen 
Gewinnermittlungsregeln müssten zu diesem Zweck regelmäßig den Anforderungen 
des Marktes angepasst werden und diese Anpassungen wären sinnvollerweise in 
europäisches Recht zu übernehmen. Derartige Anpassungen können 
beispielsweise daraus resultieren, dass neuartige Finanzprodukte entwickelt 
werden, die geänderte Bewertungsvorschriften erfordern.431 Diese Erwägung lässt 
den Einsatz einer Richtlinie zur europaweit einheitlichen Regelung der 
Gewinnermittlung sehr kompliziert erscheinen, zumal dafür regelmäßige 
Neuverhandlungen im Rat der Europäischen Union sowie gleichermaßen 
Anpassungen der zur nationalen Umsetzung verwendeten Rechtsnormen 
erforderlich wären.432 Eine Anpassung der jeweiligen nationalen Körperschaftsteuer-
Bemessungsgrundlagen beziehungsweise eine dementsprechende Änderung des 
jeweiligen nationalen Gesetzes ist naturgemäß einfacher möglich, als die Änderung 
einer zwischen vielen Mitgliedstaaten abgestimmten Gesetzesgrundlage. 
Angesichts des schwierigen Einigungsprozesses bei Steuerthemen auf 
europäischer Ebene, darf eine rasche gemeinsame Reaktion auf geänderte 
Anforderungen der Märkte bezweifelt werden, wie sie derzeit mittels nationaler 
Einzelreaktionen (beispielsweise durch die Änderung der steuerlichen 
Gewinnermittlungsvorschriften zur Einbindung neuartiger Geschäftsformen oder 
durch den Einsatz bestimmter Freibeträge) möglich ist. Aus Unternehmenssicht 
kann geringere Flexibilität bei der Steuergesetzgebung allerdings auch als Vorteil 
hinsichtlich der Planungssicherheit interpretiert werden.433    
 
                                               
430
 Die derzeitige Verpflichtung der Anwendung der IFRS von börsennotierten Unternehmen 
mittels EU-Verordnung (Nr. 1606/2002) hat in vielen Fällen keine Relevanz für die 
Besteuerung, zumal viele Mitgliedstaaten den IFRS lediglich eine Informationsfunktion (für 
Investoren) zubilligen. 
431
 Die IFRS unterliegen jedes Jahr einer Vielzahl von Änderungen. Für aktuelle 
Detailinformationen zu den konkreten Änderungen, siehe http://www.ifrs-portal.com. 
432
 vgl. Wissenschaftlicher Beirat beim Bundesministerium der Finanzen (2007), S. 39 ff 
433
 vgl. Kommission der Europäischen Gemeinschaften (2004b), S. 6 
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Die Anpassung der Gewinnermittlungsvorschriften wäre theoretisch auch im 
Komitologieverfahren434 möglich, ohne den Rat zu befassen. Der Europäischen 
Kommission würde in diesem Verfahren eine führende Rolle zukommen. Die 
Entscheidungen in Komitologieausschüssen werden regelmäßig lediglich mit 
qualifizierter Mehrheit getroffen. Da die Mitgliedstaaten in der Vergangenheit 
erheblichen Wert darauf gelegt haben bei Steuerfragen das 
Einstimmigkeitserfordernis aufrecht zu erhalten, könnte die Zustimmung der 
Mitgliedstaaten zur Anwendung des Komitologieverfahrens in diesem Fall schwer zu 
gewinnen sein.435 Dieser Art Überlegungen haben die Europäische Kommission 
dazu bewogen vorerst keine europaweite Vereinheitlichung der 
Gewinnermittlungsvorschriften anzustreben.436 Auch im aktuellen Vorschlag der 
Europäischen Kommission vom März 2011437 sind lediglich allgemeine Grundsätze 
der Gewinnermittlung aufgeführt, Details werden der Gesetzgebung der 
Mitgliedstaaten überlassen. Um zu gewährleisten, dass sich die steuerliche 
Gewinnermittlung nicht zu stark von der handelsrechtlichen (und damit auch für den 
Kapitalmarkt ausschlaggebenderen) Gewinnermittlung wegentwickelt, wäre jedoch 
der Einsatz eines allgemeinen Verweises auf internationale 
Rechnungslegungsgrundsätze möglich, der in die Richtlinie zur Implementierung der 
EU-KöSt integriert werden könnte.438  
 
Die Bereitschaft der Mitgliedstaaten zur Harmonisierung der 
Gewinnermittlungsvorschriften wird zusätzlich dadurch geschmälert, dass diese von 
den Mitgliedstaaten als Mittel zur Beeinflussung von Investitionsentscheidungen 
genutzt werden, was im Fall von gemeinsamen Regeln nicht oder nur mehr 
eingeschränkt möglich wäre. Dieser Usus der Mitgliedstaaten ist jedoch kein 
                                               
434
 Die Durchführungsgesetzgebung kann in bestimmten Rechtsbereichen an die 
Europäische Kommission delegiert werden. Die Durchführungsgesetzgebung erfolgt dann im 
sogenannten Komitologieverfahren in Ausschüssen mit Vertretern der Kommission und der 
Mitgliedstaaten. Letzteren kommt je nach spezifischer Verfahrensart unterschiedlich großer 
Einfluss zu. Für mehr Details zum Komitologieverfahren siehe Amtsblatt der Europäischen 
Union vom 21. Oktober 2006 (2006/C 255/04).  
435
 Dies zeigten u.a. die Verhandlungen zur Änderung des Vertrags über die Europäische 
Union und des Vertrags zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft von Amsterdam (in 
Kraft seit 1999), Nizza (in Kraft seit 2003) und Lissabon (in Kraft seit 2009). Es sei jedoch an 
dieser Stelle erwähnt, dass der Einsatz des Komitologieverfahrens für andere "nicht-
essentielle" Regelungsbestandteile der CCCTB erwogen werden könnte um 
Gesetzesänderungen zu vereinfachen, wie etwa für Anpassungen der Definition der 
ständigen Niederlassung. Vgl. Lyal (2008), S. 59 ff 
436
 vgl. Kommission der Europäischen Gemeinschaften (2006a), S. 8 
437
 siehe Kommission der Europäischen Gemeinschaften (2011b) 
438
 vgl. Freedman, Macdonald (2008), S. 234 f 
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schlagkräftiges Argument gegen eine stärkere Angleichung der 
Gewinnermittlungsregeln, da Investitionsentscheidungen auch auf anderem Wege 
beeinflusst werden können, wie etwa durch Steuergutschriften.439 Im Fall einer EU-
KöSt ist die unilaterale Beeinflussung der Gewinnermittlungsvorschriften aus denen 
eine Schmälerung der Bemessungsgrundlage resultieren kann jedenfalls zu 
unterbinden, um die Beitragsgerechtigkeit nicht zu gefährden. 
 
Zusammenfassend ist festzustellen, dass die IFRS durchaus als Ausgangspunkt für 
die CCCTB dienen könnten, jedoch diesbezügliche Regelungen sicherlich nicht 
uneingeschränkt sondern adaptiert in europäisches Recht übernommen werden 
können. Grundsätzlich sind gemeinsame Regeln für Gewinnermittlungsvorschriften 
ein zur Durchsetzung von Beitragsgerechtigkeit notwendiges Element einer EU-
KöSt. 
 
9.1.5 Die Aufteilung der Bemessungsgrundlage 
Nach Konsolidierung des Gesamtgewinns der Unternehmen innerhalb eines 
Konzerns auf Ebene der Konzernmutter muss die Bemessungsgrundlage im Falle 
multinationaler Unternehmen auf die betroffenen Mitgliedstaaten aufgeteilt werden, 
um den einzelnen Teilnehmerstaaten den "ihnen zustehenden" Anteil der gesamten 
Bemessungsgrundlage zuzuweisen und um die Besteuerung in Höhe des jeweiligen 
Steuersatzes zu ermöglichen.440 Auf die Vorteile der Konsolidierung der 
Bemessungsgrundlage, durch die eine Aufteilung derselben erforderlich wird, wurde 
bereits hingewiesen.441 Da es sich bei der in dieser Arbeit behandelten Steuer nicht 
um eine EU-Steuer nach dem Trennsystem (mit einer völlig eigenen 
Bemessungsgrundlage) sondern um einen Zuschlagssatz auf eine gemeinsame 
Bemessungsgrundlage handelt, hat die Aufteilung der gemeinsamen 
Körperschaftsteuer-Bemessungsgrundlage auf die einzelnen Mitgliedstaaten auch 
auf den „Beitrag“ jedes Mitgliedstaats zum Steueraufkommen aus der EU-KöSt 
direkte Auswirkung. In diesem Abschnitt wird nun auf konkrete Möglichkeiten zur 
Ausgestaltung des Aufteilungsmechanismus eingegangen – unter Berücksichtigung 
von Aspekten des Steuerwettbewerbs, der Steuergerechtigkeit sowie der 
Steuerökonomie beziehungsweise Systemeffizienz. 
                                               
439
 vgl. Wissenschaftlicher Beirat beim Bundesministerium der Finanzen (2007), S. 46 f 
440
 Auch der letzte Vorschlag der Europäischen Kommission bezüglich der CCCTB sieht eine 
Aufteilung der Bemessungsgrundlage nach Konsolidierung vor. Siehe Abschnitt 6.2. 
441
 siehe Abschnitt 6.2 
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In den USA und in Kanada wird schon seit einigen Jahrzehnten die 
Körperschaftsteuer-Bemessungsgrundlage konsolidiert, danach auf die einzelnen 
Staaten aufgeteilt und dort besteuert. Die in diesen Staaten angewendete und damit 
erprobte Methode ist die sogenannte Formelaufteilung.442 Bei diesem System ist die 
Körperschaftsteuerschuld eines Konzerns gegenüber den Mitgliedstaaten, in denen 
er tätig ist, als das Produkt seiner konsolidierten international erzielten Gewinne, 
des Anteils der Aktivitäten der Unternehmensgruppe im jeweiligen Mitgliedstaat, 
sowie dem Körperschaftsteuersatz des Mitgliedstaates bestimmt.443 
 
Auch wenn es keine Erfahrung mit Methoden der Formelaufteilung über souveräne 
Staaten hinweg gibt, so können doch die Erfahrungen von föderal organisierten 
Staaten für einen ersten Ausblick dienen, ob ein solches System auch in der EU 
Anwendung finden könnte. Es muss jedoch an dieser Stelle gesagt werden, dass 
die Tatsachen, dass etwa die einzelnen Staaten der USA oder die Provinzen 
Kanadas einem gemeinsamen Rechtssystem und darüber hinaus prinzipiell dem 
Steuersystem des Bundes unterstehen, einen Vergleich mit der Situation der EU 
erschweren. Nicht zuletzt stellt die größere wirtschaftliche Integration in den USA 
und Kanada einen wesentlichen Unterschied zum Wirtschaftsraum der EU dar, der 
immer noch von großen Disparitäten gekennzeichnet ist.444 
 
Die Grundparameter der Formelaufteilung des amerikanischen Systems sind die 
folgenden.445 Die konsolidierte Bemessungsgrundlage wird in den USA im 
Wesentlichen nach der sogenannten „Massachusetts-Formel“ aufgeteilt, um den 
Anteil der Aktivitäten der jeweiligen Gruppenmitglieder in den einzelnen Staaten zu 
bestimmen. Die Aufteilungsformel berücksichtigt neben dem von der 
Unternehmensgruppe erwirtschafteten Gewinn (der gemeinsamen 
Bemessungsgrundlage, CCCTB) auch das Kapital (K), die Lohnsumme (L) und den 
Umsatz (S): 
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 siehe dazu u.a. Kommission der Europäischen Gemeinschaften (2005a) 
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 vgl. Pethig, Wagener (2007), S. 632 
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 vgl. Weiner (2002), S. 15 
445
 vgl. Weiner (2002), S.16 
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Kum, Lum und Sum sind das Kapital, die Lohnsumme und der Umsatz des jeweiligen 
Unternehmens (i.e. Gruppenmitglieds) u im Staat m. Kg, Lg und Sg sind das Kapital, 
die Lohnsumme und der Umsatz der gesamten Gruppe g. αk, αl und αs sind die 
jeweiligen Gewichte, die den Faktoren zugewiesen werden. Die Formel ergibt Aum, 
den Anteil der Bemessungsgrundlage, der auf das jeweilige Unternehmen in einem 
speziellen Mitgliedstaat entfällt. Auf diesen Anteil wird dann der Steuersatz des 
jeweiligen Staates angewendet. In seiner ursprünglichen Form hat die 
Massachusetts-Formel gleiche Gewichte von jeweils 1/3. αk, αl und αs ergeben 
jedenfalls zusammen 1. In den USA ist es den einzelnen Bundesstaaten jedoch 
freigestellt die Gewichtung der Faktoren beliebig anzupassen, den Steuersatz oder 
die Gewinnermittlungsvorschriften zu verändern.446 
 
Die Europäische Kommission sieht für die CCCTB im Richtlinienvorschlag vom 
März 2011447 eine nur geringfügig abweichende Formel vor (siehe unten), die anstatt 
des Faktors Lohnsumme einen zweigeteilten Faktor vorsieht, der aus der 
Lohnsumme (L) sowie der Anzahl der Beschäftigten (E) zusammengesetzt ist, 
wobei die beiden Größen jeweils zur Hälfte herangezogen werden. Berücksichtigt 
man lediglich die Lohnsumme, so würde Hochlohnländern ein höherer Anteil der 
CCCTB zugeteilt als Niedriglohnländern. Ein solches Lohngefälle besteht etwa 
zwischen den alten und den neuen Mitgliedstaaten der EU. Die Anzahl der 
Beschäftigten kann in die Formel integriert werden, um diese Ungleichverteilung 
abzumindern.448   
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Für den Faktor Kapital scheint es angebracht lediglich Sachanlagen zu 
berücksichtigen, da finanzielle Vermögenswerte sowie Umlaufvermögen durch 
deren hohe Mobilität leicht von den Unternehmen verschoben werden könnten, um 
das Aufteilungsergebnis zu manipulieren. Dieses Vorgehen könnte 
naheliegenderweise eine Sonderbehandlung von Finanzinstituten erfordern. Der 
Umsatz eines Unternehmens kann technisch gesehen nach dem Ursprungsort oder 
                                               
446
 vgl. Weiner (2002), S. 16 
447
 siehe Kommission der Europäischen Gemeinschaften (2011b), Artikel 86 
448
 vgl. Zagler (2009), S. 9 f 
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nach dem Bestimmungsort erfasst werden. Nachdem der Ort der Versendung von 
Waren leicht zu verlagern ist, scheint eine Erfassung des Umsatzes nach dem 
Bestimmungsort zum Zweck der Formelaufteilung angemessener, zumal der 
Standort der Endabnehmer von den Unternehmen nicht beeinflusst werden kann 
und somit Möglichkeiten zur Manipulation vorgebeugt wäre.449 Problematisch 
scheint in diesem Fall jedoch der für Unternehmen entstehende Anreiz, ihre 
Produkte in Niedrigsteuerländer zu verkaufen, um die Steuerzahlung zu minimieren. 
Alternativ könnte seitens betroffener Unternehmen ein unabhängiges 
Partnerunternehmen in einem Niedrigsteuerland beauftragt werden, an das in einem 
ersten Schritt die Verkäufe erfolgen, und das in einem zweiten Schritt die Produkte 
in die Hochsteuerländer weiterverkauft. Dieser Umgehungsmöglichkeit ist durch 
Anti-Missbrauchsregeln vorzubeugen.450 In diesem Zusammenhang von Bedeutung 
ist weiters die Festlegung der Art der wirtschaftlichen Anknüpfung, durch die eine 
Steuerpflicht im jeweiligen Mitgliedsstaat entsteht ("Nexus"). Würde dieser Nexus 
auf die physische Präsenz eines Unternehmens in dem Mitgliedstaat in dem ein 
bestimmter Umsatz erzielt wird festgelegt, so ermöglichte man Unternehmen durch 
die bewusste Entscheidung für oder gegen eine solche physische Präsenz die 
Steuerzahlung zu beeinflussen. Eine weitergehende Definition des Nexus, ohne die 
Notwendigkeit einer physischen Präsenz am Ort des Verkaufs, ist angezeigt.451 So 
könnte etwa das Überschreiten einer bestimmten Umsatzgrenze in einem 
Mitgliedstaat, indem ein Unternehmen beziehungsweise ein Konzern keine 
physische Präsenz aufweist, zu einer Steuerpflicht im betreffenden Mitgliedstaat 
führen.452 
 
Durch die Aufteilung der Bemessungsgrundlage nach unternehmensspezifischen 
Faktoren ergeben sich wesentliche Änderungen der Wirkungen der ursprünglichen 
Körperschaftsteuer. Erstens entspricht der durch die Formelaufteilung auf das 
jeweilige Unternehmen zugeteilte Gewinnanteil der Unternehmensgruppe 
regelmäßig nicht dem vor der Aufteilung ermittelten Gewinn des Unternehmens. 
Dies resultiert schon aus der Tatsache, dass nicht alle Unternehmensaktivitäten in 
                                               
449
 vgl. Kommission der Europäischen Gemeinschaften (2007c), S. 10 ff sowie Petutschnig 
(2010), S. 16 f 
450
 vgl. Altshuler, Grubert (2010), S. 1171 f 
451
 vgl. Petutschnig (2010), S. 16 f 
452
 Einige US-Bundesstaaten dehnen ihren Nexus bereits in dieser Hinsicht aus (regelmäßig 
wird dann von einem „wirtschaftlichen Nexus“ gesprochen). Ein Beispiel ist etwa die jüngste 
Gesetzgebung zum Thema im Staat Washington (siehe Senate Bill 6143, 2010). 
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der Aufteilungsformel abgebildet sind. Im Extremfall kann einem Unternehmen, 
dessen Gewinnermittlung vor Konsolidierung keinen Gewinn oder einen Verlust 
ergab, im Zuge der Formelaufteilung ein Anteil der gemeinsamen 
Bemessungsgrundlage zugeteilt werden. In derartigen Extremfällen könnten 
Unternehmen durch die Steuerlast dazu genötigt sein spezielle Maßnahmen zur 
Liquiditätssicherung zu ergreifen.453 Zweitens ergeben sich, je nachdem an welchen 
Parametern der Unternehmensleistung sich die Formelaufteilung orientiert, im 
Vergleich zur Ermittlung der Bemessungsgrundlage mittels 
Fremdvergleichsgrundsatz abweichende Inzidenzeffekte. Die Aufteilungsformel ist 
so zu wählen, dass Verzerrungen der Investitionsentscheidungen möglichst klein 
ausfallen, zumal es nicht möglich ist sie gänzlich zu verhindern.454 Eine prinzipielle 
Aussage zu Effizienzgewinnen beziehungsweise -einbußen der Formelaufteilung ist 
aus ökonomischer Sicht erst dann möglich, wenn ausreichend Informationen über 
die Nutzung der unternehmerischen Steuergestaltungsmöglichkeiten vorliegen, die 
ihrerseits etwa von der Art der Anwendung beziehungsweise von der Kontrolle der 
im Rahmen der Formelaufteilung eingereichten Steuererklärungen abhängt.455 Die 
Aufteilungsformel kann, entsprechend ihrer Ausgestaltung, Einfluss auf die 
Verteilung des Steuersubstrates unter den beteiligten Mitgliedstaaten nehmen.456 
Fakt ist jedoch, dass eine Körperschaftsteuer, die sich der Formelaufteilung bedient, 
zu einer Steuer auf die Faktoren wird, die in die Formel inkludiert werden. Eine 
Formel, die an unternehmensspezifischen Faktoren ansetzt, kann demgemäß 
(zusätzliche) Verzerrungen der Investitionsentscheidungen verursachen.457 Diese 
Verzerrungen entstehen, da sich die effektive Steuerbelastung aus dem nationalen 
Steuersatz, angewendet auf jenen Teil der Bemessungsgrundlage ergibt, der dem 
jeweiligen Mitgliedstaat durch die Formelaufteilung zugewiesen wird, und eben 
diese Zuweisung durch Manipulation der unternehmensspezifischen Faktoren 
unternehmensseitig beeinflusst werden kann.458 Es besteht somit der Anreiz für 
Unternehmen bei der strategischen Steuerplanung eine Verschiebung der 
Aufteilungsfaktoren in Teilnehmerstaaten mit niedrigeren Steuersätzen zu erwägen, 
                                               
453
 vgl. Petutschnig (2010), speziell S. 24 
454
 vgl. Agúndez-García (2006)  
455
 vgl. Mintz, Weiner (2003), S. 5 f 
456
 vgl. Bettendorf et al. (2009a), S. 16 ff. Für erste theoretische Untersuchungen bezüglich 
möglicher Verteilungseffekte, siehe Abschnitt 9.1.8. 
457
 vgl. Ceriani (2005), S. 10 sowie Kommission der Europäischen Gemeinschaften (2005a), 
S. 16 
458
 vgl. McLure, Charles E. Jr. (1980): The State Corporate Income Tax: Lambs in Wolves’ 
Clothing“; zitiert in Weiner (2002), S. 16 
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wodurch die Steuerbelastung verringert würde. Die Stärke des Anreizes zu 
Verschiebungen dieser Art ist von den Unterschieden in den nationalen 
Steuersätzen abhängig.459 Die Natur des Steuerwettbewerbs würde sich demnach 
grundsätzlich ändern. Letzterem ist umso mehr Angriffsfläche geboten, je 
elastischer die nationalen Anteile der CCCTB, die durch die Formelaufteilung 
ermittelt werden, auf Steuersatzänderungen reagieren, das heißt de facto je 
einfacher die Formelfaktoren unternehmensseitig manipulierbar sind.460 Die 
Konsolidierung und Formelaufteilung muss demnach nicht notwendigerweise zu 
einer Reduktion der steuerlichen Verzerrungen führen.461 Strategische 
Überlegungen der Unternehmen zur Beeinflussung der Steuerzahlung sind 
entscheidend von den Eigenschaften der Aufteilungsformel beeinflusst.462 Mintz und 
Smart463 haben mittels einer empirischen Untersuchung kanadischer 
Unternehmensdaten eruiert, dass das steuerbare Einkommen von Unternehmen, 
bei denen der Fremdvergleichsgrundsatz zur Anwendung kommt, elastischer auf 
Änderungen des Steuersatzes reagiert, als dies bei Unternehmen der Fall ist, deren 
Gewinne konzernweit konsolidiert werden und der Formelaufteilung unterliegen. 
Dieses Ergebnis kann als Argument für die Formelaufteilung gesehen werden. 
Dennoch kann die Aufteilungsformel zur Verlagerung von Teilen der 
Bemessungsgrundlage in Niedrigsteuerländer gereichen. Gupta und Mills464 
eruieren auf Basis amerikanischer Unternehmensdaten, dass für derartige 
Verschiebungen am ehesten der Formelfaktor Umsatz genutzt werden kann, da 
dieser am mobilsten ist, das heißt leicht verlagert werden kann. Auch der Faktor 
Kapital bietet, im Fall mobiler Kapitalbestandteile, Möglichkeiten zur Verlagerungen 
der Bemessungsgrundlage. 
  
Durch die Einführung eines Systems der Formelaufteilung verändert sich auch der 
Wettbewerb um Realkapital. In den USA benutzen die Staaten zur Attrahierung von 
Unternehmensaktivitäten die Gewichtung der einzelnen Faktoren der 
Aufteilungsformel. Eine Verringerung der Gewichte von Kapital und Lohnsumme 
und eine Erhöhung des Gewichtes vom Umsatz etwa wirken stimulierend für 
                                               
459
 vgl. Spengel, Wendt (2007b), S. 9 sowie Ceriani (2005), S. 10 
460
 vgl. Pethig, Wagener (2007), S. 645 
461
 siehe etwa Wellisch (2004) oder Mintz (2002) 
462
 vgl. Pethig, Wagener (2007), S. 646 
463
 Mintz, Smart (2004) 
464
 Gupta, Mills (2002) 
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Eigeninvestitionen und Beschäftigung. Viele Bundesstaaten reduzierten in der 
Vergangenheit das Gewicht der Lohnsumme, um Arbeitsplätze zu generieren und 
das Gewicht vom Kapital, um high-tech Firmen anzuziehen. Dies hat de facto zu 
einer Verlagerung der Wirksamkeit der KöSt in Richtung einer Besteuerung der 
Umsätze geführt.465 
 
Aus mehreren Gründen erscheint eine fixe Formel, die nicht von den autonomen 
Gebietskörperschaften angepasst werden kann, sinnvoller:  
• In US-Bundesstaaten, die das Gewicht der Lohnsumme in der Formel 
verringert haben, ist die Beschäftigung zwar spürbar gewachsen, 
Beschäftigungsverluste anderer Staaten haben diese „ökonomischen 
Gewinne“ jedoch auf aggregierter Ebene wieder konterkariert. Durch 
Veränderungen der Formel entstehen also lediglich Verzerrungen.466 
• Die Staaten haben den Anreiz, die Gewichte immobiler Faktoren in der 
Formel überproportional stark zu gestalten, da sich diese der Besteuerung 
weniger leicht durch Ortsverlagerung entziehen können.467 
 
Es ist von Bedeutung, dass die Formel die Angebots- und die Nachfrageseite in die 
Besteuerung einbindet, sodass auch in Zeiten eines Angebots- oder 
Nachfrageüberhangs eine ausgewogene Besteuerung stattfindet. In der 
Massachusetts-Formel repräsentiert der Umsatz-Faktor die Nachfrageseite, das 
Kapital und die Lohnsumme die Angebotsseite.468 
 
Wird die gleiche Formel in allen Industriezweigen angewendet, so bildet die Formel  
höchstwahrscheinlich die Faktoren nicht in der Gewichtung ab, in der sie zur 
Erzielung von Gewinnen beitragen beziehungsweise für letztere notwendig sind. Die 
Massachusetts-Formel wurde für die herstellende Industrie entworfen und bildet 
etwa die Verhältnisse in vielen Dienstleistungssektoren nicht adäquat ab, da in 
Dienstleistungsbetrieben der Faktor Kapital regelmäßig nur sehr schwach 
repräsentiert ist. Die Idee liegt nahe, eine spezifische Formel für den 
Dienstleistungssektor vorzusehen, in der beispielsweise nur die Löhne sowie der 
                                               
465
 vgl. Weiner (2002), S. 17; Wildasin (2002), S. 187 ff und Zagler (2009), S. 10 
466
 vgl. Goolsbee, Maydew (2000) zitiert in Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
(2005a), S. 39 
467
 vgl. Kommission der Europäischen Gemeinschaften (2005a), S. 41 f 
468
 vgl. Kommission der Europäischen Gemeinschaften (2005a), S. 17 
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Umsatz vertreten sein könnten. Sektorspezifisch unterschiedliche Formeln scheinen 
auf den ersten Blick sinnvoll, können aber (je nach Möglichkeit) zu Strategien zur 
Faktorverschiebung zwischen verbundenen Unternehmen mit dem Ziel der 
Steuervermeidung motivieren.  
 
Unterstellt man – gemäß dem bereits weiter oben angeführten Beispiel – dass für 
den Dienstleistungssektor eine spezielle Formel Anwendung findet, die nur die 
Faktoren Löhne und Umsatz nicht jedoch Kapital berücksichtigt, so hätten derartige 
Verschiebungen beispielsweise dann Erfolg, wenn etwa kapitalintensive 
Unternehmen aus der herstellenden Industrie Kapitalteile zu 
Dienstleistungsunternehmen im selben Konzern verschieben. Im Endeffekt würde 
sich so der Anteil der Bemessungsgrundlage, der jenem Staat zugewiesen wird in 
dem sich die Unternehmen befinden, reduzieren. Darüber hinaus verursachen 
sektorspezifische Formeln administrative Zusatzbelastungen auf 
Unternehmensseite und auf Seite der Steuerbehörden. Die genannten Gründe 
sprechen gegen sektorspezifisch unterschiedliche Aufteilungsformeln. Die USA und 
Kanada wenden derzeit dennoch sektorspezifische Formeln an.469 Auch für die EU 
werden von der Europäischen Kommission derzeit für einige Branchen, wie etwa 
Finanzdienstleistungen, Transportdienstleistungen sowie Fernseh- und 
Rundfunkdienstleistungen, individuelle Formeln vorgeschlagen, da die 
Unternehmenstätigkeit in diesen Sektoren von der Hauptformel nicht adäquat 
abgebildet werden würde. Grundidee dabei ist es, möglichst nur die Gewichtung der 
Formelfaktoren für die erwähnten "besonderen" Branchen zu variieren und keine 
vollkommen geänderte Formel zur Anwendung zu bringen, um keinen 
Zusatzaufwand für Unternehmensgruppen zu verursachen, die in mehreren 
Branchen tätig sind.470 Im Fall von Finanzinstituten könnte etwa ein bestimmter 
(vorgegebener) Anteil des verwalteten Finanzanlagevermögens (ausgenommen 
eigene Anteile und Beteiligungen) in den Faktor Kapital sowie von Zinserträgen in 
den Faktor Umsatz einbezogen werden, um den verhältnismäßig großen Anteil für 
Kunden verwalteten Vermögens adäquat zu berücksichtigen.471 
 
                                               
469
 Für eine Gegenüberstellung von Vor- und Nachteilen sektorspezifischer Formeln, siehe 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften (2005a), S. 53 
470
 siehe Kommission der Europäischen Gemeinschaften (2007c), S. 20 sowie Kommission 
der Europäischen Gemeinschaften (2011b), Artikel 98 ff 
471
 vgl. Kommission der Europäischen Gemeinschaften (2011b), Artikel 98 
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Die konkrete Ausgestaltung der Aufteilungsformel hätte bei ihrem Einsatz in 
Zusammenhang mit einer EU-KöSt wesentliche Bedeutung für die Mitgliedstaaten 
und deren Unternehmen, da sie entscheidend für die Steuerlast ist. Unterschiedliche 
Wirtschaftsstrukturen könnten, je nach Design der Formel, unterschiedliche 
Steuerbelastungen nach sich ziehen. Hochlohnländer sind üblicherweise auf 
Hochtechnologie-Industrien (kapitalintensive Industrien) spezialisiert, um künftiges 
Wachstum zu sichern. Niedriglohnländer hingegen haben normalerweise eine 
Spezialisierung im Bereich arbeitsintensiver Industrien.472 Diese Unterschiede in der 
Wirtschaftsstruktur können zu unterschiedlichen Belastungswirkungen durch die 
Aufteilungsformel führen und sind demgemäß ebenso bei deren Design zu 
berücksichtigen. 
 
Bei Implementierung eines Systems mit Formelaufteilung in Verbindung mit der EU-
KöSt können Anleihen am amerikanischen System genommen werden. Für ein 
europäisches System erscheinen aufgrund der bisher erfolgten wissenschaftlichen 
Erhebungen folgende Ausgestaltungsmerkmale sinnvoll, die sich größtenteils auch 
im Formelaufteilungssystem des aktuellen Vorschlages der Europäischen 
Kommission zur CCCTB473 widerspiegeln: 
• Die Möglichkeit der autonomen Anpassung der Aufteilungsformel durch die 
Mitgliedstaaten der EU sollte nicht vorgesehen werden. Ein andernfalls 
durch die nationalen Veränderungen der Formel ermöglichter 
Steuerwettbewerb verursacht Verzerrungen. So hätten beispielsweise 
arbeitsintensive Unternehmen einen Anreiz ihren Unternehmenssitz in 
einen Mitgliedstaat zu verlagern, in dem dem Faktor Arbeit in der 
Aufteilungsformel vergleichsweise weniger Bedeutung zukommt als in 
anderen Mitgliedstaaten.474 In der Steuerliteratur wird wegen der Gefahr 
solcherart steuerlicher Fehlanreize sogar argumentiert, dass eine 
einheitliche Formel für alle Staaten wichtiger ist, als die konkrete 
Ausgestaltung dieser Formel.475 Ist die Formelaufteilung Bestandteil einer 
EU-KöSt, so ist die Bedeutung der Einheitlichkeit der Formel für eine 
horizontal gleichmäßige Besteuerung evident. 
                                               
472
 vgl. Aiginger (1999) 
473
 vgl. Kommission der Europäischen Gemeinschaften (2011b) 
474
 vgl. Kommission der Europäischen Gemeinschaften (2005a), S. 17. Der Anreiz zur 
Verlagerung von Unternehmensaktivitäten in Mitgliedstaaten die niedrigere Steuersätze zur 
Anwendung bringen, bleibt hiervon unberührt und bestünde ebenso weiterhin. 
475
 vgl. Weiner (2002), S. 18 sowie Anand, Sansing (2000) 
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• Der Aufteilungsmechanismus sollte sich auf Faktoren stützen, die 
möglichst schwer durch die Steuerdestinatare zu manipulieren sind. Das 
heißt konkret, dass die räumliche Verschiebung der Aufteilungsfaktoren in 
andere Mitgliedstaaten möglichst erschwert werden sollte. Speziell mobile 
Kapitalbestandteile können leicht verschoben werden. Aus diesem Grund 
sollten insbesondere immaterielle Vermögensbestandteile nicht in die 
Aufteilungsformel aufgenommen werden.476 
• Die Aufteilungsformel muss intern und extern konsistent sein. Interne 
Konsistenz bedeutet, dass bei Anwendung der Formel in allen Staaten 
nicht mehr als 100% der Unternehmenstätigkeit besteuert werden darf. 
Externe Konsistenz bedeutet, dass die in der Formel verwendeten 
Faktoren eine „natürliche Verbindung“ zu den Aktivitäten des jeweiligen 
Unternehmens im jeweiligen Staat haben müssen. Damit ist gemeint, dass 
die Faktoren in einem adäquaten Verhältnis zur tatsächlichen 
wirtschaftlichen Aktivität der Unternehmen stehen müssen, bei denen sie 
Anwendung finden.477 
• Sektorspezifisch unterschiedliche Formeln sind eher abzulehnen, da sie 
geeignet sind steuerlich motivierte Faktorverschiebungen auszulösen.478 
Dieses Merkmal steht in gewissem Maße mit dem der externen Konsistenz 
in Konflikt, da für die Verwirklichung externer Konsistenz sektorspezifisch 
unterschiedliche Formeln naturgemäß eine bessere Verbindung zu den 
Aktivitäten des jeweiligen Unternehmens zulassen würden. 
• Dennoch sollte die Aufteilungsformel einfach sein, um die Berichtspflichten 
für Unternehmen gering zu halten, den Aufwand für die Steuerbehörden zu 
minimieren und Transparenz zu gewährleisten.479 Aus dieser Perspektive 
betrachtet, erschiene eine Formel mit nur einem Aufteilungsfaktor sinnvoll. 
Um die Verteilungseffekte zwischen den einzelnen Mitgliedstaaten besser 
steuern zu können und somit auch eine politisch möglichst konsensfähige 
                                               
476
 vgl. Kommission der Europäischen Gemeinschaften (2007c), S. 5 
477
 vgl. Kommission der Europäischen Gemeinschaften (2005a), S. 17 ff 
478
 Die Europäische Kommission schlägt die Schaffung der Möglichkeit vor, dass 
Unternehmen eine eigene Formel verlangen können, sofern sie denken, dass die 
ursprüngliche Formel ihren Industriezweig nicht sinnvoll abbildet. Siehe Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften (2005a), S. 53 
479
 vgl. Weiner (2002), S. 17 
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Aufteilungsformel zu erlangen, ist jedoch die Integration mehrerer 
Aufteilungsfaktoren in die Formel zweckmäßig.480 
 
In untenstehender Tabelle werden die Vor- und Nachteile des Systems der 
Formelaufteilung, wie es hier nahegelegt wird, im Vergleich zur getrennten 
Buchführung („separate accounting“) zusammenfassend gegenübergestellt. 
Nachdem die Formelaufteilung erst durch die Konsolidierung der 
Bemessungsgrundlage relevant wird, bezieht diese Übersicht auch die Effekte der 
Konsolidierung mit ein. 
 
Tabelle 9.1.5: Vor- und Nachteile der Formelaufteilung  
(gegenüber getrennter Buchführung) 
Vorteile Nachteile 
Entfall der Transferpreisproblematik Verlagerung des Steuerwettbewerbs auf 
die Formelfaktoren; mögliche 
Manipulationen zur Verringerung der 
Steuerzahlung 
Besteuerung erfolgt im Idealfall im 
Verhältnis der realen 
Unternehmensaktivitäten in den 
jeweiligen Mitgliedstaaten 
Unternehmensaktivitäten können von 
einer Formel nicht in allen Branchen 
gleich gut abgebildet werden 
 
 
9.1.6 Internationale Aspekte  
Erwägungen zu den Ausgestaltungsmerkmalen der EU-KöSt, etwa betreffend den 
Umfang des persönlichen Anwendungsbereichs oder der gemeinsamen 
Bemessungsgrundlage, sind nicht auf den späteren unmittelbaren 
Anwendungsbereich der EU-KöSt, i.e. die EU, begrenzt. Sie betreffen vielmehr auch 
die steuerlichen Verknüpfungen mit dem Ausland, die sich durch 
Wirtschaftsbeziehungen mit Drittstaaten ergeben. Das Konzept der EU-KöSt sollte 
auch in Bezug auf die internationalen Anknüpfungspunkte jene traditionellen Ziele 
der Steuergesetzgebung erfüllen, wie sie bis dato von den Einzelstaaten verfolgt 
                                               
480
 vgl. Bettendorf et al. (2009a), S. 37 f 
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worden sind. Unter den prominentesten Zielen des internationalen 
Besteuerungswesens befinden sind wohl unter anderem auch die Vermeidung der 
Doppelbesteuerung, die Vermeidung der Doppelnichtbesteuerung481, die 
Absicherung gegen Steuererosion und Steuervermeidung sowie – im gegenseitigen 
Interesse aller beteiligten Staaten – das Bestreben, der internationalen 
Standortneutralität bestmöglich zu entsprechen. 
 
Das Konzept der EU-KöSt beziehungsweise der CCCTB würde jedenfalls innerhalb 
der Teilnehmerstaaten die Verwirklichung des Quellenlandprinzips mit sich bringen. 
Dies ergibt sich im Fall der CCCTB aus der Aufteilung der Bemessungsgrundlage 
auf die beteiligten Mitgliedstaaten auf Grundlage des Ausmaßes der wirtschaftlichen 
Tätigkeit der beteiligten Unternehmen sowie der Besteuerung des jeweiligen Teils 
der Bemessungsgrundlage im jeweiligen Mitgliedstaat. Darin manifestiert sich eine 
Abweichung von der üblichen Umsetzung des Quellenlandprinzips, bei der die 
Zuweisung der Einkünfte an das Quellenland mittels Verrechnungspreisabgrenzung 
auf Grundlage des Fremdvergleichsgrundsatzes vorgenommen wird.482 
 
Es stellt sich nun die Frage, ob auch Einkünfte, die EU-Konzerne über 
Tochtergesellschaften in Drittstaaten erwirtschaften, beziehungsweise Einkünfte die 
drittstaatenangehörige Konzerne über Tochterunternehmen im Steuergebiet der EU 
erwirtschaften, in den Anwendungsbereich der CCCTB einbezogen werden 
sollen.483 Wird dies unterlassen und in den Beziehungen mit Drittstaaten weiterhin 
unter Anwendung des Fremdvergleichsgrundsatzes bilanziert, so ist die 
Gewinnverschiebung mittels Transferpreismanipulation zwischen der EU und 
Drittstaaten weiterhin möglich.484 Ausländische Einkünfte von Unternehmen mit Sitz 
in der EU wären bei Umsetzung des Welteinkommensprinzips (und 
Vernachlässigung aktuell gültiger DBA) in der EU prinzipiell steuerbar. Sie können 
genauso gut in die CCCTB integriert und formelhaft auf die beteiligten Staaten 
                                               
481
 Der Ausdruck „Doppelnichtbesteuerung" bezeichnet eine Situation in der Einkünfte in 
verschiedenen Steuergebieten erwirtschaftet jedoch von keinem besteuert werden. Vgl. 
Lang (2003). 
482
 vgl. Devereux (2004), S. 83; Schratzenstaller (2007a), S. 120 
483
 vgl. Kommission der Europäischen Gemeinschaften (2006d), S. 9 f 
484
 vgl. Devereux, Fuest (2009b), S. 6 
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aufgeteilt485 werden, sofern eine diesbezügliche Vereinbarung im Rahmen der DBA 
durchsetzbar ist. Die Umsetzung des Welteinkommensprinzips in Bezug auf 
Einkünfte aus Drittstaaten würde einen konzeptionellen Bruch der CCCTB mit sich 
bringen, wird doch durch die CCCTB innerhalb der EU das Quellenlandprinzip 
verwirklicht. Auch in Bezug auf Einkünfte die drittstaatenangehörige Konzerne über 
Tochtergesellschaften in der EU erwirtschaften sollten einheitliche Regelungen 
festgelegt werden. Es erscheint auch hier sinnvoll, diese Einkünfte in die CCCTB 
miteinzubeziehen und formelhaft auf die beteiligten Staaten aufzuteilen.486 Dies allen 
voran zum Zweck der Vermeidung von Abgrenzungsschwierigkeiten zwischen 
verschiedenen Einkunftsarten, aber auch um Strategien zur Steuervermeidung 
Paroli zu bieten.487 An dieser Stelle ist jedoch zu erwähnen, dass als Voraussetzung 
der Einbeziehung dieser Einkünfte in die CCCTB, die Drittstaaten die formelhafte 
Aufteilung der Bemessungsgrundlage (wie sie bei der CCCTB zur Anwendung 
käme) anstatt der derzeit üblichen (und regelmäßig in 
Doppelbesteuerungsabkommen vorgesehenen) Abgrenzung mittels 
Fremdvergleichsgrundsatz akzeptieren müssten, was vielleicht teilweise möglich 
aber flächendeckend eher unwahrscheinlich erscheint.488 
 
Doch selbst wenn die in Drittstaaten erwirtschafteten beziehungsweise von 
Tochterunternehmen drittstaatsangehöriger Konzernen in der EU erwirtschafteten 
Einkünfte in die CCCTB (und damit auch in die Formelaufteilung) miteingebunden 
werden, stellt sich noch das Problem der Doppelbesteuerung beziehungsweise die 
Frage nach einem möglichst zweckdienlichen gemeinsamen Ansatz zu deren 
Vermeidung. Die überwiegende Mehrheit der gültigen 
Doppelbesteuerungsabkommen der EU-Mitgliedstaaten orientiert sich am OECD-
Musterabkommen.489 Das Musterabkommen lässt verschiedene Optionen für die 
                                               
485
 Als Beispiel sei hier ein europäischer Konzern angeführt, der sich auf zwei verschiedene 
EU-Staaten erstreckt. Erzielt dieser Konzern beispielsweise in den USA Einkünfte, so 
könnten diese, den Regeln einer CCCTB folgend, zusammen mit den restlichen (in der EU 
erzielten) Erträgen des Konzerns konsolidiert und entsprechend der Formelaufteilung 
zwischen den beiden EU-Staaten und der USA aufgeteilt werden.  
486
 Als Beispiel sei hier ein US-Konzern angeführt, der in zwei EU-Staaten 
Tochtergesellschaften hat. Die Erträge der Tochtergesellschaften könnten beim EU-
Headquarter des US-Konzerns konsolidiert und der Formelaufteilung unterworfen werden. 
(Der Konzern würde steuerrechtlich zur Definition eines EU-Headquarters aufgefordert. 
Alternativ könnte eine EU-Tochtergesellschaft auf Grundlage ökonomischer Größen – etwa 
nach der Umsatzstärke – automatisch dazu bestimmt werden.) 
487
 vgl. Agúndez-García (2006), S. 30 sowie Spengel, Wendt (2007b), S. 22 ff 
488
 vgl. Kommission der Europäischen Gemeinschaften (2006d), S. 10 
489
 OECD (2010) 
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Vermeidung der Doppelbesteuerung zu. Das Quellenland hat das Recht, 
Unternehmensgewinne von ständigen Niederlassungen ausländischer Unternehmen 
zu besteuern sowie die Gewinne von Tochtergesellschaften desselben. Das 
Sitzland muss Doppelbesteuerung vermeiden – entweder durch Anrechnung der im 
Ausland gezahlten Steuer oder durch Freistellung der im Ausland gezahlten 
Gewinne. Sozusagen als Gegenleistung verrechnet das Quellenland keine oder nur 
niedrige Quellensteuern auf Gewinnausschüttungen an Bewohner des anderen 
Landes. Im Endeffekt ist es von der Einkommenskategorie sowie von der Methode 
zur Vermeidung von Doppelbesteuerung, die im Sitzland angewendet wird, 
abhängig, ob das Sitzland- oder das Quellenlandprinzip zur Anwendung kommt.490  
 
Um Neuverhandlungen von Doppelbesteuerungsabkommen zu vermeiden, 
erscheint es zunächst sinnvoll, die Regelungen der EU-KöSt möglichst kompatibel 
mit dem OECD-Musterabkommen zu gestalten beziehungsweise die 
grenzüberschreitenden Steuertatbestände aus der Anwendung der CCCTB 
auszunehmen. Letztere Vorgehensweise würde jedoch Möglichkeiten der weiteren 
Vereinfachung internationaler Steuerregeln sowie der Reduktion des 
Verwaltungsaufwandes ungenutzt lassen, die wesentliche Ziele der EU-KöSt sind.491 
Als Folge unterschiedlicher Regelungen an den Außengrenzen des 
Anwendungsbereiches der EU-KöSt (zum Beispiel könnte jeder Mitgliedstaat eine 
eigene Regelung in bilateralen Doppelbesteuerungsabkommen mit den USA treffen) 
hätten international operierende Unternehmen weiterhin höhere steuerliche 
Befolgungskosten zu tragen, die durch das Erfordernis entstehen, den 
verschiedenen Steuerregeln der Drittstaaten gerecht zu werden. Dies bringt unter 
anderem die Notwendigkeit der Trennung von Erträgen und Aufwendungen aus 
grenzüberschreitender Geschäftstätigkeit beziehungsweise von aktiven und 
passiven Direktinvestitionen492 mit sich und führt dadurch zu komplexen 
Abgrenzungsfragen. Darüber hinaus blieben die durch unterschiedliche 
Steuerregeln im Verhältnis zu Drittstaaten bestehenden Anreize erhalten, 
grenzüberschreitende Geschäftstätigkeiten zu verlagern und diese über jene 
Staaten mit den steuerlich jeweils günstigsten Regeln durchzuführen. Auf diese 
                                               
490
 vgl. Spengel, Wendt (2007b), S. 14 
491
 siehe hierzu auch Abschnitt 6.2 
492
 „Aktive Direktinvestitionen" sind Investitionen von Inländern (bzw. hier von CCCTB-
Teilnehmern) im Ausland (bzw. hier in Drittstaaten), während „passive Direktinvestitionen" 
Investitionen von Ausländern (bzw. hier Drittstaatsangehörigen) im Inland (bzw. hier 
CCCTB-Teilnehmerstaaten) sind. 
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Weise könnten Konzerne de facto zwischen den verschiedenen bilateralen 
Regelungen wählen.493 Solcherart steuerliche Verzerrungen von 
Unternehmensentscheidungen sind mit dem Bestreben einer neutralen Besteuerung 
nicht vereinbar. Um längerfristig die Vorteile einer EU-KöSt voll ausschöpfen zu 
können, sind einheitliche Besteuerungsregeln zwischen der EU und den Drittstaaten 
erforderlich, was auch eine Anpassung bestehender 
Doppelbesteuerungsabkommen notwendig machen würde.494 
 
Speziell für die Beziehung mit Drittstaaten, die eine Einkommensabgrenzung im 
Rahmen der CCCTB ablehnen, sind (andere) Vorkehrungen zur Vermeidung von 
Doppelbesteuerung zu treffen. Die zu diesem Zweck grundsätzlich zur Verfügung 
stehenden Methoden, die Freistellungs- und die Anrechnungsmethode, sollten im 
Anwendungsgebiet der EU-KöSt nicht beide zur Anwendung gelangen, um die 
steuerlichen Regeln in der Beziehung mit Drittstaaten für Unternehmen möglichst 
einfach zu halten. Das heißt, dass die Wahl zwischen den beiden Methoden von 
allen Mitgliedstaaten der EU einheitlich getroffen werden sollte.495 Im Rahmen der 
Erörterung der steuerwissenschaftlichen Anforderungen der 
Unternehmensbesteuerung im Binnenmarkt496 wurde bereits erläutert, dass aus 
Gründen der globalen Effizienz danach getrachtet werden sollte, 
Kapitalexportneutralität zu verwirklichen, was die Anwendung der 
Anrechnungsmethode (Sitzlandprinzip) erfordert.  
 
9.1.7 Verteilung der Einnahmenkompetenz im Fall der EU-KöSt  
Eine weitere Vorbedingung für eine EU-Steuer ist die Ausstattung der EU mit der 
notwendigen Ertragshoheit. In Abschnitt 7.4 wurden bereits mögliche Arten der 
Aufteilung der Einnahmenkompetenzen erwogen und der Schluss gezogen, dass 
sich für die EU-KöSt im Speziellen ein Zuschlagssystem anbietet, bei dem seitens 
der europäischen Ebene (zusätzlich zur nationalen Körperschaftsteuer) ein 
Zuschlag auf die gemeinsame Körperschaftsteuer-Bemessungsgrundlage erhoben 
                                               
493
 vgl. Spengel, Wendt (2007b), S. 11 
494
 vgl. Kommission der Europäischen Gemeinschaften (2001a), S. 404 
495
 vgl. auch Kommission der Europäischen Gemeinschaften (2005b), S. 9 
496
 siehe Abschnitt 5 
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wird.497 Der Ertrag beziehungsweise das Steueraufkommen, das aus dem Zuschlag 
lukriert wird, käme dem EU-Haushalt zu.  
 
Unterstellt man, dass die Regierungen der über- sowie der untergeordneten 
föderalen Ebene – hier in erster Linie der Rat der Europäischen Union sowie die 
Regierungen der Mitgliedstaaten – kooperativ zusammenarbeiten, können negative 
externe Effekte beziehungsweise exzessive Besteuerung infolge von ineffizientem 
vertikalem Steuerwettbewerb498 vermieden werden. Bereits bei der Einführung der 
EU-KöSt könnten negative Auswirkungen auf die Bemessungsgrundlage auftreten, 
da die Einführung des Zuschlages auf die Körperschaftsteuer-
Bemessungsgrundlage steuerökonomisch gesprochen einer Anhebung des 
Steuersatzes auf EU-Ebene gleichkommt. In Folge dieser Anhebung wäre 
Steuerausweichung und damit eine Erosion der Steuerbemessungsgrundlage zu 
erwarten. Dies könnte vermieden werden, indem die nationalen 
Körperschaftsteuersätze simultan zur Einführung der EU-KöSt um die Höhe des 
Zuschlagssatzes gesenkt werden. Weitere Herausforderungen für die Kooperation 
zwischen den Institutionen der EU und deren Mitgliedstaaten könnten bei künftigen 
Anpassungen des Zuschlagssatzes entstehen. Vor allem, um auf fluktuierende 
Finanzierungserfordernisse selbständig reagieren zu können, erscheint es sinnvoll, 
die EU für den Fall der EU-KöSt mit begrenzter Gesetzgebungshoheit zur 
Anpassung des Zuschlagssatzes auszustatten, die durch die Definition einer 
Obergrenze eingeschränkt werden könnte. Diese Art der Aufteilung der 
Steuerkompetenzen ist ein Spezialfall des "gebundenen Zuschlagssystems".499  
 
Der Ausdruck "Spezialfall" scheint hier deshalb angebracht, da normalerweise bei 
Zuschlagssystemen die niedrigere gebietskörperschaftliche Ebene den Zuschlag 
erhebt, im Fall der EU-KöSt jedoch der Zuschlag von der übergeordneten EU-Ebene 
erhoben würde. Diese "Umkehrung" passt zum Gewicht des Steueraufkommens, 
das durch den Zuschlagssatz erzielt würde und verglichen zum (Basis-)Aufkommen 
aus den nationalen Körperschaftsteuern relativ kleiner sein würde. Dies ergibt sich 
aus Überlegungen zu den Finanzierungserfordernissen (z.B. Erzielung von 
                                               
497
 vgl. Prillinger, Schneeweiss (2007), S. 31 
498
 Für mehr Details zu den Auslösern von vertikalem Steuerwettbewerb, siehe Abschnitt 7.4. 
499
 vgl. Zimmermann (2009), S. 136 f 
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ausreichend Steueraufkommen zum Ersatz der Mehrwertsteuer-Eigenmittel), die 
durch den Zuschlag auf EU-Ebene (maximal) bedient werden müssten.500 
 
Die vorgeschlagene Art von Zuschlagssystem kommt sehr nahe an ein System 
heran, das in einschlägiger Literatur zum Fiskalföderalismus als "reverse revenue 
sharing" bezeichnet wird. 501 Diese "invertierte Aufkommensteilung" sieht vor, dass 
die Steuerhoheit prinzipiell bei den Staaten verbleibt. Der Zugang der 
übergeordneten Gebietskörperschaft zu den Steuereinnahmen ist jedoch nicht von 
freiwilligen Zuschüssen der Staaten abhängig, vielmehr ist jeder Staat verpflichtet, 
dem Oberverband einen proportionalen Anteil seines Steueraufkommens 
abzugeben, der für alle Staaten gleichermaßen festgelegt wird. In letzterem 
Merkmal würde sich das hier für die EU-KöSt vorgeschlagene Zuschlagssystem von 
der invertierten Aufkommensteilung unterscheiden. Der an die EU zu übertragene 
Anteil wäre nicht ein proportionaler Anteil am Steueraufkommen, sondern ein Anteil 
an der Bemessungsgrundlage. Der Zuschlagssatz würde jedoch auch hier für alle 
Mitgliedstaaten gleichermaßen festgelegt. 
 
Bei Eingriffen in die Aufteilung von Steuerkompetenz sind die Erhebungs- und 
Entrichtungsbilligkeit im Auge zu behalten. Änderungen der Erhebungs- und 
Entrichtungsbilligkeit der Besteuerung (und damit ihrer Zusatzlast), bedingt durch 
Änderungen der Aufteilung der Steuerkompetenzen, können in erster Linie von der 
(laufenden) Steuergesetzgebung ausgehen beziehungsweise von Anpassungen des 
Systems zur Aufteilung der Einnahmen zwischen den beteiligten 
Gebietskörperschaften. Konkret können diesbezügliche Wirkungen etwa von der 
Notwendigkeit zusätzlicher Clearingsysteme oder Anpassungen derselben 
ausgehen oder auch von Änderungen beim Controlling.502 Der Aufwand, der mit der  
Steuergesetzgebung einhergeht, erfährt durch die Einführung eines 
Zuschlagssatzes vor allem dann Änderungen, wenn man davon ausgeht, dass 
dieser Zuschlagssatz zeitweise an geänderte Finanzierungsanforderungen 
angepasst wird. Der Einigungsprozess auf den Zuschlagssatz stellt einen 
zusätzlichen Aufwand dar, der geeignet ist die Erhebungsbilligkeit zu verringern.  
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 siehe dazu Abschnitt 9.1.8 
501
 siehe Lee (1985), S. 282 f 
502
 vgl. Begg (2009), S. 25 ff 
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Auch die Angemessenheit der Steuerlast als Preis für die zur Verfügung gestellten 
öffentlichen Leistungen ist bei der Anpassung der Verteilung von Steuerkompetenz 
zu prüfen. Auf nationaler Ebene können die Mitgliedstaaten ihre 
Körperschaftsteuerlast beeinflussen und so dem Angebotsniveau an öffentlichen 
Gütern anpassen. Ein einheitlicher europäischer Zuschlag auf eine gemeinsame 
Bemessungsgrundlage bringt auf den ersten Blick einen gleich hohen 
Finanzierungsbeitrag zum EU-Budget aus der EU-KöSt von allen Mitgliedstaaten mit 
sich. Dies wäre insofern wünschenswert, als europäische öffentliche Güter (der 
europäische Binnenmarkt, das europäische Rechtssystem, u.v.m.) in allen 
Mitgliedstaaten gleichermaßen zur Verfügung stehen.503 Es besteht daher ein 
Interesse an gleichmäßiger Beitragsleistung, was die Entscheidung für die 
Umsetzung der EU-KöSt in Form eines Zuschlagssatzes stützt.504 Zur 
Verwirklichung dieses Ansinnens würde der EU begrenzte Gesetzgebungs- und 
Ertragshoheit übertragen.  
 
9.1.8 Höhe und Verwendung des Aufkommens einer EU-KöSt  
Bei der Erwägung des Einsatzes einer europäischen Steuer zum Zweck der 
Finanzierung des Haushalts der EU ist naturgemäß das Steueraufkommen von 
Interesse, um entscheiden zu können, welchen Finanzierungserfordernissen durch 
die neue Einnahme entsprochen werden kann. Je nach Höhe des erzielbaren 
Aufkommens der EU-KöSt verändern sich auch die Einsatzmöglichkeiten des 
Steuersubstrates. Je nach Aufkommenshöhe können unterschiedliche Ausgaben 
gedeckt (beziehungsweise unterschiedliche Einnahmequellen ersetzt) werden.  
 
Prinzipiell sind mehrere der Parameter der gemeinsamen Bemessungsgrundlage 
(die bereits in diesem Kapitel diskutiert wurden) geeignet die Höhe des 
Steueraufkommens zu beeinflussen. Auf welche Weise sie dies tun und wie die 
Auswirkungen auf die Bemessungsgrundlage (und dadurch auch auf das 
Steuersubstrat) geartet sind, wird im folgenden Abschnitt 9.1.8.1 erörtert. In 
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 vgl. Tanzi (2008), S. 706 
504
 Um die Äquivalenz zwischen Steuerpreis und Gegenleistung durchzusetzen, sind 
allerdings noch weitere Eckpunkte zu berücksichtigen. Von spezieller Bedeutung ist etwa, 
dass bei der Definition des persönlichen Anwendungsbereiches der EU-KöSt auf 
Mitgliedstaatenebene auf die Einbeziehung vergleichbarer Unternehmenskategorien in die 
Steuerpflicht geachtet wird. Nur so kann erreicht werden, dass die Bemessungsgrundlagen 
in den Mitgliedstaaten den jeweiligen Unternehmensaktivitäten entsprechen (dieser 
Sachverhalt wurde bereits in Abschnitt 9.1.1 näher erläutert). Dies ist für die Verwirklichung 
des Proportionalitätsgrundsatzes der Finanzierung des EU-Haushalts [vgl. Cipriani (2010), 
S. 7] von Bedeutung. 
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Abschnitt 9.1.8.2 werden anschließend Optionen zur Festsetzung der Höhe des 
Zuschlagssatzes diskutiert. Bei den folgenden Betrachtungen wird (aus den bereits 
in Abschnitt 9.1.3 diskutierten Gründen) von der Teilnahme aller Mitgliedstaaten der 
EU an der EU-KöSt ausgegangen, sowie die verpflichtende Einbeziehung aller 
körperschaftsteuerlich organisierten Unternehmen unterstellt.  
 
9.1.8.1 Von der CCCTB ausgehende Effekte 
Bereits die Verwendung der IFRS als Ausgangspunkt zur Definition der CCCTB 
wäre geeignet, eine größenmäßige Veränderung der Steuerbemessungsgrundlage 
und damit im Weiteren auch des Steueraufkommens herbeizuführen. Dies ist 
zumindest dann der Fall, wenn sich die nationalen Vorschriften zur steuerlichen 
Gewinnermittlung von den (zur Verwendung für die CCCTB adaptierten) IFRS 
unterscheiden. Einige Mitgliedstaaten haben ihre steuerlichen 
Gewinnermittlungsvorschriften bereits an die IFRS angenähert, beziehungsweise 
verwenden sie oftmals die handelsrechtliche Rechnungslegung wie etwa IFRS-
Einzelabschlüsse als Ausgangspunkt für die Ableitung des steuerlichen Gewinns.505 
Faktoren, in denen sich die nationalen steuerlichen Gewinnermittlungsvorschriften 
von den IFRS unterscheiden, sind regelmäßig etwa die Abschreibungsmethoden, 
die Abschreibungszeiträume oder Bewertungsfragen, die zu Veränderungen der 
Zusammensetzung der Bemessungsgrundlage führen würden.506 Unterstellt man die 
IFRS als neuen Gewinnermittlungsstandard, so würde die diesbezügliche 
Anpassung aller Voraussicht nach auch in Richtung einer Verbreiterung der 
Bemessungsgrundlage wirken. Der dadurch mögliche Anstieg der Steuerbelastung 
innerhalb der Teilnehmerstaaten würde jedoch vermutlich eher gering ausfallen. 
Dies besagen einschlägige Untersuchungen, die im Falle eines Übergangs zu IFSR 
lediglich geringe Auswirkungen auf die effektive Steuerbelastung von Unternehmen 
attestieren.507  
 
Eine weitere Einflussgröße, die geeignet wäre das Steueraufkommen unmittelbar zu 
beeinflussen, ist der automatische grenzüberschreitende Gewinn- beziehungsweise 
Verlustausgleich. Dieses Ausgestaltungsmerkmal der CCCTB führt zu einer 
Verringerung des Steuersubstrates, zumal die Saldierung von Gewinnen und 
Verlusten umfassender erfolgen würde als bisher. Nichtsdestotrotz ist zu bedenken, 
                                               
505
 vgl. Wissenschaftlicher Beirat beim Bundesministerium der Finanzen (2007), S. 41 
506
 vgl. Wissenschaftlicher Beirat beim Bundesministerium der Finanzen (2007), S. 41, 58 ff 
507
 siehe Oestreicher, Spengel (2007)  
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dass durch die Automatik des Verlustausgleichs vergangene Verluste nur mehr 
einmal gewinnmindernd wirken können und künftige steuerliche Gewinne in der 
Folge größer ausfallen. Dieser Effekt führt dazu, dass die Verringerung der 
Bemessungsgrundlage durch den Gewinn- beziehungsweise Verlustausgleich 
intertemporal gesehen nur gering ausfällt.508  
 
Zusätzlich zur globalen Veränderung der Höhe der Steuerbemessungsgrundlage, 
und damit in weiterer Folge auch des Steueraufkommens, ist auch die Verteilung 
dieser beiden Größen unter den Mitgliedstaaten von Bedeutung. Die 
Formelaufteilung ist geeignet diese Aufteilung zu verändern. Je nach Design und 
Gewichtung der Faktoren der Aufteilungsformel verschieben sich die Aufteilung der 
Bemessungsgrundlage und damit auch der den jeweiligen Mitgliedstaaten 
zukommende Steuerertrag.509 Devereux und Loretz510 haben zur Eruierung der 
unterschiedlichen Auswirklungen verschiedener möglicher Aufteilungsfaktoren 
(Kapital, Lohnsumme und Umsatz) auf die Verteilung des Steueraufkommens 
Unternehmens- und Steueraufkommensdaten analysiert. Die Effekte der 
Formelaufteilung wurden isoliert betrachtet. Es konnten so Mitgliedstaaten 
identifiziert werden, die durch die Systemumstellung vom Fremdvergleichsgrundsatz 
zur Formelaufteilung an Steueraufkommen gewinnen beziehungsweise verlieren 
würden. Dies geschah unter der Annahme, dass betroffene Unternehmen keine 
Verhaltensänderung als Reaktion auf die Reform zeigen, und (in einer der 
untersuchten Modellvarianten) unter der Annahme der obligatorischen Umstellung 
aller Unternehmen im Anwendungsbereich. Die Analyse zeigt511, dass Spanien 
durch die Umstellung auf ein System der Formelaufteilung basierend auf Kapital, 
Lohnsumme und Umsatz der größte Gewinner von Steuereinnahmen wäre. Auch 
Schweden, Großbritannien, die Slowakei und Ungarn würden durch die 
obligatorische Umstellung an Steuersubstrat gewinnen. Finnland kann als potenziell 
größter Verlierer identifiziert werden, gefolgt von den Niederlanden und 
Deutschland.512 Die Richtung der Auswirkungen der Formelaufteilung auf das 
Steueraufkommen in verschiedenen Staaten ist nicht generell erklärbar. Bei einigen 
Staaten ergeben sich durch ihre individuelle Wirtschaftsstruktur Auswirkungen auf 
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 siehe dazu Devereux, Loretz (2008), S. 27 
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 vgl. Weiner (2005), S. 44 ff 
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 Devereux, Loretz (2008) 
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 Devereux, Loretz (2008), S. 23 ff 
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 Selbstverständlich sind die Ergebnisse stark von der Wahl der Aufteilungsfaktoren sowie 
von deren Gewichtung abhängig. 
 151 
die Bemessungsgrundlage, die nicht auf den ersten Blick vermutet werden können. 
Unter anderem im Fall von Deutschland würde man vermuten, dass es als 
Hochsteuerland (durch die Einschränkung der Möglichkeiten zur 
Gewinnverschiebung) in Folge der Konsolidierung und Formelaufteilung an 
Steueraufkommen gewinnt. Doch viele deutsche Konzerne (unter anderem in der 
Autoindustrie) haben große Teile ihrer Produktionsstätten in neuen Mitgliedstaaten, 
wie etwa in Ungarn oder der Slowakei. Durch die Formelaufteilung würde der 
Gewinn, gemäß dem Einsatz der Formelfaktoren, verstärkt den Mitgliedstaaten in 
denen sich diese Produktionsstätten befinden zugerechnet. Diese Staaten würden 
dadurch an Bemessungsgrundlage gewinnen und Deutschland verlieren.513 Wird 
nicht nur die Formelaufteilung isoliert betrachtet, sondern die ganzheitliche 
Umstellung auf die CCCTB inklusive gemeinsamer Regeln für den persönlichen 
Anwendungsbereich, dann würden sich die Auswirkungen auf das Steuersubstrat 
anders darstellen und Deutschland könnte unter Umständen sogar leicht an 
Steueraufkommen gewinnen.514 
 
Auswirkungen der Formelaufteilung auf das Steueraufkommen würden aber nicht 
nur unmittelbar durch die Systemumstellung auftreten, sondern können auch nach 
und nach, durch eventuelle Verlagerungen der wirtschaftlichen Aktivitäten seitens 
der Unternehmen zur Optimierung der Faktoren in der Aufteilungsformel mit dem 
Ziel der Verringerung der Steuerlast, entstehen.515 Dieses Vorgehen könnte 
mittelfristig nicht nur zu einer Veränderung der Verteilung des Steuersubstrats 
führen, sondern auch zu einer weiteren Verringerung des gesamten 
Steueraufkommens bedingt durch die beschriebenen Bestrebungen der 
Unternehmen zur Steueroptimierung. Dieses Argument unterstreicht die Bedeutung 
der Entscheidung über die Gestaltung der Aufteilungsfaktoren, die idealerweise 
mehreren Zielgrößen gerecht werden.516 
 
Die voranstehende Erörterung der Faktoren, die geeignet sind die Höhe (und 
Verteilung) des Steueraufkommens zu beeinflussen, verrät, dass sich eine genaue 
Prognose der Veränderung des Aufkommens im Zuge der Systemumstellung 
                                               
513
 Devereux, Loretz (2008), S. 17 ff 
514
 siehe Brøchner et al. (2007), S. 591 sowie Bettendorf et al. (2009b), S. 107 
515
 Bestrebungen zur "aktiven" beziehungsweise "aggressiven Steuerplanung" nehmen laut 
einschlägigen Untersuchungen in den USA und Kanada zu, wo Systeme zur 
Formelaufteilung zur Anwendung kommen. Siehe Weiner (2005), S. 44 
516
 vgl. Fuest, Hemmelgarn, Ramb (2007), S. 616 ff und Devereux, Loretz (2008), S. 19 ff 
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schwierig gestaltet. Nicht zuletzt deshalb, weil die Reaktion der Unternehmen auf 
die veränderte Steuergesetzgebung nur eingeschränkt vorhergesehen werden kann. 
Umfassende Studien zu den potentiellen Auswirkungen einer Umstellung der 
Körperschaftsbesteuerung auf ein System mit gemeinsamer Bemessungsgrundlage, 
Konsolidierung und Formelaufteilung517 kommen regelmäßig zum Ergebnis, dass es 
im EU-Durchschnitt zu keiner wesentlichen Änderung der Höhe des 
Steueraufkommens kommen würde. Allerdings wird auch bei diesen Studien die 
Möglichkeit durch die Systemumstellung ausgelöster Verhaltensänderungen der 
Unternehmen nicht einbezogen. Innerhalb der EU gäbe es unmittelbar durch die 
Umstellung jedoch unter den Mitgliedstaaten Gewinner und Verlierer an 
Steueraufkommen.518 
 
Die politische Einigung über die EU-KöSt könnte auf Schwierigkeiten stoßen, wenn 
durch die CCCTB – auch nur im Fall einiger Mitgliedstaaten – ein Verlust an 
nationalen Steuereinnahmen verbunden wäre. Der vorangegangene Ausblick auf 
die potenzielle Entwicklung des Steueraufkommens auf Grundlage ökonomischer 
und steuerrechtlicher Faktoren relativiert sich also. Die (Neu-)Verteilung des 
Steueraufkommens unter den Mitgliedstaaten hat höchste politische Brisanz und ist 
für die Einigung über die EU-KöSt von zentraler Bedeutung. Es ist zu erwarten, dass 
Mitgliedstaaten, die an Steueraufkommen verlören, Kompensation für diesen Verlust 
verlangen würden. Je schmäler die neue gemeinsame Steuerbemessungsgrundlage 
wäre, desto virulenter würde dieses Problem werden. Theoretisch wäre es möglich, 
diese Aufkommensverschiebungen mittels eines Transfersystems (Clearing-
Mechanismus) auszugleichen und die Verlierer zu kompensieren.519 Komplizieren 
würde ein solches Clearing-System allerdings die Tatsache, dass die 
Körperschaftsteuereinnahmen starken konjunkturellen Schwankungen unterliegen. 
Darüber hinaus lässt die vergangene Entscheidungsfindung auf europäischem 
Niveau im Bereich grenzüberschreitender Sachverhalte bei der (Mehrwert-) 
Besteuerung darauf schließen, dass eine Einigung auf einen 
                                               
517
 siehe etwa Brøchner et al. (2007) oder Bettendorf et al. (2009b) 
518
 Für diesbezügliche Ergebnisse, siehe Brøchner et al. (2007) oder Bettendorf et al. 
(2009b) beziehungsweise Abschnitt 8. 
519
 vgl. Fuest (2008), S. 732 
 153 
Kompensationsmechanismus äußerst unwahrscheinlich wäre, zumal im Rat der 
Europäischen Union bei Steuerfragen das Erfordernis der Einstimmigkeit gilt.520  
 
Um die nötige Unterstützung für eine Reform der Körperschaftsbesteuerung dieser 
Größenordnung zu bekommen, ist darüber hinaus wohl nicht nur auf politischer 
Ebene, sondern auch seitens der Unternehmerschaft breite Zustimmung 
erforderlich. Vorbedingung um diese zu gewinnen wird wiederum sein, dass mit der 
Reform keine (unmittelbare) Erhöhung der Steuerbelastung verbunden ist. Die 
Erfüllung dieser Bedingung ist ebenso von Bedeutung für eine Einigung unter allen 
Mitgliedstaaten.521  
 
9.1.8.2 Festsetzung des Zuschlagssatzes 
Bei Beachtung der bisherigen Argumente zu möglichen Veränderungen des 
Steueraufkommens beziehungsweise der Steuerbelastung durch die Einführung der 
EU-KöSt wird klar, dass sowohl eine größere Veränderung des gesamten 
Körperschaftsteueraufkommens in der EU als auch dessen Verteilung unter den 
Mitgliedstaaten ein Hindernis für die Einigung unter allen Mitgliedstaaten darstellen 
würde. Diese Erwägungen lassen sowohl einen merklichen Anstieg als auch ein 
Sinken des Körperschaftsteueraufkommens durch eine einstimmig im Rat der 
Europäischen Union erzielte Einigung aller Mitgliedstaaten über die EU-KöSt als 
unwahrscheinlich erscheinen. Die (aktuellen beziehungsweise prognostizierten) 
kumulierten nationalen Körperschaftsteuereinnahmen können demnach als 
Anhaltspunkt für das theoretische maximale Gesamtaufkommen einer EU-KöSt auf 
Grundlage der CCCTB dienen.522 Aus den nationalen 
Körperschaftsteueraufkommen kann auf die nationalen Bemessungsgrundlagen 
rückgeschlossen werden.523 Das theoretische maximale Gesamtaufkommen der EU-
KöSt würde erzielt, wenn der auf die Bemessungsgrundlage angewendete 
Zuschlagssatz der EU-KöSt dem gewichteten Durchschnitt der aktuellen nationalen 
                                               
520
 siehe Art. 112 und 115 des Vertrages über die Arbeitsweise der Europäischen Union in 
der Fassung von Lissabon (ex-Artikel 93 und 94, Vertrag zur Gründung der Europäischen 
Gemeinschaft in der Fassung von Nizza) 
521
 vgl. Martin (1989) 
522
 Es ist davon auszugehen, dass die Summe der nationalen Körperschaftsteuereinnahmen, 
zuzüglich der Einnahmen durch den Zuschlangssatz auf EU-Ebene gemeinsam, das aktuell 
von den Mitgliedstaaten auf nationaler Ebene alleine erzielte Aufkommen nicht überschreiten 
würden. Das heisst, dass die Mitgliedstaaten auf Teile ihres Aufkommens aus der 
Körperschaftsbesteuerung verzichten würden.  
523
 Bemessungsgrundlage = Steueraufkommen / Steuersatz 
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statutarischen Körperschaftsteuersätze entsprechen würde. In diesem – rein 
theoretischen – Fall würde die EU-KöSt die nationalen 
Körperschaftsteueraufkommen aufwiegen (beziehungsweise ersetzen). Aktuellen 
Erhebungen der Europäischen Kommission zufolge betrug das gesamte 
Körperschaftsteueraufkommen der Mitgliedstaaten der EU-27 im Jahr 2009 228 
Mrd. Euro, das sind 2,7% des Bruttoinlandsproduktes.524  
 
Die Fragestellung, ob eine EU-KöSt als Eigenmittelquelle für den EU-Haushalt 
dienen könnte, ist notwendigerweise mit der Ergiebigkeit einer solchen Steuer 
verbunden beziehungsweise mit dem zur Finanzierung des EU-Haushalts 
vorgesehenen Anteils des Steuersubstrates. Aus dem EU-Haushalt wurden 2009 
Ausgaben in der Höhe von etwa 112 Milliarden Euro finanziert.525 Während die 
MwSt-Eigenmittel sowie die BNE-Eigenmittel Gegenstand von Kritik sind, und 
Vorschläge zur Änderung des aktuellen Eigenmittelsystems regelmäßig auf deren 
Ersatz zielen526, sind die traditionellen Eigenmittel (Zölle, Agrarabschöpfungen und 
Zuckerabgaben) systemimmanent begründet und werden daher vermutlich weiterhin 
einen fixen Bestandteil der Einnahmen der EU bilden. Erwägt man den Extremfall, 
dass sowohl die MwSt-Eigenmittel als auch die BNE-Eigenmittel durch Einnahmen 
aus der EU-KöSt ersetzt werden sollen, so entspräche der Finanzierungsbedarf den 
gesamten Einnahmen aus diesen Eigenmittelquellen. MwSt-Eigenmittel (12,8 Mrd. 
Euro) und BNE-Eigenmittel (81,9 Mrd. Euro) zusammen betrugen im Jahr 2009 94,7 
Milliarden Euro.527 Dieser Finanzierungsbedarf könnte in Zukunft theoretisch alleine 
durch Einnahmen aus der EU-KöSt abgedeckt werden. 94,7 Milliarden Euro würden 
etwa 41% der theoretisch möglichen Gesamteinnahmen aus einer EU-KöSt von 228 
Milliarden Euro528 entsprechen. An dieser Stelle ist jedoch nochmals darauf 
hinzuweisen, dass mit der Höhe des Finanzierungsbeitrags aus der EU-
Körperschaftsteuer aufgrund deren Konjunkturreagibilität auch die 
Schwankungsbreite der Einnahmen des EU-Haushaltes zunimmt. Diese Tatsache 
ist bei der Entscheidung über die gewünschte Höhe des Finanzierungsbeitrags aus 
                                               
524
 siehe Kommission der Europäischen Gemeinschaften (2011c), S. 300 
525
 siehe Kommission der Europäischen Gemeinschaften (2010b), S. 10 
526
 vgl. Abschnitt 7.1.1 
527
 siehe Kommission der Europäischen Gemeinschaften (2010b), S. 74 
528
 Hier wurde das KöSt-Aufkommen der EU-27 aus 2009 als Proxy verwendet. Das aktuelle 
KöSt-Aufkommen der EU-27 entspricht dem theoretisch maximal erzielbaren Aufkommen 
durch Anwendung des Zuschlagsatzes der EU-KöSt auf die Bemessungsgrundlage. 
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der EU-KöSt von zentraler Bedeutung.529 Zu bedenken ist weiters, dass vor allem 
der Ersatz beziehungsweise die Abschaffung der BNE-Eigenmittel die 
Verwirklichung des Proportionalitätsgrundsatzes (Verhältnismäßigkeit des EU-
Beitrages der Mitgliedstaaten zum deren Wirtschaftsleistung) stark erschweren, 
wenn nicht gar verunmöglichen würde.530 
 
Will man die generelle Körperschaftsteuerbelastung bei der Einführung der EU-KöSt 
nicht unmittelbar ändern (erhöhen), so ist es naheliegend, bei der initialen 
Einsetzung dieses Systems die nationalen Körperschaftsteuerbelastungen 
anteilsmäßig zu kürzen, um die Steuerzahler für die Belastung durch die EU-KöSt 
zu kompensieren. Dies könnte durch eine entsprechende Senkung der nationalen 
statutarischen Körperschaftsteuersätze gleichzeitig mit der Einführung der EU-KöSt 
erfolgen. 
 
Bei folgenden Überlegungen wird vom Vorhaben ausgegangen, die MwSt-
Eigenmittel ersetzen zu wollen. Diese Annahme wird zum einen aufgrund der 
bereits dargelegten Kritikpunkte gegenüber dieser Eigenmittelquelle getroffen, zum 
anderen jedoch auch aufgrund der guten Eignung der BNE-Eigenmittel als residuale 
Finanzierungsquelle, die geeignet ist Schwankungen – sowohl der Einnahmen als 
auch des Finanzbedarfs – auszugleichen. Darüber hinaus sind die BNE-Eigenmittel 
naheliegenderweise sehr gut zur Verwirklichung des Proportionalitätsgrundsatzes 
der Eigenmittel geeignet. Legt man die vorhandenen Aufkommensdaten aus 2009 
zugrunde und schließt mittels der statutarischen Körperschaftsteuersätze auf die 
zugrundeliegenden Bemessungsgrundlagen, so würde der Finanzierungsaufwand 
von 12,8 Mrd. Euro zum Ersatz der MwSt-Eigenmittel einen EU-Zuschlagssatz von 
1,51% erfordern.531  
 
Ein im Zeitablauf konstant gehaltener Zuschlagssatz resultiert jedoch in 
schwankenden Einnahmen aus der EU-KöSt. Studien zeigen, dass die 
Aufkommenselastizität der Körperschaftsteuer (Höhe der relativen Veränderung des 
Körperschaftsteueraufkommens bei Änderungen der Wirtschaftsleistung) über 1 
                                               
529
 siehe Abschnitt 7.5 
530
 vgl. Colasanti (1997), S. 184 ff 
531
 Dies gilt unter der vereinfachenden Annahme, dass die CCCTB die aggregierte 
Bemessungsgrundlage nicht verändert. Für die zugrundeliegenden Berechnungen sowie die 
Datengrundlage, siehe Annex II, Tabelle A-II. 
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liegt.532 Sie ist damit höher als etwa bei der persönlichen Einkommensteuer oder bei 
indirekten Steuern. Es ist daher nach Möglichkeiten Ausschau zu halten, wie mit 
diesen vergleichsweise hohen Aufkommensschwankungen umgegangen werden 
soll. Prinzipiell sind zwei grundsätzliche Varianten denkbar. Entweder wird der EU-
Zuschlagssatz laufend angepasst, oder aber die Schwankungen der Einnahmen aus 
der EU-KöSt mittels anderer Einnahmequellen ausgeglichen.  
 
Für die erstgenannte Möglichkeit könnte ins Auge gefasst werden, dass das aus 
dem Zuschlagssatz resultierende Aufkommen einen konstanten Anteil am EU-BIP 
ausmachen soll (Variante 1).533 Im Jahr 2009 machten die Einnahmen aus den 
MwSt-Eigenmitteln (12,8 Mrd. EUR) 0,11% des BIP der EU-27 (11.770 Mrd.) aus. 
Unter der Annahme, dass die MwSt-Eigenmittel in ihrer aktuellen Höhe durch die 
EU-KöSt ersetzt und der Finanzierungsanteil der EU-KöSt dann bei 0,11% des EU-
BIP konstant gehalten werden soll, müsste man den Zuschlagssatz ständig 
anpassen. Für eine hypothetische Betrachtung der Entwicklung des 
Zuschlagssatzes im Zeitablauf, siehe Grafik 9.1.8.2a (Berechnungen siehe Annex II, 
Tabelle A-II). 
 
                                               
532
 Siehe etwa Van den Noord (2000), S. 19, wo im Durchschnitt über 20 ausgewählte 
OECD-Staaten eine Elastizität von 1,3 ermittelt wird, oder Girouard und André (2005), S.18. 
Die Letztgenannten errechnen eine Aufkommenselastizität von 1,5 im Schnitt aller OECD-
Staaten. 
533
 Die Aussagekraft beziehungsweise der potenzielle zukünftige Nutzen dieser Variante 
hängt von der Annahme gleichbleibender Rahmenbedingungen ab ("ceteris paribus"-
Annahme). 
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Grafik 9.1.8.2a: Hypothetische historische Entwicklung des Zuschlagssatzes  
der EU-KöSt (Variante 1) 
 
Datenquelle: eigene Berechnungen, siehe Annex II, Tabelle A-II  
 
Die Tatsache, dass Variante 1 laufende Anpassungen des Zuschlagssatzes 
erfordern würde, wäre jedoch ein erheblicher Nachteil für die EU-KöSt. Ständig 
neue Verhandlungen über die Höhe des Satzes drohten einerseits langwierig und 
kostspielig zu sein, und andererseits auch die zusätzliche Autonomität zu 
schmälern, die der EU durch die eigene Einnahme zukommen sollte. Es erscheint 
daher vielmehr sinnvoll, den Zuschlagssatz konstant zu halten, und den Ausgleich 
von Aufkommensschwankungen mittels anderer Einnahmequellen anzustreben 
(Variante 2). Ein weiterer Vorteil dieser Vorgehensweise ist, dass den Unternehmen 
auf diese Weise mehr Planungssicherheit zukommt. Untenstehende Grafik 9.1.8.2b  
(Berechnungen siehe Annex II, Tabelle A-II) zeigt die hypothetische 
Aufkommensentwicklung der EU-KöSt im Zeitablauf bei einem konstanten 
Zuschlagssatz von 1,51%.534  
 
                                               
534
 Ein Zuschlagssatz von 1,51% wäre aktuell (das heißt auf Grundlage von Zahlen des 
Jahres 2009) erforderlich, um die MwSt-Eigenmittel zu ersetzen. 
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Grafik 9.1.8.2b: Hypothetische Aufkommensentwicklung der EU-KöSt bei 
konstantem Zuschlagssatz von 1,51% in Mio. Euro (Variante 2) 
 
Datenquelle: eigene Berechnungen, siehe Annex II, Tabelle A-II  
 
Zu diesem Ausgleich von Aufkommensschwankungen bieten sich in erster Linie die 
BNE-Eigenmittel an, die auch heute schon als residuale und damit ausgleichende 
Finanzierungsquelle genutzt werden. Die Einführung einer zusätzlichen 
Finanzierungsquelle für die EU ohne Streichung beziehungsweise Reduktion 
bestehender Einnahmequellen kommt nicht in Frage, da der Gesamtbetrag der 
Eigenmittel, der den Gemeinschaften für die jährlichen Zahlungsermächtigungen zur 
Verfügung steht, im derzeit gültigen Eigenmittelbeschluss mit 1,24% der Summe der 
Bruttonationaleinkommen der Mitgliedstaaten begrenzt ist.535 
 
Würde tatsächlich das gesamte Finanzierungsvolumen der MwSt-Eigenmittel durch 
die EU-KöSt ersetzt, so bliebe zwar das Gesamtvolumen des EU-Haushaltes ceteris 
paribus gleich, die Finanzierungsbeiträge der einzelnen Mitgliedstaaten würden sich 
jedoch in vielen Fällen verändern. Diese Differenzen kämen nicht nur durch die 
bereits beschriebenen Effekte der Formelaufteilung536 zustande, sondern auch 
dadurch, dass die aktuellen Anteile der einzelnen Mitgliedstaaten an den MwSt-
Eigenmitteln unterschiedlich hoch sind. Die Veränderung der Zahllast zum EU-
                                               
535
 siehe Beschluss 2007/436/EG, Euratom des Rates vom 7. Juni 2007 über das System 
der Eigenmittel der Europäischen Gemeinschaften, Art. 3, Abs. 1 
536
 siehe Abschnitt 9.1.5 
 159 
Budget für die einzelnen Mitgliedstaaten ist durch die Differenz zwischen den 
hypothetischen Zahlungen an EU-KöSt und den aktuellen Zahlungen an MwSt-
Eigenmitteln gegeben. Untenstehende Tabelle 9.1.8.2 zeigt diese Veränderungen 
der Zahlungsbelastung, wobei vereinfachend unterstellt wurde, dass sich die KöSt-
Bemessungsgrundlagen im Zuge der Einführung der EU-KöSt nicht verändern. 
 
Tabelle 9.1.8.2: Vergleich der mitgliedstaatenspezifischen Zahlungen an  
MWSt-Eigenmitteln mit den hypothetischen Zahlungen an EU-KöSt 
MWSt-Eigenmittel 
2009 in Mio. EUR
Fiktive KöSt-BG 
für 2009 in Mio. 
EUR (KöSt-
Aufkommen / 
statutarischer 
KöSt-Satz)
Vorgeschlagener 
Zuschlagssatz auf 
die BG
Hypothetische EU-
KöSt-Zahllast für 
2009 unter 
Annahme 
unveränderter BG 
in Mio. EUR
Differenz 
zwischen MWSt-
Eigenmittel-
Zahlung und 
fiktiver EU-KöSt-
Zahlung in Mio. 
EUR
BE 349,4 25.326,5 1,51% 382,4 33,0
BG 51,0 8.900,0 1,51% 134,4 83,4
CZ 170,0 24.915,0 1,51% 376,2 206,2
DK 274,9 21.844,0 1,51% 329,8 54,9
DE 1.705,0 54.966,4 1,51% 830,0 -875,0
EE 19,9 1.219,0 1,51% 18,4 -1,5
IE 201,4 31.552,0 1,51% 476,4 275,0
EL 328,3 22.760,0 1,51% 343,7 15,4
ES 1.527,9 80.813,3 1,51% 1.220,3 -307,6
FR 2.545,6 69.883,7 1,51% 1.055,2 -1.490,4
IT 1.378,6 117.500,0 1,51% 1.774,3 395,7
CY 24,8 10.960,0 1,51% 165,5 140,7
LV 22,5 1.940,0 1,51% 29,3 6,8
LT 41,8 2.445,0 1,51% 36,9 -4,9
LU 41,1 7.255,2 1,51% 109,6 68,5
HU 113,2 9.295,8 1,51% 140,4 27,2
MT 8,2 1.117,1 1,51% 16,9 8,7
NL 264,2 48.011,8 1,51% 725,0 460,8
AT 270,7 20.456,0 1,51% 308,9 38,2
PL 427,6 37.442,1 1,51% 565,4 137,8
PT 227,7 18.271,7 1,51% 275,9 48,2
RO 156,6 19.112,5 1,51% 288,6 132,0
SI 53,9 3.104,8 1,51% 46,9 -7,0
SK 77,0 8.300,0 1,51% 125,3 48,3
FI 237,2 13.438,5 1,51% 202,9 -34,3
SE 152,9 33.273,8 1,51% 502,4 349,5
UK 2.124,7 156.053,6 1,51% 2.356,4 231,7
EU-27* 12.796,2 850.157,8 1,51% 12.837,4
 
* Die Differenz zwischen den Kontrollsummen der kumulierten MWSt-Eigenmittel-Zahlungen und der fiktiven EU-
KöSt-Zahlungen ergibt sich durch die Rundung des Zuschlagssatzes auf zwei Nachkommastellen. 
 
Quelle: Kommission der Europäischen Gemeinschaften (2010b und 2011c),  
eigene Berechnungen 
 
Die in obenstehender Tabelle angeführten Ergebnisse sind insofern zu qualifizieren, 
als sich die angegebenen Differenzen durch die Harmonisierung der 
Bemessungsgrundlage im Zuge der EU-KöSt noch verändern würden. Den 
länderspezifischen Einzelergebnissen sollte hier daher keine besondere Bedeutung 
beigemessen werden. Dennoch können die teilweise starken Unterschiede in der 
Zahlungsbelastung, die bei Ersatz der MwSt-Eigenmittel durch die EU-KöSt zu 
erwarten wären, als Indiz für Schwierigkeiten beim politischen Einigungsprozess 
verstanden werden. 
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9.1.9 Überlegungen zur Angleichung der Steuersätze  
Im Rahmen von Überlegungen zur Einführung eines gemeinsamen Systems zur 
Körperschaftsbesteuerung auf EU-Ebene spielt auch die Reduktion des 
Steuerwettbewerbs eine Rolle. Staaten sind zwar zunächst selbst Akteure im 
Steuerwettbewerb und versuchen durch steuerliche Anreize Wirtschaftssubjekte und 
damit künftige Steuerzahler zu attrahieren, gleichzeitig haben sie jedoch auch 
starkes Interesse an der Erhaltung eines zur Finanzierung wesentlicher staatlicher 
Leistungen notwendigen Steueraufkommens.537 Jedoch auch das in dieser Arbeit 
vorgeschlagene Modell kann eine Reduktion des Steuerwettbewerbs nur dann 
bewirken, wenn auch die statutarischen Steuersätze angeglichen werden. Der 
gegenständliche Abschnitt dient der näheren Erörterung dieser Möglichkeit. 
 
Unmittelbarer Ausfluss des Steuerwettbewerbs sind regelmäßig Senkungen der 
statutarischen Körperschaftsteuersätze. Die dadurch verursachten Rückgänge des 
Steueraufkommens wurden in der Vergangenheit in den Mitgliedstaaten der EU in 
den meisten Fällen durch Verbreiterungen der Bemessungsgrundlage mehr oder 
weniger ausgeglichen.538 Sobald eine einheitliche Bemessungsgrundlage für die 
Körperschaftsbesteuerung eingesetzt wird, steht diese Möglichkeit nicht mehr zur 
Verfügung und die Veränderung der statutarischen Körperschaftsteuersätze gewinnt 
an Bedeutung. Von der Unternehmensseite betrachtet ändert der Steuerwettbewerb 
(im Falle landesspezifisch unterschiedlicher statutarischer Körperschaftsteuersätze) 
durch die Konsolidierung und Formelaufteilung der Körperschaftsteuer-
Bemessungsgrundlage jedoch seine Natur. Bei Anwendung des 
Fremdvergleichsgrundsatzes und separater Besteuerung der Unternehmen einer 
Gruppe haben Staaten den Anreiz, einander bei den statutarischen Steuersätzen zu 
unterbieten um Buchgewinne anzuziehen, im Fall der Konsolidierung mit 
Formelaufteilung tun sie dies mit dem Ziel multinationale Aktivitäten anzuziehen. 
Anders ausgedrückt: bis dato können multinationale Unternehmen die 
Steuerbelastung mittels Gewinnverschiebungen reduzieren, bei dem neuen System 
würde dies durch Verlagerung ihrer Aktivitäten möglich sein. Multinational tätige 
Unternehmen können weiterhin auf Unterschiede in den Steuersätzen 
verschiedener Mitgliedstaaten reagieren, indem sie jene Produktionsfaktoren, die in 
                                               
537
 siehe dazu auch Abschnitt 4 
538
 vgl. Abschnitt 3 
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der Aufteilungsformel enthalten sind, unter den Mitgliedstaaten, in denen sie tätig 
sind, verschieben.539  
 
Die Einführung eines einheitlichen Körperschaftsteuersatzes für alle Mitgliedstaaten 
wäre die naheliegendste Idee, um der Erosion von Steuereinnahmen vorzubeugen 
sowie Verzerrungen von Unternehmensentscheidungen zu verhindern. Im Fall 
harmonisierter Steuersätze bestünde kein Anreiz mehr zur Verschiebung der 
Produktionsfaktoren und Verzerrungen der Faktorallokation würden eliminiert. 
Dadurch würde der durchschnittliche Kapitalertrag in der EU steigen, was sich 
wiederum in gesteigertem Wohlstand niederschlüge.540 Eine solche völlige 
Harmonisierung der Steuersätze auf de facto nur noch einen einzigen Satz ist 
jedoch aus finanzwissenschaftlichen Überlegungen ebenso mit Vorbehalten 
verbunden. Die Steuerlast stellt nur einen von vielen Standortfaktoren für 
Unternehmen dar.541 Auch die Qualität öffentlicher Infrastruktur, des Rechtssystems, 
der regulatorischen Rahmenbedingungen und vieler weiterer Faktoren beeinflusst 
die Wettbewerbsfähigkeit von Unternehmen. Eine Gleichschaltung der 
Körperschaftsteuersätze hätte weitreichende Folgewirkungen auf andere Faktoren, 
die beim Wegfallen der Körperschaftsteuer als Instrument im Standortwettbewerb 
an Bedeutung gewinnen würden. Es wäre für die Mitgliedstaaten naheliegend, die 
anderen zur Verfügung stehenden Politikinstrumente zur Attrahierung von 
Auslandsinvestitionen einzusetzen, was erneut zu unterschiedlichen 
Rahmenbedingungen für Unternehmen in verschiedenen Mitgliedstaaten führen 
würde.542 Diese Verlagerung des Wettbewerbs um Unternehmen wäre nicht per se 
negativ, da sie etwa zu administrativen Verbesserungen (raschere 
Betriebsgenehmigungen, effizientere Berichtspflichten, etc.) führen könnte. Dennoch 
ist auch eine Verlagerung des Wettbewerbs auf andere Steuern nicht 
auszuschließen. Der Vorschlag einer Vereinheitlichung des 
Körperschaftsteuersatzes in der EU wurde jedenfalls steuerpolitisch nie ernsthaft 
aufgegriffen.543 
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 vgl. Bettendorf et al. (2009a), S. 28 ff 
540
 vgl. Bettendorf et al. (2009a), S. 31 
541
 Für eine Analyse der Determinanten der internationalen Standortwahl von Unternehmen, 
siehe Berlemann, Göthel (2008), insb. S. 40. 
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 vgl. Fuest und Fuest (2004), S. 184 f 
543
 Zuletzt entschieden die Finanzminister der EU im Rahmen der Diskussionen zur CCCTB, 
dass die Frage von Mindeststeuersätzen nicht auf europäischer Ebene diskutiert werden 
soll. Vgl. Baumgartner (2006), S. 96 
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Eine gemäßigtere Alternative böte eine stärkere Angleichung der 
Körperschaftsteuersätze, etwa unter Zuhilfenahme von Steuersatzbandbreiten oder 
Mindeststeuersätzen. In der Vergangenheit wurde bereits mehrmals eine 
Angleichung der Körperschaftsteuersätze vorgeschlagen. 1975 legte die 
Europäische Kommission sogar einen Richtlinienvorschlag vor, der 
Körperschaftsteuersätze zwischen 45 und 55% vorsah.544 Darin waren allerdings 
keine Vorgaben bezüglich der Steuerbemessungsgrundlagen enthalten. Die 
intendierte Richtlinie ist nicht über das Vorschlagstadium hinausgekommen.545 1992 
schlug ein unabhängiger Sachverständigenausschusses zur 
Unternehmensbesteuerung der Europäischen Kommission („Ruding-Bericht“)546 vor, 
Mindestkörperschaftsteuersätze einzuführen. Diese sollten zwischen 30 und 40% 
betragen und wurden in Verbindung mit der Schaffung einheitlicher Regeln für eine 
minimale Bemessungsgrundlage empfohlen.547 Auch diese Vorschläge scheiterten 
am mangelnden Konsens bezüglich Notwendigkeit, Ausmaß und Art der 
Harmonisierung der nationalen Körperschaftsteuersysteme und wurden nicht weiter 
verfolgt.548 Im vergangenen Jahrzehnt haben allen voran Deutschland und 
Frankreich auf die Festlegung von EU-Mindest-Körperschaftsteuersätzen in 
Verbindung mit einer gemeinsamen Steuerbemessungsgrundlage gedrängt.549 
Seitens vieler Mitgliedstaaten besteht jedoch ungeminderter politischer Widerstand 
gegen eine Einflussnahme auf die Höhe der Steuersätze seitens der EU. Diese 
Staaten wollen die Entscheidung über die Steuersätze nicht aus der Hand geben.550 
Dennoch existieren steuerpolitische beziehungsweise fiskalische Argumente für die 
Begrenzung des Steuerwettbewerbs mittels Mindestsätzen. In erster Linie zielen 
diese Argumente auf die Notwendigkeit des Erhalts eines zur Finanzierung 
essentieller staatlicher Leistungen notwendigen Steuerertrages, auch für Regionen 
ohne Agglomerationsvorteile.551  
 
                                               
544
 vgl. Nicodème (2006), S. 22 
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 vgl. Nicodème (2006), S. 22 f 
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 Kommission der Europäischen Gemeinschaften (1992a) 
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 vgl. Kommission der Europäischen Gemeinschaften (1992a), S. 11 ff 
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 vgl. Kommission der Europäischen Gemeinschaften (1992b)  
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 siehe Jacobs (2004) 
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 Dieser Vorbehalt schlug sich auch im Mandat der Arbeitsgruppe zur CCCTB nieder, 
indem festgehalten wurde, dass die Festsetzung der statutarischen Körperschaftsteuersätze 
im Verantwortungsbereich der einzelnen Mitgliedstaaten verbleiben soll [siehe Kommission 
der Europäischen Gemeinschaften (2004b), S. 3].   
551
 Die diesbezüglichen Argumente wurden bereits in Abschnitt 4 erörtert. 
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In anderen Bereichen wurden Mindeststeuersätze bereits eingesetzt. Ein 
prominentes Beispiel ist etwa die Mindestverbrauchsteuer auf Diesel, die 1992 
eingeführt wurde, um ein weiteres Absinken der Steuerbelastung als Folge von 
Steuerwettbewerb zu verhindern. In diesem Fall hat sich die Intensität des 
Steuerwettbewerbs nicht nachweislich verringert.552 Strategischen Reaktionen der 
Staaten auf die Änderungen der Steuersätze von anderen Mitgliedstaaten finden 
nach wie vor statt.553 Diesem Argumentarium folgend können Mindeststeuersätze 
einen Abwärts-Wettlauf verhindern und gleichzeitig die Konkurrenz unter den 
Staaten aufrechterhalten, die dafür dienlich ist eine übermäßige Besteuerung zu 
verhindern ("Zähmung des Leviathans").554 Beim konkreten Beispiel der 
Mindestverbrauchsteuer auf Diesel hat sich gezeigt, dass sich Niedrigsteuerländer 
mit ihren Steuersätzen mittelfristig am Mindeststeuersatz orientieren, während 
Hochsteuerländer mehr Abstand zum Mindeststeuersatz halten.555 
 
Um der Existenz von unterschiedlich stark entwickelten Ländergruppen innerhalb 
der EU556 zu entsprechen, wurde ein erweiterter Ansatz vorgeschlagen557, der 
unterschiedliche Mindestkörperschaftsteuersätze für die wirtschaftlich verschieden 
weit entwickelten Ländergruppen vorsieht, bis der wirtschaftliche Aufholprozess 
hinreichend fortgeschritten ist. Gewöhnlich wird in der Literatur von Ländergruppen 
ausgegangen die den "alten" und den "neuen" Mitgliedstaaten der EU 
entsprechen.558 Dies ist eine mögliche aber nicht notwendigerweise durchgängig 
ökonomisch sinnvolle Unterscheidungsmöglichkeit, zumal auch innerhalb der alten 
Mitgliedstaaten und innerhalb der neuen Mitgliedstaaten unterschiedlich entwickelte 
Volkswirtschaften zu finden sind. Dieses Modell unterschiedlicher 
Mindeststeuersätze für unterschiedlich entwickelte Mitgliedstaaten könnte einer 
eventuellen Angleichung der Steuersätze vorbeugen, bei der sich weiter entwickelte 
Länder gezwungen sähen, ihre Steuersätze auf ein derart niedriges Niveau zu 
senken, das eine Verringerung des Angebotes an öffentlichen Gütern erzwingen 
würde. Weniger weit entwickelte Mitgliedstaaten könnten einen gewissen Abstand 
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 siehe Evers et al. (2004), S. 12 
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 siehe Evers et al. (2004), S.13 f 
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 siehe de Mooij (2004), S. 180 
555
 siehe Evers et al. (2004), S. 5 
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 siehe auch Abschnitt 4 
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 siehe Schratzenstaller (2007b) 
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 siehe Schratzenstaller (2007b), S. 102 ff 
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zwischen den Mindeststeuersätzen nutzen, um Auslandsdirektinvestitionen 
anzuziehen, was für den wirtschaftlichen Aufholprozess von Bedeutung ist.559  
 
Ein höherer Mindestkörperschaftsteuersatz für weiter entwickelte Volkswirtschaften 
und ein niedrigerer Mindestkörperschaftsteuersatz für weniger weit entwickelte 
Volkswirtschaften erscheint auf Grundlage obiger Überlegungen zweckmäßig. Noch 
zu klären ist, nach welchen Kriterien die Mitgliedstaaten auf die unterschiedlichen 
Gruppen (i.e. höherer/niedrigerer Mindeststeuersatz) aufgeteilt werden sollten, 
sowie in welcher Höhe die Mindestkörperschaftsteuersätze festgesetzt werden. 
Durch Mindeststeuersätze wird der Gefahr der Versteinerung der 
Entwicklungsstadien unterschiedlich stark entwickelter Länder, wie sie gemäß der 
Lehre der Neuen Ökonomischen Geographie im Fall fix festgelegter Steuersätze 
besteht560, vorgebeugt. Zusätzlich könnte von vornherein eine schrittweise 
Angleichung der unterschiedlichen Mindeststeuersätze, begleitend zum 
wirtschaftlichen Aufholprozess, vorgesehen werden.561 
 
In Bezug auf die EU-KöSt stellt sich die Frage der Angleichung der Steuersätze als 
zweigeteiltes Problem dar. Zusätzlich zu den von den Mitgliedstaaten zur 
Anwendung gebrachten nationalen Körperschaftsteuersätzen ist der europäische 
Zuschlagssatz, der bestimmend für jenen Aufkommensanteil ist, der dem EU-
Haushalt zukommt, festzulegen.562 Der Zuschlagssatz ist gleichermaßen eine 
Bestimmungsgröße der Gesamtbelastung durch die EU-KöSt sowie der Höhe der 
Beitragsleistung des jeweiligen Mitgliedstaates zum EU-Haushalt. Die Beitragshöhe 
aktueller Eigenmittelquellen variiert (indirekt) mit der Konjunktur in den 
Mitgliedstaaten.563 Dies wäre auch im Fall der EU-KöSt der Fall, zumal deren 
Bemessungsgrundlage konjunkturellen Schwankungen unterliegt. Eine zusätzliche 
landesspezifische Variierung des Zuschlagssatzes zur Berücksichtigung 
unterschiedlicher Entwicklungsstände der Volkswirtschaften der Mitgliedstaaten ist 
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 vgl. Schratzenstaller (2007b), S. 103 ff 
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 Für mehr Details zu diesem Ansatz, siehe Abschnitt 4. 
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 vgl. Euroframe (2005), S. 74 
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 siehe Abschnitt 9.1.7 
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 siehe Abschnitt 7.1 
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daher nicht zu rechtfertigen, weshalb der Zuschlagssatz einheitlich festgelegt 
werden sollte.564 
 
9.1.10 Die Administration der EU-KöSt  
Es bestehen mehrere Möglichkeiten für die Administration einer EU-KöSt. Die 
Steuerverwaltung beziehungsweise die Festlegung der Regeln, nach denen diese 
stattzufinden hat, könnte auf nationaler Ebene stattfinden, auf europäischer Ebene 
angesiedelt sein, es könnte aber auch eine Mischform zur Anwendung kommen. In 
diesem Abschnitt wird konkret auf die Aufteilung beziehungsweise Durchführung der 
administrativen Verwaltung der EU-Steuer, also die Verwaltungshoheit, 
eingegangen.565   
 
Die Abwicklung der Administration auf nationaler Ebene würde den geringsten 
(Umstellungs-) Aufwand mit sich bringen und wäre somit unmittelbar am 
kostengünstigsten. Wenden die Mitgliedstaaten bei der Erhebung der Steuer ihre 
jeweils gültigen Gesetze an, würde dies jedoch in unterschiedlichen 
Vorgehensweisen münden. Dies würde zwar für die körperschaftsteuerpflichtigen 
Unternehmen beziehungsweise Konzerne im Gebiet der EU-KöSt unmittelbar 
keinen Mehraufwand darstellen, da für sie die Steuerbehörde im Sitzland einziger 
Anlaufpunkt wäre, im Rahmen der Zusammenarbeit der Steuerbehörden würden 
jedoch Erschwernisse (etwa im Rahmen des Informationsaustausches oder bei 
Prüfungen) entstehen. Auch ein Wechsel des Unternehmenssitzes wäre mit 
höherem administrativem Umstellungsaufwand verbunden (in erster Linie aufgrund 
unterschiedlicher nationaler Berichtspflichten im Rahmen der Steuererklärung). Ein 
gewisser Anteil europäischer Einflussnahme ist demnach zweckmäßig.566  
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 Zusätzlich zu den angesprochenen konjunkturellen Schwankungen könnten strukturelle 
Unterschiede, wie etwa national unterschiedliche Definitionen des persönlichen 
Anwendungsbereiches, soweit diese im Zuge der Harmonisierung der gemeinsamen 
Bemessungsgrundlage nicht beseitigt werden, Anlass zu Überlegungen in Richtung 
landesspezifisch unterschiedlicher Zuschlagssätze geben, um die Proportionalität der 
Finanzierung des EU-Haushaltes zu wahren. Da jedoch die Proportionalität des EU-
Beitrages nicht über die Steuerbelastung einer spezifischen Gruppe (hier der 
körperschaftsteuerpflichtigen Unternehmen) hergestellt werden kann, sollten für diesen 
residualen Ausgleich die BNE-Eigenmittel herangezogen werden. Siehe hierzu auch 
Abschnitt 9.1.8. 
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 Für eine Erörterung der Ansiedlung beziehungsweise Aufteilung der Ertrags- und 
Gesetzgebungshoheit, siehe Abschnitt 7.4. 
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 vgl. Prillinger, Schneeweiss (2007), S. 36 
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Nun besteht die Möglichkeit der Harmonisierung der verschiedenen nationalen 
Verwaltungsabläufe und somit der Schaffung eines einheitlichen administrativen 
Schemas im Wege einer Verordnung oder Richtlinie. Dieses Vorgehen würde eine 
einheitliche Steuererhebung sicherstellen, ohne erheblichen Kostenaufwand mit sich 
zu bringen. Ein weiterer Vorteil dieses Verfahrens ist jener, dass der Steuerzahler 
weiterhin mit nationalen Behörden in Kontakt ist, von denen die Steuerzahlung 
abgewickelt wird.567 
 
Schließlich besteht die Möglichkeit, die Steueradministration von eigenen Behörden 
der EU nach europäischen Verfahrensregeln abzuwickeln zu lassen. Die Schaffung 
einer neuen EU-Behörde würde jedoch neue Kosten auf EU-Ebene mit sich bringen, 
gleichzeitig Anknüpfungspunkte in den Mitgliedstaaten erfordern (etwa für örtliche 
Prüftätigkeit) und hat keine Vorteile gegenüber der im vorhergehenden Absatz 
genannten Methode.  
 
Bei Betrachtung der möglichen Aufteilungen der Administration einer EU-KöSt 
beziehungsweise der dabei zur Anwendung gelangenden Regeln zwischen der 
nationalen und der europäischen Ebene, zeichnet sich bei Erwägung oben 
angeführter Argumente sowie der bereits erläuterten Anforderungen an ein 
modernes Finanzierungssystem der EU568 ab, dass eine Steueradministration durch 
nationale Behörden nach europäischen Regeln am zweckdienlichsten ist.569 
 
Wickeln nationale Behörden die Administration ab, so ist enge Zusammenarbeit 
unter diesen erforderlich. Zur Bewältigung der speziellen Anforderungen, die sich 
bei der Abwicklung einer EU-KöSt ergeben, wie dem verstärkten 
Informationsaustausch, der unter anderem auch für die Prüftätigkeit erforderlich ist, 
wäre in vielen Mitgliedstaaten der Aufbau spezieller Kapazitäten erforderlich. 
Ebenso ist im Fall gemeinsamer Regeln eine zentrale Anlaufstelle auf EU-Ebene 
erforderlich, die die Anwendung der Regeln überwacht sowie als Anlaufstelle für die 
Steuerbehörden der Mitgliedstaaten zur Verfügung steht.570 
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 vgl. Prillinger, Schneeweiss (2007), S. 36 f 
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 siehe Abschnitt 7.2 
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 vgl. Prillinger, Schneeweiss (2007), S. 37 
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 vgl. Jiménez, Carrero (2008), S. 908 f 
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Allen voran bei grenzüberschreitend tätigen Unternehmensgruppen ist die 
Festlegung des für die Steuerzahlung verantwortlichen Unternehmens innerhalb des 
jeweiligen Konzerns (in der Folge „Hauptsteuerzahler“) sowie einer 
hauptzuständigen Steuerbehörde (in der Folge „Hauptsteuerbehörde“) notwendig. 
Da Informationen über die Geschäftstätigkeit der Tochterunternehmen eines 
Konzerns üblicherweise bei der Muttergesellschaft zusammenlaufen, liegt es nahe, 
die Muttergesellschaft der Unternehmensgruppe zum Hauptsteuerzahler zu 
bestimmen. Sollte diese nicht in einem Mitgliedstaat ansässig sein, dann wäre die 
„Muttergesellschaft“ des EU-Teilkonzerns571 Hauptsteuerzahler. Zu diesem Schluss 
gelangte auch die Arbeitsgruppe der Europäischen Kommission zur CCCTB.572 Der 
Hauptsteuerzahler wäre für die Einreichung der Steuererklärung für alle 
Unternehmen der Gruppe verantwortlich, in der die konsolidierte 
Steuerbemessungsgrundlage, der Anteil jeder Betriebsstätte an dieser 
Bemessungsgrundlage (aufgeschlüsselt nach Mitgliedstaaten) sowie die 
Steuerverbindlichkeit (aufgeschlüsselt nach Mitgliedstaaten) enthalten wäre. 
 
Aus dem Blickwinkel der administrativen Vereinfachung sollte die 
Hauptsteuerbehörde die zuständige Steuerbehörde jenes Mitgliedstaats sein, in 
dem der Hauptsteuerzahler ansässig ist. Da jedoch die nationalen Konzepte der 
Ansässigkeit variieren können, ist in diesem Fall die Festlegung eines einheitlichen 
Ansässigkeitskonzeptes Voraussetzung.573 
 
Zu den Aufgabenbereichen der Steuerbehörden gehören auch Betriebsprüfungen. 
Ist jeweils der Mitgliedstaat, in dem sich der Unternehmenssitz befindet, für die 
Administration der EU-KöSt zuständig, so würde eine deckungsgleiche 
Prüfkompetenz logisch erscheinen. Dass nationale Steuerbehörden in anderen 
Mitgliedstaaten Prüfungen durchführen, erscheint jedoch weder politisch 
durchsetzbar noch logistisch erstrebenswert. 574 Es muss erwogen werden, dass es 
der Hauptsteuerbehörde nicht möglich wäre, eine komplette Prüfung der 
Berechnung der CCCTB in der gesamten Unternehmensgruppe vorzunehmen. 
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 Zur Bestimmung einer Muttergesellschaft des EU-Teilkonzerns würde der Konzern 
steuerrechtlich aufgefordert. Alternativ könnte eine EU-Tochtergesellschaft aufgrund 
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 vgl. Abschnitt 6.2.1 sowie im Besonderen Márquez, Herrera (2008), S. 1054 f 
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 vgl. Kommission der Europäischen Gemeinschaften (2001b), S. 53 f 
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Grund dafür sind allen voran die Steuersouveränitäten der Mitgliedstaaten 
beziehungsweise die territoriale Beschränkung der Verwaltungskompetenzen der 
Mitgliedstaaten. Ein Mitgliedstaat kann nicht ohne weiteres in einem anderen 
Mitgliedstaat Steuerprüfungen durchführen. Dieser Umstand macht eine enge 
Kooperation zwischen den Mitgliedstaaten bei der Prüfung der Richtigkeit der 
Steuererklärungen von Unternehmen in Verbindung mit der EU-KöSt erforderlich.575 
Kooperation unter den Steuerbehörden der Mitgliedstaaten ist kein neues Vorgehen. 
Bereits 1977 wurde mit der sogenannten Amtshilfe-Richtlinie die Grundlage für den 
gegenseitigen Informationsaustausch der zuständigen Steuerbehörden der 
Mitgliedstaaten geschaffen.576 Die Richtlinie sieht vor, dass sich die beteiligten 
Behörden der Mitgliedstaaten gegenseitig alle Auskünfte erteilen, die für die 
korrekte Festsetzung einer Steuer geeignet sind. Für den Fall der Implementierung 
der EU-KöSt sowie der Prüfung derselben, wäre jedoch ein standardisiertes und 
institutionalisiertes Vorgehen erforderlich. Von der Arbeitsgruppe der Europäischen 
Kommission zur CCCTB wurde die Idee einer Datenbank verfolgt, die mit allen 
relevanten Informationen über die Steuerzahler gespeist würde, und auf die alle 
zuständigen Steuerbehörden Zugriff hätten.577 
 
Darüber hinaus wäre die Hauptsteuerbehörde sinnvollerweise mit einer 
Leitkompetenz ausgestattet und würde den Anstoß zu Steuerprüfungen im Bereich 
der EU-KöSt geben. Den anderen zuständigen Steuerbehörden muss es jedoch 
zustehen die Hauptsteuerbehörde zur Prüfung aufzufordern, um eventuelle 
Ungleichbehandlungen zu vermeiden.578 Um diesbezüglich Gleichbehandlung der 
Steuerzahler sicherzustellen, sind objektive Kriterien notwendig, nach denen die zu 
prüfenden Unternehmen ausgewählt werden.579  
 
9.2 Modellvorschlag für eine EU-KöSt 
In der bisherigen akademischen Literatur finden sich Detailbetrachtungen 
ausgewählter Modellparameter potenzieller europäischer Körperschaftsteuern. 
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Diese Arbeit erhebt den Anspruch, ein umfassendes theoretisches Konzept für eine 
EU-KöSt vorzuschlagen. Beim Design des Gesamtsystems sind mannigfaltige 
finanzwissenschaftliche, ökonomische, europarechtliche sowie steuertechnische 
Aspekte zu berücksichtigen. Es ist erforderlich, dass die einzelnen Systemelemente 
der EU-KöSt zusammengeführt und deren Interdependenzen berücksichtigt werden, 
um das gewünschte Funktionieren des Gesamtsystems sicherstellen zu können. 
Unter Interdependenzen sind beispielsweise mögliche Auswirkungen des Systems 
der Formelaufteilung auf Unternehmensentscheidungen oder auch auf 
Steuervermeidungsstrategien zu verstehen. Auch kann etwa die Definition des 
Kreises steuerpflichtiger Unternehmensrechtsformen (persönlicher 
Anwendungsbereich) zur Beeinflussung der Wahl der Rechtsform gereichen. Ein 
weiteres Beispiel eines Wirkungszusammenhangs ist die Art der Anknüpfung an 
steuerliche Regelungen mit Drittstaaten, die Anreize zur Gewinnverschiebung nach 
sich ziehen oder gar zur Verlagerung wirtschaftlicher Aktivität führen kann und damit 
neben realwirtschaftlicher Verzerrungen auch Konsequenzen für das Aufkommen 
aus der EU-KöSt hat.  
 
Die einzelnen Systemelemente, die vom persönlichen Anwendungsbereich über den 
Konsolidierungskreis, die Aufteilung der Bemessungsgrundlage bis hin zur 
möglichen Angleichung der statutarischen Steuersätze reichen, wurden bereits in 
den vorangehenden Abschnitten diskutiert und werden nun im folgenden 
Modellvorschlag zusammengeführt, der eine mögliche Variante einer EU-KöSt 
darstellt. Zur besseren Übersicht bietet Grafik 9.2 eine schematische Darstellung.  
 
Modellvorschlag:580 
 
Die gegenständliche EU-KöSt baut auf einer CCCTB auf. Die EU-KöSt kommt in 
allen Mitgliedstaaten zur Anwendung. Ebenso ist die Teilnahme an der 
gemeinsamen Bemessungsgrundlage und damit auch an der EU-KöSt auf 
Unternehmensebene verpflichtend (keine "opt-out" Möglichkeit). In die 
Bemessungsgrundlage werden auch rein national tätige Unternehmen, die in den 
persönlichen Anwendungsbereich fallen, einbezogen.  
 
Die Verbindlichkeit der Regelungen ist für eine EU-Steuer aus mehreren 
Gründen erforderlich. Unternehmen sowie Steuerbehörden sollen entlastet 
                                               
580
 Zur besseren Übersicht ist die vorgeschlagene Ausgestaltung der Modellparameter in 
kursiver Schrift gehalten, die darunterstehenden Erklärungen beziehungsweise 
Rechtfertigungen des gewählten Designs in Normalschrift.  
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werden und künftig nur mehr mit einem Körperschaftsteuersystem umgehen 
müssen. Dies bedingt, dass die bis dato bestehenden nationalen 
Körperschaftsteuersysteme in der gemeinsamen EU-KöSt aufgehen. Der 
obligatorische Charakter ist auch von Bedeutung, um keinen zusätzlichen 
Spielraum zur Steuergestaltung zu schaffen, der durch eine parallele Existenz 
der EU-KöSt neben den nationalen Systemen entstünde. Ein weiterer 
wesentlicher Grund für die Verbindlichkeit der EU-KöSt ist, dass horizontale 
Steuer- beziehungsweise Beitragsgerechtigkeit in Bezug auf die EU-KöSt581 nur 
bei Teilnahme aller Mitgliedstaaten und körperschaftsteuerpflichtiger 
Unternehmen ermöglicht werden kann. 
 
Der persönliche Anwendungsbereich ist mittels einer Liste von steuerpflichtigen 
Unternehmensrechtsformen klar definiert. Um künftige Weiterentwicklungen des 
Unternehmensrechts adäquat zu berücksichtigen, sind darüber hinaus allgemeine 
Kriterien der prinzipiell steuerpflichtigen Unternehmen festgelegt.  
 
Da die Wahl der Unternehmensrechtsform für die Körperschaftsteuerpflicht 
entscheidend ist und damit in weiterer Folge auch für den Beitrag zur EU-KöSt, 
ist eine uniforme Definition des persönlichen Anwendungsbereiches notwendig. 
 
Der steuerliche Konsolidierungskreis ist nach rechtlichen Kriterien eindeutig 
festgelegt. Grundsätzlich ist eine Mindestbeteiligungsschwelle von knapp über 50% 
vorgesehen. Zusätzliche allgemeine wirtschaftliche Kriterien sind zur Dokumentation 
des Willens des Gesetzgebers festgehalten.  
 
Die Anwendung rechtlicher Kriterien zur Definition des Konsolidierungskreises 
fußt auf deren praktischen Anwendbarkeit. Wirtschaftliche Kriterien böten zu viel 
Interpretationsspielraum. Die gewählte Mindestbeteiligungsschwelle soll der 
Einbeziehung von Minderheitsbeteiligten in den Konsolidierungskreis 
vorbeugen.582  
 
Das steuerbare Einkommen wird auf Grundlage adaptierter IFRS, unter möglichst 
umfassender Einbeziehung verschiedener Einkunftsarten, breit definiert. Es werden 
                                               
581
 Unter horizontaler Steuergerechtigkeit wird hier verstanden, dass gleichartige 
Unternehmen in allen Mitgliedstaaten von der EU-KöSt ähnlich stark belastet werden. 
582
 Unternehmen, die nicht in einen Konsolidierungskreis eingebunden sind, unterliegen 
selbstverständlich dennoch der EU-KöSt, lediglich die auf sie entfallene 
Bemessungsgrundlage wird gesondert erfasst. 
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einheitliche Regeln für steuerlich abzugsfähige Aufwendungen und den 
intertemporalen Ausgleich besonderer Belastungen (Verlustausgleich) festgelegt.  
 
Die Verwendung von breit anerkannten und erprobten Buchhaltungsgrundsätzen 
als Grundlage für das steuerpflichtige Einkommen wird vorgeschlagen, da ein 
großer Anteil der Unternehmen sowie die Steuerbehörden damit vertraut sind. 
Um den speziellen steuerlichen Anforderungen gerecht zu werden, sind 
bestimmte Adaptionen vorzunehmen. Eine heikle Anforderung an die 
Gewinnermittlungsvorschriften im Rahmen der EU-KöSt ist deren ständige 
Weiterentwicklung, um neuen wirtschaftlichen Notwendigkeiten zu entsprechen. 
Zumal eine regelmäßige Änderung der Richtlinie zur EU-KöSt erheblichen 
Aufwand nach sich ziehen würde, kann dafür die Anwendung des 
Komitologieverfahrens erwogen werden. 
 
Zur Aufteilung der (konsolidierten) Bemessungsgrundlage eines Konzerns auf die 
beteiligten Mitgliedstaaten kommt eine einheitliche Formel mit fixen 
Aufteilungsfaktoren zur Anwendung, wobei die Faktoren Kapital, Lohnsumme, 
Anzahl der Arbeitnehmer und Umsatz als ökonomische Anknüpfungspunkte dienen. 
Besondere Formeln, bei denen die Gewichtung der Faktoren von der 
Standardformel abweicht, kommen nur in ausgewählten Sonderfällen zur 
Anwendung, bei Branchen, in denen die Unternehmensaktivitäten sonst nicht 
adäquat berücksichtigt werden würden (etwa im Finanzdienstleistungsbereich).  
 
Die Bemessungsgrundlage wird konsolidiert, um die Transferpreisproblematik zu 
beseitigen sowie um einen automatischen grenzüberschreitenden Gewinn- 
beziehungsweise Verlustausgleich zu ermöglichen. Darüber hinaus wird dadurch 
eine Vielzahl grenzüberschreitender Unternehmensumstrukturierungen 
erleichtert. Der Mechanismus der Formelaufteilung ist in einigen Staaten 
praxiserprobt. Die Entscheidung für die gewählten Formelfaktoren wird so gefällt, 
dass die wirtschaftlichen Aktivitäten der Unternehmen möglichst breit abgedeckt 
sind. Abweichungen von der Standardformel sind eng zu begrenzen, um 
Strategien zur Steuerarbitrage hintanzuhalten.  
 
Zur Regelung des Verhältnisses mit Drittstaaten wird ebenso, soweit dies möglich 
ist, in Doppelbesteuerungsabkommen die Aufteilung der Bemessungsgrundlage 
mittels CCCTB vorgesehen. Dies bezieht sich auf Einkünfte, die 
Tochterunternehmen von drittstaatenangehörigen Konzernen in der EU 
erwirtschaften sowie gleichermaßen auf Einkommen, die von Konzernen mit Sitz in 
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der EU in Drittstaaten erzielt werden. Speziell hinsichtlich jener Drittländer, die einer 
Einkommensabgrenzung im Rahmen der CCCTB nicht zustimmen, findet zur 
Vermeidung von Doppelbesteuerung die Anrechnungsmethode Anwendung.  
 
Die weitgehende Integration auch von ausländischen Einkünften in die 
gemeinsame Bemessungsgrundlage dient der Unterbindung der steuerlich 
motivierten örtlichen Verlagerung von Unternehmensaktivitäten 
(beziehungsweise Einkünften). Verschiedenartige Regelungen mit Drittstaaten 
können steuerliche Schlupflöcher mit sich bringen, weswegen eine möglichst 
einheitliche Regelung gefunden werden sollte. Die Anrechnungsmethode zur 
Vermeidung der Doppelbesteuerung wird vorgeschlagen, um 
Produktionsineffizienzen zu vermeiden, wie sie bei Anwendung des 
Freistellungsverfahrens entstehen können. 
 
Die Kompetenz zur Festlegung der national zur Anwendung gelangenden 
Steuersätze verbleibt prinzipiell auf nationaler Ebene.  
 
Den Mitgliedstaaten soll auch weiterhin ermöglicht werden, ihr Steuerniveau den 
gebotenen öffentlichen Leistungen anzupassen und somit nationale Präferenzen 
zu verwirklichen. Der Einsatz gemeinsamer Mindeststeuersätze ist mittelfristig 
überlegenswert, um einen Abwärtswettlauf der Körperschaftsteuersätze 
auszuschließen und einen zur Finanzierung essentieller staatlicher Leistungen 
notwendigen Steuerertrag zu erhalten.  
 
Die EU hebt einen Zuschlagssatz von zunächst 1,51% auf die gemeinsame 
Körperschaftsteuer-Bemessungsgrundlage ein. Das aus diesem Zuschlagssatz 
resultierende Aufkommen ersetzt die MwSt-Eigenmittel im EU-Haushalt. Der EU 
wird begrenzte Ertrags- sowie Gesetzgebungshoheit übertragen. 
 
Für die Generierung von Steueraufkommen für die EU-Ebene wird ein 
Zuschlagssatz auf die Bemessungsgrundlage vorgeschlagen, da Trenn- oder 
Verbundsysteme nur für eigenständige Steuern in Frage kommen 
beziehungsweise eine generelle Angleichung des Steuersatzes bedingen. Der 
„Zuschlagssatz auf die Bemessungsgrundlage“ hat dem „Zuschlag auf die 
Steuerschuld“ voraus, dass die Aufteilung des Steuersubstrats vom nationalen 
Körperschaftsteuersatz unbeeinflusst bleibt. Die vorgeschlagene Höhe des 
Zuschlagssatzes ist jene, die momentan (basierend auf Daten aus 2009) für den 
Ersatz der MwSt-Eigenmittel erforderlich wäre. Die mit Einführung der EU-KöSt 
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einhergehende Abschaffung der MwSt-Eigenmittel wird aufgrund fundierter Kritik 
an der Beitragsgerechtigkeit dieser Finanzierungsquelle vorgeschlagen. 
 
Die Administration der EU-KöSt erfolgt prinzipiell auf Ebene der Mitgliedstaaten, 
innerhalb eines gemeinsamen rechtlichen Rahmens, wobei der EU eine 
Koordinationsfunktion zukommt. Die hauptzuständige Steuerbehörde ist jene im 
Sitzland der Muttergesellschaft des Konzerns beziehungsweise des EU-
Teilkonzerns. Die Behörden der Mitgliedstaaten heben den EU-Zuschlag auf die 
Bemessungsgrundlage ein und überweisen das daraus resultierende Aufkommen 
an die Europäische Kommission. 
 
Die Ansiedlung der Steueradministration auf Mitgliedstaatenebene wird 
vorgeschlagen, da somit keine Notwendigkeit für den Aufbau einer eigenen 
europäischen Steueradministration besteht. Der Anlaufpunkt für die 
Unternehmen verbleibt auf nationaler Ebene. Um die Einheitlichkeit der 
Anwendung der EU-KöSt sicherzustellen sind gemeinsame 
Verwaltungsregelungen, im Besonderen auch betreffen Steuerprüfungen, zu 
definieren. 
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Grafik 9.2: Modellvorschlag für eine EU-KöSt 
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10. Schlussbetrachtung und Ausblick 
Die gegenständliche Arbeit bietet eine finanzwissenschaftliche Analyse des 
Potentials der Körperschaftsteuer als eigene EU-Steuer. Unter Berücksichtigung 
steuertechnischer, steuerökonomischer und finanzierungsseitiger Aspekte wird ein 
umfassender konzeptiver Modellvorschlag einer solchen Steuer erarbeitet.  
 
Vor dem Ausbau beziehungsweise der Neuschaffung einer Steuer ist die Frage 
nach der Rechtfertigung der relevanten Steuerart zu stellen. Die Analyse der 
Rechtfertigungsgründe der Körperschaftsbesteuerung zu Beginn dieser Arbeit 
bestätigt ihre grundsätzliche Daseinsberechtigung. Die Körperschaftsteuer dient in 
erster Linie der Abgeltung staatlicher Leistungen, der Ergänzung der veranlagten 
Einkommensteuer sowie der Kapitalertragsteuer. Schließlich liegt ihr auch die 
fiskalische Motivation der Erzielung eines nicht unwesentlichen Steueraufkommens 
zugrunde. 
 
Die Entwicklung der statutarischen Körperschaftsteuersätze in der EU, sowie der 
impliziten und effektiven Belastungseffekte, die aus der Körperschaftsbesteuerung  
resultieren, informiert nicht nur über die tatsächliche Steuerbelastung, sondern auch 
über Trends von im Steuerwettbewerb wesentlichen Kenngrößen. Die 
Entwicklungen der letzten Jahre zeigen, dass viele Mitgliedstaaten versucht haben, 
durch Senkungen der statutarischen Steuersätze in erster Linie 
Unternehmensgewinne anzuziehen beziehungsweise von Gewinnverschiebungen 
zu profitieren und nationale Aufkommensverluste durch Verbreiterung der 
Bemessungsgrundlagen zu vermeiden. Eine eindeutige Antwort auf die Frage, ob 
Koordination unter den Mitgliedstaaten sinnvoll ist, um dem Steuerwettbewerb zu 
begegnen, ist aus dem Ensemble der in der Literatur vertretenen 
Steuerwettbewerbstheorien nicht abzuleiten. 
 
Die Unternehmensbesteuerung auf Ebene der EU hat vielschichtigen 
Anforderungen zu genügen. In erster Linie darf die Besteuerung wirtschaftliche 
Unternehmensentscheidungen nicht verzerren. Dadurch soll eine ökonomisch 
optimale Allokation von Ressourcen – insbesondere von Kapital – auf 
internationalem Niveau ermöglicht und Produktionseffizienz verwirklicht werden. An 
ein neues Modell zur Körperschaftsbesteuerung in der EU wird der Anspruch 
gestellt, die Wettbewerbsfähigkeit europäischer Unternehmen im Allgemeinen nach 
Möglichkeit zu verbessern sowie den Wettbewerb der Unternehmen untereinander 
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möglichst nicht zu beeinflussen. Ein diesbezüglich ebenso ausschlaggebendes 
Kriterium ist die administrative Effizienz der Besteuerung selbst. Speziell im Fall der 
EU-KöSt kommt die Anforderung hinzu, Einnahmen für den EU-Haushalt zu 
generieren.  
 
Maßnahmen auf EU-Ebene mit dem Ziel, die genannten Anforderungen an die 
Unternehmensbesteuerung in der EU besser zu verwirklichen, sind bis dato rar. Nur 
wenige Richtlinien in Nischenbereichen und ein Verhaltenskodex, der der Förderung 
des politischen Engagements zur Eindämmung von Steuerdumping dient, sind 
heute im Einsatz. Im März 2011 hat die Europäische Kommission einen 
umfassenden Richtlinienvorschlag zur Schaffung einer gemeinsamen konsolidierten 
Körperschaftsteuer-Bemessungsgrundlage vorgelegt. Das vorgeschlagene Modell  
bietet innovative Ansätze, weist jedoch auch wesentliche Schwachpunkte auf. So ist  
etwa ein Wahlrecht der Unternehmen zwischen der neuen Regelung und den 
bisherigen nationalen Bemessungsgrundlagen vorgesehen, jedoch keine  
Vereinheitlichung der Gewinnermittlungsvorschriften. Diese beiden 
Systemmerkmale vermindern die Wirksamkeit des Modells, das den 
Verwaltungsaufwand reduzieren und die Transparenz der Besteuerung erhöhen 
soll, markant. Die wesentlichen Grundpfeiler des Modells, wie etwa die 
Harmonisierung der Bemessungsgrundlage sowie deren formelhafte Aufteilung auf 
die einzelnen Mitgliedstaaten, können jedoch als Ausgangspunkt für die im Rahmen 
dieser Arbeit konzipierte EU-KöSt dienen.  
 
Die wiederkehrenden Verhandlungen zum Finanzrahmen der EU zeigen, dass nicht 
nur die Höhe der Budgets, sondern auch die Art der Finanzierung, und damit die 
Eigenmittelquellen, Gegenstand von Meinungsverschiedenheiten unter den 
Mitgliedstaaten sind. In erster Linie die MwSt-Eigenmittel geraten aufgrund 
mangelnder Beitragsgerechtigkeit (regressive Belastungswirkungen) zunehmend in 
Kritik. Es werden Rufe laut, diese Eigenmittelquelle zu ersetzen. Eine EU-KöSt 
könnte als ein solcher Ersatz fungieren. Indem der EU Besteuerungskompetenz zur 
Finanzierung europäischer Aufgaben beziehungsweise Ausgaben übertragen wird, 
würde darüber hinaus das Korrespondenzprinzip gestärkt. Die Einnahmen aus der 
EU-KöSt können als Abgeltung der europäischen Standortrente gesehen werden, 
die den Unternehmen durch den europäischen Binnenmarkt und die europäische 
institutionelle Infrastruktur zuteilwird. Auch durch die Tatsache, dass die 
Körperschaftsbesteuerung an mobilen Bemessungsgrundlagen ansetzt, macht eine 
Verlagerung auf höhere gebietskörperschaftliche Ebene Sinn, da dadurch der Erfolg 
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von Strategien zur Steuerausweichung eingeschränkt werden kann. Durch 
Übertragung begrenzter Ertrags- sowie Gesetzgebungshoheit an die EU würde 
deren Finanzautonomie gestärkt werden. 
 
Die ökonomische Analyse der Bestandteile der EU-KöSt ergibt, dass von der 
Systemumstellung auf die EU-KöSt insgesamt leicht positive Wachstumseffekte für 
die EU ausgehen könnten. Positiv würde sich insbesondere die Reduktion der 
Verwaltungsbelastung von Unternehmen auswirken, die durch die EU-KöSt, auch 
wenn sie grenzübergreifend tätig sind, nur mehr einem Steuersystem genügen 
müssten. Der Aufwand zur Erfüllung von Informations- und Berichtspflichten 
gegenüber den Steuerbehörden würde sinken. Auf die Umstellung zur EU-KöSt 
folgende Anpassungsreaktionen von Regierungen oder Steuerpflichtigen könnten 
die positiven Wachstumseffekte jedoch konterkarieren. 
 
Die im Rahmen dieser Arbeit konzipierte EU-KöSt basiert auf einer gemeinsamen 
konsolidierten Körperschaftsteuer-Bemessungsgrundlage, auf die, neben den 
nationalen Körperschaftsteuersätzen, ein einheitlicher EU-Zuschlagssatz zur 
Anwendung kommt. Das Aufkommen, das aus dem Zuschlag resultiert, wird dem 
EU-Haushalt zugeführt. Das Modell ist, vor allem aus Gründen der 
Beitragsgerechtigkeit, zur Einführung in sämtlichen Mitgliedstaaten vorgesehen. Die 
EU-KöSt würde von allen körperschaftlich organisierten Unternehmen eingehoben, 
auch von rein national tätigen. Gemeinsame Regeln für die persönliche Steuerpflicht 
verhindern die unilaterale Einschränkung des Anwendungsbereiches durch 
Einschränkung der körperschaftlichen Rechtsform. Die nach einheitlichen Regeln 
definierte Bemessungsgrundlage wird nach Konzernen konsolidiert und mittels 
Formelaufteilung auf die betroffenen Mitgliedstaaten aufgeteilt. Die Mitgliedstaaten 
können in der Folge, wie auch bisher, national spezifische Körperschaftsteuersätze 
zur Anwendung bringen, was im Lichte unterschiedlicher Angebotsniveaus 
staatlicher Leistungen von Bedeutung ist. Die Mitgliedstaaten exekutieren darüber 
hinaus die Einhebung des EU-Zuschlages auf die gemeinsame 
Bemessungsgrundlage und leiten diesen an die zuständige Behörde der EU weiter. 
Der Zuschlagssatz kann so festgelegt werden, dass das daraus resultierende 
Aufkommen zum Ersatz der vielfach kritisierten MwSt-Eigenmittel gereicht. Eine 
diesbezügliche Modellrechnung auf Basis von Daten aus 2009 ergibt, dass der 
Zuschlagsatz in der Höhe von 1,51% liegen könnte.  
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Die Einsetzung des Zuschlagssatzes der EU würde per se zu einer allgemeinen 
Erhöhung der Körperschaftsteuerbelastung und damit auch zu einem Anstieg des 
Steueraufkommens führen. Um einen solchen Belastungsanstieg zu vermeiden, 
erschiene es sinnvoll, würden die Mitgliedstaaten vereinbaren, zeitgleich mit 
Einführung der EU-KöSt ihre nationalen Körperschaftsteuersätze im Ausmaß des 
europäischen Zuschlagssatzes zu senken. Dieser Schritt würde im Durchschnitt zu 
einer für die Mitgliedstaaten annähernd aufkommensneutralen Reform führen, da 
die nationalen Aufkommensverluste aus der geringeren Körperschaftsbesteuerung 
durch die mit dem Wegfall der MwSt-Eigenmittel geringeren Beitragszahlungen zum 
EU-Haushalt weitestgehend kompensiert würden. Darüber hinaus sind jedoch 
mitgliedsstaatenspezifische Änderungen beziehungsweise Verschiebungen im 
Steueraufkommen zu erwarten. Diese können die Folge einer mit der Einführung 
der EU-KöSt unmittelbar einhergehenden Schmälerung oder Verbreiterung der 
Bemessungsgrundlage sein, oder auch aus dem geänderten Modus der 
Abgrenzung beziehungsweise Aufteilung der Bemessungsgrundlage, durch deren 
Konsolidierung und formelhafte Aufteilung, erwachsen. Die den Mitgliedstaaten im 
Zuge des neuen Aufteilungsmodus zugeteilten Anteile an der 
Bemessungsgrundlage können in unterschiedlichem Ausmaß vom bisherigen 
Ergebnis bei Anwendung des Fremdvergleichsgrundsatzes abweichen. Die daraus 
resultierenden mitgliedsstaatenspezifischen Aufkommensänderungen sind ohne 
starke Verkomplizierung des Systems der EU-KöSt nicht zu verhindern. 
 
Nach Vorstellung des Modells der EU-KöSt muss die Frage gestellt werden, ob 
beziehungsweise inwiefern die EU-KöSt die an Sie gestellten Anforderungen 
erfüllen kann. Diesbezüglich sind zwei wesentliche Gesichtspunkte hervorzuheben. 
Erstens ist von Interesse, ob durch die EU-KöSt steuerökonomische 
beziehungsweise steuertechnische Verbesserungen der Körperschaftsbesteuerung 
erreicht werden können. Zweitens muss danach gefragt werden, ob die EU-KöSt zu 
Verbesserungen in Verbindung mit der Finanzierung des EU-Haushaltes führen 
kann.  
 
In Bezug auf die steuerökonomischen beziehungsweise steuertechnischen 
Verbesserungen ist in erster Linie von Interesse, ob die EU-KöSt ineffizienten 
Steuerwettbewerb beschränken beziehungsweise steuerliche Verzerrungen von 
Investitionsentscheidungen vermindern würde, sowie ob die im Zuge der 
Besteuerung entstehende Verwaltungsbelastung für Unternehmen reduziert werden 
könnte. In Bezug auf den Steuerwettbewerb ergeben die angestellten 
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Untersuchungen, dass sich durch die EU-KöSt zwar die Natur des 
Steuerwettbewerbs änderte, jedoch keine generelle Abschwächung erwirkt würde. 
Die Verschiebung von Buchgewinnen im Rahmen von Transferpreismanipulationen 
würde infolge der Konsolidierung der Bemessungsgrundlage zwar verhindert, 
gleichzeitig entstünden jedoch neue Möglichkeiten zur Verminderung der 
Steuerzahlung im Bereich der Formelaufteilung. Durch Verlagerung 
unternehmensspezifischer Faktoren der Aufteilungsformel, wie etwa mobiler 
Kapitalbestandteile oder des Umsatzes, kann die Bemessungsgrundlage in 
Niedrigsteuerländer verschoben werden. Die EU-KöSt würde demnach die Intensität 
des Steuerwettbewerbs vorerst auch innerhalb der EU nicht vermindern. 
Unternehmensentscheidungen würden nach wie vor verzerrt, wenn auch in 
unterschiedlicher Gestalt. Die EU-KöSt würde jedoch durch den EU-Zuschlagssatz, 
unabhängig von den nationalen Steuersätzen, ein Mindestmaß an 
Körperschaftsteueraufkommen von reinen EU-Konzernen sichern 
(Mindestaufkommen = EU-Zuschlagssatz * Bemessungsgrundlage). Eine generelle 
Minderung des Steuerwettbewerbs innerhalb der EU könnte erst durch einen 
weiteren Schritt, namentlich den Einsatz von Mindeststeuersätzen, erreicht werden, 
wobei auch dann die Problematik der Gewinnverschiebung in niedrig besteuernde 
Drittstaaten erhalten bliebe. Zusätzlich zu den Ausweichreaktionen im Rahmen des 
Steuerwettbewerbs innerhalb des Bereiches der Körperschaftsteuer, könnten 
Unternehmen auch durch Änderung ihrer Rechtsform in den Bereich der 
Einkommensteuer wechseln. Ein Verfolgen dieser Strategie wäre dann denkbar, 
wenn die EU-KöSt die Körperschaftsteuerschuld derart beeinflusst, dass sich 
Unternehmen in bestimmten Fällen durch einen solchen Wechsel steuerliche 
Vorteile erwarten können. Eine generelle Entwicklung in diese Richtung scheint 
jedoch unwahrscheinlich. Einerseits ist aktuell ein Trend in die entgegengesetzte 
Richtung – das heißt in Richtung Inkorporierung – zu beobachten, andererseits 
müsste der Unterschied in der Steuerbelastung auch den Mehrwert aufwiegen, der 
für körperschaftlich organisierten Unternehmen aus der Haftungsbegrenzung 
hervorgeht. 
 
Die Idee, die Körperschaftsteuer zur Finanzierung des EU-Haushalts zu 
instrumentalisieren, entspringt der ständigen Debatte über die Defizite des aktuellen 
Finanzierungssystems. Die Kritik betrifft im Besonderen die MwSt-Eigenmittel, die 
aufgrund ihrer Berechnungsgrundlage als ungerecht empfunden werden. Zudem 
mehren sich die Vorschläge, die auf europäischer Ebene erbrachten öffentlichen 
Leistungen auch auf europäischer Ebene zu finanzieren. Dies könnte es in weiterer 
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Zukunft zudem erleichtern, einem durch die Ausweitung der Aufgaben der EU 
steigenden Finanzbedarf gerecht zu werden. Die EU-KöSt kann als solche 
alternative Finanzierungsquelle dienen. Die Untersuchungen im Rahmen dieser 
Arbeit haben ergeben, dass bereits ein – im Vergleich zu den nationalen 
Körperschaftsteuersätzen – vergleichsweise geringer Zuschlagssatz auf die 
gemeinsame Bemessungsgrundlage zum Ersatz jenes Anteils des EU-Haushalts, 
den derzeit die MwSt-Eigenmittel ausmachen, gereichen würde. Die im Vergleich zu 
den MwSt-Eigenmitteln stärkere Konjunkturreagibilität des EU-Zuschlages im 
Rahmen der EU-KöSt stellt dann kein Problem dar, wenn die BNE-Eigenmittel auch 
weiterhin zum Ausgleich dieser Aufkommensschwankungen zur Verfügung stehen.  
 
Eine der zentralsten Fragen bei der Vergemeinschaftung der 
Unternehmensbesteuerung in der EU ist jene nach der politischen Umsetzbarkeit. 
Der politische Widerstand gegen Koordinierungsvorschläge nimmt üblicherweise mit 
dem Grad der Harmonisierung, der mit den jeweiligen Maßnahmen einhergeht, zu. 
Der aktuelle Spielraum, den die Mitgliedstaaten der EU für Aktivitäten im Bereich 
der direkten Besteuerung zuerkannt haben, insbesondere zur Rechtssetzung, ist 
daher stark begrenzt. Zur Implementierung der EU-KöSt wäre eine Erweiterung der 
Steuerkompetenz der EU im Bereich der direkten Besteuerung erforderlich. Im 
Besonderen durch die Notwendigkeit zur Festlegung beziehungsweise Anpassung 
des Zuschlagssatzes stiege der Einfluss der EU auf die Steuergesetzgebung. Einige 
Mitgliedstaaten – allen voran das Vereinigte Königreich und Deutschland – stehen 
einer solchen Kompetenzübertragung im Steuerbereich grundsätzlich entgegen. 
Obgleich rezente Vorschläge oft konkret den Ersatz eines Teils der aktuellen 
Finanzierungsmittel durch Einnahmen aus einer neuen EU-Steuerquelle 
vorschlagen, halten skeptische Mitgliedstaaten dennoch ihre Opposition aufrecht, da 
sie befürchten, dass die EU, wenn sie einmal Steuerkompetenz erhalten hat, diese 
relativ leicht ausdehnen könnte.583 Die Skepsis gegenüber Harmonisierungsschritten 
im Bereich der direkten Steuern bringt ebenso mit sich, dass auch Ideen zur 
Festlegung eines minimalen Niveaus für nationale Körperschaftsteuersätze auf 
politischer Ebene bisher nicht ernsthaft erwogen wurden. Angesichts der Tatsache, 
dass ein minimaler Körperschaftsteuersatz inneffizientem Steuerwettbewerb 
entgegenwirken und einer möglichen längerfristigen Erosion der 
Körperschaftsteuereinnahmen im Zuge eines Abwärtswettlaufs der Steuersätze 
                                               
583
 siehe etwa Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 30. Juni 2011 („Deutschland wehrt sich 
gegen EU-Steuer“) oder The Guardian vom 3. Februar 2011 („David Cameron faces tough 
fight against EU funding levy“) 
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vorbeugen könnte, stellt sich die Frage, ob die diesbezügliche Ablehnung eventuell 
bald schwinden könnte. 
 
Aufgrund der Skepsis der Mitgliedstaaten bezüglich der Übertragung von 
Steuerkompetenz an die EU ist es begreiflich, dass einige Elemente des 
vorgeschlagenen Modells für die EU-KöSt nicht einfach durchzusetzen sind. Dies 
beginnt bereits mit der Definition der gemeinsamen Bemessungsgrundlage sowie 
des Systems zu deren formelhaften Aufteilung, setzt sich fort mit der obligatorischen 
Teilnahme aller Mitgliedstaaten sowie aller körperschaftlich organisierter 
Unternehmen an der Steuer und schließt insbesondere die Übertragung des 
Zuschlages an den EU-Haushalt mit ein. Darüber hinaus ist das Faktum, dass es im 
Zuge der Einführung einer EU-KöSt Mitgliedstaaten geben würde, die an 
Steuereinnahmen gewinnen und wiederum andere, die verlieren würden, ein 
Hindernis für die Einigung. Doch schon die zunehmende Frequenz, mit der die 
Finanzminister über die Intensivierung der Steuerkoordination im Allgemeinen und 
über die Verstärkung der Koordination bei der Unternehmensbesteuerung im 
Speziellen diskutieren, zeigt, dass die Bedeutung diesbezüglicher Überlegungen für 
die EU mittlerweile höher eingeschätzt wird als noch vor einigen Jahren. Ein 
möglicher Weg vorwärts wäre die Implementierung einer gemeinsamen 
Bemessungsgrundlage in einem ersten Schritt, die dann in einem weiteren Schritt 
zur EU-KöSt ausgebaut werden kann. 
 
Ein Forschungsfeld, das in Fortführung der gegenständlichen Arbeit von Interesse 
wäre, ist die Integration der Körperschafts- und Einkommensteuersysteme. Dies 
insbesondere, da etwa die Anforderungen der Rechtsformneutralität oder der 
Finanzierungsneutralität lediglich dann erfüllt werden können, wenn die 
Körperschafts- mit der Einkommensbesteuerung diesbezüglich kompatibel ist. 
 
Die wirtschaftliche und institutionelle Integration der Mitgliedstaaten im Rahmen der 
EU schreitet voran. Damit geht das Bestreben der Mitgliedstaaten einher, die 
Standortqualität im europäischen Binnenmarkt zu verbessern und die wirtschaftliche 
Leistungsfähigkeit und Wettbewerbsfähigkeit Europas im internationalen Umfeld zu 
steigern. Dies erfordert nicht nur Verbesserungen der unternehmerischen 
Rahmenbedingungen, wie etwa der grenzüberschreitenden Kompatibilität der 
Steuersysteme, sondern unter anderem auch beim öffentlichen 
Finanzierungssystem. Die Wirtschaftskrise um die Jahre 2008/2009 hat die engen 
Spielräume in den öffentlichen Finanzen der Mitgliedstaaten noch weiter 
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eingeschränkt. Aus der daraus resultierenden Notwendigkeit zur 
Budgetkonsolidierung erwächst das Bestreben, an der Effizienz der öffentlichen 
Ausgaben, aber auch der Finanzierungssysteme, zu arbeiten.  
 
Die Umsetzung einer EU-KöSt in Form eines Zuschlages auf eine gemeinsame 
konsolidierte Körperschaftsteuer-Bemessungsgrundlage erscheint als sinnvoll und 
könnte das ambitionierte Ziel fortgesetzter Koordinierungsanstrengungen sein. Das 
vorgeschlagene Modell zeigt einen gangbaren Weg zur Ausstattung der EU mit 
einer neuen Eigenmittelquelle, und damit in Verbindung mit begrenzter 
Steuerhoheit, auf. Der Widerstand, den einige Mitgliedstaaten Vorschlägen zur 
Verstärkung der Steuerkoordination immer noch entgegenbringen, mag derzeit allzu 
couragierte Schritte zur Intensivierung der Steuerkoordination verhindern. Doch die 
Zeit arbeitet für die Koordinierung und somit möglicherweise auch für die EU-KöSt.
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Annex I 
 
Tabelle A-Ia: Differenz zwischen höchstem Grenzsteuersatz der Einkommensteuer 
und statutarischem Körperschaftsteuersatz („tax gap“) 
1995 1996 1997 1998 1999 2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011
a) Einkommensteuer,  Höchster 
Grenzsteuersatz (EU-27, arithmet. 
Mittel) 47,3 47,1 46,4 46,1 45,3 44,7 43,7 42,9 42,2 41,2 39,9 39,3 39,1 37,8 37,1 37,6 37,1
b) Körperschaftsteuer, 
statutarischer Satz (EU-27, arithmet. 
Mittel) 35,3 35,3 35,2 34,1 33,5 31,9 30,7 29,3 28,3 27,0 25,5 25,3 24,5 23,6 23,5 23,3 23,1
a-b) Tax Gap (EU-27, arithmet. 
Mittel) 12,0 11,8 11,2 12,0 11,8 12,8 13,0 13,6 13,9 14,2 14,4 14,0 14,6 14,2 13,6 14,3 14,0
c) Einkommensteuer, Höchster 
Grenzsteuersatz (EU-15, arithmet. 
Mittel) 53,7 53,5 52,9 52,1 51,2 50,6 49,3 48,7 48,0 47,8 47,3 47,0 47,0 47,0 46,9 47,7 48,1
d) Körperschaftsteuer, 
statutarischer Satz (EU-15, arithmet. 
Mittel) 38,0 38,2 38,1 36,7 35,9 35,4 33,8 32,6 31,9 31,4 30,1 29,6 28,7 27,5 27,2 27,3 26,9
c-d) Tax Gap (EU-15, arithmet. 
Mittel) 15,6 15,4 14,8 15,4 15,3 15,2 15,5 16,1 16,1 16,4 17,3 17,3 18,3 19,4 19,7 20,4 21,2
 
Datenquelle: Kommission der Europäischen Gemeinschaften (2011c), S. 99 und 130 
 
 
 
Tabelle A-Ib: Implizite Körperschaftsteuersätze 
1995 1996 1997 1998 1999 2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009 ∆1995-2009
BE 20,3 23,5 24,6 28,3 27,9 24,4 24,2 23,2 22,3 22,0 22,0 22,6 21,0 21,6 16,9 -3,4
BG - - - - - - - - - 15,9 - 12,6 28,3 - - -
CZ 47,2 31,4 41,4 27,8 30,1 26,2 28,2 30,3 32,0 29,8 25,5 25,5 25,7 23,8 19,9 -27,3
DK 19,3 21,1 21,1 27,4 19,7 23,1 21,1 20,0 22,3 24,9 26,7 28,7 29,1 24,0 23,1 3,8
DE - - - - - - - - - - - - - - - -
EE 15,2 9,1 9,8 11,9 8,9 4,1 3,0 4,7 6,5 6,9 5,7 5,8 7,1 8,0 12,6 -2,6
IE - - - - - - - 9,9 10,1 10,3 10,1 10,4 8,9 8,0 7,5 -
EL - - - - - 26,4 20,7 21,4 17,9 17,0 19,7 - - - - -
ES - - - - - 30,7 28,5 31,4 31,2 35,2 43,5 51,9 63,1 35,1 24,5 -
FR 21,5 26,0 26,2 24,7 28,7 29,6 32,9 29,0 24,4 26,4 26,1 31,8 28,4 27,0 15,4 -6,1
IT 19,5 21,8 25,9 18,8 22,4 19,2 23,6 20,9 24,6 21,3 20,7 27,0 30,4 32,3 35,2 15,7
CY - - - - - - - - - - - - - - - -
LV 61,6 47,9 14,9 17,1 12,5 8,6 8,8 8,3 6,6 7,9 9,6 11,0 13,0 17,9 8,3 -53,3
LT 20,1 12,7 10,5 10,3 7,4 3,9 2,5 2,6 5,7 7,2 8,0 10,8 9,8 11,1 8,3 -11,8
LU - - - - - - - - - - - - - - - -
HU - - 23,6 22,7 25,8 28,7 25,6 20,1 19,3 17,4 18,3 15,5 18,3 18,9 19,1 -
MT - - - - - - - - - - - - - - - -
NL 19,8 23,5 22,3 22,7 21,8 18,4 17,2 18,0 14,4 14,4 12,4 12,0 10,2 11,1 8,0 -11,8
AT 24,8 27,9 28,5 29,4 27,6 27,1 37,6 28,7 27,1 26,2 23,7 23,1 24,3 25,2 25,0 0,2
PL 46,8 51,6 46,2 42,7 42,5 37,1 37,2 37,0 21,9 18,6 21,0 19,0 20,4 20,3 14,7 -32,1
PT 16,2 18,6 20,7 19,1 21,3 24,5 21,8 22,1 19,4 19,3 20,5 22,3 - - - -
RO - - - - - - - - - - - - - - - -
SI 16,7 28,3 20,7 19,0 16,6 19,6 22,2 24,6 21,0 23,0 33,8 30,5 30,5 28,3 23,8 7,1
SK 51,2 52,8 49,8 52,7 49,7 40,2 32,5 34,4 34,8 22,6 23,3 20,3 19,8 22,0 23,4 -27,8
FI 18,4 21,9 23,9 26,7 26,2 31,2 19,1 22,2 20,0 19,5 18,7 16,4 18,2 19,6 18,6 0,2
SE 16,8 19,1 20,3 19,8 24,0 32,7 23,7 18,8 18,1 18,1 23,3 18,4 23,2 17,4 25,8 9,0
UK 23,3 24,6 29,1 29,3 30,1 31,0 31,9 23,8 19,5 19,6 23,7 26,1 22,8 22,8 18,4 -4,9
EU-25* 26,2 26,3 25,1 24,6 24,3 23,6 22,5 21,5 20,0 19,4 20,8 21,4 22,2 20,8 18,6 -7,6
EA-17* 22,3 24,6 24,6 24,6 24,5 23,5 22,6 22,3 21,1 20,3 21,6 22,6 23,4 21,6 19,5 -2,8
 
* arithmetisches Mittel 
Für die Durchschnittswerte wurden fehlende Werte für gewisse Jahre bei einigen Mitgliedstaaten durch die 
letztverfügbaren Werte ersetzt. 
Quelle: Kommission der Europäischen Gemeinschaften (2011c), S. 362 
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Tabelle A-Ic: Effektive durchschnittliche Körperschaftsteuersätze  
nach Methodik von Devereux und Griffith 
1998 1999 2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009
AT 29,7 29,7 29,7 31,2 31,0 31,0 31,2 23,0 23,0 23,0 23,0 22,7
CZ 26,4 25,4 23,6 23,6 23,6 23,6 24,6 22,7 21,0 21,0 18,4 17,5
BE 34,5 34,5 34,5 34,4 34,5 29,5 29,5 29,5 25,7 25,4 24,9 24,7
BG 32,0 29,7 28,1 24,2 20,4 20,5 17,1 13,2 13,2 8,8 8,9 8,8
CY 27,5 27,5 27,5 26,5 26,9 14,8 14,8 10,6 10,6 10,6 10,6 10,6
DK 30,0 28,3 28,3 26,8 26,8 26,8 26,8 25,1 25,1 22,5 22,5 22,5
EE 22,4 22,4 20,4 20,4 20,4 20,4 20,4 18,8 18,1 17,3 16,5 16,5
FI 25,9 26,1 27,2 27,2 27,2 27,2 27,2 24,5 24,5 24,5 24,5 23,6
FR 39,8 38,4 36,6 35,8 34,9 35,0 35,0 34,8 34,4 34,6 34,6 34,6
DE 41,2 40,4 40,4 35,8 35,8 37,0 35,8 35,8 35,5 35,5 28,2 28,0
EL 30,4 30,4 30,4 30,4 30,4 30,4 30,4 27,8 25,2 21,7 21,8 21,8
HU 19,0 19,3 19,7 19,7 19,7 19,7 17,8 16,6 16,3 19,5 19,5 19,5
IE 9,4 9,4 9,4 9,4 12,3 14,3 14,3 14,3 14,4 14,4 14,4 14,4
IT 32,0 32,0 31,3 30,7 34,3 32,6 31,8 31,8 31,8 31,8 27,2 27,4
LV 22,7 22,7 22,7 22,7 20,2 17,7 14,3 14,3 14,3 14,3 13,8 13,8
LT 23,0 23,0 19,1 19,1 12,7 12,7 12,7 12,7 16,0 15,2 12,7 16,8
LU 32,6 32,6 32,6 32,6 26,5 26,5 26,5 26,5 25,9 25,9 25,9 25,0
MT 32,2 32,2 32,2 32,2 32,2 32,2 32,2 32,2 32,2 32,2 32,2 32,2
NL 32,3 32,3 32,3 32,3 31,9 31,9 31,9 29,1 27,4 23,7 23,7 23,7
PL 32,4 30,6 27,1 25,3 25,3 24,2 17,1 17,1 17,1 17,4 17,4 17,5
PT 33,4 33,4 31,5 31,5 29,5 29,4 24,6 24,6 24,6 23,7 23,7 23,7
RO 34,0 34,4 22,7 22,7 22,9 22,7 22,4 14,7 14,7 14,8 14,8 14,8
SK 36,7 36,7 25,8 25,8 22,3 21,9 16,5 16,8 16,8 16,8 16,8 16,8
SI 20,9 20,9 20,9 20,9 20,9 21,5 21,5 22,1 22,3 20,9 20,0 19,1
ES 36,5 36,5 36,5 36,5 36,5 36,5 36,5 36,5 36,5 34,5 32,8 32,8
SE 23,8 23,8 23,8 23,1 23,1 23,1 23,1 24,6 24,6 24,6 24,6 23,2
UK 29,7 28,9 28,7 28,7 29,3 29,3 29,3 29,3 29,2 29,3 28,0 28,3
EU-27* 29,3 28,9 27,5 27,0 26,4 25,6 24,6 23,3 23,0 22,4 21,5 21,5
EU-15* 30,7 30,4 30,2 29,8 29,6 29,4 28,9 27,8 27,2 26,3 25,3 25,1
EU-12* 27,4 27,1 24,2 23,6 22,3 21,0 19,3 17,7 17,7 17,4 16,8 17,0
EU15-EU12 3,3 3,4 6,1 6,2 7,3 8,4 9,6 10,2 9,5 8,9 8,5 8,1
 
* arithmetisches Mittel 
Datenquelle: Devereux, Elschner, Endres, Spengel (2009), S. 76 ff 
 
Tabelle A-Id: Körperschaftsteueraufkommen als Anteil des 
Gesamtsteueraufkommens  
1995 1996 1997 1998 1999 2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009 ∆1995-2009
BE 5,3 6,0 6,3 7,4 7,1 7,1 6,9 6,7 6,4 6,9 7,2 8,0 8,0 7,6 5,8 0,5
BG 14,6 17,6 18,4 12,4 10,2 8,6 12,5 10,5 8,9 7,8 5,9 6,8 13,1 9,8 8,8 -5,8
CZ 12,7 9,7 11,0 10,1 11,2 10,3 12,0 12,3 12,8 12,5 12,0 13,1 13,4 11,7 10,5 -2,2
DK 4,8 5,1 5,5 6,1 4,8 6,6 5,8 6,0 6,1 6,5 7,7 8,8 7,8 6,9 5,1 0,3
DE 2,2 2,9 3,1 3,3 3,6 4,0 1,4 1,5 1,9 2,4 2,8 3,5 3,5 2,8 1,7 -0,5
EE 6,7 4,6 5,1 7,1 6,0 2,9 2,3 3,6 5,1 5,4 4,7 4,9 5,2 5,1 5,2 -1,5
IE 8,3 9,4 9,9 10,6 12,1 12,0 12,1 13,1 13,1 12,2 11,4 12,3 11,3 9,8 8,8 0,5
EL 8,0 6,8 7,5 8,6 9,4 12,0 10,1 10,0 9,1 9,6 10,3 8,6 7,9 7,9 8,0 0,0
ES 5,8 6,1 8,1 7,7 8,7 9,2 8,6 9,6 9,3 10,0 11,0 11,6 12,8 8,8 7,6 1,8
FR 4,2 4,7 5,2 5,3 5,9 6,3 7,0 5,9 5,0 5,4 5,3 6,6 6,7 6,4 3,0 -1,2
IT 8,3 9,0 9,4 5,9 6,6 5,9 7,8 6,6 5,7 5,9 5,8 7,0 7,6 7,1 5,6 -2,7
CY 14,9 16,8 17,1 17,7 21,3 20,6 20,1 19,2 13,1 11,1 13,1 15,0 16,6 18,0 18,4 3,5
LV 5,5 5,9 6,8 6,8 6,4 5,3 6,6 7,1 5,3 6,1 6,9 7,5 8,9 10,9 5,9 0,4
LT 7,4 6,4 5,0 4,1 2,6 2,3 1,9 2,1 4,9 6,6 7,3 9,4 8,7 9,1 6,3 -1,1
LU 17,7 18,1 19,0 19,4 17,4 17,8 18,4 20,4 19,2 15,3 15,4 13,8 14,8 14,3 14,7 -3,0
HU 4,5 4,5 4,9 5,5 5,9 5,6 6,0 6,1 5,8 5,6 5,6 6,3 6,9 6,5 5,4 0,9
MT 9,8 9,0 9,4 9,6 10,0 10,3 10,6 12,3 14,4 12,5 13,3 14,8 17,7 19,8 19,6 9,8
NL 8,1 10,1 11,4 11,4 11,0 10,9 11,0 9,4 8,1 8,8 9,7 9,4 9,1 8,8 5,6 -2,5
AT 3,8 4,9 5,0 5,3 4,5 5,0 7,2 5,5 5,3 5,6 5,5 5,6 6,2 6,2 4,4 0,6
PL 7,3 7,1 7,5 7,3 6,9 7,5 5,8 6,3 5,6 7,1 7,6 7,1 7,9 7,9 7,2 -0,1
PT 7,8 8,9 10,2 10,1 11,3 12,0 10,6 10,5 8,8 9,4 8,5 9,1 10,9 11,2 9,3 1,5
RO 13,4 12,0 16,1 12,8 12,3 9,8 8,8 9,3 10,1 11,6 9,8 10,0 10,5 10,7 9,7 -3,7
SI 1,3 2,4 2,8 2,6 3,1 3,1 3,4 4,1 4,6 5,0 7,2 7,7 8,6 6,7 4,9 3,6
SK 15,0 10,9 9,8 8,8 8,8 7,7 7,8 7,6 8,4 8,2 8,7 9,9 10,2 10,7 8,7 -6,3
FI 5,0 6,0 7,5 9,4 9,4 12,5 9,4 9,3 7,7 8,1 7,6 7,7 9,0 8,1 4,7 -0,3
SE 5,4 5,1 5,6 5,1 5,9 7,3 5,3 4,3 4,6 6,0 7,3 7,5 8,0 6,3 6,4 1,0
UK 7,9 9,2 11,1 10,8 9,8 9,7 9,5 8,2 7,9 8,1 9,3 10,8 9,4 9,6 8,0 0,1
EU-27* 8,0 8,1 8,8 8,6 8,6 8,6 8,5 8,4 8,0 8,1 8,4 9,0 9,6 9,2 7,8 -0,2
EU-25* 7,5 7,6 8,2 8,2 8,4 8,6 8,3 8,3 7,9 8,0 8,4 9,0 9,5 9,1 7,6 0,1
EU-15* 6,8 7,5 8,3 8,4 8,5 9,2 8,7 8,5 7,9 8,0 8,3 8,7 8,9 8,1 6,6 -0,3
EU-12* 9,4 8,9 9,5 8,7 8,7 7,8 8,2 8,4 8,3 8,3 8,5 9,4 10,6 10,6 9,2 -0,2
EU-10* 8,5 7,7 7,9 8,0 8,2 7,6 7,7 8,1 8,0 8,0 8,6 9,6 10,4 10,6 9,2 0,7
EA-17* 7,8 8,0 8,6 8,8 9,2 9,4 9,1 9,1 8,5 8,3 8,7 9,1 9,8 9,4 8,0 0,2
 
* arithmetisches Mittel 
Quelle: Kommission der Europäischen Gemeinschaften (2011c), S. 301 
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Tabelle A-Ie: Körperschaftsteueraufkommen als Anteil am Bruttoinlandsprodukt  
1995 1996 1997 1998 1999 2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009 ∆1995-2009
BE 2,3 2,7 2,8 3,4 3,2 3,2 3,1 3,0 2,9 3,1 3,2 3,6 3,5 3,4 2,5 0,2
BG 4,5 5,0 5,1 4,0 3,1 2,7 3,8 3,0 2,8 2,5 1,8 2,1 4,4 3,2 2,5 -2,0
CZ 4,6 3,4 3,8 3,4 3,8 3,5 4,1 4,3 4,6 4,7 4,5 4,8 5,0 4,2 3,6 -1,0
DK 2,3 2,5 2,7 3,0 2,4 3,3 2,8 2,9 2,9 3,2 3,9 4,4 3,8 3,3 2,5 0,2
DE 0,9 1,2 1,3 1,3 1,5 1,7 0,6 0,6 0,7 0,9 1,1 1,4 1,4 1,1 0,7 -0,2
EE 2,3 1,5 1,8 2,4 2,0 0,9 0,7 1,1 1,6 1,7 1,4 1,5 1,6 1,7 1,8 -0,5
IE 2,8 3,1 3,2 3,4 3,9 3,8 3,6 3,7 3,8 3,7 3,5 3,9 3,5 2,9 2,5 -0,3
EL 2,3 2,0 2,3 2,8 3,2 4,1 3,4 3,4 2,9 3,0 3,3 2,7 2,5 2,5 2,4 0,1
ES 1,9 2,0 2,7 2,5 2,9 3,1 2,9 3,3 3,1 3,5 3,9 4,2 4,8 2,9 2,3 0,4
FR 1,8 2,0 2,3 2,3 2,7 2,8 3,1 2,5 2,1 2,3 2,3 2,9 2,9 2,8 1,3 -0,5
IT 3,3 3,8 4,1 2,5 2,8 2,4 3,2 2,7 2,3 2,4 2,3 2,9 3,3 3,0 2,4 -0,9
CY 4,0 4,4 4,4 4,9 5,9 6,2 6,2 6,0 4,3 3,7 4,6 5,5 6,8 7,0 6,5 2,5
LV 1,8 1,8 2,2 2,3 2,0 1,6 1,9 2,0 1,5 1,8 2,0 2,3 2,7 3,2 1,6 -0,2
LT 2,0 1,7 1,5 1,3 0,8 0,7 0,5 0,6 1,4 1,9 2,1 2,8 2,6 2,7 1,8 -0,2
LU 6,6 6,8 7,5 7,6 6,7 7,0 7,3 8,0 7,3 5,7 5,8 5,0 5,3 5,1 5,5 -1,1
HU 1,8 1,8 1,9 2,1 2,3 2,2 2,3 2,3 2,2 2,1 2,1 2,3 2,8 2,6 2,1 0,3
MT 2,6 2,3 2,6 2,5 2,7 2,9 3,2 3,9 4,5 4,1 4,5 4,9 6,1 6,7 6,7 4,1
NL 3,3 4,1 4,5 4,5 4,5 4,3 4,2 3,6 3,0 3,3 3,6 3,7 3,5 3,4 2,1 -1,2
AT 1,6 2,1 2,2 2,3 2,0 2,2 3,3 2,4 2,3 2,4 2,3 2,3 2,6 2,6 1,9 0,3
PL 2,7 2,7 2,7 2,6 2,4 2,4 1,9 2,0 1,8 2,2 2,5 2,4 2,8 2,7 2,3 -0,4
PT 2,3 2,7 3,1 3,1 3,5 3,7 3,3 3,3 2,8 2,9 2,7 2,9 3,6 3,7 2,9 0,6
RO 3,7 3,1 4,2 3,7 3,8 3,0 2,5 2,6 2,8 3,2 2,7 2,8 3,1 3,0 2,6 -1,1
SI 0,5 0,9 1,0 1,0 1,2 1,2 1,3 1,6 1,7 1,9 2,8 3,0 3,2 2,5 1,8 1,3
SK 6,0 4,3 3,6 3,2 3,1 2,6 2,6 2,5 2,8 2,6 2,7 2,9 3,0 3,1 2,5 -3,5
FI 2,3 2,8 3,5 4,3 4,3 5,9 4,2 4,2 3,4 3,5 3,3 3,4 3,9 3,5 2,0 -0,3
SE 2,6 2,6 2,8 2,6 3,0 3,8 2,6 2,0 2,2 2,9 3,6 3,6 3,8 2,9 3,0 0,4
UK 2,8 3,2 3,9 3,9 3,5 3,5 3,5 2,8 2,7 2,9 3,4 4,0 3,4 3,6 2,8 0,0
EU-27* 2,8 2,8 3,1 3,1 3,1 3,1 3,0 3,0 2,8 2,9 3,0 3,3 3,6 3,3 2,7 -0,1
EU-25* 2,7 2,7 3,0 3,0 3,1 3,2 3,0 3,0 2,8 2,9 3,1 3,3 3,5 3,3 2,7 0,0
EU-15* 2,6 2,9 3,3 3,3 3,3 3,7 3,4 3,2 3,0 3,0 3,2 3,4 3,5 3,1 2,5 -0,2
EU-12* 3,0 2,7 2,9 2,8 2,8 2,5 2,6 2,7 2,7 2,7 2,8 3,1 3,7 3,6 3,0 -0,1
EU-10* 2,8 2,5 2,6 2,6 2,6 2,4 2,5 2,6 2,6 2,7 2,9 3,2 3,7 3,6 3,1 0,2
EA-17* 2,8 2,9 3,1 3,2 3,3 3,4 3,3 3,3 3,0 3,0 3,1 3,3 3,6 3,4 2,8 0,0
 
* arithmetisches Mittel 
Quelle: Kommission der Europäischen Gemeinschaften (2011c), S. 300 
 
 
 
 
 
Tabelle A-If: Entwicklung der spezifischen impliziten Steuerbelastung von 
körperschaftlichem Einkommen sowie von Arbeit im Durchschnitt der EU-25 
EU-25-Durchschnitt 1995 1996 1997 1998 1999 2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009
Implizite steuerliche Belastung des Faktors Arbeit 35,5 35,3 35,7 35,7 35,8 35,7 35,5 35,1 34,9 34,6 34,5 34,4 34,4 34,3 33,5
Implizite Steuerbelastung von körperschaftlichem Einkommen 26,2 26,3 25,1 24,6 24,3 23,6 22,5 21,5 20,0 19,4 20,8 21,4 22,2 20,8 18,6
 
Quelle: Kommission der Europäischen Gemeinschaften (2011c), S. 359 und 362 
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Tabelle A-Ig: Entwicklung der Struktur der EU-Eigenmittel 
BNE-Eigenmittel MwSt-Eigenmittel Traditionelle Eigenmittel Rest*
1979 0,0 48,2 50,2 1,6
1980 0,0 46,2 49,7 4,1
1981 0,0 53,6 44,1 2,3
1982 0,0 56,6 42,2 1,2
1983 0,0 55,4 37,5 7,1
1984 0,0 55,4 39,9 4,7
1985 0,0 55,6 36,4 8,0
1986 0,0 67,7 31,1 1,2
1987 0,0 65,2 33,6 1,2
1988 10,1 59,7 28,5 1,7
1989 9,5 58,7 27,7 4,1
1990 0,4 62,8 26,2 10,6
1991 13,0 56,2 24,8 6,0
1992 13,7 58,2 22,2 5,9
1993 25,0 52,8 19,8 2,4
1994 26,8 50,3 20,1 2,8
1995 18,9 52,1 19,3 9,7
1996 25,9 45,0 16,7 12,4
1997 33,4 42,6 17,6 6,4
1998 41,4 39,1 16,7 2,8
1999 43,2 36,1 15,9 4,8
2000 40,5 38,0 16,5 5,0
2001 37,0 33,2 15,5 14,3
2002 48,1 23,5 9,7 18,7
2003 54,8 22,7 11,6 10,9
2004 66,6 13,4 11,9 8,1
2005 66,2 15,0 13,1 5,7
2006 64,7 15,9 13,9 5,5
2007 62,9 16,5 14,1 6,5
2008 61,3 15,6 14,2 8,6
2009 69,7 10,9 12,4 7,0
 
* Rest: Haushaltsüberschuss des Vorjahres & sonstige Einnahmen      
Datenquelle: Kommission der Europäischen Gemeinschaften (2007c), S. 44-47 und 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften (2010b), S. 74 
 
 
 
 
 
Tabelle A-Ih: Anteil der Konsumausgaben am BIP im Jahr 2010 („Konsumquote“) 
GR UK PT CY LT FR IT MT EU-15 EU-27 PL LV FI ES RO DK SK DE BG SI BE SE HU NL AT CZ EE IE LU
94 89 88 88 85 83 82 81 81 80 80 80 79 79 79 78 78 77 77 77 77 76 74 74 73 73 70 70 49
 
Quelle: EUROSTAT-Datenbank, Economy and Finance Indicators
Annex II 
Tabelle A-II: Datengrundlage und Berechnungen zu möglichem Zuschlagssatz einer EU-KöSt beziehungsweise zu dessen Entwicklung 
Daten zum EU-Budget 2009 (Mio. Euro)
Einnahmen 117.626
…aus MwSt-Eigenmittel 12.796
…aus BNE-Eigenmittel 81.983
…aus traditionellen Eigenmittel 14.528
…Rest 8.319
Gesamtausgaben 112.107
BIP der EU-27 
in Mio. EUR
Fiktive KöSt-BG der EU-27 in Mio. 
EUR (KöSt-Aufkommen / nach BIP 
gewichteter durchschnittlicher 
statutarischer 
Körperschaftsteuersatz)
Für Variante 1: 
Gewünschter 
Finanzierungs-
anteil der EU-
KöSt in % des 
EU-BIP
Hypothetischer 
EU-KöSt-
Zuschlagssatz 
auf die BG nach 
Variante 1 in % *
Für Variante 2: 
Konstanter 
Zuschlagssatz in % 
(wie 2009 für Ersatz der 
MwSt-Eigenmittel 
erforderlich)
Hypothetisches 
Aufkommen aus der EU-
KöSt bei Anwendung von 
Zuschlagssatz nach 
Variante 2 auf die fiktive 
BG in Mio. EUR 
1995 7.019.839 341.878 0,11 2,23 1,51 5.162
1996 7.382.931 411.028 0,11 1,95 1,51 6.207
1997 7.793.403 505.496 0,11 1,68 1,51 7.633
1998 8.164.669 516.449 0,11 1,72 1,51 7.798
1999 8.588.895 589.102 0,11 1,59 1,51 8.895
2000 9.207.503 669.689 0,11 1,49 1,51 10.112
2001 9.586.569 712.572 0,11 1,46 1,51 10.760
2002 9.944.668 690.285 0,11 1,57 1,51 10.423
2003 10.111.628 647.278 0,11 1,70 1,51 9.774
2004 10.612.321 758.346 0,11 1,52 1,51 11.451
2005 11.063.491 873.740 0,11 1,38 1,51 13.193
2006 11.692.095 1.076.661 0,11 1,18 1,51 16.258
2007 12.390.026 1.164.270 0,11 1,16 1,51 17.580
2008 12.479.024 1.157.840 0,11 1,17 1,51 17.483
2009 11.770.040 850.158 0,11 1,51 1,51 12.800
 
*  Zuschlagssatz nach Variante 1 = Finanzierungsanteil am BIP / fiktive Bemessungsgrundlage 
Quellen: Kommission der Europäischen Gemeinschaften (2010b und 2011c), Eurostat-Datenbank (VGR), eigene Berechnungen 
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